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Vie allgemeine Page des Handels und der Anduftrie, 


Trotz der unſicheren politiſchen Weltlage hat ſich das Wirtſchafts— 
jahr 1905 den beiden guten Vorjahren würdig angereiht, wenn es auch 
nicht an Hemmungen und Störungen gefehlt hat. Aus dem ganzen 
Reiche wird gemeldet, daß die Induſtrie gut beſchäftigt war, zeitweiſe 
derart, daß die Arbeitskräfte zu mangeln begannen, und wenn auch 
zweifellos dieſer erhöhte Beſchäftigungsgrad zum Teil darauf zurückzu— 
führen iſt, daß man noch möglichſt viel exportieren wollte, bevor die 
neuen Handelsverträge mit ihren höheren Zöllen in Kraft traten, ſo läßt 
ſich doch nicht verkennen, daß auch die Konjumkraft der deutſchen Be— 
völkerung erfreulich zugenommen hat. Einen deutlichen Beweis der 
wirtſchaftlichen Beſſerung bilden die geſtiegenen Einnahmen der deutſchen 
Eiſenbahnen und die Ziffern des auswärtigen Handels. Der Wert der 
deutſchen Einfuhr iſt von 6321 Millionen Mark im Jahre 1903 auf 
6864 Millionen Mark im Jahre 1904 und auf 7046 Millionen Mark im 
Jahre 1905 geſtiegen, während die Ausfuhrzahlen ſich in der ange— 
gebenen Zeit von 5130 auf 5315 und 5692 Millionen Mark erhöht 
haben. Glücklicherweiſe zeigen nicht nur die uns zugegangenen Geſchäfts— 
berichte, ſondern auch die Verkehrszahlen, daß auch unſer Bezirk an 
dem wirtſchaftlichen Aufſchwung teilgenommen hat. So betrug der Ge— 
ſchäftsumſatz der Thorner Reichsbanhſtelle 

1902 1903 1904 1905 

311 339 362 401 Millionen Mark. 

Der Beſtand der Einlagen in den ſtädtiſchen und Kreisſparkaſſen 
in Thorn, Kulm, Brieſen und Strasburg hat ſich, wie folgt, gehoben. 

Ende 1902 Ende 1903 Ende 1904 Ende 1905 
14610239 Mk. 15802109 Mk. 16813234 Mk. 18 150973 Mk. 

Auch der Weichſelumſchlagsverkehr weiſt höhere Zahlen auf, und 
wenn der Güterverkehr auf den Thorner Bahnhöfen nur unweſentlich 
geſtiegen iſt, ſo liegt dies daran, daß der Verſand von Kleie infolge der 
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noch zu ſchildernden Schwierigkeiten des ruſſiſchen Futtermittelimports 
um etwa 20000 t zurückgegangen iſt. 

Soweit in den eingegangenen Geſchäftsberichten Klagen laut 
werden, beziehen ſie ſich allermeiſt darauf, daß die Verkaufspreiſe der 
Fertigfabrikate mit der Steigerung der Rohſtoff- und Halbfabrikatpreiſe 
nicht Schritt zu halten vermochten. Dies iſt leicht erklärlich, wenn man 
bedenkt, daß die Kartellierung in der Produktion der Rohſtoffe und der 
Halbfabrikate viel weiter fortgeſchritten iſt und wegen der größeren 
Gleichmäßigkeit der Produkte viel weiter fortſchreiten konnte, als bei 
der Herſtellung der Fertigfabrikate. Dazu kommt noch, daß wegen der 
Erſchwerung der Lebenshaltung durch die hohen Fleiſchpreiſe faſt überall 
eine Steigerung der Arbeitslöhne eingetreten iſt, und man mag aus alle— 
dem erſehen, daß trotz vermehrter Umſätze das Ergebnis für einen großen 
Teil von Induſtrie und Handel der glänzenden Außenſeite nicht ent— 
ſprochen hat. Unſer Antrag, zur Linderung der Fleiſchnot ruſſiſche 
Schweine einzulaſſen zur Abſchlachtung in dem Thorner Schlachthaus, 
das mit der Eiſenbahn verbunden iſt und daher eine gefahrloſe Ein— 
bringung gewährleiſtet, iſt leider erfolglos geblieben. 

Von ausſchlaggebender Bedeutung für unſeren Bezirk ſind ſtets 
die Ergebniſſe der Ernte. Die großartige Getreideernte des Jahres 1904 
hat unſerem Getreidehandel und unſerer Müllerei guten Umſatz und 
guten Nutzen gebracht, während dagegen die neue Ernte ſowohl nach 
Menge als auch nach Qualität des Getreides hinter der des Vorjahres 
bedeutend zurückſteht. Allerdings ſind dafür Futterkräuter, Kartoffeln 
und Rüben beſſer geerntet worden, und man darf wohl hoffen, daß 
nunmehr die überhohen Fleiſchpreiſe wieder zu einem normalen Niveau 
zurückkehren werden. Wenn auch die bevorſtehende Ernte den Er— 
wartungen entſpricht, die man in ſie ſetzen darf, ſo dürften unſere Land— 
wirte keinen Grund mehr haben, Klage zu führen, zumal da ja auch 
die neuen Handelsverträge ihnen höhere Getreidepreiſe in ſichere Aus— 
ſicht ſtellen. 

Von den Störungen und Hemmungen, denen unſer Bezirk bei 
ſeiner Lage ſtark ausgeſetzt war, ſind in erſter Reihe zu nennen die dem 


Wirtſchaftsleben Rußlands ſo nachteiligen Folgen des ruſſiſch-japaniſchen 


Krieges und der inneren ruſſiſchen Wirren. Allerdings wird, wenn man 
von vorübergehender Ausfuhr von Gerſte und Roggen abſieht, faſt nichts 
nach Rußland ausgeführt, was in unſerem Bezirk gewonnen iſt, ſo daß 
von einem Rückgang der Ausfuhr nach Rußland nur unſere Grenz— 
ſpediteure Nachteile haben. Es iſt übrigens dabei bemerkenswert, daß 
zwar die Ausfuhr nach Rußland über Alexandrowo ſchwächer war als 


I ˙²˙Ü1ull. ET ra ½½ubh an A Te ae a 


“ 
3 


in den dem Kriege vorangegangenen Jahren, daß dagegen keine größeren 

2 Zahlungseinſtellungen im Kreiſe der Lodzer und Warſchauer Kaufmann: 
ſchaft zu beklagen waren. Es muß rühmend hervorgehoben werden, daß 
bei der ruſſiſchen Induſtrie und dem Handel das Beſtreben hervortrat, 

4 trotz der ſchwierigen Zeiten den Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. 
Sehr ſchwierig war es nur für unſere Spediteure, während des Bahn— 
und Poſtſtreikes den Verkehr aufrecht zu erhalten, was zeitweiſe nur 
durch Anſtellung beſonderer Kuriere zu erreichen war. 

Von ungleich größerer Wichtigkeit als die Ausfuhr iſt für unſeren 
Bezirk die Einfuhr aus Rußland, und zwar kommen hierbei vor allem 
Getreide, Futtermittel und Holz in Betracht. Die Einfuhr von Holz 
hatte unter den ruſſiſchen Wirren faſt gar nicht zu leiden, und ſie ent— 
wickelte ſich derart günſtig, wie ſie es ſeit vielen Jahren nicht geweſen. 
Es kamen auf der Weichſel faſt 2300 Holztraften an gegen etwa 1500 
im Jahre vorher, und es wurden trotz dieſer großen Einfuhr recht hohe 
Preiſe erzielt. Störend wirkte nur die wegen der Choleragefahr not— 
wendige Überwachung des Holzverkehrs mit den durch die ſanitäre 
Unterſuchung erwachſenden Unkoſten. Die nachteiligen Wirkungen der 
ruſſiſchen Unruhen werden ſich für den Holzhandel erſt bei der dies— 
jährigen Holzeinfuhr bemerklich machen, da der Holzeinkauf für den 
ruſſiſchen Holzhändler wegen Geld- und Kreditmangel ſchwieriger war, 
jo daß die Holzeinfuhr 1906 wohl nur ?/, der vorjährigen Zufuhr be— 
tragen wird, wobei allerdings nicht zu vergeſſen iſt, daß an dieſer 
geringeren Einfuhr auch der zu milde Winter, der den Transport der 
Hölzer von den Holzſchlägen nach dem Waſſer erſchwerte, Schuld 
trägt. Schwierig wurde aber die Lage für den Transport ruſſiſcher 
Futtermittel. Hatten wir im Vorjahre ſchon darüber zu klagen, daß 
infolge des Wagenmangels in Rußland die Futtermittel monatelang auf 
den Stationen lagerten, ſo iſt die Lage im Jahre 1905 noch bedeutend 
ſchlechter geworden. Wir haben durch eine Umfrage Anfang Februar 
feſtgeſtellt, daß Futtermittel noch nicht abgerollt waren, die bereits im 
Auguſt 1905 auf ruſſiſchen Stationen aufgeliefert worden waren. In 
welchem Zuſtande die Ware, die zum Teil wegen Überfüllung der Lager— 
räume im Freien aufgeſtapelt wurde, hier ankam, läßt ſich leicht denken. 


7 Wir haben alle Hebel in Bewegung geſetzt, um eine Beſſerung in den 
N auch ſonſt ſehr mißlichen Verhältniſſen des Imports ruſſiſcher Futter— 

mittel herbeizuführen, doch bis jetzt noch ohne weſentlichen Erfolg, wenn 
N auch ſeit Februar d. Js. die Zufuhren etwas reichlicher ankommen. 


Was ſchließlich die Einfuhr ruſſiſchen Getreides anlangt, ſo iſt dieſe 
ja in den letzten Jahrzehnten in unſerem Bezirk nie mehr zu einer 


größeren Bedeutung gelangt. In der Hauptſache kauften unſere an der 
Grenze gelegenen Mühlen polniſches Getreide zur Miſchung. Dieſe An— 
käufe werden, nachdem der Getreidezoll ſo erheblich heraufgeſetzt worden 
iſt, ſich wohl beträchtlich mindern, um ſo mehr, als ſich unter Berück⸗ 
ſichtigung dieſer Zollverhältniſſe in letzter Zeit auf polniſcher Seite ver- 
ſchiedene Mühlen etabliert haben, die dem deutſchen Müller das Mahlgut 
entziehen. So wird wohl für uns die Einfuhr ruſſiſchen Getreides noch 
geringer werden, als ſie leider ſchon war. 

Hoffen und wünſchen wollen wir aber, daß die ruſſiſchen Wirren 
Rußland zu einem wirklichen Verfaſſungsſtaat machen, und daß die 
tauſend Schwierigkeiten, die jetzt mit dem Verkehr mit Rußland ver— 
bunden ſind, gehoben werden, und zwar halten wir vor allen Dingen 
die Aufhebung der Paßſchwierigkeiten, die den Grenzverkehr in ſo engen 
Schranken halten, für ein unbedingtes Erfordernis. Wenn Rußland für 
möglichſt freie Entwickelung und möglichſt ungehemmten Verkehr ſorgt, 
ſo kann man wohl erwarten, daß das große Reich aus den finanziellen 
und ſonſtigen Schwierigkeiten ſich langſam aber ſicher herausarbeitet. 
Dann wird man dort hoffentlich auch wieder dem Plan einer Regulierung 
der ruſſiſchen Weichſel nähertreten, um jo eher als dieſer Plan kurz vor 
Ausbruch des ruſſiſch-japaniſchen Krieges von dem damaligen Verkehrs: 
miniſter Chilkow ſchon ernſtlich ins Auge gefaßt worden war. Es iſt 
doch auch ein Jammer, daß dieſe bedeutende Waſſerſtraße, die die Länder 
Oeſterreich, Rußland und Deutſchland verbindet und die vermöge ihrer 
großen Nebenflüſſe einen beträchtlichen Teil des Ruſſiſchen Reiches zu 
ihrem Stromgebiete zählt, einen ſo geringen Verkehr aufweiſt. Auch 
die Regulierung der preußiſchen Weichſel konnte naturgemäß bisher 
keine ausreichende Hilfe bringen, ja ſie iſt zum Teil vergebliche Arbeit, 
da die aus der unregulierten ruſſiſchen Weichſel herandrängenden Sand— 
maſſen immer wieder das Fahrwaſſer verſchlechtern. Eine Regulierung 
der ruſſiſchen Weichſel müßte den Verkehr auf dieſem Strom nebſt ſeinen 
Nebenflüſſen bald vervielfachen, und die Ausgaben würden ſich reichlich 
lohnen. 

Es wird ja leider noch viel Waſſer die Weichſel herabkommen, 
ehe unſer Wunſch erfüllt wird, und bis dahin wird der Strom haupt— 
ſächlich als Zufuhrſtraße für ruſſiſche und galiziſche Hölzer dienen. Es 
iſt dies übrigens keine kleine Aufgabe, wenn man bedenkt, daß im 
Vorjahr der Wert des auf der Weichſel eingeführten Holzes über 
50 Millionen Mark betrug. Angeſichts dieſer Werte iſt es erfreulich, 
feſtſtellen zu können, daß die Schwierigkeiten des Landankaußfs, die ſich 
dem Projekte des Holzhafens bisher entgegenſtellten, nunmehr gehoben 
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und die Erdarbeiten bereits ausgeſchrieben ſind. Der Holzhafen bei 
Thorn wird alſo wohl noch im Laufe dieſes Sommers in Angriff ge— 
nommen werden können und hoffentlich mit möglichſter Beſchleunigung 
fertiggeſtellt werden. Da auch das Projekt der Kleinbahn Thorn— 
Scharnau, deren wichtigſte Aufgabe es ja ſein wird, den Verkehr mit 
dem Holzhafen zu vermitteln, ſeiner Erfüllung näher gerückt iſt und auch 
in den Kreiſen des Holzhandels und der Holzinduſtrie das Intereſſe für 
den Hafen ſich lebhafter äußert, ſo ſehen wir freudig dem Zuſtande— 
kommen dieſer für unſeren Bezirk und namentlich für die Stadt ſo 
wichtigen Anlage entgegen. Wir ſind überzeugt, die Stadt Thorn wird 
es nie zu bereuen haben, daß ſie den Mut hatte, dieſes Unternehmen 
gemeinſam mit dem Staate zu finanzieren. 

Die von uns ſeit Jahren angeſtrebte Weiterführung der Eiſenbahn 
Kulm⸗-Unislaw bis Thorn iſt von dem Landtage inzwiſchen genehmigt 
worden, und da auch der neue Bahnhof Mocker bald in Angriff ge— 
nommen werden dürfte, ſo erfahren unſere Verkehrsverhältniſſe auch 
hier eine namhafte Beſſerung. Ferner hat im Herbſt der Andrang auf 
der Uferbahn gezeigt, daß dieſe wieder einmal an der Grenze ihrer 
Leiſtungsfähigkeit angekommen iſt und einer Gleiserweiterung dringend 
bedarf. Die Eiſenbahndirektion zu Bromberg hat ſich von der Not— 
wendigkeit einer Erweiterung überzeugen laſſen, und man darf daher 
annehmen, daß bereits im Herbſt d. Is. der Verkehr auf der Uferbahn 
ſich auch bei größerem Andrange ungehindert vollziehe. 

Erfolglos geblieben iſt leider unſer Antrag, auf der Weichſelbrücke 
bei Thorn ein zweites Gleis zu legen. Wenn wir auch nicht verhehlen 
wollen, daß wir glaubten, bei Annahme dieſes Antrags müſſe der Bau 
einer zweiten Brücke, die doch für Thorn eine wirtſchaftliche Notwendig— 
keit iſt, ſofort in Angriff genommen werden, ſo waren für uns bei der 
Einbringung des Antrags doch in erſter Reihe die Gefahren ausſchlag— 
gebend, die dem Eiſenbahnverkehr auf der Brücke bei der jetzigen Ein— 
gleiſigkeit drohen. Wir wollen hoffen, daß wir nicht zu ſchwarz geſehen 
haben. 

Leider beſtehen die von uns ſchon ſattſam geſchilderten Schädigungen 
des Handels durch Verquickung der Anſiedelungskommiſſion mit der 
Organiſation der Raiffeiſengenoſſenſchaften, durch Bevorzugung der Land— 
wirte bei Einkäufen des Proviantamts und bei Verkäufen des 
Kaliſyndikats ſowie durch eiſenbahntarifariſche Maßregeln zugunſten der 
Landwirtſchaft fort. Der Verband der amtlichen Handelsvertretungen 
Poſens und Weſtpreußens hat ſich alle erdenkliche Mühe gegeben, auf 
eine Beſeitigung dieſer ungleichen und ungerechten Behandlung und auf 
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Abſchaffung der ſteuerlichen Bevorzugung der landwirtſchaftlichen Ge— 
noſſenſchaften hinzuwirken, ohne jedoch bisher einen nennenswerten 
Erfolg zu erzielen. 

Die Arbeiterverhältniſſe waren faſt durchweg gut, und es ſind nur in 
Thorn einige Ausſtände vorgekommen, durch die die Arbeiter Lohnver— 
beſſerungen anſtrebten und erzielten. In einem großen Teil der Betriebe 
haben die Unternehmer freiwillig den Arbeitern angeſichts der verteuerten 
Lebensmittel erhöhte Löhne zugeſtanden. An ungelernten Arbeitern 
machte ſich ſtellenweiſe ein nicht unerheblicher Mangel fühlbar, auch hat 
es in einzelnen Betrieben zuzeiten an qualifizierten Arbeitern gefehlt. 
Hier könnte man vielleicht durch den Bau von Arbeiterwohnungen, deren 
Erwerb den Arbeitern durch bequeme Zahlungsart erleichtert würde, eine 
Beſſerung ſchaffen. 

Wie die Berichte der Ziegeleien, Schneidemühlen und Baumaterialien— 
handlungen ergeben, wurde im ganzen Bezirk eifrig gebaut, und da 
Ende des Jahres mildes Wetter herrſchte und auch im Frühjahr ſchon 
zeitig die Tätigkeit wieder begonnen werden konnte, ſo haben Bau— 
unternehmer und Bauarbeiter guten Verdienſt gehabt. Es wurden nicht 
nur viele Privatbauten hergeſtellt, ſondern auch große öffentliche Bau— 
werke, ſo in Thorn das Prachtgebäude der Reichsbank und die große 
Gewerbeſchule. In dieſer Schule ſollen nicht nur die kaufmänniſche und 
gewerbliche Fortbildungsſchule untergebracht werden, ſondern es ſollen 
auch im Herbſt noch drei weitere gewerbliche Schulen darin Platz finden, 
nämlich eine Handelsſchule, eine Haushaltungsſchule für Mädchen und 
eine Baugewerkſchule. Es iſt freudig zu begrüßen, daß es unſerer 
rührigen und energiſchen Stadtverwaltung gelungen iſt, Thorn dadurch 
zu einem Mittelpunkte des gewerblichen Unterrichtsweſens zu machen. 

In Thorn iſt in den letzten Jahren auch auf anderen Gebieten 
alles geſchehen, um die Stadt zu neuer Blüte zu bringen, ſo durch die 
Eingemeindung von Mocer, die Walldurchbrüche, den Bau des Theaters 
und verſchiedener Schulen. Dies hat ſchon jetzt ſeine vorteilhafte Wirkung 
auf die gewerbliche Entwickelung nicht verfehlt, und man darf mit Sicher— 
heit annehmen, daß namentlich nach Fertigſtellung des Holzhafens und 
des Bahnhofes Mocker nicht nur die beſtehenden Werke ſich ausdehnen, 
ſondern auch neue Betriebe ſich hier anſiedeln werden. Dann muß man 
aber erwarten, daß auch der Staat das ſeine zu dieſer Entwickelung 
beitrage und zwar in erſter Linie durch den Bau einer neuen Weichſel— 
brücke, die den Verkehr zwiſchen Thorn und dem Hauptbahnhof erleichert. 
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Verhandlungen der Handelskammer. 
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I. Einrichtungen für Handel und Anduſtrie. 
1. Handels- und In duſtrie-Geſetzgebung. 
Entwurf einer neuen Maßz⸗ und Gewichtsordnung. 

Bei den Verhandlungen über den Entwurf einer neuen Maß— 
und Gewichtsordnung wurde von verſchiedenen Seiten der Wunſch ge— 
äußert, daß der Zwang zur Eichung und Nacheichung nicht nur auf 
die Fäſſer für Obſtwein und Bier, ſondern auch auf die Fäſſer für 
Trinkbranntwein ausgedehnt werde. Infolgedeſſen wandte ſich die 
Kaiſerliche Normal-Eichungs-Kommiſſion an die Handelsvertretungen 
mit der Frage, ob und in welchem Umfange ein Bedürfnis zur Eichung 
von Fäſſern vorliege, in denen dem Käufer Trinkbranntwein überliefert 
werde und ob die Fäſſer für Trinkbranntwein nach der Art ihrer Veränder— 
lichkeit den Weinfäſſern gleichzuſtellen und daher in dreijährigen Friſten 
nachzueichen wären, oder wie die Bierfäſſer einer Nacheichung bereits 
nach 2 Jahren bedürften. Wir erwiderten darauf unter dem 17. Juli: 

„Bereits im Vorjahre haben wir uns auf Anfrage des deutſchen 
Handelstages hin gegen die Ausdehnung des Eichzwangs auf Brannt— 
weinfäſſer ausgeſprochen. Auch wenn die Lagerfäſſer, ſowie Fäſſer, 
aus denen im Geſchäftslokal Trinkbranntwein verzapft wird, von dem 
Eichzwang nicht berührt werden ſollten, können wir in dem Eichzwang 
weder für Käufer noch Verkäufer von Trinkbranntwein einen Vorteil 
ſehen. Die Fäſſer, in denen dem Käufer Trinkbranntwein überſandt 
wird, werden ſchon heute durchgehend von den Verkäufern ſelbſt geeicht, 
wobei der Rauminhalt entweder darauf geſchrieben oder mittelſt Stempel 
eingedrückt wird. Dieſe private Eichung genügt vollſtändig, da ſich ja 
der Käufer durch Nachmeſſen leicht von der Richtigkeit der Inhalts— 
angabe überzeugen kann. Da die verhältnismäßig dünnwandigen 
Fäſſer beim Transport leicht beſchädigt werden, findet faſt bei jeder 
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Rüdjendung eine Nacheichung jtatt, und dies ijt notwendig, da ſich 
ſonſt Abweichungen von 5 und mehr Prozent zeigen würden. Sollte 
daher der Eichzwang auf die Fäſſer für Trinkbranntwein ausgedehut 
werden, ſo würde eine Nacheichungsfriſt von 2 Jahren dem Bedürf— 
niſſe ganz und gar nicht genügen. Bei einer ſo langen Nacheichungs— 
periode würde der reelle Verkäufer doch gezwungen ſein, die Fäſſer 
öfter nachzuprüfen und den veränderten Rauminhalt zu vermerken. 
Wenn die amtliche Eichung wirklich von Nutzen ſein ſollte, ſo müßte 
ſie bei jedem Faß jährlich mindeſtens 6—8 Mal vorgenommen werden, 
und dies iſt doch ſchon aus techniſchen Gründen ausgeſchloſſen und 
würde auch, abgeſehen von der Beläſtigung des Handels, eine enorme 
Überlaſtung der Eichämter herbeiführen, da die größeren Deſtillationen 
meiſt mehrere tauſend Fäſſer im Verkehr haben. Wir müſſen uns aus 
den angeführten Gründen gegen die Ausdehnung des Eichzwanges 
auf die Fäſſer für Trinkbranntwein ausſprechen“. 


Erſatzpflicht bei Tierſchäden. 


„Der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe ſandte unter dem 
8. Juli den Handelsvertretungen folgendes Rundſchreiben: 

Der Reichstag hat in ſeiner Sitzung vom 24. Mai d. J. bei 
der Beratung des Antrags der Abgeordneten von Treuenfels und Ge— 
noſſen, betreffend Abänderung des § 833 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
mit großer Mehrheit beſchloſſen: 

die verbündeten Regierungen zu erſuchen, baldmöglichſt einen 

Geſetzentwurf vorzulegen, durch welchen dem § 833 des Bürger— 

lichen Geſetzbuchs folgender zweiter Satz hinzugefügt wird: 

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden durch ein 
Haustier verurſacht wird, das dem Tierhalter zur Aus— 
übung ſeines Berufs oder ſeiner Erwerbstätigkeit dient oder 
ſeinem Unterhalte zu dienen beſtimmt iſt, und entweder der 
Tierhalter bei der Beaufſichtigung des Tieres die im Ver— 
kehr übliche Sorgfalt beobachtet oder der Schaden auch 
bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. 

Der Beſchluß des Reichstags entſpricht den Wünſchen, die in 
weiten Kreiſen, namentlich in der ländlichen Bevölkerung, beſtehen und 
in Eingaben und Petitionen der zur Vertretung der landwirtſchaftlichen 
Intereſſen berufenen Organe vielfach zum Ausdruck gelangt ſind. Eine 
Milderung der den Beſitzern von Tieren durch den § 833 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs auferlegten Haftpflicht wird hier überall als ein 
dringendes Bedürfnis bezeichnet. In gleichem Sinne haben ſich aus 
gewerblichen Kreiſen namentlich Vertetungen von Lohnfuhrunternehmern 


— 
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ausgeſprochen. In der Tat läßt ſich nicht beſtreiten, daß die Vorſchrift 
des § 833 unter Umſtänden zu großen Härten und Andilligkeiten 
führt; ſchon die zahlreichen Entſcheidungen des Reichsgerichts, welche 
in Prozeſſen über den Erſatz von Tierſchäden ergangen ſind, ſtellen 
dies außer Zweifel. 85 

Bevor indeſſen eine Entſchließung darüber getroffen werden kann, 
ob dem Beſchluſſe des Reichstags Folge zu geben iſt, wird es erforder— 


der Herrſchaft des § 833 des Bürgerlichen Geſetzbuchs tatſächlich ent— 
wickelt haben. Ich erſuche Sie daher, mir durch die Hand des Herrn 
Regierungs-Präſidenten zu berichten, 

1. welche Erfahrungen in den Kreiſen der Handel- und Gewerbe— 
treibenden Ihres Bezirks mit der Vorſchrift gemacht worden 
ſind. 

2. Auch würde es von Wert ſein, einen Anhalt dafür zu ge— 
winnen, inwieweit die zum Schadenserſatz herangezogenen 
Tierhalter gegen ihre Haftpflicht verſichert waren. 

3. Ich ſtelle Ihnen anheim, Sich zugleich über die Frage einer 
Anderung des $ 833 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu äußern“. 

Wir erwiderten darauf unter dem 21. Auguſt, daß die Haftpflicht 

für Tierſchäden nach der jetzt gültigen Beſtimmung des § 833 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs allgemein als zu weitgehend angeſehen werde, 
zumal da die Rechtſprechung weit über die Abſichten des Geſetzgebers 
hinausgegangen ſei. Infolge dieſer ſtrengen Haftpflicht habe ſich die 
Mehrzahl der Tierhalter dagegen verſichert. Eine mildere Faſſung des 
§ 833 ſei erwünſcht, und die durch den Reichstagsbeſchluß beantragte 
Abänderung könne nur mit Freuden begrüßt werden. 


Gerichtsvollzieherordnung. 


Der Verband der amtlichen Handelsvertretungen Poſens und 
Weſtpreußens hatte in ſeiner Sitzung vom 20. Juni beſchloſſen, den 
Deutſchen Handelstag zu erſuchen, zunächſt Erhebungen über die 
Wirkungen der am 1. Oktober 1900 in Kraft getretenen preußiſchen 
Gerichtsvollzieherordnung anzuſtellen und darauf den Gegenſtand auf 
die Tagesordnung der nächſten Vollverſammlung zu ſetzen. Darauf— 
hin wandte ſich der Handelstag an ſeine Mitglieder mit der Bitte, 
über Erfahrungen, die mit der preußiſchen Gerichtsvollzieherordnung 
gemacht worden ſeien, zu berichten. Wir teilten dem Handelstag 
unter dem 7. Dezember nachſtehendes Reſultat unſerer Umfrage mit: 

„Es ſteht feſt, daß das Intereſſe der Gerichtsvollzieher an einer 
ſchleunigen und erfolgreichen Erledigung der ihnen übergebenen Auf— 
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träge ganz gewaltig abgenommen hat. In den häufigen Fällen, in 
denen dem Gläubiger nur durch raſches, energiſches Zugreifen und 
durch umſichtiges Handeln des Gerichtsvollziehers geholfen werden 
kann, d. h. alſo namentlich dann, wenn der Gläubiger einem bös— 
willigen und gewiſſenloſen Schuldner gegenüberſteht, der durch ge— 
ſchickte Manipulationen es verſteht, ſeine pfändbare Habe der Zwangs— 
vollſtreckung zu entziehen, verſagt heute der Gerichtsvollzieher nur allzu 
oft. Die häufige Erfolgloſigkeit der Pfändungen, die nur zum kleinen 
Teil ihren Grund in der Einſchränkung der pfändbaren Sachen findet, 
iſt in der Hauptſache darauf zurückzuführen, daß es dem Gerichtsvoll— 
zieher ziemlich gleichgültig iſt, welchen Erfolg ſeine Tätigkeit hat. 
Dieſe Gleichgültigkeit findet zuweilen auch darin ihren Ausdruck, daß 
der Gerichtsvollzieher in ſeinem Benehmen dem Publikum gegenüber, 
das ihm Aufträge bringt, zu wünſchen übrig läßt. 


Wenn man hervorgehoben hat, daß die neue Gerichtsvollzieher— 
ordnung wenigſtens den Schuldnern zugute komme, gegen die früher 
die Gerichtsvollzieher oft mit großer Härte und Rückſichtsloſigkeit vor- 
gingen, ſo iſt auch dies letzten Endes nicht richtig, denn jedenfalls führt 
die häufige Erfolgloſigkeit der Pfändungen dazu, daß man bei der Ge— 
währung von Kredit viel vorſichtiger verfährt als früher. 


Eine weitere nachteilige Folge der neuen Gerichtsvollzieher— 
ordnung erwähnten wir bereits in unſerem, dem deutſchen Handels— 
tage zugegangenen Schreiben vom 17. November 1904. Gegen den 
Nachteil, daß der Staat für diejenigen Schäden, die der Gerichtsvoll— 
zieher ſeinen Auftraggebern zufügt, keine Haftung übernimmt, konnte 
man früher ſich einigermaßen dadurch ſchützen, daß man den zuver— 
läſſigſten Gerichtsvollzieher des Bezirks auserwählte, was jedoch jetzt, 
nachdem jedem Gerichtsvollzieher ein beſtimmter Bezirk zugewieſen iſt, 
ausgeſchloſſen iſt. 


Es wäre ſonach wünſchenswert, daß die alte Ordnung wiederher— 
geſtellt werde, jedenfalls inſoweit, als dem Publikum die Wahl unter 
den Gerichtsvollziehern des Landgerichtsbezirks freigeſtellt werde, und 
daß dem Gerichtsvollzieher ſelbſt bei Erfüllung die ihm übertragenen 
Aufträge ein größerer Anteil an den Gebühren zufalle. Bis zum Er— 
laß der neuen Beſtimmungen müßte aber zum Schutz der Auftrag— 
geber jedenfalls die Dienſtaufſicht über die Gerichtsvollzieher erheblich 
verſchärft und von den Aufſichtsbeamten nicht nur die Ausführung 
der Zwangsvollſtreckungen, ſondern auch die Art der Ausführung ſorg— 
fältig von Amtswegen geprüft werden. 
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Entwurf eines Geſetzes über die Ordnung 


des Reichshaushalts. 


Mit dem Entwurf eines Geſetzes über die Ordnung des Reichs— 
haushalts und die Tilgung der Reichsſchuld beſchäftigte ſich die Kammer 
in ihrer Vollſitzung vom 6. Januar. Die Entwürfe wegen Anderung 
des Brauſteuergeſetzes und des Tabakſteuergeſetzes wurden der ſtändigen 
Kommiſſion überwieſen, deren Beſchlüſſe der Abſtimmung in der 
Plenarverſammlung des deutſchen Handelstages zu Grunde gelegt 
werden ſollten. Der Geſetzentwurf über die Zigarrettenſteuer wurde 
von der Kammer nicht gebilligt, da die geplante Steuer viel zu hoch 
und die vorgeſehene Art der Beſteuerung eine große Beläſtigung 
für Produktion und Verkehr bilden würde. Mit aller Schärfe ſprach 
ſich die Verſammlung gegen die Anderung des Reichsſtempelgeſetzes 
aus, dagegen wurden keine Einwendungen gegen die Beſteuerung der 
Erbſchaften vorgebracht. 

Die ſtändige Kommiſſion beſchloß, daß der Vertreter der Handels— 
kammer in der Vollverſammlung des deutſchen Handelstages zur Brau— 
ſteuervorlage, wie folgt, Stellung nehmen ſollte: 

„Dem Antrag des Ausſchuſſes des deutſchen Handelstages vom 
18. Januar entſprechend ſoll das Einverſtändnis mit einer Erhöhung 
der Bierſteuer erklärt werden. Falls es zu einer Abſtimmung über 
die zu empfehlende Steuerform kommen ſollte, ſoll die folgende Staffel 
befürwortet werden. 

Bei Verwendung von 500 dz Malz 6 Mk. für 1 dz 
„ „ „ 5002500 * „5 7 U n 

f 2504:-BO0D, as su 

5001— 7500 „ 9 
i 
" " * über 10 000 * 1 12 ” ne ]) 

Zum Geſetzentwurf wegen Abänderung des Tabalſteuergeſetzes 
faßte die ſtändige Kommiſſion folgenden Beſchluß: 

„Der neue Entwurf der verbündeten Regierungen, betreffend die 
Erhöhung der Tabakſteuer, wird ſich nicht durchführen laſſen, ohne das 
deutſche Tabaksgewerbe auf das Schwerſte zu ſchädigen und in ſeiner 
Entwickelung zu hemmen. Es würden dadurch die etwa 200000 in 
der Tabakinduſtrie beſchäftigten Arbeiter in ihrem Verdienſt geſchmälert 
und auch noch zahlreiche weitere, mit der Tabaksinduſtrie verbundenen 
wirtſchaftlichen Exiſtenzen in ihrem Gewerbe erheblich beeinträchtigt 
werden. Eine weitere nachteilige Folge würde die Verlegung eines 
großen Teils der norddeutſchen Tabakinduſtrie nach Süddeutſchland ſein. 


— 


14 


Mit aller Energie muß aber die differenzielle Verzollung des 
Rohtabaks, je nachdem dieſer für Zigarren- oder Zigarettenfabriken 
oder für Fabrikation von Rauch- und Schnupftabaken Verwendung 


finden ſoll, bekämpft werden, weil durch die ſonſt notwendige Zoll- 


aufſicht, die dazu noch wegen der Zerſplitterung der Tabaksfabrikations— 
ſtätten einen großen Teil des Zollbetrags abſorbieren würde, die 
Tabak- und Zigarrenfabriken ganz erheblich beläſtigt und beſchwert 
werden würden. 

Gegen eine angemeſſene Erhöhung des Zolls auf ausländiſche 
Fabrikate, möglichſt in Form eines Wertzolls, läßt ſich nichts einwenden, 
dagegen iſt der Tabakzoll und die Tabakſteuer in der geplanten 
Erhöhung wegen der damit verbundenen Schädigung der Tabak— 
induſtrie abzulehnen“. 


Regelung des Verkehrs mit Nuhmilch. 


Ende Dezember überſandte uns der Herr Oberpräſident einen 
von den zuſtändigen Miniſterien ausgearbeiteten Entwurf von Grund— 
ſätzen für die Regelung des Verkehrs mit Kuhmilch zur gutachtlichen 
Außerung. Wir haben den Entwurf unter Zuziehung von Sachver— 
ſtändigen geprüft und nachſtehende Wünſche geäußert: 

Zu A 1 Punkt 4. 5 

„Nach dem Entwurf ſoll Milch nur dann als paſteuriſierte oder 
ſteriliſierte Milch bezeichnet werden dürfen, wenn ſie ſpäteſtens 12 
Stunden nach dem Melken paſteuriſiert oder ſteriliſiert worden iſt. 
Dieſe Friſt erſcheint zu kurz, da ein Teil der Milch ſtets erſt nach Ver— 
lauf von 12 Stunden in die Sammelmolkerei kommt. Nach Meinung 
der Sachverſtändigen braucht eine Friſt überhaupt nicht geſetzt zu 
werden, da irgendwie verdorbene Milch weder paſteuriſiert noch ſterili— 
ſiert werden könne. 

Zu A 1 Punkt 5. 

Der Mindeſtfettgehalt der Sahne muß auf 15 9% feſtgeſetzt 
werden, da ſonſt der unlautere Wettbewerb gefördert wird, denn Sahne 
mit einem geringeren Fettgehalt iſt keine Sahne, wie ſie üblicherweiſe 
verkauft wird. 

Zu A 1 Punkt 6 d. 

Es muß genauer angegeben werden, was man unter „ſchädlichen 
Futtermitteln“ zu verſtehen hat, ob insbeſondere „angeſäuerte Futter— 
mittel“ als ſchädlich zu bezeichnen ſind. 

Zu A 3 Punkt 6. 

Die Beſtimmung, daß alle Transport- und Standgefäße unab— 
nehmbare Bezeichnungen tragen müſſen, erſcheint zu weitgehend. Dem 
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Vorſchrift nur für diejenigen Gefäße, aus denen Milch verkauft wird, 
Anwendung fände“. 


Gewichtsangabe bei fertigen Packungen. 

Unter dem 10. Februar 1906 erhielten wir von dem Herrn 
Regierungspräſidenten die Abſchrift des nachſtehenden Miniſterial— 
erlaſſes zur Außerung: 

„Tee und andere Waren ausländiſchen Urſprungs werden im 
Kleinhandel vielfach in fertigen Packungen feilgehalten, auf denen das 
Gewicht in ruſſiſchem oder engliſchem Pfund angegeben iſt. Da es 
dem großen Publikum nicht zum Bewußtſein kommt, daß es nach dem 
ausländiſchen Gewicht eine geringere Quantität erhält, als dem gleich— 
namigen deutſchen Gewicht entſpricht (nach ruſſiſchem Pfund nur 
409,512 Gramm, nach engliſchem Pfund nur 453,593 Gramm), ſo 
werden Waren in ſolchen Packungen wegen ihrer ſcheinbar größeren 
Billigkeit naturgemäß bevorzugt. Ferner ſoll häufig die Gewichts— 
angabe auf der Packung nur dem Rohgewicht entſprechen, die Packung 
ſelbſt aber aus jo ſtarkem Stoffe hergeſtellt ſein, daß zwiſchen Roh— 
gewicht und Reingewicht ein recht belangreicher Unterſchied beſteht. 

Die Vorſchriften in $ 5 des Geſetzes zur Bekämpfung des un— 
lauteren Wettbewerbs gewähren die Möglichkeit, ſolchen beabſichtigten 
oder unbeabſichtigten Quantitätsverſchleierungen entgegenzutreten. 

Auf Grund dieſer Vorſchriften ſind bereits erlaſſen die Bekannt— 
machung des Bundesrats, betreffend Beſtimmungen für den Klein— 
handel mit Garn, vom 20. November 1900 (R. G. B. S. 1014) und 
die Bekanntmachung, betreffend Beſtimmungen für den Kleinhandel 
mit Kerzen, vom 4. Dezember 1901 (R. G. B. 494). 

Für den Kleinhandel mit Tee iſt ein ähnliches Vorgehen ſchon 
früher in Erwägung gezogen worden. 

| Für den Kleinhandel mit Maizena, Mondamin, Quäfer-Dats, 
Fleijchextratt, Marmelade und Senfmehl wird es neuerdings von der 

Handelskammer in Berlin als wünſchenswert bezeichnet. 

Ew. Exzellenz erſuche ich ergebenſt, nach Anſtellung der erforder— 
lichen Ermittelungen, wobei auch den Handelsvertretungen, bei welchen 

f beſondere Erfahrungen auf dem in Betracht kommenden Gebiete vor— 

* 


Intereſſe des Verkehrs würde Genüge geleiſtet werden, wenn dieſe 


ausgeſetzt werden dürfen, Gelegenheit zur Außerung zu geben ſein 
wird, mir darüber zu berichten, ob auch bei anderen Waren außer Tee 
aus den im Eingang angegebenen Gründen ein Bedürfnis nach Erlaß 
ſolcher Vorſchriften beſteht. Die Bedürfnisfrage wird nicht nur für die 
von der Berliner Handelskammer benannten Waren zu prüfen ſein, 


ſondern es wird auch zu erwägen fein, ob nicht noch andere Waren 
in den Bereich der Regelung zu ziehen ſind. Eine Beſchränkung auf 
Waren in inländiſcher Packung iſt übrigens nicht angängig. Die Vor— 
ſchriften würden gegebenenfalls alle Waren der einzelnen Gattung. 
ohne Rückſicht auf das Urſprungsland und die Art der Aufmachung 
umfaſſen müſſen. 

Weiter wird unter anderem folgendes in Betracht kommen: 

Die Vorſchrift im § 5 des Geſetzes zur Bekämpfung des un— 
lauteren Wettbewerbes gewährt die Möglichkeit anzuordnen, daß eine 
beſtimmte Ware im Einzelverkehr nur in vorgeſchriebenen Einheiten 
der Zahl, der Länge und des Gewichts oder mit einer Angabe über 
Zahl, Länge oder Gewicht gewerbsmäßig verkauft oder feilge- 
halten werden darf; zuläſſig iſt es, beide Anordnungen zu ver— 
binden. Wird die Einhaltung beſtimmter Einheiten vorgeſchrieben, ſo 
läßt ſich die Feſtſetzung von Fehlergrenzen in der Regel nicht umgehen. 
Dieſe Feſtſetzung kann aber, wie die Erfahrung gezeigt hat, mit 
Schwierigkeiten verbunden ſein, die in der Veränderlichkeit der Ware 
ihren Grund haben. Es wird daher zu prüfen ſein, ob dem Zwecke, 
den Käufer vor Schaden zu bewahren und zugleich im Intereſſe des 
redlichen Geſchäftsverkehrs den Anſchein eines billigeren Angebots zu 
beſeitigen, bei den in Betracht kommenden Waren in der Meile ent- 
ſprochen werden kann, daß die Regelung auf dem im Geſetz an zweiter 
Stelle vorgeſehenem Wege erfolgt und die Ermittelung, ob die Menge 
im Einzelfalle der Angabe entſpricht und inwieweit der natürliche 
Schwund und unvermeidliche Ungenauigkeiten zu berückſichtigen ſind, 
dem freien richterlichen Ermeſſen überlaſſen wird. Es würde dann 
vielleicht die Anordnung genügen, daß die Waren im Kleinhandel in 
fertigen Packungen nur feilgehalten und verkauft werden dürfen, wenn 
auf der Außenſeite der Packung das Reingewicht des Inhalts in Gramm 
oder Kilogramm angegeben iſt. Dies hätte auch dann zu gelten, 
wenn die Packung einen Gewichtsvermerk nach ausländiſchem Syſtem 
enthält; die Angabe über das Verhältnis des ausländiſchen Gewichts 
zum Kilogramm wird nicht ausreichen. Eine ſolche Regelung würde 
dem legitimen Bezug von ausländiſchen Packungen kein Hindernis be— 
reiten, da der Zwiſchen- oder Kleinhändler der Vorſchrift dadurch 
genügen könnte, daß er auf das Paket einen Streifen mit der deutſchen 
Gewichtsangabe klebt. 

Zu prüfen iſt ferner, ob bei allen oder einzelnen der betreffenden 
Waren außer der Angabe des Reingewichts auch ein Vermerk über 
das Rohgewicht verlangt werden müßte, ferner ob die Gewichtsangabe 


für den Kleinhandel ſchlechthin oder nur bis zu einem gewiſſen Höchſt— 
gewicht (z. B. ein Kilogramm) vorzuſchreiben wäre. 

Ich bitte auch feſtzuſtellen, in welchen Gewichtsmengen die ein— 
zelnen Waren fertig gepackt in den Verkehr gelangen.“ 

Unter dem 5. März äußerten wir uns hierauf, wie folgt: 

„Ew. Hochwohlgeboren berichten wir gehorſamſt, daß auch wir 
die Anwendung des $ 5 des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes auf eine Reihe weiterer Artikel für notwendig halten. 
Als ſolche Waren bringen wir außer Tee noch Marmelade, Stärke, 
Mondamin und Quäker-Oats im Vorſchlage, welche Waren jetzt in 

2 nachſtehenden Gewichtsmengen fertig gepackt in den Verkehr gelangen: 
| Tee 10 g, 25 g, 62½ g, 125 g u. 250 g. 
Marmelade 1 kg, 2 kg, 5 kg. 
5 Stärke 125 g, 250 g, 500 g u. 2½ kg. 
Mondamin 125 g u. 250 g. 
Quäfer-Dats 250 g u. 500 g. 
| Wir würden es jedoch für eine zu weitgehende Beläſtigung des 
Verkehrs halten, wenn dieſe Waren nur in vorgeſchriebenen Mengenein— 
heiten zum Verkauf gebracht werden dürften. Die Zwecke des Geſetzes 
würden ſchon dann vollkommen erreicht werden, wenn die Waren im 
Kleinhandel in fertigen Packungen nur unter der Bedingung feil— 
gehalten und verkauft werden dürften, daß auf der Außenſeite der 
Packung das Reingewicht des Inhalts in Gramm oder Kilogramm 
angegeben iſt. Natürlich müßte dieſe Vorſchrift auch auf diejenigen 
Packungen ausgedehnt werden, die einen Gewichtsvermerk nach aus— 
ländiſchem Syſtem enthalten, da ja gerade die Angaben nach fremdem 
Gewichtsſyſtem zur Verſchleierung der Gewichtsmenge führen. 
Wir halten es für unbedenklich, daß dieſe Vorſchrift, wonach das 
Reingewicht auf den Packungen angebracht werden muß, auch auf hier 
nicht genannte Waren ausgedehnt werde, falls nur nachgewieſen 
| 


werden kann, daß das Fehlen einer ſolchen Angabe jetzt zu Gewichts: 
verſchleierungen führt.“ 
Beftechung von Angeſtellten. 

Der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe ließ am 8. Juni 
den Handelsvertretungen folgenden Runderlaß zugehen: 

„In der Offentlichkeit ſind ſeit einiger Zeit Beſtrebungen hervor— 
getreten, die den Erlaß geſetzlicher Beſtimmungen gegen die Beſtechung 
der Angeſtellten käufmänniſcher und induſtrieller Betriebe durch 
Lieferanten zum Ziele haben. Es wird behauptet, daß die Gewährung 
von Geſchenken und ſonſtigen Vorteilen an die Angeſtellten zu dem 
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Zwecke, dieſe zu einer Bevorzung der Waren des Geſchenkgebers vor 
den Waren anderer zu beſtimmen, mehr und mehr Verbreitung ge— 
funden habe, daß Lieferanten nicht ſelten mit den Angeſtellten ihrer 
Abnehmer in feſtem Abrechnungsverhältniſſe ſtehen, und daß ſolche 
Vorteile ſogar öffentlich in Zeitungsannoncen angeboten werden. 
Unter Hinweis auf die ſchweren Schädigungen, welche für das Ge— 
ſchäftsleben und den redlichen Wettbewerb aus derartigen, gegen die 
Grundſätze von Treu und Glauben verſtoßenden Gepflogenheiten zu 
beſorgen ſind, wird der Wunſch ausgeſprochen, durch beſondere ſtraf— 
rechtliche Vorſchrift gegen die aktive und paſſive Beſtechung der in 
Privatunternehmungen angeſtellten Perſonen einzuſchreiten. 

Anläßlich der im Abdruck beigefügten Anträge des Abgeordneten 
Müller (Meiningen) und der Abgeordneten Gröber und Trimborn 
(Nr. 627 und Nr. 661 der Reſolutionen zur zweiten Beratung des 
Etatsgeſetzes für das Rechnungsjahr 1905) iſt die Frage auch in den 
Sitzungen des Reichstags vom 28. Februar, 1, 2. und 3. März d. J. 
zur Sprache gekommen. Beide Anträge haben zwar bei der Ab— 
ſtimmung eine Mehrheit nicht gefunden, jedoch laſſen die Ausführungen 
der Redner der verſchiedenen Parteien keinen Zweifel darüber, daß 
das Beſtehen ſchwerer Mißſtände auch vom Reichstage anerkannt wird. 

Allerdings wird in der Offentlichkeit auch die Auffaſſung ver- 
treten, daß zu einem Einſchreiten der Geſetzgebung zurzeit eine aus— 
reichende Veranlaſſung nicht vorliege, da bereits das geltende Recht 
— namentlich die Beſtimmungen im § 826 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs und § 133 der Gewerbeordnung — Handhaben böten, einem 
unlauteren Verhalten ſowohl des Geſchenkgebers wie des Angeſtellten 
entgegenzutreten, im übrigen aber zunächſt zu verſuchen ſei, der Miß— 
ſtände im Wege der Selbſthilfe Herr zu werden. Zugleich wird auf 
die Schwierigkeit hingewieſen, die ſich bei der Mannigfaltigkeit der in 
Betracht kommenden Verhältniſſe einer ſicheren Abgrenzung des ſtraf⸗ 
geſetzlichen Tatbeſtands ſowie einer wirkſamen Durchführung der Straf— 
vorſchrift entgegenſtellen würden, und der Beſorgnis Ausdruck gegeben, 
daß das Geſetz zu nutzloſen Eingriffen in die inneren gewerblichen 
Verhältniſſe und zu häßlichen Denunziationen führen werde. 

Wenngleich der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſich in den 
Sitzungen vom 13. und 14. Februar d. J. bereits dafür ausgeſprochen 
hat, daß die aktive und paſſive Beſtechung kaufmänniſcher Angeſtellten 
mit krimineller Strafe bedroht werde, es ſich auch nicht verkennen 
läßt, daß die Beſtechung der Angeſtellten an Boden gewonnen hat, 
ſeitdem infolge der Vergrößerung und Zuſammenziehung der Betriebe 


der Unternehmer mehr und mehr darauf angewieſen iſt, den Ankauf 
| der Waren ſeinen Angeſtellten zu überlaſſen, wird es doch, angeſichts 

der Verſchiedenheit der Auffaſſungen in den beteiligten Kreiſen, einer 
eingehenden Unterſuchung über den Umfang der Mißſtände und über 
die Rätlichkeit eines geſetzgeberiſchen Vorgehens bedürfen, bevor nach 
dieſer Richtung weitere Schritte geſchehen. 

Sie wollen mir daher binnen drei Monaten eingehend hierüber 
berichten und dabei gegebenenfalls auf Ihre einſchlägigen früheren Be⸗ 
richte und Veröffentlichungen verweiſen.“ 

Wir berichteten darauf, daß in unſerm Bezirk die angeführten 
Mißſtände nicht zutage getreten ſeien, daß aber, ſoweit ſie ander⸗ 
wärts vorgekommen ſeien, zu ihrer Bekämpfung die beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen vollſtändig ausreichend erſcheinen. 

Abänderung des 8 65 des Handelsgeſetzbuches. 

Unter dem 2. März 1906 reichten wir dem Bundesrat nachſtehende 

Eingabe ein: 
| „In dem im Reichs-Zuftizamt aufgejtellten Entwurf eines Handels- 
N geſetzbuches lautete § 58: 

Wird der Handlungsgehilfe durch unverjhuldetes Unglück an 
der Leiſtung der Dienſte verhindert, ſo behält er ſeinen Anſpruch 
auf Gehalt und Unterhalt, jedoch nicht über die Dauer von ſechs 
Wochen hinaus. 

Der Handlungsgehilfe muß ſich den Betrag anrechnen laſſen, 
welcher ihm für die Zeit der Verhinderung aus einer auf Grund 
geſetzlichen Verpflichtung beſtehenden Kranken- oder Unfallver- 
ſicherung zukommt. 

In der Denkſchrift wurde mit Recht für die Faſſung von Abſatz 2 
dieſes Paragraphen geltend gemacht, daß die gleiche Beſtimmung für 
U alle der Gewerbeordnung unterſtehenden Gehilfen Anwendung finden 
und daher nicht wohl für die Handlungsgehilfen allein eine Ausnahme 

gemacht werden könne. 


1 In der Reichstagskommiſſion wurde jedoch Abſatz 2 dieſes 
Paragraphen (jeigen § 63) dahin geändert, daß der Handlungsgehilfe 
j nicht verpflichtet iſt, ſich den Betrag, der ihm aus einer Kranken- und 
N Unfallverſicherung zukommt, anrechnen zu laſſen. Gleichzeitig wurde 


beſtimmt, daß eine Vereinbarung, die dieſer Vorſchrift zuwiderläuft, 
nichtig ſein ſoll. Dieſe Anderung wurde von dem Reichstage ange— 
nommen. 

In den Kommentaren zum Handelsgeſetzbuch wurde zwar darauf 
hingewieſen, daß es inkonſequent ſei, Abänderungen zu Abſatz 1 zu— 


* 
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zulaſſen, Abſatz 2 dagegen zu zwingendem Recht zu machen, doch wurden 
keinerlei Zweifel geäußert darüber, daß ſich der Satz: „Eine Ver— 
einbarung, welche dieſer Vorſchrift zuwiderläuft, iſt nichtig,“ nur auf 
Abſatz 2 beziehen könne. 

Eine Unficherheit betreffs der Auslegung des § 63 -G. B. iſt 
erſt durch die Entſcheidung des Landgerichts I Berlin vom 25. 1. 1904 
und 3. 2. 1904 entſtanden. Hiernach iſt die Vereinbarung mit einem 
Handlungsgehilfen, daß für den Fall ſeiner Erkrankung die Gehalts— 
zahlung während der Dauer der Krankheit entgegen der Beſtimmung 
des Abſatz 1 des § 63 in Fortfall kommen ſoll, nichtig; auch 
Abſatz 1 des § 63 habe zwingenden Charakter. Wenn Wortlaut und 
Entſtehungsgeſchichte des $ 63 anſcheinend die gegenteiligen Anſichten 
rechtfertigten, ſo ſprächen dagegen nicht nur logiſche Bedenken, ſondern 
auch die Erwägung, daß die am Wortlaut heftende Auslegung dieſer Be— 
ſtimmung der ſozialen Tendenz der neueren Geſetzgebung zuwider— 
laufen würde. 

Dieſe Art der Geſetzesauslegung iſt im höchſten Grade bedenk— 
lich, denn zweifellos widerſpricht das Reſultat im vorliegenden Falle 
dem ausdrücklich ausgeſprochenen Willen des Geſetzgebers. Wir ſehen 
jedoch davon ab, auf dieſen Punkt einzugehen, möchten vielmehr nur 
auf die Unficherheit hinweiſen, die durch dieſen Spruch des Berliner 
Landgerichts I entſtanden iſt, da einige Gerichte ſich dieſem Spruche an— 
geſchloſſen haben, andere jedoch nach wie vor daran feſthalten, daß 
Abſatz 1 des $ 63 durch Vertrag abgeändert werden kann. 

Es liegt im Intereſſe aller Beteiligten, daß dieſe Unſicherheit be— 
ſeitigt werde, und es ſind aus dieſem Grunde auch ſchon verſchiedene 
Petitionen einem Hohen Bundesrate zugegangen. Jedenfalls muß 
§ 63 HG. B. jo bald wie möglich jo abgeändert werden, daß eine 
verſchiedene Auslegung nicht mehr möglich iſt. 

Wir bitten daher den Hohen Bundesrat gehorſamſt, dem Reichs- 
tag einen Geſetzentwurf vorzulegen, wonach $ 63 H.-G. B. dahin ab- 
geändert werde, daß Abſatz 1 den Zuſatz erhält: „Eine Vereinbarung, 
welche dieſer Vorſchrift zuwiderläuft, iſt nichtig“. Dagegen bitten wir 
den Abſatz 2 folgende Faſſung zu geben: „Der Handlungsgehilfe muß 
ſich den Betrag anrechnen laſſen, der ihm für die Zeit der Ver— 
hinderung aus einer auf Grund geſetzlicher Verpflichtung beſtehenden 
Kranken- oder Unfallverſicherung zukommt“. 

Damit wäre ſowohl dem Intereſſe der Handlungsgehilfen als auch 
der Prinzipale gedient. Würden beide Abſchnitte zu zwingendem Rechte 
werden, ſo würde dadurch, wie ſich das jetzt ſchon gezeigt hat, bei 
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einem Teil der Gehilfen die Neigung zunehmen, Krankheit zu 
ſimulieren, um in den Genuß höherer Einkünfte zu gelangen. Solchen 
Simulanten gegenüber muß der Prinzipal die Möglichkeit haben, die 
geſetzliche Kranken- und Unfallsentihädigung auf das Gehalt anzu— 
rechnen. In ernſthaften Krankheitsfällen wird wohl kaum je der 
Prinzipal von dieſem Rechte Gebrauch machen, ſo daß alſo eine wirk— 
liche Benachteiligung der Handlungsgehilfen aus der von uns vorge— 
ſchlagenen Faſſung nicht entſtehen wird, dagegen iſt der Vorteil, daß 
Abſatz 1 durch Vertrag nicht abgeändert werden kann, ganz bedeutend. 
55 glauben, daß die Handlungsgehilfen mit dieſer Anderung des 
§ 63 durchaus zufrieden ſein werden.“ 


Lehrlingshaltung in Buchdruckercien. 


Nach § 128 der Gewerbeordnung kann dem Lehrherrn, wenn 
er eine im Mißverhältnis zu dem Umfange oder der Art ſeines Ge— 
werbebetriebs ſtehende Zahl von Lehrlingen hält und dadurch die 
Ausbildung der Lehrlinge gefährdet erſcheint, die Entlaſſung eines 
entſprechenden Teils der Lehrlinge auferlegt und die Annahme von 
Lehrlingen über eine beſtimmte Zeit hinaus unterſagt werden. 

Unbeſchadet der vorſtehenden Beſtimmungen können aber durch 
Beſchluß des Bundesrats für einzelne Gewerbszweige Vorſchriften über 
die höchſte Zahl der Lehrlinge erlaſſen werden, welche in Betrieben 
dieſer Gewerbszweige gehalten werden darf. 

Das Tarifamt und der Tarifausſchuß der Deutſchen Buchdrucker 
haben nun bei dem Bundesrat beantragt, Vorſchriften über die zu— 
läſſige Höchſtzahl von Lehrlingen in Buchdruckereibetrieben zu erlaſſen. 
Hierfür haben ſie die Beſtimmungen des § 40 des Buchdruckereitarifs, 
die bereits jetzt für die ſogenannten tariftreuen Gewerbebetriebe 
Geltung haben, in Vorſchlag gebracht. Von dem Herrn Regierungs— 
präſidenten aufgefordert, zu dieſem Antrage Stellung zu nehmen, be— 
richteten wir unter dem 24. Juli: 

„Ew. Hochwohlgeboren erwidern wir gehorſamſt, daß wir den 
Erlaß von Vorſchriften über die Höchſtzahl von Lehrlingen in Buch— 
druckereien gemäß § 128 Abſatz 2 der Gewerbeordnung für wünſchens— 
wert halten. Es 5 dies einmal im Intereſſe einer beſſeren Aus— 
bildung der Lehrlinge, ſodann iſt es aber auch einem als Setzer oder 


Drucker ausgebildeten Gehilfen ſchwer, ja nahezu unmöglich, bei 


mangelnder Arbeitsgelegenheit im Buchdruckereigewerbe bei einem 
anderen Gewerbszweige Beſchäftigung zu finden. Die in § 40 des 
Buchdruckertarifs enthaltenen Beſtimmungen halten wir allerdings 
nicht für geeignet, als Unterlage für die zu erlaſſenden Vorſchriften zu 
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dienen, da ſonſt die Lehrlingshaltung allzuſehr eingeſchränkt werden 

würde. Es iſt ja Ew. Hochwohlgeboren bekannt, daß aus den öſt— 

lichen Provinzen die gelernten Arbeiter in großer Anzahl nach dem 
Weſten gehen, wo ſie beſſere Arbeitsgelegenheiten und beſſere Be— 
zahlung zu finden hoffen. Auch im Buchdruckereigewerbe findet ein 
ſolcher Abzug der ausgebildeten Setzer und Drucker ſtatt, und es 
würde daher bald ein empfindlicher Mangel an Arbeitskräften ein— 
treten, wenn § 40 des Buchdruckertarifs Geſetzeskraft erlangen würde. 
Die guten Folgen einer Lehrlingsbeſchränkung würden u. E. auch dann 
eintreten, wenn beſtimmt würde, daß ſich die Zahl der Lehrlinge in 
den Druckereien zu der der Gehilfen höchſtens wie 2: 3 verhalten 
dürfen, wobei vielleicht die ganz kleinen Druckereien noch etwas 
günſtiger geſtellt werden müßten, wie dies ähnlich auch in § 40 des 
Buchdruckereitarifs vorgeſchrieben iſt.“ 

verhängung der Schaufenſter an Sonn⸗ 

und Feiertagen. 

Ende Oktober wandten wir uns in nachſtehender, von den übrigen 
Handelsvertretungen Weſtpreußens unterſtützten Eingabe an den Herrn | 
Oberpräſidenten in Danzig: | 

„Ew. Exzellenz beehrt ſich die gehorſamſt unterzeichnete Handels— 
kammer den Antrag zu unterbreiten, den Abſatz 1 § 6 der Polizei— 
verordnung des Herrn Oberpräſidenten zu Danzig vom 31. Juli 1896, 
welcher lautet: Schaufenſter ſind während des Hauptgottesdienſtes zu 
räumen oder zu verhängen, aufzuheben. 

Zur Begründung führen wir ganz ergebenſt folgendes an: 

Die Beſtimmungen über die äußerliche Heilighaltung der Sonn— 
und Feiertage weichen nicht blos in den einzelnen deutſchen Bundes— 
ſtaaten, ſondern auch in den einzelnen Teilen des preußiſchen Staates 
ſehr von einander ab. In einigen Teilen des Deutſchen Reiches, wie 
in Bayern, Württemberg, Oldenburg, Braunſchweig, Sachſen-Meiningen 
und Bremen beſtehen überhaupt keinerlei einſchränkende Beſtimmungen, 
ohne daß dort die Anſicht laut geworden wäre, daß deshalb das 
religiöſe Gefühl verletzt oder die innere Sammlung geſtört würde. 
Auch in Norddeutſchland haben ſich Stimmen in gleichem Sinne er— 
hoben. So hat im Mai 1905 die Kreisſynode Fr. Werder 2 (Berlin) 
den Antrag angenommen: 

„In Erwägung, daß kirchliche und religöſe Intereſſen durch 


das Offenhalten der Schaufenſter an Sonn- und Feiertagen 7 
nicht geſchädigt werden, vielmehr der gegenwärtige Zuſtand j 
| eine ungünſtige Stimmung eines Teiles der Bevölkerung gegen 4 
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die Kirche hervorruft, wolle die Kreisſynode dahin wirken, 
daß das Offenhalten der Schaufenſter an Sonn— und Feier⸗ 
tagen erlaubt iſt“. 

Ferner iſt in Schleswig-Holſtein die Polizeiverordnung vom 
26. Februar 1896, nach der das Aushängen und Ausſtellen von 
Waren in den Schaufenſtern und in oder vor den Ladentüren während 
des Hauptgottesdienſtes verboten wurde, durch die Polizeiverordnung 
vom 23. März 1905 aufgehoben worden. 

Ahnliche Verordnungen für Hamburg und Lübeck ſind am 
21. Dezember 1904 und 15. Februar 1904 gleichfalls aufgehoben 
worden. 

Hieraus ergibt ſich, daß die äußere Heilighaltung der Sonn⸗ 
und Feiertage in keiner Weiſe durch das Ausſtellen von Waren in 
den Schaufenſtern beeinträchtigt wird. 

Andererſeits hat die Verordnung große Nachteile für die dadurch 
betroffenen Gewerbetreibenden und deren Angeſtellte zur Folge. 

Jene müſſen die Ausführung der Verordnung meiſtens ihrem 
Perſonal überlaſſen und erhalten häufig bei den ganz unvermeidlichen 
kleinen Verſehen derſelben Polizeiſtrafen, die natürlich großen Verdruß 
bereiten. 

Die oft koſtſpielige Schaufenſterdekoration bildet heute einen ſehr 
weſentlichen Faktor für die Heranziehung von Kunden. Bei dem 
jetzigen Zuſtande wird den Teilen der Bevölkerung, welche vor allem 
an Sonn- und Feiertagen die Schaufenſter behufs Deckung ihres Be— 
darfs prüfen können, nämlich den Arbeitern und den Landleuten, dieſe 
Gelegenheit ſtark beeinträchtigt. 

Die Kundſchaft derſelben wird dadurch häufig den ſeßhaften Ge⸗ 
werbetreibenden entzogen und den Hauſierern und Detail Reiſenden 
zugeführt. 

Falls eine allgemeine Sonntagsruhe, wie vielfach gewünſcht 
wird, im Handelsgewerbe eingeführt werden ſollte, ſo würden die 
Übelſtände noch verſtärkt werden. Die Gewerbetreibenden werden 
dann genötigt, die Schaufenſter den ganzen Sonntag hindurch ver— 
hängt zu laſſen, oder nach Beendigung des Gottesdienſtes die Ge— 
ſchäftsräume wieder aufzuſuchen, um die Vorhänge zu entfernen. Da 
die Geſchäftsräume von der Privatwohnung in den meiſten Fällen, 
namentlich in größeren Städten, räumlich nicht unerheblich getrennt 
ſind, ſo würde beim Beſtehenbleiben der Vorſchrift des § 6 der Zweck 
der allgemeinen Sonntagsruhe nicht erfüllt werden.“ 

Ein Beſcheid iſt daraufhin bis jetzt nicht eingegangen. 
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2. Sonflige Induſtrie- und Handelsangelegenheiten. li 
Deuticher Handelstag. N 
Dem der 32. Vollverſammlung des deutſchen Handelstags vom 
Generalſekretär erſtatteten Geſchäſtsbericht entnehmen wir folgendes: 
„Am 17. Juli 1905 ſtarb der Präſident des Deutſchen Handels— 
tags Geheimer Kommerzienrat Adolf Frentzel (Berlin). Die Beerdigung 
fand am 20. Juli ſtatt. In der Sitzung des Ausſchuſſes des Deutſchen 
Handelstages vom 26. Oktober wurde dem Verſtorbenen vom erſten 
Stellvertreter des Präſidenten des Deutſchen Handelstags Kaempf 
(Berlin) ein warmer Nachruf gewidmet. 
Eine Handelskammer wies in einem an den Deutſchen Handels— 
tag gerichteten Schreiben darauf hin, daß, nachdem bereits eine Reihe 
von Handelskammern nicht nur dem Deutſchen Handelstag, ſondern 
auch dem Zentralverband Deutſcher Induſtrieller ſich angeſchloſſen habe, 
neuerdings eine weitere Zerſplitterung dadurch drohe, daß der Handels— 
vertragsverein und der Mitteleuropäiſche Wirtſchaftsverein die Handels— 
kammern umwürben. — Auf Grund eines Beſchluſſes des Vorſtandes 
des Deutſchen Handelstags erteilte der Präſident des Deutſchen Han— 
delstags hierauf am 19. Juni 1905 eine Antwort, in der es hieß: 
„Mit der geehrten Handelskammer halten wir es für unerfreulich, 
wenn die Handelskammern zur Bearbeitung derſelben Angelegenheiten 
von verſchiedenen Seiten in Anſpruch genommen werden und durch 
ihre Haltung zu der beklagten Zerſplitterung beitragen. Was außer— 
halb der Handelskammern die einzelnen Kaufleute und die freien 
Vereine zur Vertretung ihrer Intereſſen unternehmen, ſteht hier nicht 
zur Erörterung; in bezug auf die Handelskammern hegen wir aber den 
Wunſch, daß ſie ſtets den Deutſchen Handelstag als ihre berufene 
Zentralſtelle betrachten.“ 
Das „Jahrbuch der Deutſchen Handelskammern und ſonſtigen 
amtlichen Handelsvertretungen, herausgegeben im Auftrage des Deutſchen 
Handelstags von der Handelskammer zu Leipzig durch deren Syndikus 
Dr. jur. Wendtland, Jahrgang 1905“ iſt im Juni 1905 erſchienen. 
Vom 7.—9. September fand in Lüttich ein Internationaler 
Handelskammer-Kongreß ſtatt, bei dem der Deutſche Handelstag und 
eine größere Anzahl von Mitgliedern des Deutſchen Handelstags ver— 
treten waren. Es wurde beſchloſſen, regelmäßig Sitzungen der Kongreſſe 
der Handelskammern und der induſtriellen und kommerziellen Vereine 1 
zu veranſtalten, und zur Organiſation dieſer Verſammlungen ein 
ſtändiges Komitee eingeſetzt, dem als Vertreter des Deutſchen Handels— 1 
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tags die Herren Kaempf (Berlin) und Geheimer Kommerzienrat Michel 
(Mainz) angehören. — Das ſtändige Komitee trat am 28. Januar 
1906 in Brüſſel zu einer Sitzung zuſammen, in der Deutſchland durch 
den Generalſekretär des Deutſchen Handelstags Dr. Soetbeer vertreten 
war. 

Vom 24.— 28. September 1905 fand in Mons ein Internationaler 
Kongreß für weltwirtſchaftliche Entwickelung ſtatt, bei dem der Deutſche 
Handelstag durch ſeinen Generalſekretär Dr. Soetbeer vertreten war. 
(Auch die Thorner Handelskammer war dort vertreten und zwar durch 
ihr Mitglied, Herrn Fabrikbeſitzer Houtermans in Thorn.) 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 26. 
Oktober 1905 dahin aus, daß die im Weltpoſtvertrag für die Rück— 
ſendung unbeſtellbarer Poſtſachen feſtgeſetzten Friſten von ſechs Monaten 
im Verkehr mit überſeeiſchen Ländern und von zwei Monaten im Ver— 
kehr mit anderen Ländern verkürzt, die auf Grund beſonderer Ver— 
einbarungen beſtehenden Ausnahmen von der Verpflichtung zur Rück— 
ſendung von Druckſachen beſeitigt und keine neuen Ausnahmen zuge— 
laſſen werden möchten. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags beſchloß am 26. Oktober 
1905, entſprechend einem Beſchluß der Kommiſſion betr. Verkehr vom 
30. Mai, zu beantragen, daß die Gebühr für Poſt-Schließfächer ſoweit 
ermäßigt werde, daß lediglich die Koſten der Einrichtung gedeckt werden. 
Einem Antrage auf völlige Gebührenfreiheit ſtimmte der Ausſchuß 
ebenſo wie die Kommiſſion betr. Verkehr (25. Oktober) nicht zu. 

Der Staatsſekretär des Reichs-Poſtamts erteilte am 10. Juli 1905 
auf eine Eingabe des Deutſchen Handelstags vom 4. Februar 1905 
den Beſcheid, daß dem Antrage, die für die Berechnung der Ver— 
ſicherungsgebühr für Wertſendungen in Betracht kommenden Stufen 
von 300 auf 500 Mark zu erweitern, nicht entſprochen werden könne. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr trat 
am 30. Mai 1905 dafür ein, daß die Beförderung von Briefen durch 
Agenten bedingungslos zugelaſſen werde. Der Ausſchuß des Deutſchen 
Handelstags erklärte ſich am 26. Oktober mit dem Vorſchlage einver— 
ſtanden. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 26. 
Oktober 1905 für folgende Bemeſſung des Portos für Druckſachen aus: 
bis 50 g 3 Pf., bis 250 g (jetzt 100 g) 5 Pf., bis 500 g (jetzt 250 g) 
10 Pf., bis 1000 g (etzt 500 g) 20 Pf. bis 2000 g (etzt 1000 g) 
30 Pf. — Die Kommiſſion betr. Verkehr war am 30. Mai für Herab- 
ſetzung des Portos für Druckſachen eingetreten. 
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Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr ſprach 
ſich am 15. Januar 1906 für folgende Bemeſſung des Portos für 
Druckſachen im Ortsverkehr aus: bis 50 g 2 Pf, bis 250 g (etzt 100 g) 
3 Pf., bis 500 g (jetzt 250 g) 5 Pf., bis 2000 g (ietzt 500 g) 10 Pf. 
(jetzt bis 1000 g 15 Pf.). Ein Antrag auf Herabſetzung des Portos 
für Briefe im Ortsverkehr wurde abgelehnt. 

Der Staatsſekretär des Reichs-Poſtamts teilte dem Deutſchen 
Handelstag am 9. Mai 1905 mit, daß dem Antrage, die Abholung 
der Poſtanweiſungen unabhängig von den Wert- und Einſchreib— 
ſendungen zu geſtatten, nicht entſprochen werden könne. 

Der Staatsſekretär des Reichs-Poſtamts teilte dem Deutſchen 
Handelstag am 11. Auguſt 1905 mit, daß dem Antrag, einen Porto— 
ſatz von 10 Pfennig für Poſtanweiſungen bis 10 Mark oder bis 20 
Mark einzuführen, nicht entſprochen werden könne. 

Auf die Eingabe des Deutſchen Handelstags, betr. Beſtellgebühr 
für Poſtanweiſungen im Giroverkehr, erteilte der Staatsſekretär des 
Reichs-Poſtamts am 9. Mai 1905 den Beſcheid, daß die Gebühr nach 
den Beſtimmungen der Poſtordnung gerechtfertigt ſei. Der Präſident 
des Deutſchen Handelstags erwiderte hierauf am 18. Mai 1905, daß 
der Wunſch des Deutſchen Handelstags gerade auf eine Anderung 
der Beſtimmungen der Poſtordnung gerichtet ſei, und bat, die Ange— 
legenheit von neuem in Erwägung zu ziehen. 

Auf eine Eingabe des Deutſchen Handelstags vom 4. Februar 
1905 wegen Einführung der in Deutſchland beſtehenden Einrichtung 
der dringenden Pakete für den Weltpoſtverkehr erwiderte der Staats— 
ſekretär des Reichs-Poſtamts am 5. Januar 1906, er habe an die Poſt— 
verwaltungen einiger Nachbarländer entſprechende Vorſchläge gerichtet, 
in dieſen ſei jedoch mit Rückſicht auf die beſtehenden Verhältniſſe ein 
Bedürfnis zur Einführung dringender Pakete nicht vorhanden; weitere 
Schritte verſprächen zurzeit einen Erfolg nicht. 

Gemäß einem Beſchluß der Kommiſſion des Deutſchen Handels— 
tags betr. Verkehr vom 25. Oktober 1905 erklärte es der Ausſchuß des 
Deutſchen Handelstags am 26. Oktober für notwendig und dringlich, 
daß eine Anderung der Eiſenbahnverkehrsordnung nach Anhörung der 
Handelskammern und geeigneter Sachverſtändiger herbeigeführt werde. 
Eine Bearbeitung der Angelegenheit von Handelstags wegen ſoll vor— 
genommen werden, ſobald der in Angriff genommene Entwurf des 
Reichs-Eiſenbahnamts vorliegen wird. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr erklärte 
ſich am 31. Mai 1905 hinſichtlich der Statiſtik der Güterbewegung auf 
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deutſchen Eiſenbahnen für eine weitergehende Spezialiſierung der Güter 
und für eine genauere Anſchreibung der Herkunft aus dem Ausland; 
ſie beſchränkte ſich im übrigen darauf, zu befürworten, daß die von 
einigen Handelskammern geäußerten Einzelwünſche (namentlich betr. 
Spezialiſierung der Güter und Abgrenzung der Verkehrsbezirke) der 
Regierung übermittelt werden. Der Ausſchuß des Deutſchen Handels— 
tags ſtimmte am 26. Oktober dieſen Vorſchlägen zu. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags faßte am 14. Februar 
1905 folgenden Beſchluß: „Im allgemeinen Verkehrsintereſſe iſt es 
dringend erwünſcht, daß überall da, wo der Umfang des Verkehrs und 
das Bedürfnis es rechtfertigen, ein direkter Güterverkehr zwiſchen 
Stationen einer oder mehrerer Eiſenbahndirektionsbezirke und den mit 
vollſtändigem Güterdienſt ausgeſtatteten Stationen der benachbarten 
Lokal- oder Kleinbahnen eingeführt und auch im übrigen nach Mög— 
lichkeit Fürſorge dafür getroffen werde, daß ſich für den Verkehr 
zwiſchen Staatsbahn und privater Kleinbahn die Geſamtfracht genau 
beſtimmen läßt.“ 

Gemäß Beſchlüſſen der Kommiſſion des Deutſchen Handelstags 
betr. Verkehr vom 30. Mai und 25. Oktober 1905 befürwortete der 
Ausſchuß des Deutſchen Handelstags am 26. Oktober für die Eiſen— 
bahnverkehrsordnung und für das Internationale Übereinkommen über 
den Eiſenbahnfrachtverkehr eine Anderung dahin, daß die jetzt nur für 
die ganze Sendung geſtatteten Vermerke auf der Rückſeite des Fracht— 
briefs auch für Teile der Sendung gemacht werden dürfen. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr trat 
am 30. Mai 1905 dafür ein, daß bei der Gewichtsberechnung für die 
Eiſenbahnfracht die Abrundung der Gewichte in Stufen von 5 kg, ſtatt 
wie bisher 10 kg, ſtattfinde. Der Ausſchuß des Deutſchen Handels— 
tags ſtimmte am 26. Oktober dieſem Vorſchlage zu. 


Gemäß einem Beſchluß der Kommiſſion des Deutſchen Handels— 
tags betr. Verkehr vom 25. Oktober 1905 ſprach ſich der Ausſchuß des 
Deutſchen Handelstags am 26. Oktober dahin aus, daß ein Bedürfnis 
für Beibehaltung von Zehntonnenwagen beſtehe und dieſem Bedürfnis 
durch die Eiſenbahnverwaltung zu entſprechen ſei. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr trat 
am 31. Mai 1905 dafür ein, daß durch Lieferung anderer als der 
beſtellten Wagen kein Nachteil hinſichtlich der Frachtberechnung für den 
Abſender oder Empfänger herbeigeführt werden dürfe; ſie erklärte es 
ferner für wünſchenswert, daß die Eiſenbahnverwaltung eine Über⸗ 
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ladung der Güterwagen verhüte. Der Ausſchuß des Deutſchen Handels: 
tags ſtimmte am 26. Oktober dieſen Vorſchlägen zu. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr trat 
am 31. Mai 1905 dafür ein, daß die Entladefriſt am Nachmittag vor 
Sonn- und Feſttagen ruhen ſolle, und erklärte es für wünſchenswert, 
daß die Dienſtſtellen der Eiſenbahnverwaltung angewieſen würden, 
diejenige Zeit nicht in die Ladefriſt einzurechnen, deren Ausnutzung 
durch Maßregeln der Eiſenbahnverwaltung verhindert wird. — Der 
Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 26. Oktober gegen 
den erſteren Wunſch aus und ſah auch von einer Unterſtützung des 
letzteren Wunſches ab. — Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags 
betr. Verkehr ſprach ſich am 15. Januar 1906 dafür aus, daß Wagen— 
ſtandgeld für Sonn- und Feſttage nur dann erhoben werde, wenn 
die Ent- oder Beladefriſt ſchon mittags 12 Uhr am Tage vor dem 
Sonn- oder Feſttage abgelaufen wäre, und daß bei mehreren aufein— 
anderfolgenden Sonn- und Feſttagen nur für einen von ihnen Wagen— 
ſtandgeld erhoben werde. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 26. 
Oktober 1905 in Übereinſtimmung mit dem Beſchluß der Kommiſſion 
betr. Verkehr vom 30. Mai dafür aus, daß für die Feſtſtellung des 
Eigengewichts der Güterwagen keine Gebühr erhoben werde, wenn die 
Feſtſtellung eine größere Abweichung von dem an dem Wagen ange— 
ſchriebenen Eigengewicht als in der Höhe von 1% (jetzt 2 %) ergibt. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr ſprach 
am 31. Mai 1905 ihre Befriedigung darüber aus, daß eine Verbeſſerung 
der Statiſtik des Güterverkehrs auf den deutſchen Waſſerſtraßen in 
Angriff genommen werde; ſie ſprach die entſchiedene Forderung aus, 
daß die in dem vom Kaiſerl. Statiſtiſchen Amt aufgeſtellten Entwurf 
von Beſtimmungen, betreffend die Statiſtik des Verkehrs auf den 
deutſchen Binnenwaſſerſtraßen, enthaltene Erſchwerung des Verkehrs 
nach Möglichkeit vermieden und insbeſondere von einer erheblichen 
Belaſtung der Schiffahrttreibenden mit Schreibwerk abgeſehen werde; 
die von zahlreichen Handelskammern im einzelnen geäußerten Wünſche 
befürwortete die Kommiſſion, dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt zu 
übermitteln. Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſtimmte am 
26. Oktober dieſen Vorſchlägen zu. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Geld, Banken, 
Börſe ſprach ſich am 23. Oktober 1905 für Vermehrung der Nickel— 
münzen und für Schaffung eines Fünfundzwanzigpfennigſtückes aus 
Nickel aus. Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 


30. November 1905 für Vermehrung der Nickelmünzen aus, lehnte 
jedoch in Übereinſtimmung mit ſeinem Beſchluß vom 20. Mai 1901 
den Vorſchlag wegen Schaffung eines Fünfundzwanzigpfennigſtückes 
ab. Für die neu auszuprägenden Zehnpfennigſtücke ſoll die Durch— 
lochung nach belgiſchem Muſter befürwortet werden. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſtimmte am 26. Oktober 
1905, entſprechend dem Beſchluß der Kommiſſion betr. Geld, Banken, 
Börſe vom 23. Oktober, dem Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Ausgabe von Reichsbanknoten zu 50 und 20 Mark, zu. Von einer 
weiteren Verfolgung einer Anregung der Handelskammer zu Leipzig, 
betr. Reichskaſſenſcheine im Betrage von 10 Mark, wurde vom Aus— 
ſchuß abgeſehen, da nach der Begründung des genannten Geſetzent— 
wurfs die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen zu 10 Mark in Ausſicht 
genommen iſt. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſtimmte am 30. No— 
vember 1905 den von der Kommiſſion betr. Geld, Banken, Börſe am 
23. Oktober 1905 beſchloſſenen Vorſchlägen, betr. Überweiſungen im 
beſchränkten Giroverkehr der Reichsbank, zu, wonach bei Beträgen von 
1000 Mark bis zu beliebiger Höhe die unmittelbare Überweiſung ge— 
bührenfrei und ohne die Beſchränkung, daß bei Beträgen über 50000 
bis 150000 Mark gegen die Überweiſung Wechſel- oder Lombard— 
geſchäfte gemacht werden, aus welchen der Reichsbank ein mindeſtens 
zehntägiger Zinsgewinn erwächſt, erfolgen ſoll und dies auch bei Be— 
trägen unter 1000 Mark geſchehen ſoll, ſofern der rote Scheck bis 12½ 
Uhr nachmittags eingeliefert wird. Einen Antrag, dieſe Vorſchläge nur 
unter der Vorausſetzung zu billigen, daß beim Reichsbankdirektorium 
angeregt werde, in Zukunft grundſätzlich keine Reichsbankſtellen mit 
nur einem Beamten mehr zu errichten, lehnte der Ausſchuß ab. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Geld, Banken, 
Börſe ſprach ſich am 24. Oktober 1905 in bezug auf die Sicherung 
gegen gefälſchte und betrügeriſche Wechſel dahin aus, daß mit dem 
Präſidenten des Reichsbankdirektoriums darüber verhandelt werde, ob 
die Reichsbank beim Ankauf von Domizilwechjeln in noch weiterem 
Umfange, als es ſchon jetzt geſchehe, den Bezogenen benachrichtigen 
ſolle. Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags nahm am 30. No— 
vember 1905 einen Bericht über die in dieſer Angelegenheit zwiſchen 
dem Präſidenten des Deutſchen Handelstags und dem Präſidenten des 
Reichsbankdirektoriums gepflogenen Verhandlungen entgegen und be— 
ſchränkte ſich danach auf den Beſchluß, dem Präſidenten des Reichs— 
bankdirektoriums den Bericht über die bei dem Deutſchen Handelstag 
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gepflogenen Beratungen zu überweiſen und ihn zu bitten, jene Be— 
nachrichtigung in ſo weitem Umfange wie möglich ſtattfinden zu laſſen. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags beſchloß am 14. Februar 
1905, von einem Vorgehen in dem Sinne, daß auf dem Wege der 
internationalen Vereinbarungen verſucht werde, die ausländiſchen Be— 
ſtimmungen betr. Prozeßkoſtenerſtattung entſprechend den deutſchen 
Beſtimmungen umzugeſtalten, abzuſehen, behielt ſich jedoch vor, den 
Gegenſtand bei geeigneter Gelegenheit (evtl. auf einem Internationalen 
Handelskammerkongreß) zur Beratung zu ſtellen. 

Gemäß einem Beſchluß der Kommiſſion des Deutſchen Handels— 
tags betr. Geld, Banken, Börſe vom 24. Oktober 1905 ſprach ſich der 
Ausſchuß des Deutſchen Handelstags am 18. Januar 1906 dafür aus, 
daß, wenn der Antrag auf Eröffnung des Konkurſes wegen Mangels 
an Konkursmaſſe abgewieſen werde, dieſe Tatſache auf Staatskoſten 
öffentlich bekannt gemacht werde. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 30. No- 
vember 1905 auf Vorſchlag der Kommiſſion betr. Steuern, Zölle, 
Außenhandel dahin aus, daß die von der Zentralſtelle zur Vorbereitung 
von Handelsverträgen in Ausſicht genommene Zuſammenſtellung der 
Zolltarife aller Länder der Erde, zu deren Förderung und Unter— 
ſtützung die Zentralſtelle den Deutſchen Handelstag aufgefordert hatte, 
ſich bei zuverläſſiger Ausführung als nützlich erweiſen könne, auch 
gelegentlichen Wünſchen nach Rat und Auskunft von Handelstags 
wegen nach Möglichkeit zu entſprechen ſei, daß ſich jedoch der Deutſche 
Handelstag an der Verantwortung für die Herſtellung des Werkes 
nicht beteiligen könne. — Dieſen Beſchluß nahm der Ausſchuß des 
Deutſchen Handelstags am 18. Januar 1906 zurück, nachdem eine 
Prüfung des erſten Heftes der Zuſammenſtellung ergeben hatte, daß 
ſehr viele, meiſt leicht vermeidbare Fehler darin vorhanden ſind und 
die Arbeit daher der erforderlichen Zuverläſſigkeit ermangelt. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Steuern, Zölle, 
Außenhandel ſprach ſich am 29. November dafür aus, daß die oberſten 
Landesfinanzbehörden erſucht würden, eine, den modernen Verkehrs— 
verhältniſſen angepaßte Reform der Zollgrundbeſtimmungen Goll— 
regulative) ernſtlich und ſchleunig in die Wege zu leiten. Der Aus— 
ſchuß des Deutſchen Handelstags erklärte ſich am 18. Januar 1906 
mit dieſem Vorſchlag einverſtanden. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags erklärte ſich am 30. 
November 1905 mit den in der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung 
vom 28. November veröffentlichten Bedingungen, die hinſichtlich des 
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Werts der Einfuhrſcheine für Getreide für eine Übergangszeit vom 1. 
März 1906 ab in Ausſicht genommen ſind, einverſtanden. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 14. 
Februar 1905 dafür aus, daß die in der Mehrzahl der preußiſchen 
Provinzen und deutſchen Bundesſtaaten beſtehenden Vorſchriften, welche 
das Aushängen und Ausſtellen von Waren in Schaufenſtern an 
Sonn- und Feſttagen außerhalb der Zeit des Gottesdienſtes verbieten 
| oder einſchränken, aufgehoben werden. Der Präſident des Deutſchen 
Handelstags richtete am 29. Juni an die für den Handel zuſtändigen 
Zentralbehörden der Bundesſtaaten eine entſprechende Eingabe. Auf 
eine Anregung hin, den Antrag nicht auf die Zeit außerhalb des 
Gottesdienſtes zu beſchränken, beſchloß der Ausſchuß des Deutſchen 
Handelstags am 30. November 1905, ohne ſich gegen den weiteren 
Antrag auszuſprechen, einſtweilen nicht über den früheren Beſchluß 
hinauszugehen. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Sozialpolitik 
ſprach ſich am 29. Januar 1906 gegen die Errichtung von Handels— 
inſpektionen aus, da eine ſolche Einrichtung überflüſſig und läſtig wäre, 
| das Verhältnis zwiſchen dem Prinzipal und den Angeſtellten ſchädigen 

und den Kaufmannsſtand herabdrücken würde. 
| Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 14. 

Februar 1905 dafür aus, daß die Hingabe einer Vergütung irgend 
welcher Art an Angeſtellte zu dem Zwecke, dieſe Angeſtellten zu einer 
Bevorzugung der Waren oder Leiſtungen des die Vergütung Hin— 
gebenden vor den Waren oder Leiſtungen der Konkurrenz zu veran— 
laſſen, mit einer kriminellen Strafe bedroht werde; mit der gleichen 
Strafe wie die Hingabe ſoll auch die Annahme einer ſolchen Vergütung 
durch Angeſtellte bedroht werden. Auch der Verſuch, einen Angeſtellten, 
zu der Annahme einer ſolchen Vergütung zu bewegen und der Verſuch 
eines Angeſtellten, ſolche Vergütung zu erlangen, ſoll ſtrafbar ſein. 

Um eine dem Deutſchen Handelstag von einer Handelskammer 
geſtellte Frage beantworten zu können, wurden am 23. September 1905 
diejenigen Handelskammern, die ſich mit der Einrichtung von Lehrlings— 
heimen beſchäftigt haben, gebeten, dem Deutſchen Handelstag eine 
Mitteilung darüber zu machen. Das hierauf eingegangene Material 
wurde der die Anfrage ſtellenden Handelskammer zur Verfügung 
geſtellt. 

Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 6. Juni 
1905 an den preußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe die Bitte, 
Anweiſung zu geben, daß zur Außerung über den Erlaß von Vor— 
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ſchriften über die zuläſſige Höchſtzahl von Lehrlingen in Buchdruckerei— 
betrieben nicht nur die Handwerkskammern, ſondern auch die Handels— 
kammern aufgefordert werden. Der preußiſche Miniſter für Handel 
und Gewerbe erteilte darauf am 16. Juni den Beſcheid, daß dem 
Wunſche des Deutſchen Handelstags entſprochen worden ſei. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags hatte am 14. Februar 
1905 beſchloſſen, dafür einzutreten, daß 1. eine Zuſammenſtellung der 
Beſtimmungen über die Beſchäftigung ausländiſch-polniſcher Arbeiter 
hergeſtellt werde; 2. da, wo keine beſonderen Bedenken vorliegen, 
Ausnahmen von jenen Beſtimmungen zugelaſſen werden. Da der 
preußiſche Miniſter des Innern in ſeine auf eine entſprechende Eingabe 
des Präſidenten des Deutſchen Handelstags vom 31. Juli erteilten 
Antwort vom 11. September auf die vom Ausſchuß geäußerten 
Wünſche nicht eingegangen iſt, beſchloß der Ausſchuß des Deutſchen 
Handelstags am 30. November 1905, an den Miniſter eine neue Ein— 
gabe zu richten, in der auch zu betonen ſei, daß die Induſtrie nicht 
gegenüber der Landwirtſchaft benachteiligt werden dürfe. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Sozialpolitik 
ſprach ſich am 29. Januar 1906 mit 11 gegen 8 Stimmen gegen eine 
weitere Ausdehnung der Unfallverſicherung im Handelsgewerbe aus. 
Damit fielen die Anträge, die darauf gerichtet waren, alle Detail— 
handelsgeſchäfte der Unfallverſicherung zu unterwerfen oder bei den— 
jenigen Detailhandelsgeſchäften, die hinſichtlich eines mit ihnen ver— 
bundenen Lagerungsbetriebs der Unfallverſicherung unterworfen ſind, 
die Verſicherung auf den ganzen Umfang des Geſchäfts auszudehnen. 

Auf eine vom Präſidenten des Deutſchen Handelstags am 31. 
Juli 1905 an den Staatsſekretär des Innern gerichtete Eingabe betr. 
Unfallverhütung in der Landwirtſchaft erwiderte der Staatsſekretär 
des Innern am 23. Auguſt, daß über den Erlaß einer reichsrechtlichen 
Vorſchrift, nach der Maſchinenfabrikanten und händler unter Strafe 
geſtellt werden, die Maſchinen ohne die von den landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaften vorgeſchriebenen Schutzvorrichtungen in den in— 
ländiſchen Verkehr bringen, zurzeit Erörterungen nicht ſchweben. 

Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 25. März 
1905 an die Mitglieder des Deutſchen Handelstags eine Umfrage betr. 
Übermittelung von Drucksachen des preußiſchen Abgeordnetenhauſes 
an die Mitglieder des Deutſchen Handelstags zum Zwecke der Feſt— 
ſtellung der Beteiligung an einem mit der die Druckſachen des Abge— 
ordnetenhauſes herſtellenden Buchdruckerei zu treffenden Abkommen. 
Am 6. Juni 1905 wurde den Mitgliedern des Deutſchen Handelstags 
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mitgeteilt, daß ein ſolches Abkommen getroffen ſei und mit Beginn 
der nächſten Seſſion des preußiſchen Abgeordnetenhauſes in Kraft trete. 

Der Deutſche Handelstag überreichte am 8. Auguſt 1905 den in 
Betracht kommenden Reichs- und Staatsbehörden die Beſchlüſſe des 
Ausſchuſſes des Deutſchen Handelstags vom 14. Februar betr. Ver— 
dingungen nebſt Begründung. — Der preußiſche Miniſter der öffent— 
lichen Arbeiten erteilte darauf am 8. Auguſt den Beſcheid, daß den 
Anträgen des Ausſchuſſes, betreffend den Schutz der deutſchen Pro— 
duktion und die gleichmäßige Zulaſſung der Angehörigen der einzelnen 
Bundesſtaaten zu den ſtaatlichen Vergebungen, bei den Verdingungen 
im Geſchäftsbereich ſeines Reſſorts nach Möglichkeit entſprochen werde. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags beſchloß am 26. Oktober 
1905, daß das im Verfolg eines Beſchluſſes des Deutſchen Handelstags 
vom 25. März 1904 vom Bunde Deutſcher Nahrungsmittel-Fabrikanten 
und «Händler herausgegebene Deutſche Nahrungsmittelbuch daraufhin 
geprüft werde, ob es als Erfüllung der vom Deutſchen Handelstag 
aufgeſtellten Forderung angeſehen werden könne. — Gleichzeitig be— 
ſchloß der Ausſchuß, an den Präſidenten des Kaiſerlichen Geſundheits— 
amts die Bitte zu richten, für die in Angriff genommene Neubear— 
beitung der „Vereinbarungen zur einheitlichen Unterſuchung und Be— 
urteilung von Nahrungs- und Genußmitteln wie Gebrauchsgegenſtänden 
für das Deutſche Reich“ Sachverſtändige von Induſtrie und Handel 
zuzuziehen und für deren Auswahl die Handelskammern in Anſpruch 
zu nehmen. 

Der Vorſtand des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 31. Mai 
1905 dahin aus, daß die von der Handelskammer zu Magdeburg 
gegebene Anregung betr. Vertrag für den Einkauf von Hülſenfrüchten 
aus Ungarn und den Baltanjtaaten vorausſichtlich ohne Mitwirkung 
von Ausländern weiter zu verfolgen ſein werde. 

Zur Abſtellung von Mißſtänden im Handel mit Futtermitteln 
aus Rußland gab die Handelskammer zu Thorn am 1. Mai 1905 
eine Anregung. 

Von den durch die Vollverſammlung gewählten 24 Mitgliedern 
des Ausſchuſſes des Deutſchen Handelstags ſcheiden ſatzungsgemäß 
folgende 12 Herren mit der bevorſtehenden Vollverſammlung aus: 
Barthels (Barmen), Beckmann (Solingen), Craemer (Sonneberg), 
Gätcke (Altona), Herder (Euskirchen-Bonn), Jüdel (Braunſchweig), 
v. Pflaum (Stuttgart), Schlumberger (Mühlhauſen i. Elſaß), Schoch 
(Hildesheim), Servaes (Düſſeldorf), Seyffardt (Krefeld), Vogt (Caſſel). 
Von dieſen Herren iſt Herr Herder (Euskirchen-Bonn) geſtorben und 
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hat Herr Servaes (Düſſeldorf) ſein Amt niedergelegt. Außerdem iſt 
eine Erſatzwahl vorzunehmen, nachdem der in der letzten ordentlichen 
Vollverſammlung gewählte Herr Gruſchwitz (Neuſalz a. O-Sagan) 
ſein Amt niedergelegt hat. — Von den durch ihre Körperſchaften ent— 
ſendeten Mitgliedern des Ausſchuſſes ſind ausgeſchieden die Herren 
Doms (Oppeln; nicht mehr Mitglied der Handelskammer), Rabe 
(Lübeck; nicht mehr Mitglied der Handelskammer), Schlutow (Stettin; 
nicht mehr Vorſteher der Kaufmannſchaft). An ihre Stelle wurden 
die Herren Grünfeldt (Beuthen-Oppeln), Fehling (Lübeck)b und Manaſſe 
(Stettin) entſendet. — Außerdem hat die Potsdamer Handelskammer, 
Sitz Berlin, entſprechend § 15 Abſ. 2 der Satzung des Deutſchen 
Handelstags ihren Präſidenten Herrn Karl Marggraff in den Aus— 
ſchuß entſendet. — Von den zugewählten Mitgliedern des Ausſchuſſes 
ſtarb Herr Frentzel (Berlin). 

Die 32. Vollverſammlung des Deutſchen Handelstags, bei der 
die Kammer durch den Vorſitzenden und den Sekretär vertreten wurde, 
fand am 19. und 20. Februar im Langenbeck-Haus in Berlin ſtatt. 
In der Verſammlung wurden folgende Reſolutionen gefaßt. 

1. Zum Geſetzentwurf über die Ordnung des Staatshaushalts. 

„Der Deutſche Handelstag erkennt die Notwendigkeit an, daß 
zur Ordnung des Reichshaushalts neue Steuern eingeführt 
werden, und ſpricht ſich insbeſondere für die Aufbringung von 
Mitteln aus, durch welche die im Intereſſe aller Kreiſe des 
Volkes erforderliche Stärkung der Wehrkraft des Reiches zur 
See ermöglicht wird. 

Unter den zu dieſem Zweck vom Bundesrat dem Reichstag 
unterbreiteten Steuervorſchlägen iſt in erſter Linie der Vorſchlag 
einer Erbſchaftsſteuer zu befürworten. Doch iſt die Vorſchrift, 
daß bei der Vererbung land- oder forſtwirtſchaftlicher Grundſtücke 
an nähere Verwandte nur drei Viertel der Steuer erhoben 
werden, zu beſeitigen, da ſie eine ungerechte Bevorzugung der 
Landwirtſchaft darſtellt und Induſtrie und Handel einen An— 
ſpruch darauf haben, daß mit ſolcher Bevorzugung nicht immer 
weiter fortgeſchritten wird. 

Als Lurxusſteuer kann man die Steuer auf Kraftfahrzeuge 
zur nicht gewerbsmäßigen Perſonenbeförderung zugeſtehen. 

Ferner ſoll auch gegen die vom Bundesrat empfohlene Steuer 
auf Perſonenfahrkarten trotz grundſätzlicher Bedenken kein Ein— 
ſpruch erhoben werden, weil ſie in der vorgeſchlagenen Art und 
Bemeſſung keine allzu ſtarke Belaſtung und Beläſtigung des 
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Verkehrs mit ſich bringt. Dagegen iſt die von der Reichstags: 
kommiſſion beſchloſſene ſtarke Beſteuerung der Perſonenfahrkarten 
ſcharf zurückzuweiſen. 

Den lebhafteſten Widerſpruch fordern unter den Bundesrats— 
vorſchlägen, die übrigens bedauerlicherweiſe ohne Anhörung der 
geſetzlich zur Vertretung von Induſtrie und Handel berufenen 
Körperſchaften aufgeſtellt ſind, diejenigen heraus, die auf die 
Einführung von Steuern auf Frachturkunden und Quittungen 
gerichtet ſind. Hier treten zu der grundſätzlichen Unrichtigkeit, die 
Steuer bei den einzelnen Vorgängen des Erwerbslebens zu er— 
heben und damit die weſentlichen Grundlagen der Steuerkraft 
zu ſchädigen, eine große Beläſtigung und eine, wenn auch nicht 
im Einzelbetrag, ſo doch vielfach im ganzen ſehr bedeutende und 
außerdem ſehr ungleichmäßige Belaſtung hinzu. 

Ohne erſt die Frage der Zweckmäßigkeit einer ſtärkeren ſteuer— 
lichen Belaſtung des Bieres in ihrer Allgemeinheit entſcheiden 
zu wollen, erklärt doch der Deutſche Handelstag, daß die An— 
nahme der derzeitigen Regierungsvorlage betr. die Abänderung 
des Brauſteuergeſetzes für einen der wichtigſten deutſchen Induſtrie— 
zweige eine außergewöhnliche Sonderbelaſtung bedeuten würde. 
Die wirtſchaftliche Lage der norddeutſchen Brauinduſtrie iſt aber 
nicht derart, daß ſie imſtande wäre, eine namhafte neue Be— 
laſtung aus eigener Kraft zu tragen, dies umſoweniger, als ja 
auch mit dem Inkrafttreten der neuen Handelsverträge die 
Produktionskoſten eine weſentliche Verteuerung erfahren. Die 
Abwälzung der Steuer auf die Abnehmer wird namentlich in 
den Grenzgebieten nach den ſüddeutſchen Staaten wegen der 
eigenartigen Geſtaltung der Reſervatrechte und der Uebergangs— 
abgabe zur tatſächlichen Unmöglichkeit, ſo daß der Handelstag 
ſich für verpflichtet hält, gegen die Novelle zum Brauſteuergeſetz 
ſich auszuſprechen. 

Die von den verbündeten Regierungen dem Reichstage vor— 
geſchlagene Vermehrung der Einnahmen des Reiches vom Tabak 
würde in ihrer Durchführung ſchwerwiegende Folgen in wirt— 
ſchaftlicher und ſozialpolitiſcher Beziehung haben. — Die gleich— 
zeitige Erhöhung des Zollſchutzes für deutſchen Tabak durch Er— 
weiterung der Spannung zwiſchen der Steuer auf deutſchen und 
dem Zolle auf, ausländiſchen Tabak würde ebenfalls ſchädlich 
wirken. Die durch die geplante Mehrbelaſtung des Tabaks her— 
beigeführte Verſchiebung in der Zigarreninduſtrie von Nord- und 
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Mitteldeutſchland nach Süddeutſchland, welche übrigens von den 
beteiligten Kreiſen in Süddeutſchland keineswegs gewünſcht wird, 
würde dadurch verſchärft werden, ohne indes dauernd dem 
deutſchen Tabakbau Nutzen zu bringen. — Der Deutſche Handels— 
tag ſpricht deshalb die Erwartung aus, daß der Reichstag den 
von ſeiner Steuerkommiſſion bereits einſtimmig abgelehnten Ge— 
ſetzentwurf betreffend Anderung des Tabalſteuergeſetzes, ſoweit 
er ſich auf Rohtabak bezieht, ſeine verfaſſungsmäßige Zuſtimmung 
verſagen wird. 

Der Deutſche Handelstag muß der vorgeſchlagenen Zigaretten— 
ſteuer ſeine Zuſtimmung verſagen, weil dieſelbe die Zigaretten— 
induſtrie zu ſchwer belaſten und in der praktiſchen Durchführung 
in ihre Entwickelung ſtörend und hemmend eingreifen würde. - 
Einem Ausgleich der ſteuerlichen Ungleichheit zwiſchen der Zigarette 
und der Zigarre, welche durch die ſteuerfreie Verwendung des 
Zigarettenpapiers gegeben iſt, würde der Handelstag zuſtimmen. 

Sieht ſich hiernach der Deutſche Handelstag zur Ablehnung 
eines Teils der Vorſchläge des Bundesrats genötigt, ſo weiſt er 
ſeinerſeits darauf hin, daß in der Beſeitigung der Bevorzugung 
der Landwirtſchaft hinſichtlich der Branntweinſteuer ein Mittel 
zur Deckung des Reichsbedarfs zu finden iſt, durch das zugleich 
die Abſchaffung einer Ungerechtigkeit herbeigeführt werden würde. 

Bei der Auswahl der weiter erforderlichen Steuern iſt darauf 
Bedacht zu nehmen, daß ſie nicht einzelne Gewerbezweige vor— 
zugsweiſe belaſten oder im allgemeinen die wirtſchaftliche Tätig— 
keit erſchweren, und daß ſie dem Grundſatz der Beſteuerung nach 
der Leiſtungsfähigkeit entſprechen.“ 

2. Zur Gerichts vollzieherordnung. 

„Die am 1. Oktober 1900 in Kraft getretene preußiſche Ge— 
richtsvollzieherordnung vom 31. Mai 1900 hat eine empfindliche Ver- 
ſchlechterung der Rechtspflege dadurch herbeigeführt, daß derjenige, 
der einen Gerichtsvollzieher in Anſpruch nehmen will, ihn nicht 
mehr ſelbſt wählen kann, ſondern durch ein Verteilungsamt zu— 
gewieſen erhält, und daß dem Gerichtsvollzieher die Gebühren 
nicht mehr in vollem Umfang, ſondern zu weniger als der 
Hälfte zufallen. Infolge beider Neuerungen iſt das Intereſſe 
der Gerichtsvollzieher an der guten Ausführung der ihnen er— 
teilten Aufträge ſtark geſunken, und hierunter leiden diejenigen, 
deren Aufträge mangelhaft ausgeführt werden. Zur Abhilfe 
hiergegen empfiehlt der Deutſche Handelstag, daß 
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1. die freie Wahl des Gerichtsvollziehers durch den Auftrag- 

geber wieder hergeſtellt, 

2. der Gebührenanteil des Gerichtsvollziehers auf 50%, er: 

höht werde.“ 

3. Zur Perſonentarifreform. 

„Nach der Reichsverfaſſung ſind die Bundesregierungen ver— 
pflichtet, die deutſchen Eiſenbahnen im Intereſſe des allgemeinen 

Verkehrs wie ein einheitliches Netz verwalten zu laſſen (Art. 42), 
und ſoll das Reich, dem die Kontrolle über das Tarifweſen zu— 
ſteht, dahin wirken, daß die möglichſte Gleichmäßigkeit und Herab— 

ſetzung der Tarife erzielt wird (Art. 45). 

Alle Beſtrebungen, die in der Richtung dieſer Beſtimmungen 
liegen, werden vom Deutſchen Handelstag auf das lebhafteſte 
unterſtützt, und er hofft, daß die zwiſchen den deutſchen Staats- 
eiſenbahnverwaltungen wegen Herſtellung einer Betriebsmittel— 
gemeinſchaft angeknüpften Verhandlungen zu einem befriedigenden 
Erfolge führen, in dem die Grundlage für weitere Reformen ge— 
geben wird. 

Am wichtigſten iſt für Induſtrie und Handel eine Reform 
der Gütertarife, insbeſondere deren Herabſetzung. Daneben haben 
aber auch die Beſtrebungen nach Vereinfachung und Verein— 
heitlichung der Perſonentarife eine große praktiſche und nationale 
Bedeutung. Hierfür hat der Ausſchuß des Deutſchen Handels— 
tags am 7. Dezember 1903 folgende Wünſche geäußert, die in 
einer Denkſchrift des Präſidenten des Deutſchen Handelstags 
vom 20. Juli 1904 näher begründet worden ſind: 

1. Feſtſtellung der Preiſe für einfache Fahrkarten auf die Hälfte 
der jetzt in Preußen für gewöhnliche Rückfahrkarten gültigen 
Preiſe — unbeſchadet der beſtehenden beſonderen Ver— 
günſtigungen für den Nah- und Vorortverkehr. 

2. Beſeitigung der Zuſchläge für Benutzung der Schnellzüge. 

3. Erhebliche Ermäßigung der Gepäckfracht unter Beſeitigung des 
Freigepäcks. 

4. Beibehaltung der vierten Wagenklaſſe. 

Der Deutſche Handelstag billigt dieſe Wünſche ſeines Aus— 
ſchuſſes und bedauert, daß die zwiſchen den deutſchen Staats— 
eiſenbahnverwaltungen vereinbarten, aus der Denkſchrift des 
preußiſchen Miniſters der öffentlichen Arbeiten über die Reform 
der Perſonen- und Gepädtarife der deutſchen Eiſenbahnen er— 
ſichtlichen Vorſchläge ihnen nicht durchweg entſprechen. Er würde 
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jedoch angeſichts des großen Zieles einer Reform auch dann zus 
ſtimmen, wenn ſeine Wünſche nicht in vollem Umfang erfüllt 
werden können. Mit Nachdruck ſpricht ſich aber der Deutſche 
Handelstag dafür aus, daß die beabſichtigten feſten Zuſchläge 
für die Benutzung von Schnellzügen nur für die großen durch— 
gehenden, namentlich dem internationalen Verkehr dienenden 
Züge erhoben werden und die Beſeitigung des Freigepäcks nur 
dann ſtattfindet, wenn die Gepäckfracht ſo niedrig bemeſſen wird, 
daß im Durchſchnitt für die Beförderung von Gepäck keine Ver— 
teuerung eintritt.“ 

4. Zur Beſteuerung der Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. 

„Der dem preußiſchen Landtag auf Grund Allerhöchſter Er— 
mächtigung vom 20. November 1905 vorgelegte Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes 
und des Ergänzungsſteuergeſetzes, unterwirft die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung der Einkommenſteuer, ohne zu geſtatten, 
daß für die Beſteuerung des Einkommens der einzelnen Geſell— 
ſchafter das Einkommen aus ihren Geſchäftsanteilen an der Ge— 
ſellſchaft in Abzug gebracht wird. Hierdurch würde für das Ein— 
kommen aus Geſchäftsanteilen an Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung eine Doppelbeſteuerung herbeigeführt werden. Iſt dies 
auch bereits in außerpreußiſchen Bundesſtatten geſchehen, und 
hat auch bereits Preußen hinſichtlich der Aktiengeſellſchaften die 
gleiche Regelung getroffen, ſo bleibt doch die Doppelbeſteuerung 
einer einzelnen Art des Einkommens ein Unrecht, das nicht da— 
durch gerechtfertigt werden kann, daß es ſchon anderswo beſteht. 
Zur Verhütung ſolchen Unrechts und im Intereſſe der weiteren 
Entwickelung der Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung erklärt 
ſich daher der Deutſche Handelstag gegen die vorgeſchlagene 
Maßregel.“ 

5. Zum Wechſelproteſt. 

„Das Wechſelproteſtverfahren, wie es in der Allgemeinen 
Deutſchen Wechſelordnung vom 5. Juni 1869 geregelt iſt, genügt 
nicht mehr den Bedürfniſſen des modernen Verkehrs. Im Ver— 
hältnis zu ſeinem Zweck und zu den Geldbeträgen, um die es 
ſich im Durchſchnitt handelt, iſt es viel zu umſtändlich und koſt— 
jpielig; auch ermangelt es der wünſchenswerten Einheitlichkeit im 
Deutſchen Reich. Der Deutſche Handelstag ſtellt daher die 
folgenden Vorſchläge auf: 

1. Der Inhalt des Proteſtes iſt zu beſchränken auf: 
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a) den Namen desjenigen, für den, und desjenigen, gegen 
den der Proteſt erhoben wird; 

b) die an denjenigen, gegen den proteſtiert wird, gerichtete 
Aufforderung, ſeine Antwort oder die Bemerkung, daß er 
keine gegeben habe oder nicht anzutreffen geweſen ſei; 

c) den Ort und das Datum, an dem die Aufforderung ge— 
ſchehen und ohne Erfolg verſucht worden iſt: 

d) die Unterſchrift desjenigen, der den Proteſt aufgenommen 
hat. 

2. Der Proteſt iſt auf den Wechſel oder eine Allonge zu ſetzen. 

3. Die Proteſtſtunden ſind für das Deutſche Reich einheitlich auf 
die Zeit von 9 bis 6 Uhr feſtzuſetzen. 

4. Die Koſten ſind für das Deutſche Reich einheitlich und möglichſt 
niedrig feſtzuſetzen. 

5. Die Befugnis zur Aufnahme des Proteſtes iſt außer den 
Notaren und Gerichtsbeamten den Poſtbeamten zu erteilen. 
6. Die Poſtverwaltung ſoll für den Schaden haften, der von 
Poſtbeamten in Ausübung der Befugnis zur Aufnahme des 

Wechſelproteſtes zugefügt wird. 

7. Alle zur Proteſtaufnahme befugten Perſonen ſind zum Empfang 
des Geldes zu ermächtigen.“ 


verband der amtlichen Handelsvertretung 


weſtpreußens und Poſeus. 


In dem letzten Jahresbericht teilten wir bereits mit, daß am 30. 
Januar 1905 eine Sitzung des Verbandes in Graudenz ſtattfand. 
Eine zweite Sitzung fand am 20. Juni in Thorn ſtatt. Es wurde zu— 
nächſt beſchloſſen, daß der Verband in einer Eingabe an die Staats— 
regierung gegen den Beſchluß des Landwirtſchaftsrats, wonach Ma— 
ſchinenfabrikanten und Händler unter Strafe geſtellt werden ſollen, 
welche Maſchinen ohne die vorgeſchriebenen Schutzvorrichtungen in den 
inländiſchen Verkehr bringen, Einſpruch erhebt. 

Nach einem Referat des Herrn Dr. Kandt über die Gerichts— 
vollzieherordnung wird folgender Beſchluß gefaßt: Der Verband amt— 
licher Handels vertretungen Poſens und Weſtpreußens hält eine durch— 
greifende Reform der jetzigen Gerichtsvollzieherordnung für dringend 
geboten und bittet den deutſchen Handelstag als Zentrale der 
preußiſchen Handels vertretungen zunächſt Erhebungen über die Wirk— 
ſamkeit dieſes Geſetzes bei ſeinen Mitgliedern anzuſtellen und hierauf 
den Gegenſtand auf die Tagesordnung der nächſten Vollverſammlung 
zu ſetzen. 
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Es wird ferner beſchloſſen, eine erneute Eingabe an die beiden 
Oberpräſidenten von Poſen uud Weſtpreußen zu richten, worin die 
Ausführungen des Präſidenten der Anſiedlungskommiſſion, die dieſe 
im März auf eine Eingabe des Verbandes überſandt hat, als nicht 
zutreffend nachgewieſen werden ſollen. 

Es wird ferner mitgeteilt, daß die in der Graudenzer Zu— 
ſammenkunft beſchloſſene Denkſchrift über die Schädigung des Handels 
durch die ſtaatliche Unterſtützung der landwirtſchaftlichen Genoſſen— 
ſchaften in Ausarbeitung ſei. Die Denkſchrift iſt im März 1906 voll— 
endet worden. 


Cagerei⸗Berufsgenoſſenſchaft. 


Die Handelskammer zu Halberſtadt hatte in einer an den Vor— 
ſtand der Lagerei-Berufsgenoſſenſchaft in Berlin gerichteten Eingabe 
die Anſicht vertreten, daß die zur Lagerei-Berufsgenoſſenſchaft gehörigen 


Detailliſten ihre ſämtlichen Angeſtellten gegen alle in dem ganzen Be- 


triebe und zum Teil ſogar noch außerhalb desſelben ſich ereignenden 
Unfälle bei der Lagerei-Berufsgenoſſenſchaft zur Verſicherung bringen 
könnten. Das Reichs-Verſicherungsamt hat jedoch entſchieden, daß 
dieſe Auffaſſung irrtümlich iſt und hat über die Frage der Ver— 
ſicherungspflicht des kaufmänniſchen Perſonals folgendes ausgeführt: 

„Es muß an der vom Reichs Verſicherungsamt ſtets vertretenen 
Auffaſſung feſtgehalten werden, daß die kaufmänniſchen Angeſtellten 
von Unternehmern verſicherungspflichtiger Betriebe, ſoweit ſie nicht in 
dem verſicherungspflichtigen Betriebe ſelbſt (alſo zum Beiſpiel mit 
Lagerungs- und Beförderungsarbeiten) beſchäftigt werden, von der 
Unfallverſicherung bei der Lagerei-Berufsgenoſſenſchaft ausgeſchloſſen 
ſind. Eine Ausnahme hiervon beſteht nach dem Geſetz nur für kauf— 
männiſche Angeſtellte die überwiegend in dem verſicherungspflichtigen 
Betriebe beſchäftigt worden ſind; in dieſem Falle erſtreckt ſich die Ver— 
ſicherung gemäß § 3 des Gewerbe- Unfall Verſicherungsgeſetzes auch 
auf häusliche und andere Dienſte, zu denen ſie von ihrem Arbeitgeber 
oder deſſen Beauftragten herangezogen werden. Eine fernere Aus— 
nahme von obiger Regel bildet der § 50 des Genoſſenſchaftsſtatuts 
inſofern, als dadurch ein käufmänniſcher Angeſtellter gegen Unfälle 
verſichert werden kann, die er im Bereich des verſicherungspflichtigen 
Betriebs erleidet, ohne in dieſem Betrieb ſelbſt tätig zu ſein. Will 
ein Betriebsunternehmer ſeine kaufmänniſchen Angeſtellten, die nur 
zum geringeren Teile ihrer Geſamtarbeitszeit im verſicherungspflichtigen 
Betriebe beſchäftigt ſind, allgemein auch gegen die Folgen von Un— 
fällen verſichern, die ſie bei dem anderen Teile ihrer Beſchäftigung, 
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insbeſondere bei rein kaufmänniſchen Arbeiten erleiden, ſo bleibt ihm 
— da eine jo weitgehende Verſicherung weder auf Grund des $ 50 
des Genoſſenſchaftsſtatuts noch überhaupt vermöge einer ſtatutariſchen 
Beſtimmung zuläſſig iſt — nur der Weg der privaten Verſicherung 
offen. Darüber hinausgehende Wünſche, ſo ſehr ſie in den Kreiſen 
der beteiligten Unternehmer und auch ſeitens des Genoſſenſchaftsvor— 
ſtandes als dem praktiſchen Bedürfnis entſprechend empfunden werden 
mögen, können nur durch Geſetzesänderung Berückſichtigung finden.“ 


Fulaſſung lebender Schweine aus Ruhland. 


Unter dem 6. November überſandten wir dem Deutſchen Reichs— 
kanzler, Fürſten Bülow, folgende Eingabe: 

„Ew. Durchlaucht bitten wir gehormſamſt, gemäß § 2 der Ver— 
ordnung vom 14. Juli 1889, betreffend das Verbot der Einfuhr von 
lebenden Schweinen aus Rußland, Oſterreich-Ungarn und den 
Hinterländern Oſterreich-Ungarns, geſtatten zu wollen, daß wöchent— 
lich 200 Schweine aus Rußland nach dem Thorner Schlachthauſe 
zwecks ſofortiger Abſchlachtung eingeführt werden. Da auf den gleichen 
Antrag, der bereits Mitte September Ew. Durchlaucht durch den 
Thorner Magiſtrat unterbreitet worden iſt, bisher kein Beſcheid erteilt 
wurde, inzwiſchen aber Vieh- und Fleiſchpreiſe weiter geſtiegen ſind, 
und allem Anſcheine nach in abſehbarer Zeit keine Beſſerung durch 
größeren Auftrieb inländiſchen Viehs zu erwarten iſt, ſehen wir uns 
genötigt, im Intereſſe einer beſſeren Ernährung namentlich unſerer 
Arbeiterbevölkerung dem Antrage des Thorner Magiſtrats beizutreten 
und um möglichſt beſchleunigte Offnung der Grenze in dem beantragten 
Umfange dringend zu bitten. 

Wir erwarten beſtimmt, daß durch die Zufuhr ruſſiſcher Schweine 
der ſich beſonders in dieſer Viehgattung zeigende Mangel gemindert 
werden wird und damit eine Herabſetzung der für die ärmeren 
Klaſſen faſt unerſchwinglich gewordenen Preiſe erfolgt. Daß es ſich 
bei der herrſchenden Fleiſchteuerung um Viehmangel handelt, iſt unſere 
feſte Überzeugung, die ja auch von allen Seiten beſtätigt wird. Es 
ſcheint eben trotz aller Anſtrengungen unſerer Landwirtſchaft nicht 
möglich zu ſein, eine der Bevölkerungs- und Wohlſtandszunahme ent— 
ſprechende Viehmenge zu liefern, zumal nachdem durch das Geſetz über 
die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau die Fleiſcheinfuhr ganz gewaltig 
beſchränkt worden iſt. Der Einfluß dieſes Geſetzes hat ſich anfangs 
nicht in ſeiner ganzen Stärke bemerklich gemacht, da man vor dem 
Inkrafttreten der dabei in Frage kommenden Geſetzesbeſtimmungen 
noch größere Fleiſchmengen nach Deutſchland eingeführt hatte. Nach— 


42 

dem aber dieſe Beſtände aufgebraucht ſind, zeigt es ſich deutlich, daß 
Viehmangel im Inlande vorhanden iſt, und die Futternot im Vorjahre 
hat dieſe Tatſache nur etwas früher an das Licht gebracht. Für 
unſere Gegend kommt noch verſchärfend hinzu, daß in der letzten Zeit 
hier trotz der Grenzſperre vielfach Seuchen unter den Schweinen 
herrſchten, wodurch ganze Beſtände vernichtet worden ſind. Der 
Mangel an Schweinen wird deutlich auch durch den Auftrieb zu den 
Viehmärkten illuſtriert; ſo waren z. B. auf dem Thorner Viehmarkt 
vom 2. d. Mts. kaum 5 wirklich fette Schweine vorhanden. Die Auf— 
kaufsverſuche in der Umgegend ſind auch zum größten Teil erfolglos, 
und ſelbſt die Zufuhren aus Marienburg, woher in den letzten 
Monaten noch fette Schweine bezogen werden konnten, haben gänzlich 
aufgehört. 

Direkt geklagt wird von unſeren Schlächtern über das mindeſtens 
eigentümliche Verfahren der Anſiedlungskommiſſion beim Viehverkauf. 
So hat man verſchiedentlich Thorner Schlächter zur Beſichtigung von 
Vieh und Abgabe eines Angebots aufgefordert, um nachher dieſes 
Gebot nach Poſen zu melden, wo man anderen Intereſſenten davon 
Kenntnis gibt und ihnen, nachdem ſie einen kleinen Aufſchlag be— 
willigt haben, den Zuſchlag erteilt. Auf dieſe Weiſe entgehen unſren 
Schlächtern beträchtliche Viehmengen, die bei einem einwandsfreieren 
Verkaufsmodus nach Thorn kommen würden. 

Nach Ausſage von Sachverſtändigen iſt die Annahme irrtümlich, 
daß angeſichts der billigen Preiſe für Viehfutter eine ungewöhnlich 
große Viehmenge jetzt gemäſtet werde und bald auf den Markt 
komme. Leider findet die Mäſtung nicht in dem erwarteten Umfange 
ſtatt, was auf die hohen Preiſe für mageres Vieh zurückzuführen iſt. Es 
läge daher gewiß auch im Intereſſe derjenigen Landwirte die Vieh mäſten, 
daß die Grenze auch für die Einfuhr von Magervieh geöffnet werde. 

Ganz unhaltbar iſt die Behauptung, daß die hohen Fleiſchpreiſe 
hauptſächlich eine Folge ungerechtfertigten Aufſchlags im Zwiſchenhandel 
oder ſeitens der Schlächter ſeien; es ſteht vielmehr feſt, daß jedenfalls 
die Fleiſcher ſelbſt hart durch die hohen Viehpreiſe betroffen werden, 
und ſie arbeiten jetzt, wenn nicht mit Verluſt, doch mit einem ganz 
unbedeutenden und gegen normale Zeiten jedenfalls geringerem Ge— 
winn. Es iſt übrigens eine alte Erfahrung, die auch von agrariſcher 
Seite (Zeitſchrift für Agrarpolitik, Juli 1905) beſtätigt wird, daß in 
den Zeiten höchſter Viehpreiſe die Differenz zwiſchen Ein- und Ver— 
kaufspreis für den Schlächter am geringſten iſt. Außerdem entſteht 
den Fleiſchern in der jetzigen Zeit noch dadurch ein beſonderer Schaden, 
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daß in viel größerem Umfange als ſonſt Vieh an den Markt kommt, 
das noch nicht ſchlachtreif iſt, wodurch die Verarbeitung des Fleiſches 
zu Dauerwaren ſchwieriger wird, denn es entſtehen dann größere Ge— 
wichtsverluſte, und auch die Haltbarkeit der Ware leidet dadurch. 

Daß auch die Viehhändler keinen ungewöhnlichen Gewinn ein— 
heimſen, geht ſchon daraus hervor, daß die Schlächter, die doch häufig 
ſelbſt zu den Landwirten fahren, um Vieh einzukaufen, keinen nennens— 
werten Vorteil davon haben, wenn ſie dabei die durch die Reiſe ent— 
ſtehenden Koſten in Anrechnung bringen. Ferner ſind auch die Fälle 
nicht ſelten, daß Landwirte, die ihr Vieh ſelbſt zu dem Berliner Vieh— 
markt bringen, dort geringere Preiſe erzielten, als ihnen von den 
Händlern zu Hauſe geboten worden waren. 

Es iſt daher unſere wohlbegründete Überzeugung, daß allein der 
Viehmangel an den hohen Fleiſchpreiſen die Schuld trägt. Dann 
kann aber auch der Vorſchlag der Landwirtsſchaftskammern, wonach 
die Städte die Verſorgung mit Fleiſch ſelbſt in die Hand nehmen 
ſollen, keine Abhilfe bringen, ſondern den Städten höchſtens ein 
Riſiko und eine Verantwortung auferlegen, die ſie zu tragen nicht 
imſtande ſind. Die Ausſchaltung des Viehhandels halten wir, ſo lange 
die heutige Wirtſchaftsordnung beſteht, für eine gänzlich indiskutable 
Maßregel, bei der man von falſchen Vorausſetzungen ausgeht. Der 
Handel wird ſich auch durch Gewalt nicht beſeitigen laſſen, und jeder 
dahingehende Verſuch wird nur zum Schaden von Produzenten und 
Konſumenten ausfallen, wofür ja bereits Beiſpiele vorhanden ſind. 

Nun könnte man freilich durch die Offnung der Grenze nur dann 
den erſtrebten Zweck erreichen, wenn in dem benachbarten, für die 
Schweineeinfuhr in Betracht kommenden ruſſiſchen Gebiete, Schweine in 
genügender Menge und zu billigen Preiſen vorhanden ſind. Dies 
wird aber von den von uns befragten Sachverſtändigen unbedingt 
bejaht, und alle Anzeichen ſprechen auch dafür. So werden z. B. an 
den Grenzorten Poln. Leibitſch und Dobczin jetzt ſtändig große Mengen 
von Schweinen geſchlachtet, die von unſeren Grenzbewohnern in kleinen 
Portionen nach Preußen gebracht werden. In Dobezin allein ſollen 
wöchentlich etwa 60—70 Schweine zu dieſem Zwecke geſchlachtet 
werden. Die Schweine ſind auch erheblich wohlfeiler als hier, und 
man hofft, nach Offnung der Grenze dort den Zentner Lebendgewicht 
um etwa 10 Mark billiger einkaufen zu können. 

Ausſchlaggebend für die Zulaſſung der Schweineeinfuhr wird 
und muß aber ſicherlich der Umſtand ſein, daß die Gefahr der Seuchen— 
einſchleppung ausgeſchloſſen iſt. Zunächſt ſind die Gegenden, aus 
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denen wir die Schweine beziehen würden, d. i. in der Hauptſache die 
Gegend jenſeits der Drewenz zwiſchen der Warſchau-Wiener und der 
Weichſel-Bahn und das Gebiet um Warſchau, nach unſeren Erkundigungen 
ſeuchenfrei, wie denn überhaupt das in Ruſſiſch-Polen gezüchtete Schwein 
wegen ſeiner Raſſe und Ernährung viel weniger der Anſteckung aus— 
geſetzt iſt, als das hier gezüchtete. 

Sodann verlangen wir ja auch nicht die Offnung der Grenze 
für eine unbeſchränkte und unkontrollierte Einfuhr, vielmehr ſoll 
wöchentlich nur eine beſtimmte Anzahl, nämlich 200, die an der Grenze 
veterinärpolizeilich unterſucht worden ſind, mit der Bahn zur ſofortigen 
Abſchlachtung ins Schlachthaus gebracht werden. Bereits im Jahre 
1890 iſt die gleiche Erlaubnis erteilt worden, und es ſind bis zum 
Jahre 1895 jährlich 10000 ruſſiſche Schweine hier eingegangen, ohne 
daß ein Fall von Seucheneinſchleppung vorgekommen wäre. Inzwiſchen 
ſind durch Erweiterung des Schlachthauſes, den Bau der Schlachthaus— 
bahn jowie der Bahnen Thorn-Leibitſch und Schönſee-Gollub die Ver— 
hältniſſe für die Schweineeinfuhr noch günſtiger geworden, und die 
Tiere können jetzt, ohne den Boden zu berühren, bis zum Schlacht— 
haus transportiert werden. Da die in Schleſien ſchon jetzt zugelaſſene 
Einfuhr ruſſiſcher Schweine nach dem 1. März 1906 noch in weiterem 
Umfange geſtattet werden ſoll, ſo muß ſich die Einfuhr unter den 
nötigen Vorſichtsmaßregeln doch bewährt haben, und es müßte daher, 
was wir aber für ausgeſchloſſen halten, nachgewieſen werden, daß bei 
Thorn die Verhältniſſe für die Schweineeinfuhr ungünſtiger liegen als 
bei den betreffenden ſchleſiſchen Städten, wenn unſerem Antrage nicht 
ſtattgegeben werden ſollte. Da nun, wie Ew. Durchlaucht der Ab— 
ordnung des Städtetags jüngſt erwiderten, das Einfuhrverbot nicht 
zur Aufrechterhaltung der hohen Viehpreiſe im Inlande dienen ſoll 
ſondern lediglich den Zweck hat, die Einſchleppung von Seuchen zu 
verhindern, ſo iſt es ein Gebot der Gerechtigkeit, auch uns die Einfuhr 
unter den erwähnten Bedingungen zu geſtatten, da hierbei nach menſch— 
lichem Ermeſſen die Gefahr der Seucheneinſchleppung ausgeſchloſſen iſt. 

Wir geben uns daher der ſicheren Hoffnung hin, daß Ew. Durch— 
laucht ſo bald wie möglich die von dem Thorner Magiſtrat und von 
uns erbetene Zulaſſung ruſſiſcher Schweine hochgeneigteſt genehmigen 
werden.“ — 


Begünſtigung der Einkaufsgenoſſenſchaften 


durch den Staat. 


Ende September wandten wir uns in nachſtehender Eingabe an 
den Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe: 


„Der Verband deutſcher Eiſenwarenhändler hat in der General- 
verſammlung vom 4. Juni d. Is. in München nachſtehende Reſolution 
angenommen, die uns mit der Bitte um Befürwortung an der für 
uns zuſtändigen Stelle zuging: 

„Der Verband Deutſcher Eiſenwarenhändler legt erneut Ver— 
wahrung ein gegen die einſeitige Begünſtigung, welche die verſchiedenen, 
auf Verdrängung und Ausſchaltung des Zwiſchenhandels gerichteten 
Genoſſenſchaften ſeitens der Regierungen und Behörden in verſchiedenen 
Bundesſtatten immer noch erfahren. 

Ohne den ſtaatlichen und kommunalen Beamten die ihnen zu— 
kommenden Rechte irgendwie beſchränken zu wollen, muß der Verband 
abermals ſein Bedauern darüber ausſprechen, daß vielfach ſeitens der 
Beamten eine Tätigkeit für die Genoſſenſchaft entfaltet wird, welche 
mit ihrer amtlichen Stellung nicht zu vereinbaren iſt. 

Der Verband erſuchte die Regierungen, auf eine möglichſt baldige 
Beſeitigung der ſteuerlichen Begünſtigung hinzuarbeiten, welche den 
Genoſſenſchaften in verſchiedenen Teilen des Reichs noch eingeräumt 
iſt und ſich jeder direkten und indirekten, mit der von dem Staate zu 
beobachtenden wirtſchaftlichen Neutralität unvereinbarlichen Unterſtützung 
der Genoſſenſchaften zu enthalten.“ 

Wir kommen dem Erſuchen, dieſe Reſolution zu unterſtützen, um 
ſo lieber nach, als wir gerade hier im Oſten am deutlichſten verſpüren, 
welche Nachteile durch die Unterſtützung der Genoſſenſchaften ſeitens 
der Preußiſchen Staatsregierung dem Handel erwachſen. Dieſe Nach— 
teile ſind aber, wie wir namentlich in unſeren Jahresberichten wieder— 
holt hervorgehoben haben, nicht nur wirtſchaftlicher Natur, ſondern es 
findet auch eine Schädigung des Deutſchtums in den Städten ſtatt, 
wodurch der Anſiedlungspolitik gerade entgegengewirkt wird. 

So nützlich die Genoſſenſchaften wirken können, wenn ſie den 
Bereich ihrer naturgemäßen Tätigkeit nicht überſchreiten, ſo nachteilig iſt 
ihre Wirkung, wenn ſie, nicht aus eigener Kraft, ſondern nur mit 
Hilfe ſtaatlicher Unterſtützung über dieſen Rahmen hinausgehen und 
ihre Aufgabe in der Verdrängung des legitimen Handels ſuchen. 
Dann werden nämlich beide Teile geſchädigt, der Handel nicht nur 
ſondern auch die Genoſſenſchaften, deren zahlreiche Zuſammenbrüche 
namentlich in den letzten Jahren Ew. Exzellenz ja bekannt ſind. 

Wir können uns daher den Reſolutionen des Verbandes nur anſchlie— 
ßen und Ew. Exzellenz dringend bitten, hochgeneigteſt dafür einzutreten, 
daß die ſtaatliche Begünſtigung der Genoſſenſchaften, ſoweit ihre Tätig— 
keit auf die Verdrängung des Handels gerichtet iſt, in Wegfall komme“. 


A 


Fulaſſung ausländiſcher Holzhändler. 


Den Herrn Oberpräſidenten in Danzig baten wir Mitte Januar 
1905 um eine Vereinfachung bei der Erledigung der Aufenthalts- 
geſuche ruſſiſcher und galiziſcher Holzhändler, indem wir ſchrieben: 

„Nach den beſtehenden Vorſchriften müſſen die während der Holz— 
ſaiſon nach Weſtpreußen kommenden galiziſchen und ruſſiſchen Holz⸗ 
händler bereits einige Zeit vor Beginn der Flößerei ein Geſuch um 
Aufenthaltsgenehmigung an Ew. Exzellenz richten. Dieſe Geſuche, die 
jetzt einzeln und zu verſchiedenen Zeiten ankommen, gehen dann dem 
Herrn Regierungspräſidenten zu und werden von ihm, ſoweit es ſich 
um Aufenthaltsgenehmigung für Thorn handelt, dem Thorner Land— 
ratsamte und der Polizeiverwaltung und zum Teil auch uns zur 
Außerung überſandt. Es iſt dies ein ziemlich umſtändliches und zeit— 
raubendes Verfahren, welches, wie die Erfahrung gezeigt hat, noch 
dazu die Gefahr mit ſich führt, daß einzelnen der um Aufenthalts— 
genehmigung Nachſuchenden dieſe wegen eines geringen Verſtoßes 
gegen irgend eine Formvorſchrift verſagt wird, ohne daß es weder 
ihnen noch uns möglich wäre, eine Aufklärung herbeizuführen. Bei 
der Wichtigkeit, die der Holzhandel für unſeren Bezirk hat und nach 
Fertigſtellung des Holzhafens noch mehr erhalten wird, haben wir 
ein lebhaftes Intereſſe daran, daß den ausländiſchen Holzhändlern 
die Zugänglichkeit zu dem Thorner Holzmarkte nicht erſchwert werde, 
ſondern daß nur ſolche Elemente ferngehalten werden, von denen eine 
Schädigung des Handels zu befürchten iſt. 

Wir geſtatten uns deshalb, Ew. Exzellenz eine Abänderung des 
bisherigen Verfahrens ganz gehorſamſt in Vorſchlag zu bringen. 
Dieſe Anderung würde darin beſtehen, daß wir beim Beginn eines 
jeden Jahres eine Liſte derjenigen ruſſiſchen und galiziſchen Holz— 
händler aufſtellen, die vorausſichtlich im Laufe des Jahres hierherkommen 
werden, wobei wir bei jedem bemerken würden, ob wir ſein Geſuch 
um Aufenthaltsgenehmigung unterſtützen oder nicht. Dieſe Liſte 
würden wir Ew. Exzellenz überſenden, wonach dann von der Ein— 
reichung von Aufenthaltsgeſuchen ſeitens der in der Liſte ſtehenden 
Holzkaufleute abgeſehen werden würde. Gleichzeitig würden wir dem 
hieſigen Landratsamte, ſowie der Polizeiverwaltung Abſchriften der 
Liſte zugehen laſſen. Die Aufenthaltsgenehmigung könnte dann für 
alle, abgeſehen von einigen Nachzüglern, mit einem Male erteilt 
werden. Wenn dann auf anderweitige Meldungen hin Ew. Exzellenz 
Sich veranlaßt ſehen würden, entgegen unſerem Antrage, dem einen 
oder dem anderen der in der Liſte Verzeichneten die Aufenthaltsge— 
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nehmigung zu verſagen, ſo geht unſer Wunſch dahin, daß Ew. Exzellenz 
die Ablehnung nicht eher ausſprechen möge, bis wir Gelegenheit ge— 
habt haben, uns über die betreffenden Fälle zu äußern. 

Sollten Ew. Exzellenz nicht geneigt ſein, die Aufenthaltsgenehmigung 
auf Grund der von uns einzureichenden Liſte zuerteilen, ſo bitten wir, 
wenigſtens dem Antrage zu entſprechen, daß es, ehe eine Ablehnung 
erfolgt, uns ſtets geſtattet werden möge, uns gutachtlich zu äußern.“ 

Wir erhielten darauf unter dem 1. März folgenden Beſcheid: 

„die zeitweiſe Zulaſſung ruſſiſch-polniſcher und galiziſcher Juden 
bildet eine Maßnahme der allgemeinen Fremdenpolizei, welche nicht 
lediglich nach den wirtſchaftlichen Intereſſen des Handels zu beurteilen 
bleibt, ſondern in erſter Linie von nationalpolitiſcher Bedeutung iſt. 
Ich ſehe mich deshalb nicht in der Lage, den dortſeitigen Vorſchlägen 
auf Anderung des bei der Prüfung der Aufenthaltsgeſuche geübten 
Verfahrens ſtattzugeben. Auch würde die Durchführung dieſer Vor— 
ſchläge keineswegs zu einer Vereinfachung des Geſchäftsganges führen, 
weil mit Rücksicht auf die in jedem Falle zu wahrenden polizeilichen 
Intereſſen Rückfragen bei den nachgeordneten Polizeibehörden unum— 
gänglich blieben. 

Sofern lediglich eine Abkürzung des formellen Verfahrens der 
Handelskammer erwünſcht iſt, bleibt es Wohlderſelben überlaſſen, die 

einzelnen Geſuchſteller darüber zu belehren, daß ſie ihre Anträge auf 
Erteilung der Aufenthaltsgenehmigung an den Landrat in Thorn 
richten. Auch iſt nichts dagegen zu erinnern, wenn die Handels— 
kammer die Anträge der Händler ſelbſt frühzeitig entgegennimmt und 
ſie in Form einer Nachweiſung mit den Belägen und unter gleich— 
zeitiger gutachtlicher Außerung zu den einzelnen Anträgen dem Land— 
rate in Thorn einreicht.“ 

Wir haben daraufhin in dieſem Jahre die Geſuche geſammelt 
und mit unſerem Gutachten verſehen weitergereicht. Wir hoffen, daß 
ſich dieſes Verfahren bewährt. 

Eintragung von Bäckereien in das 

Handelsregiſter. 

Ende Januar 1906 teilte die Handelskammer zu Graudenz mit, 
daß die Bäcker in ihrem Bezirke wiederholt verſucht hätten, ſich bei 
Mehllieferungen ihren Zahlungsverpflichtungen zu entziehen, indem 
ſie behaupteten ſie beſäßen nichts, das Geſchäft gehöre ihrer Frau. 
Bei einem Prozeß ſei es dann oft ſchwer, die Sachlage zu klären, da die 
Bäckereien gewöhnlich keine regelrechte Buchführung hätten. Es ſei 
deshalb ſchon verſchiedentlich der Wunſch ausgeſprochen worden, daß 
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mittlere und größere Bäckereien in das Handelsregiſter eingetragen 
würden. Die Kammer bitte, ſich zu dieſen Vorſchlägen zu äußern. Wir 
erwiderten darauf unter dem 12. Februar: 

„Bäckereien ſind in unſerem Bezirk nicht in das Handelsregiſter 
eingetragen, auch ſind bisher keine dahingehenden Wünſche uns gegen— 
über geäußert worden. Dagegen ſind auch in unſerem Bezirk Klagen 
darüber laut geworden, daß Bäcker das Geſchäft auf den Namen der 
Frau oder der Kinder weiterführten und dadurch ihre Mehllieferanten 
ſchädigten. Eine Bäckerei wurde ſogar unter den Namen eines ſoeben 
geborenen Kindes weitergeführt. 

Mit Ihnen ſind wir der Anſicht, daß eine Eintragung in das 
Handelsregiſter für die Bäckereien nicht in Frage kommen kann, denn 
günſtigſten Falls wäre das für die ganz großen Bäckereien, bei denen 
die geſchilderten unlauteren Machenſchaften überhaupt nicht vorkommen, 
zu erreichen. Geſetzlich aber eine Sonderſtellung für die Bäckereien zu 
erhalten, wäre natürlich ausgeſchloſſen. Vielleicht ließ ſich dadurch eine 
kleine Beſſerung erreichen, daß die von den Gemeinden geführten Liſten 
der Gewerbetreibenden veröffentlicht oder doch wenigſtens den Handels— 
kammern zugeſandt würden. 


II. Verkehrsweſen. 
1. Eiſen bahnen. 
Bezirkseiſenbahnrat. 

Im Jahre 1905 fanden am 21. Juni in Bromberg und am 29. 
November in Danzig Sitzungen des Bezirkseiſenbahnrats ſtatt, auf 
denen wir durch unſeren Vorſitzenden, Herrn Stadtrat Dietrich, ver— 
treten waren. 

Für die Sitzung im Juni hatte Herr Mühlenbeſitzer Schnacken— 
burg aus Schwetz folgenden Antrag eingebracht: 

„1. Der Bezirkseiſenbahnrat wolle beſchließen, den Herrn Eiſen— 
bahnminiſter zu bitten, eine Reviſion der beſtehenden Tarife für Ge— 
treide und Mühlenfabrikate in dem Sinne zu veranlaſſen, daß für die 
Zukunft nicht mehr das Getreide höhere Frachten zu tragen hat, als 
die aus demſelben erzeugten Fabrikate in ihrer Geſamtheit. 

2. Der Bezirkseiſenbahnrat wolle befürworten, daß, unabhängig 
von obigem Antrage, für den Geltungsbezirk des Tarifs C 1 (etzt S 
3 a) derſelbe als allgemeiner Getreidetarif eingeführt wird, Mehl da— 
gegen wie bisher im Tarife 10 und Kleie im Spezialtarif III verbleibt.“ 

Der erſte Teil des Antrages wurde abgelehnt, worauf der 2. 
Teil vom Antragſteller zurückgezogen wurde. 
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Unſer Mitglied, Herr Brauereibeſitzer Bauer, der als Vertreter 
des Verbandes oſtdeutſcher Brauereien und Mälzereien dem Bezirks— 
eiſenbahnrat angehört, hatte die Einlegung eines Perſonenzuges mit 
2.— 4. Klaſſe auf der Strecke Thorn —Inſterburg mit Abgang von 
Thorn 108 nachts und von Inſterburg 68 morgens mit folgender 
Begründung beantragt: 

„Von 73 abends bis 12 nachts, alſo in einem dazwiſchen liegen— 
den Zeitraum von ca. 6 Stunden verkehrt von Thorn nach Richtung 
Inſterburg kein Perſonenzug, ſo daß die Reiſenden der in Thorn ein— 
laufenden Züge 

von Breslau Poſen um 9% bezw. 10 abends, 

von Schneidemühl — Bromberg 92 abends, 

von Warſchau — Alexandrowo 10% abends 
keinen direkten Anſchluß mehr zur Weiterreiſe nach dem Oſten haben, 
denn für dieſe geht der Zug von Thorn nach Inſterburg, welcher um 
112 nachts abgelaſſen wird, zu ſpät ab. 

Aber auch für diejenigen Reiſenden, welche, von Oſten kommend, 
etwa um 533 nachmittags in Thorn eintreffen, wäre eine ſolche Zug: 
verbindung von außerordentlicher Wichtigkeit, da dieſe den um 78 
abends von Thorn nach Richtung Inſterburg abgehenden Zug wegen 
der ſehr kurzen Zwiſchenzeit kaum benutzen können und ſo gezwungen 
ſind, entweder bis nachts 1% ſich in Thorn aufzuhalten, oder die Nacht 
daſelbſt zuzubringen. 

Selbſt den Bewohnern der nächſtgelegenen Städte, Dörfer, ſowie 
des platten Landes wird es wegen des Fehlens eines paſſenden Zuges 
zur Rückreiſe zur Unmöglichkeit gemacht, ein gutes Konzert oder 
Theaterſtück in Thorn zu hören bezw. zu ſehen, weil man, da nur der 
um 12 nachts von Thorn abgehende Zug zur Rückreiſe benutzt werden 
kann, nicht vor 2 oder 3 Uhr oder noch ſpäter zu Hauſe anlangt; 
würde dagegen ein Zug um ca. 10 abends von Thorn nach Richtung 
Inſterburg abgehen, dann wäre dem jetzigen Übelſtand abgeholfen. 

Bezüglich des Gegenzuges bemerke ich ergebenſt, daß die Zwiſchen— 
zeit zwiſchen den um 47 morgens und 1019 vormittags von Inſterburg 
abgehenden Zügen ebenfalls ca. 6 Stunden beträgt und dieſer Zeit— 
raum für einen Tageszug auf einer Hauptſtrecke ein zu langer iſt. 
Das beweiſt, daß der um 4. morgens, ſowie der um 10ʃ von Inſter— 
burg abgehende Zug ganz außerordentlich ſtark beſetzt iſt, ſo daß dieſe 
Züge ſehr häufig nur mit Verſpätungen, die mitunter bedeutend ſind, 
verkehren können, was für die Reiſenden natürlich Unannehmlichkeiten 
im Gefolge hat, Der um 73: morgens von Inſterburg abgehende 
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D-Zug kommt, da er nur auf wenigen Stationen hält und meiſtens 
Reiſende der höheren Klaſſen und über Thorn hinaus befördert, für 
das große Publikum kaum in Betracht. 

Wenn nun zwiſchen 42 morgens und 10!% vormittags etwa um 
630 ein Perſonenzug von Inſterburg abgelaſſen würde, jo würde der— 
ſelbe nicht nur die beiden vorhin genannten Züge entlaſten, ſondern 
auch den Mitreiſenden, wenn paſſend gelegt, einen beſſeren Anſchluß 
von Thorn zu den in folgenden Richtungen verkehrenden Zügen 
ermöglichen: 

in der Richtung Bromberg um 2% und 518 nachm. 

7 5 Poſen um 1385 und 32˙ nachm. 

71 7 Alexandrowo um 135 oder 415 nachm.“ 

Der Antrag wurde angenommen. 

In der Novemberſitzung hatte Herr Stadtrat Zawadzki be— 
antragt, den keramiſchen Fabriken in Kolmar i. P. für den Bezug der 
zu ihren Betrieben erforderlichen Rohmaterialien und Steinkohlen 
Frachtermäßigungen zu gewähren. Nach längerer Debatte wird nach— 
ſtehender Antrag: 

„Für Rohton, Porzellanſand, Kaolin aus Schleſien und 
Sachſen für keramiſche Fabriken an und öſtlich der Oder, jedoch 
nicht ſüdlicher als an der Linie Frankfurt —Poſen — Thorn belegen, 
eine 25prozentige Ermäßigung gegen die beſtehenden Frachtſätze 
des Rohſtofftarifs zu gewähren“ 

mit großer Stimmenmehrheit angenommen. 

Für den Fall, daß dieſer Antrag nicht die Zuſtimmung der 
Eiſenbahnverwaltung finden ſollte, wird der von dem Ausſchuß be— 
fürwortete Antrag: 

„Bezirkseiſenbahnrat wolle befürworten, einen beſonderen 
Ausnahmetarif von den noch zu ermittelnden Verſandſtationen 
in Schleſien und Sachſen nach Kolmar i. P. für Rohton, Kaolin 
und Porzellanſand mit 25 / Ermäßigung der beſtehenden 
Frachſätze zu ſtellen“ 

ebenfalls angenommen. 

Es wurde ferner nachſtehender, von mehreren Mitgliedern ein— 
gebrachter Antrag angenommen: 

„Der Bezirkseiſenbahnrat wolle beſchließen, den Herrn Miniſter 
zu bitten, den Typ der offenen 10 t Wagen in ſeinem Beſtande zu 
erhalten und für den Fall, daß dieſer Beſtand dem Bedürfnis nicht 
genügt, für die ſtatt deſſen angelieferten 15 - Wagen anzuordnen, daß 
innerhalb des Bezirks der Königlichen Eiſenbahndirektionen Bromberg, 
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Danzig, Königsberg nur die Fracht für das wirklich verladene Gewicht, 
jedoch mindeſtens für 10 t nach dem Ausnahmetarif (Rohſtofftarif) 
berechnet werden ſoll.“ 5 

Gemeinſam mit den Herren Bahr und Friedländer beantragte 
unſer Vertreter die Durchführung des in Landsberg a. W. von Berlin 
8 eintreffenden Perſonenzuges nach Kreuz. Auch dieſer Antrag 
wurde angenommen. 


Uferbahn. 


Durch den jteigenden Verkehr auf der Uferbahn ſind die Gleis— 
anlagen bereits wieder unzulänglich geworden. Das zeigte ſich be— 
ſonders im letzten Herbſt, wo ſich auf der Uferbahn derartige Mißſtände 
in der Überführung der Sendungen ergaben, daß die Eiſenbahn— 
Verkehrsinſpektion zeitweiſe anordnete, die für den Umſchlagsverkehr 
beſtimmten Wagen in erſter Reihe zu überführen und die für den 
Ortsverkehr beſtimmten nur dann, wenn die Gleiſe ausreichten. Die 
gemeinſamen Bemühungen von Stadt- und Handelskammer führten 
dazu, daß am 10. Januar eine Beſichtigung der Uferbahngleiſe ſtatt— 
fand, bei der Vertreter der Eiſenbahndirektion Bromberg, der Stadt 
und der Handelskammer zugegen waren. Dem über dieſe Beſprechung 
aufgenommenen Protokoll entnehmen wir folgendes: 

„Übereinſtimmung herrſcht darüber, daß eine Erweiterung der 
Gleisanlagen der Uferbahn infolge des geſteigerten Verkehrs not— 
wendig iſt. 

Der für dieſe Erweiterung von der Königlichen Eiſenbahndirektion 
vorgelegte Plan ſchmälert den an ſich ſchon nicht ſehr breiten anſtoßen— 
den Fahrdamm um ein erhebliches, an der einen, auf dem Plane nicht 
verzeichneten Auffaͤhrt ſogar derartig, daß ein Fuhrwerksverkehr dadurch 
ausgeſchloſſen wird. 

Die Vertreter der Stadt und der Handelskammer bitten darum, 
an der projektierten Anlage Anderungen eintreten zu laſſen, welche 
die nach dem zeitigen Plane entſtehenden Verkehrshinderniſſe möglichſt 
beſeitigen bezw. vermindern. Außerdem bitten ſie die Anlage ſo vor— 
zuſehen, daß ſie in Einklang zu bringen iſt mit einer ſoweit angängigen 
Verlängerung des unteren Ladegleiſes öſtlich nach dem Bahnhofe hin 
und mit einer Weiterführung des oberen Gleiſes nach Weſten um den 
Holzauswaſchplatz herum nach dem Winterhafen und evtl. weiter nach 
dem zukünftigen Holzhafen. Dankbar würde es ſeitens der Petenten 
begrüßt werden, wenn auch dieſe Erweiterungen von der Königlichen 
Eiſenbahndirektion projektiert und die entſprechenden Projekte dem 
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Magiſtrat zur weiteren Stellungnahme vorgelegt würden. Die ſchon 
jetzt alljeitig für notwendig anerkannte Gleiserweiterung braucht da— 
durch keinen Aufſchub zu erleiden.“ 


Bahnhof Mocker. 


Zur landespolizeilichen Prüfung des Entwurfs für den Staats— 
bahnhof in Mocker fand am 5. Januar 1906 eine Verhandlung ſtatt, 
über die nachſtehendes Protokoll aufgenommen wurde: 

„Zunächſt wurde von ſeiten des Landrats Widerſpruch gegen den 
Entwurf erhoben mit der Begründung, daß die durch das urſprüng— 
liche Projekt vorgeſehene Senkung der Linden- und Wilhelmſtraße von 
ca. 2 m nicht jo erhebliche Erſchwerungen des Straßen-Frachtverkehrs 
im Gefolge haben könne, und die jetzt geplante Umführung der Linden: 
ſtraße, zumal dadurch das geſamte Straßenbild leiden würde, zu recht— 
fertigen; ſeine abweichende Stellungnahme im Termin, vom 18. No— 
vember ſei dadurch zu erklären, daß er damals die Höhe der Steigung 
erheblich höher (4 m) angenommen habe. 

Demgegenüber wurde von ſeiten des Bahnſpediteurs Aſch und 
des Fuhrunternehmers Walter betont, daß die zweimal erforderliche 
Überwindung des Höhenunterſchiedes von 2 m eine ſehr erhebliche 
Erſchwerung des Frachtverkehrs bedeuten würde; ſie bitten im Intereſſe 
des geſamten Frachtverkehrs um Ausführung des jetzigen Entwurfs. 

Von ſeiten des Magiſtrats und der Handelskammer wird erklärt, 
daß ſie im Intereſſe des Fuhrverkehrs die Beibehaltung des jetzigen 
Niveaus der Linden- und Wilhelmſtraße für unbedingt erforderlich 
halten und ſie deshalb dem vorliegenden Projekt zuſtimmen, wenn lie 
auch die Nachteile desſelben nicht verkennen. Dieſer Anſchauung ſchließen 
ſich die Vertreter des Herrn Regierungs-Präſidenten an. 

Weiter fordert der Landrat an der Stelle, wo die jetzige Linden— 
ſtraße am Bahnkörper aufhören wird, eine Unterführung für den 
Perſonenverkehr. Dieſelbe wird von ſeiten der Eiſenbahnverwaltung 
abgelehnt. Die Vertreter des Regierungs-Präſidenten halten dieſelbe 
nicht für erforderlich. 

Der Einſpruch des Magiſtrats wird zurückgezogen bis auf den 
Punkt, welcher das Fehlen eines geeigneten Platzes für einen Handels— 
kammerſchuppen betrifft. Von ſeiten der Eiſenbahnverwaltung wird 
betont, daß dieſe Frage nicht mehr zur landespolizeilichen Prüfung 
ſtehen könne, ſondern bereits in dem früheren Verfahren ihre Erledigung 
gefunden habe; die Vertreter des Herrn Regierungs- Präſidenten ſchließen 
ſich dieſer Anſicht an. 


BB 


Der Gemeindevorſtand Mocker zieht ſeinen Einſpruch zurück, nach⸗ 
dem ſeitens der Eiſenbahn-Verwaltung erklärt war, daß die für die 
Umführung der Lindenſtraße geforderte Breite von 12 m in Ausſicht 
genommen ſei.“ 


Fweites Gleis für die Siſenbahnbrücke 


bei Thorn. 


Unter dem 7. September unterbreiteten wir dem Herrn Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten den dringenden Antrag, den Bau eines 
zweiten Gleiſes für die Strecke Thorn — Hauptbahnhof bis Thorn — Stadt⸗ 
bahnhof ſchleunigſt zu veranlaſſen, und führten zur Begründung aus: 

„In den Thorner Stadtbahnhof auf dem rechten Weichſelufer 
münden z. 3. die beiden eingleiſigen Bahnen Marienburg — Thorn 
und Inſterburg — Thorn. 

Beide Bahnen haben vom Stadtbahnhofe Thorn aus auf einer 
erheblichen Strecke die Steigung von etwa 7,5 m auf 1 km, ſo daß 
bei Bergfahrten vielen Perſonen- und Güterzügen durch eine zweite 
Lokomotive am Ende des Zuges über die Steigung hinweggeholfen 
werden muß. 

Zahlreiche Verkehrsſtockungen ſind die Folge der eingleiſigen 
Bahnanlage, die dem Betriebe auch große Gefahren bietet, da beide 
Bahnſtrecken außer der ſtarken Steigung noch eine erhebliche Krümmung 
mit einem Radius von etwa 400 m, ſowie kurz vor dem Stadtbahn- 
hof in dem Feſtungswall eine Maske beſitzen, die die Strecke gänzlich 
unüberſichtlich machen. 

Durch den geplanten Bau des neuen Bahnhofs Mocker auf dem 
rechten Weichſelufer ſoll die Marienburger mit der Inſterburger Bahn 
vereinigt werden, ſo daß künftig die Strecke vom Stadtbahnhof Thorn 
bis zum neuen Bahnhof Mocker zweigleiſig werden und erſt von dieſem 
aus die Gabelung in die Marienburger und in die Inſterburger Bahn 
erfolgen würde. 

Hierdurch würden endlich die großen Gefahren der jetzigen Bahn- 
anlage auf dem rechten Weichſelufer nördlich vom Stadtbahnhofe be— 
ſeitigt werden. 

Dagegen iſt eine Beſeitigung der noch größeren Gefahren, welche 
den Bahnverkehr ſüdlich vom Stadtbahnhof bis zum Thorner Haupt— 
bahnhof hin bedrohen, bisher noch nicht in Ausſicht genommen, ſo daß 
wir die Stellung unſeres vorliegenden Antrages als unſere unabweis— 
bare Pflicht anſehen müſſen. 

Auf der etwa 1,75 km langen Strecke Thorn — Stadt bis Thorn — 
Hauptbahnhof überſchreitet die Eiſenbahn die Weichſel auf einer bis 
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jetzt eingleiſigen Brücke. Auch hat dieſe Brücke vom Stadtbahnhofe 
aus ein Gefälle von etwa 6 m auf 1 km und in ihrer ſüdlichen 
Hälfte eine noch ſtärkere Krümmung mit einem Radius von etwa 300 
Metern, welche dieſem ſüdlichen Teil ebenfalls völlig unüberſichtlich 
macht. 

Dieſe eingleiſige, unebene und unüberſichtliche Strecke muß dem 
geſamten Verkehr der beiden Vollbahnen Thorn — Marienburg und 
Thorn Inſterburg, der Kleinbahn Thorn Leibitſch, ſowie der ſtädtiſchen 
Uferbahn nach beiden Weichſelufern vermitteln. Der Verkehr wird, 
wie oben angeführt, noch verſtärkt durch die zweiten Lokomotiven, 
welche die ſchweren Züge bei Bergfahrten bis Mocker oder Katharinen— 
flur unterſtützen und ſodann nach dem Hauptbahnhof zurückkehren. 
Infolgedeſſen iſt für die genannte Strecke von allen Sonderzügen 
abgeſehen eine regelmäßige Belaſtung mit etwa 78 Zugfahrten täglich 
vorhanden, die ſich im Winter, wenn der Fährbetrieb eingeſtellt üt, 
durch weitere 16 Pendelzüge zwiſchen Stadt- und Hauptbahnhof, ſowie 
durch Kohlen- und Rübenzüge auf ungefähr 100 und mehr Zug— 
fahrten erhöht. 

Bei einer auch nur vierſtündigen Nachtruhe ergibt dies durch— 
ſchnittlich alle 12—15 Minuten eine Zugfahrt. Schon bei dieſem Ver— 
kehr können die ſehr umfangreichen Ausbeſſerungen, die zur Inſtand— 
haltung des Brückengleiſes dauernd erforderlich ſind, nur mit größter 
Mühe unter Ausnutzung jeder verkehrsfreien Minute ſtattfinden, zumal 
naturgemäß dieſe Ausbeſſerungen nur durch eine beſchränkte Zahl 
Arbeiter ausgeführt werden können. 

Wie leicht kann hier infolge einer wegen Zeitmangels nicht ſorg— 
fältig genug ausgeführten Ausbeſſerung eine Zugentgleiſung ſtattfinden. 
Hier ſei auch erwähnt, daß die gleichzeitige Benutzung der Brücke durch 
die zahlreichen Eiſenbahnzüge und dem ſehr lebhaften Fuhrwerks- und 
Reiterverkehr immer wieder Unfälle durch das Scheuen der Pferde 
hervorruft, die nicht ſelten einen tötlichen Ausgang für die Beteiligten 
nehmen. 

Hierzu kommt aber, daß der jetzige Verkehr unſeren berechtigten 
Anforderungen keineswegs genügt. 

So haben wir wiederholt die Einlegung weiterer Pendelzüge 
vergebens beantragt, um den für die Thorner Reiſenden ſo notwendigen 
Anſchluß an alle nur vom Hauptbahnhofe aus führenden Züge zu 
erhalten. 

Unſere Anträge ſind von der Königlichen Eiſenbahndirektion zu 
Bromberg mit der wörtlichen Begründung abgelehnt worden, 
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„daß der eingleijige Betrieb über die Weichſelbrücke die Ein- 
legung dieſer Pendelzüge nicht verträgt, da mit Verſpätungen 
der übrigen Züge gerechnet werden muß.“ 

Hier iſt die Unzulänglichkeit des einen Gleiſes für den notwendigen 

Verkehr von der zuſtändigen Behörde offen anerkannt worden. 

Ein weiterer Grund für den zweigleiſigen Ausbau der Brücke 
iſt folgender Umſtand: 

Etwa 2 km ſtromabwärts vom Hauptbahnhofe ſowohl an der 
Thorn — Bromberg als auch an der Strecke Thorn — Hohenſalza liegt 
auf dem linken Weichſelufer die Stadt Podgorz, mit etwa 4000 Ein— 
wohnern, die mit ihren Bedürfniſſen faſt völlig auf Thorn ange— 
wieſen ſind. 

Die Errichtung einer Halteſtelle in Podgorz und die Durchführung 
möglichſt zahlreicher Pendelzüge von Thorn Stadtbahnhof bis dorthin 
iſt um ſo notwendiger, ſeitdem ſich der Verkehr zwiſchen beiden Städten 
infolge der Einrichtung des Artillerie-Schießplatzes bei Podgorz, welcher 
vom März bis Oktober j. Is. mit zahlreichen Truppen belegt iſt, 
außerordentlich geſteigert hat. 

Ferner kommt für die künftige Belaſtung der eingleiſigen Brücke 
noch der künftige Thorner Holzhafen in Betracht, zu deſſen Bau auf 
dem rechten Weichſelufer unterhalb Thorns eine Aktiengeſellſchaft mit 
3 Millionen Mark Kapital unter Beteiligung des preußiſchen Staates 
mit 1½ Millionen Mark, im vorigen Jahre gebildet worden iſt. 
Dieſer Holzhafen bedarf unbedingt eines Anſchluſſes an die Staats— 
bahn, denn es iſt mit Sicherheit die Anlage großer Holzinduſtrien zu 
erwarten, die ihre Erzeugniſſe größtenteils mit der Bahn über die 
Weichſelbrücke nach dem Weſten verſenden werden. 

Wir müſſen daher feſtſtellen, daß die eingleiſige Strecke von 
Thorn — Stadtbahnhof bis Thorn — Hauptbahnhof bis an die äußerſte 
Grenze ihrer Leiſtungsfähigkeit in äußerſt gefahrdrohender Weiſe durch 
den jetzigen Verkehr unberüdjichtigt bleiben mußte, daß weiter der 
Verkehr in kurzem noch eine erhebliche Steigerung erfahren muß, daß 
daher der Bau des zweiten Gleiſes unbedingt notwendig iſt. 

12 Schon bei der jetzigen Verkehrsſtärke werden die Kräfte des ver— 
antwortlichen Bahnperſonals derartig erſchöpft, daß leicht ein Bahn— 
unglück auf dieſer unebenen und unüberſichtlichen Strecke herbeigeführt 
werden kann. 


no en 
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Durch den Bau des zweiten Gleiſes würden dann endlich unſere 
dringenden Verkehrswünſche verwirklicht werden können, welche bisher 
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unerfüllt bleiben mußten, trotzdem ſie für unſer wirtſchaftliches Gedeihen 
dringend notwendig ſind. 

Die Königliche Staatsregierung hat wiederholt feierlich die wirt— 
ſchaftliche Hebung der Oſtmarken als ihre vornehmſte Aufgabe erklärt. 
Vorausſetzung hierfür iſt aber unbedingt die Hebung des Verkehrs. 

Aus all dieſen angeführten Gründen hoffen wir, daß Ew. Ex- 
zellenz unſerem dringenden Antrage hochgeneigteſt ſtattgeben werden.“ 

Die Eiſenbahndirektion zu Bromberg teilte uns darauf unter dem 
24. September im Namen des Herrn Miniſters mit, daß die Not— 
wendigkeit zur Herſtellung des zweiten Gleiſes auf der Weichſelbrücke 
nicht anerkannt werden könne. Im übrigen werde nach Inbetrieb— 
nahme des neuen Bahnhofs bei Mocker eine weſentliche Entlaſtung 
der Brücke eintreten. 


Ausnahmetarif für Wegebauſtoffe. 


Unter dem 23. Juli ſchrieb uns die Kgl. Eiſenbahndirektion zu 
Bromberg: 

„Der Ausnahmetarif 5 für Wegebauſtoffe hat in ſeiner gegenwärtigen 
Faſſung zu mancherlei Bedenken und Zweifeln bei der Anwendung 
Anlaß gegeben. Es iſt in Frage gekommen, die hervorgetretenen Un— 
klarheiten und Zweifel durch eine anderweite Faſſung der Tarifbe— 
ſtimmungen ſoweit möglich zu beſeitigen. Die Handelskammer erſuchen 
wir ergebenſt, uns hierbei durch Mitteilung der zu Ihrer Kenntnis 
gekommenen Härten und Uebelſtände gefälligſt zu unterſtützen und 
uns diejenigen Wünſche bekanntzugeben, auf deren Berüdjichtigung 
Sie nach den gemachten Erhebungen beſonderen Wert legen. Insbe— 
ſondere iſt uns die Beantwortung der folgenden Fragen erwünſcht: 

1. a. Sind mit den im Ausnahmetarif genannten Gütern: 

Grand, Kies, Sand, rohe Steine (Bruchſteine, Feldſteine, 
Findlinge), Pflaſterſteine, wenn zur Herſtellung von Reihen— 
pflajter nicht verwendbar, Steinſchrotten einſchließlich des 
Steingrobſchlags in unregelmäßigen Stücken zur Herſtellung 
oder Unterhaltung von ſogenanntem Kleinpflaſter auf 
Chauſſeen; Schlacken und Ziegelbrocken 

ſämtliche geringwertigen Stoffe, die zum Wegebau verwendet 

werden, aufgezählt, k 

b. oder welche anderen Stoffe würden noch anzuführen jein, 

um im Tarif die Worte „wie beiſpielsweiſe“ entbehrlich zu 
machen? (ef. Ziffer 4.) 

2. Iſt es erwünſcht, den Ausnahmetarif auch für Sendungen zur 

Herſtellung oder Unterhaltung von Privatwegen zu gewähren, 


* 
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gleichviel ob die Wege vom Eigentümer für den öffentlichen 
Verkehr (widerruflich) freigegeben ſind oder nicht? Welche 
Gründe kommen für eine Erweiterung des Tarifs nach dieſer 
Richtung hauptſächlich in Frage? 

3. Wird auf den Fortfall der vorgeſchriebenen Verwendungs— 
beſcheinigung großer Wert gelegt und weshalb? 

4. Aſphalt, Eiſen und Holz (für Eiſen- und Holzpflaſter), Klinker, 

die zur Herſtellung von Reihenpflaſter verwendbaren Pflaſter— 
ſteine, ferner Traß, Zement und Ziegelſteine jind von dem 
Ausnahmetarif ausgeſchloſſen. Beſteht das Bedürfnis, einzelne 
dieſer Artikel und welche in den Ausnahmetarif auf— 
zunehmen? Durch welche beſonderen Umſtände wird das Be— 
dürfnis begründet? 

Durch eine eingehende, baldige Beantwortung der geſtellten 

Fragen würden Sie uns zu beſonderem Dank verpflichten.“ 

Wir erwiderten darauf unter dem 17. Auguſt: 

„Die in dem gefl. Schreiben vom 23. Juli 1905 enthaltenen 

Fragen beehren wir uns, wie folgt, zu beantworten: 

1. Zum Wegebau werden von geringwertigen Stoffen noch ver— 
wendet: Steinfeinſchlag (Schlotterſteine), Lehm- und Schlick⸗ 
boden, ferner die die Straße abgrenzenden, rauh bearbeiteten 
Bordſteine. Es ſind viele Wege nur als ſog. Lehmchauſſeen 
ausgebaut. Die Aufnahme der genannten Wegebauſtoffe in 
den Ausnahmetarif 5 wäre daher erforderlich, um die Worte 
„wie beiſpielsweiſe“ entbehrlich zu machen. Es wird weiter 
dringend gewünſcht die Beſeitigung der Anmerkung 1, wonach 
Bürgerſteige im Sinne des Tarifs zu den Wegen und Chauſſee— 
flächen nicht zu rechnen ſind. 

2. Die Gewährung des Ausnahmetarifs auch für Herſtellung 
oder Unterhaltung von Privatwegen iſt ſehr erwünſcht, da in 
ſandigen Gegenden häufig weder Steine, Kies noch Lehm zu 
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finden iſt und auch die Verbeſſerung der Privatwege ſchließlich 
zur Hebung des Verkehrs dient. Die Beſchränkung auf die 

D Privatwege, welche von den Eigentümern dem öffentlichen 
Verkehr freigegeben ſind, erſcheint nicht zweckmäßig. Es würden 


dann z. B. die Landwirte, hinſichtlich der auf dem umfriedeten 
Teile ihrer Grundſtücke befindlichen Wege von einer Ver— 
günſtigung ausgeſchloſſen ſein, während bei den ſchweren 
Laſten die regelmäßig darauf befördert werden, möglichſt gute 
Wege durchaus notwendig ſind. 
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3. Die vorgeſchriebene Veränderungsbeſcheinigung könnte weg— 
fallen, wenn, wie es gewünſcht wird, die Ausnahme beſeitigt 
würde, daß die Bauſtoffe nicht zu den aſphaltierten, und mit 
Reihenpflaſter verſehenen Wegen benutzt werden dürfen. 
Zweckmäßig wäre wenigſtens, daß jene Beſcheinigung auch vom 
Vorſteher der Ankunftsſtation erteilt werden könnte. 

4. Die Aufnahme der unter 4 verzeichneten Wegebauſtoffe in 
den Ausnahmetarif wird allſeitig gewünſcht, ferner auch die 
Aufnahme von Schürſchienen. Am dringendſten wird die 
Aufnahme für Bordſchwellen und für Pflaſterſteine, welche 
zu Reihenpflaſter verwendbar ſind, verlangt. 

Die Verwendung von Reihenpflaſter zu den Wegen auch 
außerhalb der Städte und Ortſchaften nimmt wegen ſeiner 
ſehr feſten Dauerhaftigkeit immer mehr zu. Dies iſt ſowohl 
im Verkehrsintereſſe, als auch aus hygieniſchen Gründen durch— 
aus zu fördern. 

Jetzt wird hierzu faſt ausſchließlich ſchwediſches Material 
verwendet, weil es auf dem wohlfeilen Waſſerwege befördert 
wird. 

Hierdurch entgehen unſerer vaterländiſchen Stein-In⸗ 
duſtrie bedeutende Summen, welche ihr erhalten blieben, 
wenn ſie durch Gewährung des Ausnahmetarifs konkurrenz— 
fähig würde.“ 


Detarifierung von Stangenhölzern. 


Von der Bromberger Eiſenbahndirektion erhielten wir unter dem 
19. September folgende Anfrage: 

„Von dem Deutſchen Forſtverein iſt beantragt worden, Stangen— 
hölzer von mehr als 2,5 m Länge und bis zu 15 em Durchmeſſer am 
Stammende aus Spezialtarif II nach Spezialtarif II zu verſetzen. Der 
Antrag wird in der Hauptſache damit begründet, daß infolge des 
Schneeſturmes im April 1903 in den deutſchen Forſten, namentlich in 
Schleſien, große Mengen an Stangenhölzern niedergebrochen ſeien, 
die zum Teil jetzt noch nicht aufgearbeitet ſeien. 

Bei der Verwertung der überwiegend geringen Nutzholzſortimente 
ſei es hinderlich geweſen, daß die vorbezeichneten geringeren Stangen— 
hölzer nach Spezialtarif II verfrachtet werden mußten, während die 
ſtärkeren und wertvolleren, zu Grubenzwecken beſtimmten Hölzer (bis 
7 m Länge nur 20 em Zopſfſtärke) zu den Sätzen des Rohſtofftarifs 
gefahren würden. 
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Zur weiteren Behandlung des Antrages, deſſen Tragweite in 
finanzieller und wirtſchaftlicher Beziehung noch nicht überſehen werden 
kann, erſuchen wir ergebenſt um Beantwortung folgender Fragen: 


1 


6. 


Sind gleiche Anträge aus Intereſſentenkreiſen bei Ihnen ein— 
gegangen? 


Iſt für Ihren Bezirk ein wirtſchaftliches Bedürfnis für die be— 


antragte Detarifierung anzuerkennen? 


In welchem Umfange werden Stangenhölzer der bezeichneten 


Art verſandt? 


Welche Verſand⸗ und Empfangsſtationen kommen haupfſächlich 


in Frage? 


Sind wirtſchaftliche Verſchiebungen innerhalb der deutſchen 


Erzeugungs- und Verbrauchsgebiete von der Durchführung der 
beantragten Tarifmaßnahme zu erwarten? 

Iſt von der Detarifierung eine Begünſtigung des Wettbewerbs 
des Auslandes (Rußland, Galizien uſw.) zu befürchten?“ 


Unſere Antwort lautete: 
Zu 1. Nein. 
Zu 2. Zurzeit iſt das Bedürfnis nach der beantragten Deta— 


rifierung zwar gering, doch möchten wir uns dennoch 
dafür ausſprechen, damit bei etwa eintretendem Schnee— 
bruch uſw. die fraglichen Stangenhölzer, die zu normalen 
Zeiten faſt ausſchließlich von dem Lokalbedarf aufge— 
nommen werden, leichter verſandt werden können. Nach 
Mitteilung der Stadt Thorn würde bei einem billigeren 
Tarif auch zu normalen Zeiten ein Verſand der fraglichen 
Hölzer ſtattfinden, ſobald die projektierte Bahn Thorn — 
Unislaw fertiggeſtellt iſt und damit die Waldkomplexe 
Barbarken und Ollek erſchloſſen werden. 


Zu 3. In ſehr geringem Umfange. 


Zu 4. Soweit ein Verſand der fraglichen Hölzer ſtattfindet 


’ 


findet er nicht zu Waſſer jtatt. 


Zu 5. Eine erhebliche Verſchiebung iſt nicht zu erwarten. 
Zu 6. Nein. Dies iſt ſchon wegen des gegenüber dem Holzzoll 


ſehr geringen Wertes der Hölzer ausgeſchloſſen. 


Fracht für Bleifabrifate zur Ausfuhr. 


Ende November ſprachen wir uns der Königlichen Eijenbahn- 
direktion zu Kattowitz gegenüber für Verſetzung von Bleifabrikaten 


zur Ausfuhr von Spezialtarif I nach Spezialtarif Ill aus. 
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verſendung von Fleiſch als Eilgut 


zu Frachtgutſätzen. 

Anfang Dezember ſchrieben wir an die Ständige Tarifkommiſſion 
der Eiſenbahnen Deutſchlands: 

„Die Handelskammer zu Arnſtadt hat unter dem 7. v. Mts. bei 
der Ständigen Tarifkommiſſion beantragt: „Fleiſch, Fleiſchwaren und 
friſche Kuttelwaren in den Spezialtarif für beſtimmte Eilgüter auf— 
zunehmen.“ 

„Wir ſchließen uns dieſem Antrage an und können die Auffaſſung 
der Arnſtädter Kammer nur beſtätigen, daß es ſich bei dieſen Sendungen 
nicht um Luxuswaren, ſondern allermeiſt um Gegenſtände eines all— 
gemeinen wirtſchaftlichen Bedürfniſſes handelt, für die eine möglichſt 
raſche Beförderung wegen der geringen Haltbarkeit dringend erwünſcht 
iſt, und die daher auch ſchon heute meiſt als Eilgut befördert werden. 
Die teure Eilgutfracht iſt aber ein Hindernis für die Verſendung dieſer 
Waren, und es würde daher im eigenſten Intereſſe der Eiſenbahn— 
verwaltungen liegen, durch Verbilligung der Eilgutfracht den Verkehr 
in Fleiſchwaren uſw. zu heben. 

Wir haben für unſern Bezirk noch einen beſonderen Grund, für 
die billigere Verſendung von Fleiſch uſw. einzutreten, denn wir könnten 
dann hoffen, daß noch mehr als bisher das hier gemäſtete Vieh in 
hieſiger Gegend geſchlachtet und zu Fleiſch und Wurſtwaren verarbeitet 
werden würde. Dies wäre um ſo mehr zu wünſchen, als dadurch auch 
die Gewerbetätigkeit des Oſtens gehoben werden würde. Da wir uns 
ferner der Hoffnung hingeben, daß über kurz oder lang unſern 
wiederholten Anträgen auf Offnung der Grenze für die Zufuhr ruſſiſcher 
Schweine zwecks Abſchlachtung im Thorner Schlachthauſe ſtattgegeben 
wird, ſo haben wir doppelten Grund, für eine Frachtermäßigung von 
Fleiſch uſw. einzutreten. 

Wir bitten daher die Ständige Tarifkommiſſion ergebenſt, dem 
Antrage der Handelskammer zu Arnſtadt entſprechend 

Fleiſch, Fleiſchwaren und friſche Kuttelwaren in den Spezial— 
tarif für beſtimmte Eilgüter aufzunehmen.“ 


Ausnahmetarif 10 b für Saatgut. 


Unter dem 22. Februar 1906 wandten wir uns mit folgender 
Eingabe an den Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten: f 
„In dem vom 1. Februar d. Is. ab gültigen Ausnahmetarif 
10 b für Getreide und für Hülſenfrüchte im Falle der Verwendung 
als Saatgut iſt feſtgeſetzt worden, daß der Tarif ſogleich bei der Ab— 
fertigung angewandt wird, wenn die Sendungen von einer aner— 
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kannten Saatzüchterei aufgegeben ſind und die Inhaltsangabe im 
Frachtbriefe den Zuſatz enthält: „Im eigenen Betrieb planmäßig ge— 
züchtet“. Dagegen wird in allen anderen Fällen der Unterſchied 
zwiſchen Normaltarif und Ausnahmetarif erſt zurückgezahlt nachdem 
die Erklärung abgegeben worden iſt, daß die Saatgutſendungen im 
landwirtſchaftlichen Betrieb zur Ausſaat verwendet worden ſind. 
Zweifellos werden durch dieſe Beſtimmung die Saatzüchtereien 
gegenüber allen übrigen Verſendern bevorzugt, und es wird dadurch 
der Handel in ſeiner Wettbewerbsfähigkeit beſchränkt. Der Tarif iſt 
nur formell für alle Intereſſenten gleich, dagegen müſſen in Wirklich- 
keit alle diejenigen, die nicht Saatzüchter ſind, einen höheren Tarif 
bezahlen, weil ihnen durch die bis zu 3 Monaten ſpätere Rückzahlung 


ein Zinsverluſt erwächſt. Es liegt alſo in dieſer Tariffeſtſetzung wieder 


eine Bevorzugung der Landwirtſchaft, wie ſie ähnlich in den Notſtands— 
tarifen von 1901 und 1904 zur Durchführung gekommen waren. Wie 
wir damals uns gegen ſolche Differenzierung wandten, ſo tun wir 
dies auch heute, und wir bitten daher Ew. Exzellenz gehorſamſt, die 
den Saatzüchtereien gewährte Vorzugsbedingung wieder aufzuheben. 
Sie ſteht jedenfalls auch nicht in Einklang mit § 7 der Verkehrsordnung 
vom Jahre 1899, denn wenn die zu Recht beſtehenden, gehörig ver— 
öffentlichten Tarife bei Erfüllung der gleichen Bedingungen für jeder— 
mann in derſelben Weiſe anzuwenden ſind, ſo muß doch auch, wenigſtens 
theoretiſch, jedermann die Möglichkeit haben, die gleichen Bedingungen 
zu erfüllen, es darf aber nicht von vornherein ein beſtimmter Perſonen— 
kreis ausgewählt werden, dem die Verfrachtung zu günſtigeren Be— 
dingungen gewährt wird. Wenn auch die Differenz bei der Anwendung 
des Tarifs nicht allzubedeutend iſt, ſo müſſen wir doch grundſätzlich 
immer wieder dagegen Verwahrung einlegen, daß die Landwirtſchaft 
gegenüber dem Handel tarifariſch bevorzugt werde.“ 


Fahrplan angelegenheiten. 


Anfang Juni ſchrieben wir an die Kgl. Eiſenbahn-Verkehrs⸗ 
inſpektion zu Thorn: 

„Der Zug 434 wird in Verbindung mit Zug 433 von den 
ruſſiſchen Grenzbewohnern gern zum Beſuch der Stadt Thorn benutzt, 
doch wird häufig darüber geklagt, daß der Zeitraum zwiſchen beiden 
Zügen zur Beſorgung von Geſchäften etwas kurz iſt, zumal der Zug 434 
häufig mit Verſpätung hier eintrifft. Wir ſind deshalb gebeten worden, 
dafür einzutreten, daß dieſer Zug etwas früher in Thorn eintreffe. 
Dies ließe ſich einmal dadurch erreichen, daß man ihn früher von 
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Alexandrowo ablajjen würde, was ohne Schwierigkeit durchführbar 
wäre, da der von Warſchau ankommende Zug bereits 231 nachm. 
(M. E. 3.) in Alexandrowo eintrifft, während der Zug 434 
erſt 35% nachm. Alexandrowo verläßt. Da jedoch zu einer ſolchen 
Abänderung die Zuſtimmung der ruſſiſchen Bahnverwaltung 
erforderlich iſt, die man bekanntlich ſchwer erlangt, ſo wäre zu erwägen, 
ob nicht durch ſchnellere Führung des Zuges eine frühere Ankunft in 
Thorn bewirkt werden könnte. Tatſächlich gebraucht Zug 434 jetzt 
ungewöhnlich lange Zeit, nämlich 1 Stunde 11 Minuten, während 
die nur 18 km lange Strecke Alexandrowo-Thorn normalerweiſe in 
etwa 24 Minuten zurückgelegt werden kann. Der Grund dieſer lang— 
ſamen Fahrt liegt hauptſächlich an dem langen Aufenthalt in Ottlotſchin. 
Dieſer Aufenthalt könnte u. E. weſentlich abgekürzt werden, denn, jo: - 
weit wir unterrichtet ſind, wird er jetzt nur zum kleinſten Teile durch Ver— 
zollung, die übrigens auch nach Thorn verlegt werden könnte, u. a. m. 
in Anſpruch genommen. Wir bitten deshalb die Königliche Eiſenbahn— 
Verkehrsinſpektion ergebenſt, anzuordnen, daß der Aufenthalt des Zuges 
in Ottlotſchin auf das notwendige Maß herabgeſetzt werde, wodurch 
ein früheres Eintreffen in Thorn erzielt werden würde. Sollte die 
Zollverwaltung Einwendungen gegen eine ſolche Beſchränkung des 
Aufenthalts machen, ſo möchten wir vorſchlagen, daß die Königliche 
Eiſenbahn-Verkehrsinſpektion die Zollverwaltung und uns zu einer 
Lokalkonferenz nach Ottlotſchin einlüde, damit wir uns von der Durch— 
führbarkeit unſeres Antrages überzeugen könnten.“ 

Wir erhielten darauf von der Eiſenbahndirektion zu Bromberg 
folgenden Beſcheid: 

„Auf das an die Königliche Eiſenbahn-Verkehrsinſpektion daſelbſt 
gerichtete, uns vorgelegte Geſuch vom 10. v. Mts. — 1283 — um 
frühere Anbringung des Zuges 434 in Thorn erwidern wir ergebenſt, 
daß ſchon in Alexandrowo die Übergangszeit von dem aus Warſchau 
eintreffenden Zuge, der hauptſächlich zu Eilgut- und Viehſendungen 
nach Berlin benutzt wird, auf den Zug 434 kaum ausreicht, um dieſe 
Sendungen durch die Spediteure neu aufzugeben und die Papiere zu 
bearbeiten bezw. umzuarbeiten. 

Einer Verkürzung der Aufenthaltszeit in Ottlotſchin gegenüber 
verhält ſich die Zollbehörde ablehnend. 

Selbſt wenn dieſe Hinderniſſe nicht beſtänden, wäre eine frühere 
Anbringung des Zuges 434 nicht angängig, weil der Fahrplan dieſes 
Zuges durch den Luxuszug 12 Alexandrowo und den Perſonenzug 435 
feſtgelegt iſt. 
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Wir bedauern daher, Ihrem Antrage nicht näher treten zu können, 
umſoweniger als durch die vor einiger Zeit eingelegten Züge 435 
und 436 zwiſchen Alexandrowo und Thorn ausreichend Verbindungen 
geſchaffen ſind.“ 

Unſere Wünſche wegen des Sommerfahrplans 1906 ließen wir 
Ende Dezember den Eiſenbahndirektionen zu Bromberg und Danzig 
zugehen. An die Bromberger Direktion ſchrieben wir: 

„Die Königliche Eiſenbahndirektion bitten wir ganz ergebenſt, 
bei Aufſtellung des Sommerfahrplans für 1906 die nachſtehend vor— 
getragenen Münſche zu berüdjichtigen. 

1. Seit Beſtehen der beiden Schnellzüge 25 und 26 auf der 
Strecke Bromberg — Berlin iſt ſtändig nicht nur in Thorn ſondern 
auch ſeitens der Anwohner der Strecken Thorn —Inſterburg und 
Thorn —Culmſee der Wunſch wiederholt worden, einen Anſchluß an 
dieſen für den Verkehr mit Berlin ſo überaus günſtigen Zug zu erhalten. 

Frachtfreie Nückbefͤrderung beſchädigter 

Eiſengußwaren. 

Nach der Zuſatzbeſtimmung II zu § 77 der Eiſenbahn-Verkehrs⸗ 
ordnung werden bei der Eiſenbahnbeförderung beſchädigte, unverpackte 
Eiſengußwaren auf Verlangen des Abſenders oder Empfängers auf 
dem Wege der Hinbeförderung nach der Aufgabeſtation frachtfrei zu— 
rückbefördert. Die ſtändige Tarifkommiſſion der Eiſenbahnen Deutſch— 
lands hatte nun beantragt, hierzu eine Zuſatzbeſtimmung zu erlaſſen, 
wonach, falls bei Beſchädigung von Eiſengußwaren die frachtfreie 
Rückbeförderung beanſprucht werde, eine anderweite Erſatzleiſtung für 
die Beſchädigung nicht verlangt werden dürfe. Hiergegen wandten 
wir uns in einer an den Herrn Eiſenbahnminiſter gerichteten Eingabe 
vom 28. Dezember, worin wir u. a. ausführten: 

„So dankenswert nun die Beſtimmung iſt, daß beſchädigte Eiſen— 
gußwaren frachtfrei zurückbefördert werden, ſo unbillig wäre es, dieſe 
Vorſchrift zu einer weiteren Einſchränkung der Haftpflicht der Eiſen— 
bahnen zu benutzen. Es wird jetzt ſchon vielfach darüber geklagt, daß 
Entſchädigung von der Eiſenbahnverwaltung bei Bruch von Eiſenguß— 
waren ungeheuer ſchwer zu erlangen iſt, da man ſich z. B. ſelbſt bei 
Beſchädigung ſchwerer Gußſtücke, wobei offenbar ein Verſchulden der 
Bahn vorliegt, auf Abſatz 2 des § 77 beruft. Einen kleinen Aus— 
gleich für die geringe Haftpflicht der Eiſenbahn bei Verfrachtung von 
Eiſengußwaren hat man jetzt in der frachtfreien Rückbeförderung der 
beſchädigten Waren, die ſo von der Eiſenbahn um ſo eher geleiſtet 
werden kann, als ihr nach erfolgter Reparatur oder Erneuerung bei 


Wiederaufgabe des Stückes die volle Fracht zugute kommt, und jie 
in den vielen Fällen, in dem ſie ein Verſchulden trifft, ohne daß ihr 
dies wegen der Schwierigkeit des Beweiſes nachgewieſen werden kann, 
einen Erſatz nicht zu leiſten hat. Wenn jedoch jetzt eine Entſchädigung 
auch in Fällen nachgewieſener Verſchuldung der Bahn nicht geleiſtet 
werden ſoll, ſofern die frachtfreie Rückſendung beanſprucht wird, ſo 
müſſen wir gegen dieſe Entrechtung proteſtieren. Ganz abgeſehen da— 
von, daß wir die von der Handelskammer zu Halberſtadt in der 
gleichen Angelegenheit geäußerten Bedenken teilen, wonach die be— 
antragte Abänderung den Abſatz 3 des § 459 H. G. B. widerſpricht, 
ſind wir der Meinung, daß die Eiſenbahn gerade in Fällen eigener 
Verſchuldung doppelte Veranlaſſung hätte, die beſchädigten Güter fracht— 
frei zurückzuliefern. 

Wir geben uns daher der ſicheren Hoffnung hin, daß Ew. Exzellenz 
den Antrag der Ständigen Tarifkommiſſion ablehnen werden.“ 


Perſonentarifreform. 


Ende September richteten wir nachſtehende Eingabe an den 
Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten: 

„Ew. Exzellenz haben in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes 
vom 1. Juli d. Is. die Grundzüge der beabſichtigten Perſonentarif— 
reform dargelegt, wozu Stellung zu nehmen wir um ſo mehr für 
unſere Pflicht halten, als der neue Tarif neben Erfüllung langgehegter 
Wünſche leider auch Verteuerungen bringen ſoll, die geeignet erſcheinen, 
den Perſonenverkehr zu erſchweren. 

Durchaus einverſtanden ſind wir zunächſt mit dem Beſtreben 
einen Einheitstarif für das ganze Deutſche Reich feſtzuſetzen, denn 
gerade die Vereinheitlichung wird auch die beſte Vorausſetzung ſein 
für weiter durchgreifende Perſonentarifreformen. Mit Freude begrüßen 
wir ferner den Wegfall der Rückfahrkarten unter Ermäßigung des 
Fahrpreiſes für die einfache Karte auf die Hälfte des Rückfahrkarten— 
preiſes, denn dieſe Verbilligung wird den Verkehr weſentlich erleichtern 
und ihm die langvermißte Bewegungsfreiheit geben. Dagegen be— 
dauern wir lebhaft die beabſichtigte Aufhebung des Freigepäcks und 
die vorgeſehene Erhebung von Schnellzugszuſchlägen. Ew. Exzellenz 
haben dieſe Verteuerungen damit begründet, daß den Preußiſch— 
Heſſiſchen Staatsbahnen durch die Verbilligung der einfachen Fahr— 
karten ein Einnahmeausfall von ca. 15½½ Millionen Mark erwachſen 
würde, der doch in irgend einer Weiſe gedeckt werden müſſe. Einen 
entſprechenden Ausfall würden die ſüddeutſchen Eiſenbahnverwaltungen 
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haben, denen noch dazu die Einführung der IV. Wagenklaſſe die Ein— 
nahmen verringern würde. 

Wenn wir nun trotzdem Ew. Exzellenz bitten, von der Erhebung 
von Schnellzugszuſchlägen und der Beſeitigung des Freigepäcks abzu— 
ſehen, ſo tun wir dies, weil wir überzeugt ſind, daß der befürchtete 
Einnahmeausfall tatſächlich nicht, jedenfalls nicht in der angegebenen 
Höhe eintreten wird. 

Ew. Exzellenz haben ja ſelbſt darauf hingewieſen, daß die ſüd— 
deutſchen Verwaltungen hoffen, aus den Erſparniſſen, die ihnen die 
Betriebsmittelgemeinſchaft bringen wird, die Ausfälle zu decken. Auch 
der für die preußiſch-heſſiſchen Staatsbahnen berechnete Ausfall wird 
vorausſichtlich durch Erſparniſſe und Steigerung des Verkehrs voll— 
ſtändig gedeckt werden. Zunächſt wird die Betriebsmittelgemeinſchaft 
auch für Preußen und Heſſen nicht unweſentliche Erſparniſſe bringen. 
Dazu wird aber die Verbilligung der einfachen Fahrkarten neben der 
normalen Verkehrszunahme noch eine außerordentliche Steigerung des 
Perſonenverkehrs zur Folge haben und zwar nicht zum wenigſten 
auf mehr abgelegenen Strecken, auf denen eine größere Ausnutzung 
der vorhandenen Züge beſonders wünſchenswert iſt. Die Verbilligung 
durch die mit dem 4. Juli 1901 eingeführte 45 tägige Rückfahrkarte 
hat ja ebenfalls nur kurze Zeit einen minimalen Ausfall zur Folge ge— 
habt, der ſchon ein Jahr ſpäter durch die Zunahme des Verkehrs reich— 
lich gedeckt wurde. So betrugen auf den Preußiſch-Heſſiſchen Staats- 
bahnen, die Einnahmen aus dem Perſonen- und Gepäckverkehr: 

1900 1901 1902 1903 
384 383 391 419 Millionen Mark. 

Man wird daher auch bei der vorgeſehenen Verbilligung höchſtens 
einen kleinen Ausfall im erſten Jahre haben, der dann durch den ſich 
ſteigernden Verkehr bald beſeitigt ſein wird und dies um ſo eher, als 
mit den Rückfahrkarten auch die Hauptgelegenheit zu Betrügereien 
wegfällt und ſich damit ferner eine Reihe von koſtſpieligen Kontroll— 
maßregeln erübrigt. 

Die Perſonentarifreform würde für das reiſende Publikum eine 
herbe Enttäuſchung bedeuten, wenn ſie neben der Verbilligung auch 
eine Verteuerung des Reiſens zur Folge haben würde, wobei doch 
noch in Betracht zu ziehen iſt, daß die Herabſetzung des Preiſes der 
einfachen Fahrkarten ein Gebot der Gerechtigkeit iſt, da nach der all— 
gemeinen Verſtaatlichung der Eiſenbahnen kein Grund für eine Be— 
vorzugung der Rückfahrkarten geblieben war. Zum Schluß möchten 
wir auch nicht unterlaſſen, wie dies ſchon von vielen Seiten geſchehen iſt, 
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66 
auf die Unbequemlichkeit hinzuweiſen, die eine Aufhebung des Freigepäds 
mit ſich bringen muß, da man dann zweifellos verſuchen wird, das 
Handgepäck noch mehr als jetzt in den Perſonenabteilen unterzubringen. 

Wir bitten daher Ew. Exzellenz gehorſamſt und dringend, von 
der Beſeitigung des Freigepäcks und der Erhebung von Schnellzugs— 
zuſchlägen im Intereſſe einer gedeihlichen Entwicklung des Verkehrs 
abſehen zu wollen. Sollte dies jedoch wider Erwarten nicht durch— 
führbar ſein und der deutſche Einheitstarif mit ſeiner Verbilligung der 
einfachen Fahrkarten ſonſt ſcheitern, ſo würden wir uns ſchweren 
Herzens doch entſchließen, für die Tarifreform trotz dieſer Erſchwerniſſe 
einzutreten. Dann möchten wir jedoch dringend für eine kleine Er— 
leichterung eintreten, und zwar bitten wir, Schnellzugszuſchläge in 
der von Ew. Exzellenz vorgeſchlagenen Form nur bei ſolchen Zügen 
zu erheben, die nach Ihrer Ausſtattung und Geſchwindigkeit den 
jetzigen D Zügen gleichkommen. Hierbei wäre es wünſchenswert, daß 
dieſe Züge in den Fahrplänen deutlich gekennzeichnet würden. Wenn 
ferner das Freigepäck durchaus wegfallen ſollte, ſo bitten wir dem 
hiſtoriſchen Recht der 25 kg auf freie Beförderung inſoweit Rechnung 
zu tragen, als bei Gepäck bis zu 25 kg ein billigerer Tarif feſtgeſetzt 
wird. Ferner wäre die Abſtufung der höheren Beträge nicht von 
25 zu 25 ſondern von 10 zu 10 kg vorzunehmen. 

Wir geben uns jedoch der Hoffnung hin, daß es Ew. Exzellenz 
gelingen werde, die Verbilligung der einfachen Fahrkarten und den 
Einheitstarif für das Deutſche Reich zuſtande zu bringen, ohne daß 
dieſer Fortſchritt an anderer Stelle durch eine Belaſtung des reiſenden 
Publikums erkauft werden muß.“ 

Wir haben dieſen Wunſch ja auch durch unſere Vertreter im Bezirks— 
eiſenbahnrat ſowie durch unſere unter dem 11. Auguſt an die König— 
liche Eiſenbahndirektion gerichtete Eingabe den zuſtändigen Behörden 
vorgetragen, ohne jedoch bisher einen Erfolg verzeichnen zu können. 
Von der Eiſenbahnverwaltung iſt die ablehnende Haltung damit be— 
gründet worden, daß man den Zug 248, der jetzt 72. in Bromberg 
eintrifft, nicht derart beſchleunigen könne, um noch den Anſchluß an den 
bereits 62 von Bromberg abgehenden Schnellzug 26 zu erreichen, auch 
habe Thorn bereits 3 ſehr gute Verbindungen mit Berlin, und es würde 
daher für den neuen Zug keine ausreichende Benutzung gewährleitet. 
Hiergegen möchten wir zunächſt einwenden, daß es ſich nicht nur um 
den Verkehr der Stadt Thorn handelt, ſondern auch um die von 
Alexandrowo ſowie von den Linien Thorn —Inſterburg und Thorn — 
Marienburg kommenden Paſſagiere. Außerdem iſt doch gerade der 
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Zug 26 mit Ankunft in Berlin gegen Mitternacht ſehr günſtig, da 
man damit in Berlin Zeit zu einer ausreichenden Nachtruhe erhält 
und einem der volle Tag zur Erledigung der Geſchäfte zur Verfügung 
ht. Man empfindet es daher um ſo ſchmerzlicher, daß dieſe gute 
Verbindung nur den Brombergern, nicht aber den weiter öſtlich ge— 
legenen Ortſchaften zur Verfügung ſtehen ſoll. 

Mit dem Zug 25 verhält es ſich ähnlich. Er kommt 82 in 
Bromberg an, während der Zug 255 nach Thorn bereits 812 abge— 
gangen iſt. 

Wenn es nun durchaus nicht möglich ſein ſollte, durch Ver— 
legung der Züge 248 und 255 Anſchluß an die Schnellzüge 26 und 
25 zu erhalten, ſo bleibt als einziger Ausweg nur übrig, daß Zug 26 
von Thorn abgeht und Zug 25 bis Thorn weitergeführt werde. Wir 
bitten daher die Königliche Eiſenbahndirektion dringend, in dem nächſten 
Sommerfahrplan die Durchführung dieſer Züge bis Thorn anzuordnen 
und gleichzeitig für die Strecken Thorn —Inſterburg und Thorn — 
Marienburg Anſchlüſſe an dieſe Züge zu ſchaffen. 

2. In der 23. Sitzung des Bezirkseiſenbahnrats hat Herr Brauerei— 
beſitzer Bauer den Antrag geſtellt, einen Perſonenzug auf der Strecke 
Thorn Inſterburg einzulegen, der von Thorn etwa um 10 abge- 
laſſen werden ſoll, und ein Gegenzug, der Inſterburg um etwa 63 
zu verlaſſen hätte. Wir bitten ergebenſt, dieſe Züge einzulegen, da, 
wie ja ſelbſt eiſenbahnſeitig zugegeben wird, zwiſchen den Zügen auf 
dieſer Strecke jetzt ganz erhebliche Zwiſchenräume ſind, auch iſt ja die 
durchſchnittliche Beſetzung der Züge auf der Linie Thorn —Inſterburg 
recht gut, ſo daß ſich ſicherlich auch das neue Zugpaar rentieren wird. 
Durch die Abfahrt des Zuges von Thorn gegen 11 Uhr wäre auch 
gleichzeitig den Anwohnern genannter Strecke der Beſuch des Thoner 
Theaters erleichert. 

3. Die Anwohner der Weichſelſtädtebahn empfinden es als Übel— 
ſtand, daß der 9% in Thorn ankommende Zug 255 Schneidemühl — 
Thorn keinen Anſchluß an den Schnellzug 67 Hohenſalza — Marienburg 
hat, da dieſer wenige Minuten vorher, nämlich 94 den Hauptbahnhof 
Thorn verläßt. Durch eine geringe Verſchiebung könnte doch hier Ab— 
hilfe getroffen werden. 

4. Schließlich wollen wir noch den aus Culmſee zugegangenen 
Wunſch, einen Anſchluß an den D-Zug 22 entwender in Thorn oder 
in Bromberg zu erhalten, zur geneigten Berückſichtigung empfehlen.“ 

Der Eiſenbahndirektion zu Danzig ſandten wir folgende Eingabe: 
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„Wir würden der Königlichen Eiſenbahndirektion dankbar ſein, 
wenn Wohldieſelbe bei Aufſtellung des Sommerfahrplans für 1906 
die nachſtehend aufgeführten Wünſche berückſichtigen wollte. 

1. Die Einlegung eines neuen Zugpaars auf der Strecke 
Thorn Inſterburg und zwar derart, daß der eine Zug von Thorn 
etwa 10% abgeht und der Rückzug Inſterburg früh 630 verläßt. Der 
gleiche Antrag iſt in der 23. Sitzung des Bezirkseiſenbahnrats von 
Herrn Brauereibeſitzer Bauer eingebracht und von dem Bezirkseiſen— 
bahnrat angenommen worden. Daß ein Bedürfnis vorliegt, iſt bei 
den jetzt vorhandenen großen Zwiſchenräumen zwiſchen den einzelnen 
Zügen dieſer Strecke und der recht guten durchſchnittlichen Beſetzung 
der Züge zweifellos. Namentlich würde der Abgang des Zuges gegen 
11% abends von Thorn von großem Werte ſein, da den Anwohnern 
der Linie Thorn —Inſterburg dadurch der Beſuch des Thoner Stadt— 
theaters erleichtert wird, auch würde dadurch ſich der Wunſch Brieſens, 
Anſchluß an den Theaterzug Thorn — Schönſee —Gollub zu erhalten, 
erledigen. Wir möchten noch bemerken, daß wir den gleichen Antrag 
der Königlichen Eiſenbahndirektion zu Bromberg unterbreitet haben. 

2. Einlegung eines neuen Zugpaars auf der Strecke Dt. Eylau — 
Strasburg. Es handelt ſich dabei um einen Antrag, der der König— 
lichen Eiſenbahndirektion von dem Kaufmänniſchen Verein zu Neumark 
unter dem 8. November zugegangen iſt. Wir halten die dort gegebene 
Begründung für zutreffend und bitten ergebenſt, dem Wunſch Neumarks 
Rechnung zu tragen. 

3. Von Lautenburg aus ſind wir ferner gebeten worden, die 
Einlegung eines neuen Zuges von Soldau nach Goßlershauſen zu 
befürworten und zwar wünſcht man, daß der neue Zug ſich mit dem 
Zug 811 in Radosk kreuzt. Begründet wird der Antrag damit, daß 
Lautenburger Geſchäftsleute, die nach Soldau zur Erledigung von 
geſchäftlichen Angelegenheiten nachmittags 3 Uhr fahren wollen, jetzt 
mit dem Zug 810 zurückfahren müſſen, der ſchon 62 von Soldau ab— 
geht, ſo daß die ihm zur Verfügung ſtehende Zeit allzu kurz iſt. 
Dieſen Übelſtand würde der beantragte Nachtzug abhelfen.“ 

Ferner baten wir die Bromberger Direktion um beſſere Zugver— 
bindung zwiſchen Thorn und Kolberg, indem wir ſchrieben: 

„Das Bad Kolberg wird nicht nur von den im Oſten wohnenden 
Deutſchen ſondern auch von den Ruſſen viel beſucht, und es wird daher 
um ſo ſchmerzlicher empfunden, daß die Perſonenzugverbindung zwiſchen 
Thorn und Kolberg ſo viel zu wünſchen übrig läßt. Nach dem Fahr— 
plan beſtehen jetzt folgende Verbindungen zwiſchen Thorn und Kolberg: 
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Thorn ab b18 728 1146 


Schneidemühl an 731 1047 254 

7 ab 74¹ 138 331 

Belgard an 1210 450 gr 

3 ab 120 538 313 

Kolberg an 19 62 2 
Kolberg ab 42 956 117 gu 
Belgard an De 1050 1219 524 
en 26 8 
Schneidemühl an 1049 416 7 18 
N ab 217 6 8 232 
Thorn an 528 92 12 698 


Man braucht alſo jetzt in der Richtung nach Kolberg mindeſtens 
8 ½ Stunden, in der Richtung von Kolberg 11½ Stunden, um die nur 
306 km lange Strecke Thorn — Kolberg zurückzulegen. Der Haupt— 
grund der langen Reiſe liegt in dem außergewöhnlich großen Aufent— 
halt, den die meiſten der angeführten Züge in Schneidemühl und 
Belgard haben. Hier ließe ſich wohl ohne große Schwierigkeit Abhilfe 
treffen, wenn wir es uns auch angeſichts der komplizierten Verkehrs— 
verhältniſſe auf der fraglichen Strecke verſagen müſſen, beſtimmte Vor- 
ſchläge zu machen. Wir geſtatten uns nur, die dringende Bitte aus— 
zuſprechen, daß für den nächſten Sommerfahrplan günſtigere Ver— 
bindungen zwiſchen Thorn und Kolberg hergeſtellt werden, wobei 
zu wünſchen wäre, daß wenigſtens ein Zug in jeder Richtung die 
Strecke in 6—7 Stunden zurücklege.“ 

Von der Eiſenbahndirektion zu Danzig erhielten wir Ende 
Februar nachſtehenden Beſcheid: 

„Ein Bedürfnis für ein neues Perſonenzugpaar zwiſchen Thorn 
und Inſterburg kann zurzeit aus den von dem Vertreter der Kgl. 
Eiſenbahndirektion Königsberg in der 23. Sitzung des Bezirkseiſenbahn— 
rats zu Bromberg vom 21. Juni v. Is. dargelegten Gründen umſo— 
weniger anerkannt werden, als mit dem 1. Mai d. Js. auf dieſer 
Strecke neben den beſtehen bleibenden Perſonen- Zügen 51 und 52 
ein neues Schnellzugspaar (ab Thorn 5 morgens an Oſterode 733 und 
ab Oſterode 92 abends an Thorn 11 abends) eingelegt wird. 

Ebenſowenig vermögen wir ein Bedürfnis zur Einlegung eines 
neuen Zuges zwiſchen Soldau und Goßlershauſen aus den in Ihrem 
Schreiben angeführten Gründen anzuerkennen. 
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Den Bewohnern Lautenburgs ſtehen zur Erledigung von Ge— 
ſchäften in Soldau die Züge 803/806 bezw. 805/810, und wenn der 
Aufenthalt zwiſchen dieſen beiden Zugpaaren in Soldau zu knapp ſein 
ſollte, die Züge 803/810 zur Verfügung. Damit iſt dem Bedürfnis 
bei der nur mäßigen Beſetzung der Züge auf dieſer Strecke genügt. 

Auf der Strecke Strasburg-Neumark Dt. Eylau wird mit Beginn 
des Sommerfahrplanes ein neues Zugpaar eingelegt, das in folgendem 
Fahrplan verkehren wird. 

Zug 1133 ab Strasburg 845 morgens, an Neumark 952 morgens; 
ſeine Fortſetzung nach Dt. Eylau erhält dieſer Zug in dem ſchon jetzt 
beſtehenden Zuge 113. 

Zug 1138 ab Dt. Eylau 55% nachmittags an Strasburg Wſtpr. 
7 abends. 

Der Antrag des Kaufmänniſchen Vereins Neumark findet dadurch 
ſeine Erledigung.“ 

Die Bromberger Direktion teilte uns unter dem 4. März mit: 

„Vom 1. Mai d. Is. an wird der Schnellzug Nr. 26 ſchon in Thorn 
beginnen und ein neuer Schnellzug Nr. 27, Bromberg ab 215, Thorn 
an 312 nachm. gefahren werden. Der Perſonenzug Nr. 255 wartet in 
Bromberg die Ankunft des Schnellzuges Nr. 25 aus Berlin ab, ſo 
daß die Verbindung von Berlin nach Thorn weſentlich verbeſſert wird. 

Ein Anſchluß vom Zuge 255 an den Zug 67 nach Graudenz 
läßt ſich nicht ermöglichen. 

Ein Bedürfnis zum Einlegen eines neuen Perſonenzuges von 
Thorn bis Inſterburg, Thorn ab gegen 11% liegt nicht vor und zwar 
vom 1. Mai ab noch weniger als bisher, weil dann ein neues Schnell— 
zugpaar Nr. 51 und 52 auf der genannten Strecke gefahren wird. 

Auf der Strecke Culmſee-Thorn und Culmſee-Bromberg verkehren 
reichlich Züge mit geringer Beſetzung. Die vorhandenen Züge laſſen 
ſich nicht ſo verſchieben, daß Culmſee an den D-Zug Nr. 22 Anſchluß 
erhält. 

Zum gefälligen Schreiben vom 30. Januar Nr. 285 bemerken 
wir ergebenſt, daß die erſte Zugverbindung, Thorn ab 5D vormitttags 
Kolberg an 15% (nachm, eine gute it. Eine zweite und dritte Ver- 
bindung beſteht noch: 

Thorn ab 78 und 114% vormittags, Kolberg an 6 und 9%. 
Darüber, ob die zweite Verbindung, deren Reiſedauer 11 Stunden 9 
Minuten beträgt, durch Verlegung des Zuges 663 (jetzt Neuſtettin ab 
8%, Belgard an 10%) im Anſchluß an den Zug 643 mit Abfahrt von 
Neuſtettin um 1250 verbeſſert werden kann, wodurch bei entſprechender 
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Verlegung des Zuges 521 Belgard-Kolberg die Reiſedauer um etwa 
3 Stunden gekürzt werden könnte, werden wir mit der Nachbardirektion 
Danzig in Verhandlung treten. Die dritte Zugverbindung kann der 
anſchließenden Züge wegen nicht geändert werden. Bei der Rückfahrt 
von Kolberg um 42 und 1127 vormittags wird die Ankunft in Thorn 
um 312 ſtatt 5°? und 9% ſtatt 128 erfolgen. 

Weitere Verbeſſerungen ſind in dieſer Richtung zurzeit nicht möglich. 

Dazu erhielten wir noch unter dem 18. März folgende Benach— 
richtigung: 

„Im Anſchluß an unſer Schreiben vom 4. d. Mts. — 2B. 1/139 — 
teilen wir ergebenſt mit, daß die Königliche Eiſenbahndirektion Danzig 
die angeregte Verlegung des Zuges 663 Neuſtettin —-Belgard zum An— 
ſchluß an den Zug 643 Schneidemühl —Neuſtettin mit folgender Be— 
gründung abgelehnt hat: 

„Der Perſonenzug 663, der im Sommer v. J. auf Grund einer 
Eingabe des Kreiſes Neuſtettin an den Herrn Miniſter eingelegt iſt, 
hat in Gramens Anſchluß an den Zug 277, der mit dem 1. Mai d. 
Is. auf wiederholte Eingaben hin über Bublitz hinaus bis Pollnow 
geführt wird. Auf dieſen Anſchluß wird ein ganz beſonderer Wert 
gelegt. In Belgard hat der Zug unmittelbaren Anſchluß nach Stettin, 
Kolberg und Köslin. Die Lage des Zuges 663 iſt ſomit vermöge 
ſeiner vielen und glatten Anſchlüſſe für die Bewohner jener Gegend 
die denkbar günſtigſte. Da zudem eine glatte Verbindung von Thorn 
nach Kolberg, ſo wünſchenswert ſie auch ſein möge, doch nur in Aus— 
nahmefällen ausgenützt werden würde, ſo würde der Hauptverkehr 
— d. i. für die Züge auf dieſer Strecke der Lokalverkehr und be— 
ſonders der Verkehr in der IV. Wagenklaſſe — gegenüber einem ganz 
geringen Fernverkehr eine weſentliche Verſchlechterung erfahren und es 
würde die gewünſchte Fahrplanänderung ohne Zweifel zu vielfachen 
Beſchwerden Veranlaſſung geben.“ 

Die Angabe bezüglich des geringen Fernverkehrs müſſen wir als 
zutreffend bezeichnen, da in der Zeit vom 1. Juli bis 30. Setember 
v. Is. in Thorn nur 57 einfache und 39 Rückfahrkarten II. Klaſſe, 
ſowie 96 einfache und 80 Rückfahrkarten III. Klaſſe nach Kolberg ver— 
ausgabt worden ſind. Der Verkehr beziffert ſich mithin für den Tag 
auf durchſchnittlich nur 3 Perſonen. 

Wir bedauern daher, die in Ausſicht geſtellte Verbeſſerung der 
Zugverbindung von Thorn (ab 725) nach Kolberg (an 6D nicht ein— 
treten laſſen zu können.“ 


Statiftit der Güterbewegung auf 


deutſchen Eifenbahnen. 

Anfang Juni richtete der Deutſche Handelstag an feine Mit— 
glieder die Aufforderung, ihm Vorſchläge zur Verbeſſerung der im 
Miniſterium der öffentlichen Arbeiten herausgegebenen Statiſtik der 
Güterbewegung auf deutſchen Eiſenbahnen zukommen zu laſſen. Wir 
ſchrieben darauf: 

„Den Deutſchen Handelstag bitten wir ergebenſt, dafür eintreten 
zu wollen, daß in der Statiſtik der Güterbewegung auf deutſchen Eiſen— 
bahnen, die nach Verkehrsbezirken geordnet iſt, die Provinzen Oſt— 
und Weſtpreußen, die jetzt mit Ausſchluß der oſt- und weſtpreußiſchen 
Häfen den Verkehrsbezirk 1 bilden, künftig getrennt aufgeführt 
werden und daß auch die oſt- und weſtpreußiſchen Häfen des Ver— 
kehrsbezirks 2 getrennt werden. Wenn auch Weſtpreußen ebenſo von 
Oſtpreußen einen vorwiegend landwirtſchaftlichen Charakter beſitzt, ſo 
ändert ſich doch Weſtpreußen durch die langſame aber fortgeſetzte 
Induſtrialiſierung von Jahr zu Jahr, während dies bei Oſtpreußen 
weniger der Fall iſt. Dieſe verſchiedenartige Entwickelung iſt aber infolge 
Zuſammenfaſſung der beiden Provinzen aus der Statiſtik nicht erſichtlich. 
Iſt ferner auch der Güterverkehr in beiden Provinzen noch verhält— 
nismäßig gering, ſo iſt doch jetzt das im Verkehrsbezirk 1 zuſammen— 
gefaßte Gebiet viel zu umfangreich, da es über ein Sechſtel des ge— 
ſamten Königreichs ausmacht.“ 


weiter Telephonanſchlußz 


für die Güterabfertigungsſtelle auf 


dem Hauptbahnhof Thorn. 

Unter dem 15. November ſchrieben wir an die Königliche Eiſen— 
bahndirektion zu Bromberg: 

„Unter dem 23. November v. Js. baten wir die Königliche Eiſen— 
bahndirektion, die Einrichtung eines zweiten Telephonanſchluſſes für 
die Güterabfertigungsſtelle auf dem Hauptbahnhof Thorn anzuordnen. 
Darauf iſt uns der Beſcheid zugegangen, daß zurzeit ein Bedürfnis 
nicht anerkannt werden könne, doch werde man die Angelegenheit 
dauernd im Auge behalten und erforderlichenfalls ein weiteres ver— 
anlaſſen. 

Inzwiſchen haben ſich die Fälle gehäuft, in denen die Intereſſenten, 
die mit der Güterabfertigungsſtelle ſprechen wollten, wegen Über— 
laſtung des einen Telephonanſchluſſes dazu außer Stande waren. 
Wir bitten deshalb die Königliche Eiſenbahndirektion ergebenſt, erneut 
in eine wohlwollende Prüfung dieſer Angelegenheit einzutreten, und 


— 


— 
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möglichſt noch vor Weihnachten einen zweiten Telephonanſchluß für 
die Güterabfertigungsſtelle herſtellen zu laſſen.“ 


Die Eiſenbahndirektion erwiderte darauf unter dem 16. Dezember, 
daß ſie auch in dieſem Jahr dem Antrag nicht ſtattgeben könne, um 
ſo weniger, als der Handelskammer für die Verbindung mit dem 
Hauptbahnhof ein Fernſprechanſchluß im Warenſchuppen zur Ver— 
fügung ſtehe und etwaige Störungen im Telephonverkehr auf den 
ausnahmsweiſe ſtarken Herbſtverkehr auf der Uferbahn zurückzuführen 
ſeien.“ 

Wir erwiderten darauf unter dem 22. Dezember: 


„Die Königliche Eiſenbahndirektion hat es leider wiederum abge— 
lehnt, den von uns beantragten zweiten Fernſprechanſchluß herſtellen 
zu laſſen, was wir umſomehr bedauern, als die Klagen über die 
Schwierigkeit, ja zeitweiſe Unmöglichkeit, ſich mit der Güterabfertigungs— 
ſtelle auf dem Haupthahnhof telephoniſch in Verbindung zu ſetzen, 
immer wiederkehren. Wir hatten ſicher gehofft, daß uns der, bei der 
Lage des Hauptbahnhofs nur zu begreifliche, mit verhältnismäßig 
jo geringen Koſten zu befriedigende, beſcheidene Wunſch wenigſtens 
in dieſem Jahre gewährt werden würde, weil wir annahmen, daß das 
Bedürfnis von den dabei in Betracht kommenden Beamten unbedingt 
bejaht werden müßte. Wenn das Letztere nicht geſchehen iſt, ſo liegt 
dies wohl daran, daß die Beamten in der Güterabfertigungsſtelle nicht 
wiſſen, wie oft die Intereſſenten vergebens um telephoniſche Verbindung 
mit ihr nachſuchen. Es ſteht aber feſt, daß dies außerordentlich häufig 
der Fall iſt, und daß es ſich dabei nicht um vorübergehende Störungen 
ſondern um einen dauernden Mißſtand handelt. 


Was ferner den Fernſprechanſchluß in dem Warenſchuppen an— 
geht, ſo gehört dieſer nicht uns, ſondern einer Reihe von Thorner 
Firmen. Eine Verſtändigung durch dieſe Fernſprechſtelle mit der 
Güterabfertigungsſtelle iſt aber ſehr ſchwierig, da der dort Angeſtellte 
für die richtige Überbringung der Nachricht keine unbedingte Sicherheit 
bietet, und weil dieſer Weg ſchließlich dann kaum benutzt werden kann, 
wenn es ſich darum handelt, eine Auskunft von der Güterabfertigungsſtelle 
zu erhalten. Dieſer für die Allgemeinheit nicht benutzbare, ſehr um— 
ſtändliche und unſichere Weg kann alſo keinesfalls einen Erſatz für den 
fehlenden zweiten Fernſprechanſchluß bieten. 

Wir bitten deshalb die Königliche Eiſenbahndirektion ganz er— 
gebenſt, dem dringenden Wunſch der hieſigen Kaufmannſchaft nachzu— 
geben und einen zweiten Telephonanſchluß in der Güterabfertigungs— 


ſtelle auf dem hieſigen Hauptbahnhof Thorn baldgefälligſt herſtellen 
zu laſſen.“ 

Darauf erhielten wir unter dem 21. Februar nachſtehenden 
Beſcheid: 

„Nach nochmaligen Ermittelungen können wir keine Veranlaſſung 
finden, unſern Beſcheid vom 16. Dezember 1905 abzuändern. Wir 
glauben daran um ſo mehr feſthalten zu ſollen, als durch den neu zu 
erbauenden Bahnhof Mocker der Verſand auf Thorn — Hauptbahnhof 
nicht unerheblich vermindert werden dürfte. 

Um der Handelskammer jedoch entgegen zu kommen, würden 
wir bereit ſein, der Handelskammer in unſerer Güterabfertigung die 
Anbringung eines Nebenanſchluſſes zu dem in dem Schuppen der 
Kaufmannſchaft vorhandenen Telephonanſchluß widerruflich zu geſtatten. 
Der von der Handelskammer zur Bedienung dieſes Anſchluſſes ange— 
ſtellte Bote hätte dann nur die Umſchaltung nach dem Nebenanſchluß 
in der Güterabfertigung zu bewirken. Wir ſehen hierüber einer ge— 
fälligen Außerung entgegen.“ 

Unſere Antwort vom 6. März lautete: 

„Der Königlichen Eiſenbahndirektion erwidern wir ergebenſt, daß 
nach unſerer Meinung der neu zu erbauende Bahnhof Mocker keine 
weſentliche Entlaſtung der Fernſprechſtelle am Hauptbahnhofe bringen 
wird, da auch dann noch täglich ſtundenlang das Telephon durch die 
Aviſierung in Anſpruch genommen wird. Übrigens wird es noch 
mehrere Jahre dauern, ehe der Bahnhof Mocker fertiggeſtellt iſt, und 
inzwiſchen dauern die Mißſtände fort. Wenn die Königliche Eiſen— 
bahndirektion auch glaubt, daß ſpäter das zweite Telephon nicht mehr 
erforderlich ſein ſollte, ſo könnte doch vorläufig ein ſolches auf der 
Güterabfertigungsſtelle angebracht werden, das ja ohne Koſten wieder 
beſeitigt werden kann, wenn, was wir bezweifeln, es ſich ſpäter heraus— 
ſtellen ſollte, daß es überflüſſig iſt. 

Den Vorſchlag der Königlichen Eiſenbahndirektion, der Schwierig— 
keit dadurch zu begegnen, daß die Güterabfertigungsſtelle durch einen 
Nebenanſchluß mit dem in unſerem Schuppen befindlichen Fernſprecher 
verbunden werde, können wir nicht zuſtimmen, da dieſer Fernſprech— 
anſchluß ſchon jetzt überlaſtet iſt und wir auch kein Recht haben, hier 
einen Nebenanſchluß anbringen zu laſſen. Dieſer Anſchluß iſt nämlich 
nicht von uns, ſondern von einer Anzahl Privater eingerichtet worden. 

Aus der wiederholten Ablehnung unſeres Antrages erſehen wir 
zu unſerm Bedauern, daß die Königliche Eiſenbahndirektion nicht ge— 
willt iſt, die von uns gewünſchte, nach dem erſten Beſcheid doch auch 
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dort für notwendig erachtete kleine Verkehrsverbeſſerung herſtellen zu 
laſſen. Wir halten es aber für unſere Pflicht, hier noch einen letzten 
Verſuch zu machen, das Angeſtrebte zu erreichen, und wir haben des— 
halb heute unſern Antrag dem Herrn Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten unterbreitet.“ 

Unter gleichem Datum wandten wir uns an den Herrn Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten und erhielten unter dem 27. April durch die 
Königliche Eiſenbahndirektion zu Bromberg den Beſcheid, daß der 
Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten die Genehmigung zur Her— 
ſtellung des zweiten Fernſprechanſchluſſes in der Güterabfertigungsſtelle 
auf dem Thorner Hauptbahnhofe erteilt haben. 


2. Waſſerſtraßen. 
Sonntagsruhe im Vinnenſchiffahrtsbetriebe. 

Im Mai fragte der Magiſtrat zu Thorn an, ob ein Bedürfnis 
für die Einführung der Sonntagsruhe im Stromgebiet der Weichſel 
vorhanden ſei. Wir erwiderten darauf, daß gegen die Einführung 
der Sonntagsruhe für die Löſch- und Lade-Arbeit um jo weniger etwas 
einzuwenden ſei, als ſie bei uns durch polizeiliche Anordnung bereits 
beſtehe. Es wäre hierbei nur zu wünſchen, daß auch nach reichsgeſetzlicher 
Einführung der Sonntagsruhe die Polizeiverwaltung ermächtigt bleibe, 
in gewiſſen Fällen Ausnahmen zu geſtatten. In dem eigentlichen 
Schiffahrtsbetriebe jedoch ſei die Einführung der Sonntagsruhe durch 
die Natur des Betriebes gänzlich ausgeſchloſſen, da es eine Härte 
gegenüber den Schiffern ſein würde, ihnen am Sonntag das Fort- und 
Weiterſchwimmen zu verbieten. Auch bei einem Schiff, das am Ufer 
oder im Hafen liege, werde es häufig nötig ſein, am Sonntag gewiſſe 
Arbeiten, die nicht ohne Gefahr für das Schiff unterlaſſen werden 
könnten, zu verrichten. 

Cholerabekämpfung. 

Um die Einſchleppung der Cholera aus Rußland zu verhindern, 
wurden Anfang September 12 Überwachungsſtationen im Stromgebiet 
der Weichſel errichtet. Bei Schilno fand bereits ſeit Ende Auguſt die 
geſundheitspolizeiliche Überwachung der eingehenden Fahrzeuge ſtatt, 
und es wurden von ſämtlichen die preußiſche Grenze bei Schilno 
ſtromab paſſierenden Flößen und Schiffen zur Deckung der der Staats— 
kaſſe durch die Überwachung des Stromverkehrs erwachſenden Koſten 
eine Gebühr erhoben. Da für jeden Flößer 5 Mark erhoben wurden, 
erwuchſen dem Holzhandel nicht unbeträchtliche Unkoſten. Dazu kam 
noch, daß die Abfertigung der Hölzer in Schilno durch die ärztliche 


76 
Unterſuchung verzögert wurde. Auf unjern Antrag hin wurde durch 
Vermehrung des Sanitätsperſonals die Abfertigung Ende Oktober 
beſchleunigt. 

Da den in Thorn ankommenden Flößern das Betreten der Stadt 
verboten war, erlitten namentlich diejenigen Kaufleute, die ſonſt aus den 
Einkäufen der Flößer nicht unbeträchtliche Einnahmen erzielten, große 
Verluſte. Es gelang uns jedoch nicht, eine Aufhebung des Verbots 
herbeizuführen. 


3. Voſt- und Telephonweſen. 
Ankunftsſtempel für Warenproben. 

Anfang Dezember ſchrieben wir an das Reichspoſtamt: 

„Nach Klagen aus kaufmänniſchen Kreiſen unſeres Bezirks wird 
es als Übelſtand empfunden, daß den Warenproben kein Antunfts- 
ſtempel aufgedrückt wird. Bei den häufigen Verzögerungen in der 
Beſtellung ſei es infolgedeſſen ſehr ſchwer, ja häufig unmöglich feſtzu— 
ſtellen, welches Poſtamt die Schuld treffe. 

Wir bitten daher das Kaiſerliche Reichspoſtamt ergebenſt, eine 
Anordnung zu treffen, daß ebenſo wie bei Briefen und Karten, auch auf 
den Warenproben ein Ankunftsſtempel aufgedrückt werde, wobei aller— 
dings zu wünſchen iſt, daß dieſe Stempelung unter tunlichſter Schonung 
des Inhalts der Sendungen erfolge.“ 

Von dem Reichspoſtamt erhielten wir unter dem 11. Januar 
nachſtehenden Beſcheid: 

„Bei den Beſtimmungs-Poſtanſtalten werden Druckſachen, Waren— 
proben und Geſchäftspapiere, ſofern ſie nicht mit Nachnahme belaſtet 
ſind, zwecks Erleichterung des Dienſtbetriebs und im Intereſſe der be— 
ſchleunigten Ausgabe bezw. Beſtellung der angekommenen Sendungen 
mit einem Abdruck des Briefankunftsſtempels nicht verſehen. Dieſe 
Maßnahme hat ſich bewährt und iſt — abgeſehen von dem vorliegen— 
den Falle — bisher von keiner Seite bemängelt worden. Ließe ſich 
die Poſtverwaltung darauf ein, die Warenproben mit dem Ankunfts- 
ſtempel zu bedrucken, ſo würde bei der großen Zahl dieſer Sendungen 
und bei der Schwierigkeit und Umſtändlichkeit, auf Warenproben deut: 
lich lesbare Stempelabdrücke herzuſtellen, nicht allein der Dienſtbetrieb 
der Poſtanſtalten in unerwünſchter Weiſe erſchwert, ſondern auch der 
Beſtellungsdienſt verzögert werden, womit dem Geſamtintereſſe des 
Publikums keineswegs gedient wäre. Im Hinblick hierauf kann dem 
Antrag der Handelskammer keine Folge gegeben werden. Denjenigen 

Intereſſenten, die über verzögerte Beſtellung von Warenproben zu 
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klagen haben, wird empfohlen, bei der zuſtändigen Poſtanſtalt unter 

Vorlegung der Beweisſtücke die Unterſuchung der einzelnen Fälle zu 

* beantragen.“ 

| Poſtpaketverkehr mit Rußland. 

) Wie wir in unſerem letzten Jahresbericht mitteilten, hatten wir 

Ende Oktober 1904 das Reichspoſtamt gebeten, bei der nächſten inter— 
nationalen Poſtkonferenz den Antrag auf Zulaſſung von Nachnahmen 
für den Poſtpaketverkehr mit Rußland zu ſtellen. Darauf hatte uns 
das Reichspoſtamt erwidert, daß dies ſchon lange Zeit Gegenſtand 
von Erörterungen mit der ruſſiſchen Poſtverwaltung ſei und daß in 
nicht zu ferner Zeit ſich die Zulaſſung von Nachnahmepaketen hoffent— 
lich ermöglichen laſſen werde. Leider ſah ſich Ende Juli 1905 das 
Reichspoſtamt genötigt, uns zu benachrichtigen, daß die Einführung 
des Nachnahmedienſtes im deutſchruſſiſchen Paketverkehr zunächſt nicht 
erfolgen könne, da nach neuerer Mitteilung bei der ruſſiſchen Finanz— 
verwaltung Bedenken gegen das Verfahren obwalteten. Das Reichs— 
poſtamt werde jedoch nach einer angemeſſenen Friſt die Sache von 
neuem bei der ruſſiſchen Poſtverwaltung in Anregung bringen. 

Erweiterung des Fernſprechverkehrs. 

Auch im Jahre 1905 iſt der Fernſprechverkehr Thorns und 
anderer Städte unſeres Bezirks nicht unbeträchtlich erweitert worden. 
Leider iſt es uns jedoch immer noch nicht gelungen durchzuſetzen, daß 
Thorn zum Sprechverkehr mit Liepe und Oderberg (Br.) zugelaſſen 
werde. 


III. Zoll- und Steuerweſen. 
Aückgewähr des Gerſtenzolls bei der 
Malzausfuhr. 

Unter dem 30. Auguſt richteten wir nachſtehende Eingabe an 
den Deutſchen Reichskanzler: 5 

„Dem Artikel 2 des Handels- und Zollvertrags mit Oſterreich— 
Ungarn iſt laut Schlußprotokoll zum Zuſatzvertrage die Beſtimmung 
hinzugefügt worden, daß bei der Ausfuhr von Gerſte oder Gerſtenmalz 
Einfuhrſcheine nur in Höhe des niedrigſten Zollſatzes, welche jeweils für 
einzelne Arten oder Verwendungszwecke beſteht, erteilt werden. 

Dieſe Beſtimmung ſoll eine Ausnutzung der Einfuhrſcheine auf 
Koſten der Reichsfinanzen oder des Zollſchutzes für andere Getreide— 
arten, ſowie eine Schädigung des konkurrierenden Auslandes verhüten, 
bedroht jedoch gleichzeitig die Exiſtenz der deutſchen Fabriken, welche 
ausländiſche Malzgerſte zu verarbeiten genötigt ſind. 
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Dieſe Mälzereien ſind auf den Export angewieſen; ſie begegnen 
auf dem Weltmarkt dem Wettbewerb des billigen öſterreichiſchen 
Malzes, welcher noch dadurch verſchärft wird, daß die öſterreichiſchen 
Bahnen bei Ausfuhr von Malz Refaktien gewähren, bei der Aus— 
fuhr von Gerſte dagegen nicht. 

Erſt, als 1894 durch die Aufhebung des Identitätsnachweiſes die 
Möglichkeit zollfreier Verarbeitung öſterreichiſcher Gerſte geſchaffen 
wurde, wurde die Ausfuhr wieder möglich. Sie iſt bis auf durch— 
ſchnittlich 200000 tr. in den letzten Jahren geſtiegen. 

In Zukunft ſollen nun die deutſchen Mälzer die volle Zollrück— 
vergütung von 2,66 Mk. für den Doppelzentner nur bei Lieferung 
des Identitätsnachweiſes erhalten, andernfalls jedoch lediglich den für 
andere Gerſte geſchaffenen Zollſatz von 1,30 Mk. 

Bei dieſem Zollſatze muß die deutſche Malzinduſtrie dem öſter— 
reichiſchen Wettbewerb unterliegen. Anderſeits iſt die Führung des 
Identitätsnachweiſes für eine normale Mälzerei ganz unmöglich, da 
ein Mälzen unter Zollaufſicht einer Malzfabrik außerordentliche Be— 
triebserſchwerungen und Beläſtigungen bringen würde, oder ſie müßte 
verſchiedene Betriebswerkſtätten einrichten, was natürlich erhebliche 
Koſten verurſachen und damit die Rentabilität in Frage ſtellen würde. 

Aus all dieſen Gründen halten wir es für dringend geboten, 
auf den Identitätsnachweis der eingeführten Gerſte mit der im ausge— 
führten Malz enthaltenen zu verzichten. 

Wir beantragen daher ganz gehorſamſt die Einführung einer 
direkten Stückvergütung, ſo daß alſo für jedes nachweislich ausgeführte 
Quantum Malz ein entſprechender Betrag des nachweislich für impor— 
tierte Malzgerſte bezahlten Zolles rückvergütet wird.“ 


Die Einfuhr von Gerſte nach dem 


1. März 1906. 

Anfang Oktober wandten wir uns mit folgender Petition an 
den Deutſchen Reichskanzler: 

„In den neuen Handelsverträgen, die am 1. März 1906 in Kraft 
treten werden, iſt der Zollſatz für Malzgerſte auf 4 Mark für 100 kg, 
der für ſonſtige Gerſte auf 1,30 Mark feſtgeſetzt worden, trotzdem ſelbſt 
in der amtlichen Begründung zu dem Entwurf eines Zolltarifgeſetzes 
ausgeführt war, daß nach dem übereinſtimmenden Urteil der Sachver— 
ſtändigen ſich ein zur zolltechniſchen Verwendung geeigneter äußerlicher 
Unterſchied zwiſchen Futter- und Braugerſte nicht aufſtellen laſſe. Um 
nun das damals unmöglich Erſcheinende möglich zu machen, war es 
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notwendig, äußerſt komplizierte Bedingungen in die Handelsverträge 
aufzunehmen für die Verzollung von Gerſte, die zu dem niedrigeren 
Zollſatz eingeführt werden ſoll. Da eine Anderung dieſer durch die 
Handelsverträge feſtgelegten Bedingungen z. Zt. nicht angängig iſt, 
ſo beſchränkt ſich das Intereſſe des Verkehrs darauf, daß die zu den 
feſtgeſetzten Bedingungen zu erlaſſenden Ausführungsvorſchriften des 
Bundesrats keine weiteren Erſchwerungen bringen. Solche Erſchwerungen 
könnten z. B. darin beſtehen, daß nur wenige Zollämter die in Abſatz 
1 Punkt 1 der Bedingungen vorgeſehene beſondere Ermächtigung er— 
halten, wodurch die Einfuhr von Gerſte zum niedrigen Zollſatz für 
eine Reihe von Grenzübergangsſtellen unmöglich werden würde, 
während ſich doch vielfach in der Nähe kleinerer Zollſtellen jetzt 
Mühlen befinden, die Gerſte zum Vermahlen zu Graupe und Grütze 
aus dem Auslande beziehen. Wie ja auch in der amtlichen Begründung 
zu dem Entwurf eines Zolltarifgeſetzes erwähnt iſt, wird ja gerade von 
der aus Rußland eingeführten Gerſte ein bedeutender Teil, nämlich 
etwa ein Drittel, von unſeren Mühlen verarbeitet. Es wäre deshalb 
dringend notwendig, daß alle Übergangsſtellen, die jetzt eine beträcht- 
liche Gerſteneinfuhr aufweiſen, die beſondere Ermächtigung zur Einfuhr 
von Gerſte aller Art erhalten. Ferner wäre zu wünſchen, daß der in 
Punkt 2 der erwähnten Bedingungen vorgeſehene Nachweis, daß die 
eingeführte Gerſte nicht zur Bereitung von Malz verwendet wird, 
unter möglichſt geringer Beläſtigung des Verkehrs zu führen iſt. Wenn 
ferner nach Abſatz 2 der Bedingungen die Gerſte in gewiſſen Fällen 
zur Bereitung von Malzgerſte nach Wahl des Zollamts durch An— 
ſchroten, Spitzen, Einſchneiden, Brechen oder ein ähnliches Verfahren 
ungeeignet zu machen iſt, ſo liegt es im Intereſſe der Mühlen, daß 
durch das von dem Zollamt beliebte Denaturierungsverfahren die Gerſte 
nicht auch für die Verarbeitung von Graupe und Grütze ungeeignet 
gemacht wird. 

Wie aus dieſen Darlegungen hervorgeht, iſt es dringend er— 
wünſcht, daß den Intereſſenten Gelegenheit gegeben wird, zu den zu 
erlaſſenden Ausführungsbeſtimmungen vor dem Inkrafttreten Stellung 
zu nehmen. Wir bitten daher Ew. Durchlaucht gehorſamſt, anordnen 
zu wollen, daß der Entwurf der Ausführungsbeſtimmungen den amt— 
lichen Handelsvertretungen und ſonſtigen Intereſſenten ſo zeitig zugehe, 
daß noch etwaige Abänderungswünſche vor dem Erlaß der Beſtimmungen 
berückſichtigt werden können.“ 

Da bis Mitte Dezember kein Beſcheid vorlag, richteten wir eine 
neue Eingabe an den Fürſten Bülow, worin wir ausführten: 


80 

„Ew. Durchlaucht haben wir unter dem 7. Oktober d. Is. gebeten, 
anordnen zu wollen, daß der Entwurf der Ausführungsvorſchriften 
über die Einfuhr von Gerſte nach dem 1. März 1906 baldmöglichſt 
den Intereſſenten zugänglich gemacht werde, damit dieſe noch etwaige 
Abänderungswünſche rechtzeitig einbringen könnten. Da dies bisher 
nicht geſchehen iſt und die Zeit drängt, ſo halten wir es für unſere 
Pflicht, unſere dieſe Ausführungsvorſchriften betreffenden Wünſche 
ſchon jetzt Ew. Durchlaucht vorzutragen mit der Bitte, ſie dem hohen 
Bundesrat zur Berückſichtigung zu empfehlen. 

In den Handelsverträgen wird unterſchieden zwiſchen Malzgerſte 
und anderer Gerſte. Es iſt wohl nach allen Vorgängen ohne weiteres 
anzunehmen, daß unter Malzgerſte nur Braugerſte zu verſtehen iſt, 
denn wollte man darunter auch die zu Brennereizwecken beſtimmte 
Gerſte verſtehen, jo wäre eine Unterſcheidung gänzlich ausgeſchloſſen, 
da auch Futter- und Graupengerſte häufig als Brenngerſte Verwendung 


finden. Bei Brenngerſte handelt es ſich um eine gegenüber Braugerſte 


minderwertige Ware, und es wäre eine Anomalie, wenn die Brenn— 
gerſte zu dem gleichen Zollſatz wie die wertvollere Braugerſte verzollt 
werden müßte. Wir bitten daher, in den Ausführungsbeſtimmungen 
feſtzuſetzen, daß unter Malzgerſte nur Braugerſte zu verſtehen iſt. 

Leider beſteht nun, wie ſchon die Begründung zum Entwurf 
eines Zolltarifgeſetzes hervorhebt, kein zur zolltechniſchen Verwendung 
geeigneter Unterſchied zwiſchen Braugerſte und anderer Gerſte, und es 
iſt daher nur ein Notbehelf, wenn nach den Handelsverträgen mit 
Rußland und Oſterreich-Ungarn das Hektolitergewicht als maßgebend 
angeſehen werden ſoll. Aber auch dieſes ſoll ja nicht unbedingt aus— 
ſchlaggebend ſein, denn wenn die Zollbehörde glaubt, daß trotz ge— 
ringeren Gewichts die Ware wegen ihrer beſonderen Beſchaffenheit als 
Braugerſte Verwendung finden kann, ſoll der ermäßigte Zoll von 
1,30 Mark nur erhoben werden, nachdem man die Gerſte zur Bereitung 
von Malz ungeeignet gemacht hat. Das Gewicht der Gerſte kann auch 
ſchon deshalb nicht ausſchlaggebend ſein, weil es ſowohl in den ein— 
zelnen Ländern und Landesteilen als auch in den verſchiedenen Jahren 
verſchieden iſt, ſo daß auch Gerſte, die nur als Futter-, Graupen- oder 
Brenngerſte verwandt werden kann, doch zuweilen ein höheres, als 
das in den Handelsverträgen feſtgeſetzte Grenzgewicht aufweiſt. 

Nun iſt es aber doch im Intereſſe des Verkehrs notwendig, daß 
an der Grenze mit größtmöglicher Genauigkeit feſtgeſtellt werde, ob es 
ſich um Braugerſte oder andere Gerſte handelt, und da gibt es u. E. 
als einzigen Ausweg die Anſtellung von Sachverſtändigenkommiſſionen. 
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Geeignete Sachverſtändige vermögen mit faſt unbedingter Sicherheit 
aus dem Zuſammentreffen verſchiedener Eigenſchaften zu erſehen, ob 
die Gerſte als Braugerſte Verwendung finden kann oder nicht. Bei 
Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Wareneinbringer und Zollbehörde 
hätte daher die Sachverſtändigenkommiſſion den Ausſchlag zu geben. 
Dann würde es auch nur in ſeltenen Fällen vorkommen, daß Futter-, 
Graupen- und Brenngerſte durch Anſchroten, Einſchneiden, Brechen 
uſw. zur Bereitung von Malz ungeeignet zu machen wäre, da dies 
dann nur bei ſolcher Gerſte zu geſchehen hätte, die von der Sachver— 
ſtändigenkommiſſion als Braugerſte angeſehen würde, während der 
Wareneinbringer ſie zu anderen Zwecken verwenden wollte. Aber 
auch in dieſem Falle müßte von der Unbrauchbarmachung abgeſehen 
werden, wenn der Wareneinbringer den Nachweis führt, daß die Gerſte 
nicht als Braugerſte verwendet wird. Die möglichſte Vermeidung des 
Denaturierungsverfahrens iſt aber durchaus erforderlich, da nach dem 
Anſchroten, Einſchneiden, Brechen uſw. die Gerſte auch nicht mehr 
als Brenngerſte und Graupengerſte Verwendung finden könnte und 
Futtergerſte dadurch an Haltbarkeit und damit an Wert verlieren 
würde. Zum Schluß bitten wir aber dringend, daß die Ermächtigung 
zur Verzollung von Gerſte aller Art allen Zollſtellen, die jetzt eine 
beträchtliche Gerſteneinfuhr aufweiſen, erteilt werde.“ 


Follamtliche Abfertigung von Kleie. 


Um eine Erleichterung bei der zollamtlichen Abfertigung von 
Kleie baten wir den Herrn Finanzminiſter Anfang Dezember in folgen— 
der Eingabe: 

„Ew. Exzellenz berichten wir gehorſamſt, daß ſich in letzter Zeit 
hier die Fälle gemehrt haben, in denen Kleie als zu mehlhaltig von 
den Zollbeamten beanſtandet worden iſt. Da ſich die Importeure 
einer Denaturierung widerſetzten, hat die Unterſuchung der Ware durch 
einen vereideten Chemiker in Berlin ſtattgefunden. Durch dieſe Art 
der Unterſuchung haben die Intereſſenten große Ausgaben, da eine 
Unterſuchung ca. 20 Mark koſtet, und außerdem wegen der langen 
Zeit, die die Verſendung der Proben nach Berlin beanſprucht, auch 
Standgeld für die Waggons zu zahlen iſt. Wir bitten deshalb Ew. 
Exzellenz gehorſamſt, einen billigeren und zweckentſprechenden Modus 
bei der zollamtlichen Behandlung der Kleie anzuordnen. Am ein— 
fachſten würde es ſein, wenn die von der Zollbehörde beanſtandete 
Kleie durch eine aus Müllern und Kaufleuten beſtehende Kommiſſion 
auf ihren Mehlgehalt geprüft werde. Sollte dies jedoch nicht an— 
gängig ſein, ſo bitten wir wieder wie in früheren Jahren in Thorn 
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anſäſſige Chemiker mit der Unterſuchung der Kleie auf ihren Aſchen— 
gehalt zu betrauen. Bereits im Jahre 1894 ſind auf unſeren Antrag 
hin die Thorner Apothekenbeſitzer Richard Jacob und Dr. Moritz Citron 
als Chemiker für die Unterſuchung der Mühlenfabrikate von dem 
hieſigen Amtsgericht ein für alle Mal vereidigt worden, und beide 
Herren haben auch jahrelang die Unterſuchung der Kleie für die Zoll— 
verwaltung vorgenommen. Weshalb hierin eine Anderung eingetreten 
iſt, iſt uns unbekannt. Wir müſſen allerdings zugeben, daß in letzter 
Zeit Herr Apotheker Jacob wieder verſchiedene Male von der Zoll— 
verwaltung beauftragt worden iſt, beanſtandete Kleie zu unterſuchen, 
doch geſchieht dies freiwillig und die Zollbehörde hält ſich dabei nicht 
an das Reſultat der Unterſuchung gebunden. Wir wünſchen deshalb, 
daß die Unterſuchung durch einen in Thorn anſäſſigen vereideten 
Chemiker mit der Maßgabe ſtattzufinden hat, daß die Ware ohne 
vorgängige Denaturierung zollfrei abzulaſſen iſt, wenn der erforder— 
liche Aſchengehalt durch die Unterſuchung feſtgeſtellt worden iſt. 

Für dieſe offizielle Unterſuchung bringen wir Herrn Apotheker 
Richard Jacob in Vorſchlag und außerdem, da Herr Dr. Citron ver— 
zogen iſt, den von uns vereidigten Handelschemiker, Herrn Dr. Rogner 
in Thorn.“ 

Unter dem 14. März ging uns darauf folgender Beſcheid zu: 

„Wenn gegen die zollfreie Ablaſſung von Müllereierzeugniſſen, 
die als Kleie aus Roggen oder Weizen oder als Kleie aus Gerſte 
oder Hirſe angemeldet und zweifellos aus dieſen Getreidearten ge— 
wonnen ſind, Bedenken beſtehen und der Zollpflichtige die Denaturierung 
der Ware ablehnt, ſo iſt nach den vom Bundesrat in der Anleitung 
für die Zollabfertigung in Teil II unter Ziffer 30 erlaſſenen Be— 
ſtimmungen, betreffend die zollamtliche Abfertigung von Kleie, bei 
Müllereierzeugniſſen aus Weizen oder Roggen ſogleich, bei Müllerei— 
erzeugniſſen aus Gerſte oder Hirſe, nachdem auch das Siebverfahren 
zu einem ſicheren Ergebnis nicht geführt hat, die Unterſuchung auf den 
Aſchengehalt durch die Verſuchsanſtalt des Verbandes deutſcher Müller 
bei der landwirtſchaftlichen Hochſchule hierſelbſt herbeizuführen. 

Dem Antrag, in Zweifelsfällen eine Prüfung der von der Zoll— 
behörde beanſtandeten Kleie auf ihren Mehlgehalt durch eine aus 
Müllern und Kaufleuten zuſammengeſetzte Kommiſſion oder doch die 
Unterſuchung der Kleie auf ihren Aſchengehalt durch dort anſäſſige 
vereidigte Chemiker vornehmen zu laſſen, kann daher nach den gelten— 
den Vorſchriften nicht entſprochen werden. Auch muß ich Anſtand 
nehmen, eine Anderung der Vorſchriften in dieſem Sinne durch den 
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Bundesrat in Anregung zu bringen, weil es von entſcheidendem Werte 
iſt, daß die endgültige Prüfung und Unterſuchung der bezeichneten 
Müllereierzeugniſſe einheitlich und bei einer beſonders ſachverſtändigen 
Anſtalt erfolgt. 

Nach den angeſtellten Ermittelungen iſt übrigens bisher nur 
einmal die Unterſuchung durch die hieſige Verſuchsanſtalt notwendig 
geworden, und die Erfahrung hat gezeigt, daß die dortigen Zollbeamten 
wohl imſtande ſind, Kleie auf ihren Mehlgehalt ſachgemäß zu beur— 
teilen. In beſonderen Zweifelsfällen bleibt es den Einbringern un— 
benommen, in bisheriger Weiſe zunächſt die Unterſuchung durch einen 
Sachverſtändigen in Thorn bewirken, und erſt, falls dieſe von dem 
Ergebnis der Prüfung der Zollbehörde abweicht, eine nochmalige 
Unterſuchung durch die Verſuchsanſtalt eintreten zu laſſen.“ 


und Paßzreviſion auf dem Thorner 

Hauptbahnhof. 

Für die aus Rußland kommenden Paſſagiere, die in Thorn die 
Bahn verlaſſen wollten, war es bisher äußerſt läſtig, daß ſie den 
Bahnſteig nicht eher verlaſſen durften, bis die Zoll- und Paßreviſion 
des ganzen Zuges erledigt waren. Durch das Entgegenkommen der 
Zoll- und der Paßbehörde, die wir um Abänderung des Verfahrens 
gebeten hatten, iſt jetzt eine weſentliche Erleichterung eingetreten. Es 
werden nämlich jetzt diejenigen Reiſenden, die kein Gepäck haben oder 
deren Handgepäck bereits im Abteil revidiert iſt, auf ihren Wunſch nach 
Erledigung der Paßkontrolle ſofort dem dienſthabenden erſten Zoll— 
abfertigungsbeamten überwieſen und auf deſſen Anordnung ſofort 
vom Bahnſteig entlaſſen. Reiſende mit größerem Handgepäck ohne 
Zollgut, deſſen Reviſion im Abteil nicht zu ermöglichen iſt, werden 
auf ihren Wunſch nach zuvoriger Reviſion des Gepäcks im Reviſions— 
ſaal gleichfalls dem genannten Beamten überwieſen und durch deſſen 
Vermittlung entlaſſen. Dagegen ſind in Thorn einſteigende Reiſende 
mit zollpflichtigen Waren wie die anderen Reiſenden zu behandeln 
und müſſen zurückbleiben. 


Aeichsſtempelgeſetz. 


Durch den Herrn Provinzialſteuerdirektor zu Danzig ging uns 
der nachſtehende Erlaß des Herrn Finanzminiſters vom 6. Februar 1906, 
betreffend die Verſteuerung von Geſchäften zwiſchen dem Inland und 
dem Ausland nach dem Reichsſtempelgeſetz mit der Bitte zu, es den 
beteiligten Kreiſen bekannt zu geben. Wir bringen daher den Erlaß 
hier zum Abdruck; 
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„Zur Entſcheidung von Zweifeln, die ſich gelegentlich der Stempel— 
prüfungen über die nach Maßgabe des Reichsſtempelgeſetzes zu be— 
wirkende Verſteuerung von Geſchäften zwiſchen dem Inland und dem 
Ausland ergeben haben, wird im Einverſtändnis mit dem Herrn 
Reichskanzler und im Anſchluß an die auch in anderen Bundesſtaaten 
getroffenen Verfügungen folgendes beſtimmt: 


1. 


Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen ſolchen Geſchäften, die durch 
unmittelbaren Verkehr zwiſchen den beiden Vertragſchließenden 
zuſtande gekommen ſind, und ſolchen, die unter Mitwirkung 
eines Dritten zuſtande gekommen ſind. Sind die Geſchäfte 
nicht unmittelbar zwiſchen den beiden Kontrahenten zuſtande 
gekommen, ſo iſt zu unterſcheiden zwiſchen ſolchen Geſchäften, 
die durch einen Vermittler (Makler), durch einen Kommiſſionär 
oder durch einen Vertreter (Bevollmächtigten) zuſtande ge— 
kommen ſind. 

Vermittler iſt derjenige, der das Geſchäft zwiſchen den 
beiden Kontrahenten in der Weiſe zuſtande bringt, daß jeder 
Kontrahent den Namen des anderen kennt und dieſem gegen— 
über berechtigt und verpflichtet wird. 

Kommiſſionär iſt gemäß § 383 des Handelsgeſetzbuchs 
derjenige, der gewerbsmäßig auf eigenen Namen für fremde 
Rechnung Geſchäfte abſchließt. Dem Kommiſſionär gleichzu— 
achten iſt jeder Kaufmann, der im Betriebe ſeines Gewerbes 
derartige Geſchäfte abſchließt ($ 406 des H. G. B.). Ein 
Kommiſſionsgeſchäft liegt auch dann vor, wenn der Kom— 
miſſionär ſeinem Auftraggeber den Namen des Dritten genannt 
hat, dem Kontrahenten gegenüber aber auf eigenen Namen 
abſchließt. 

Vertreter (Bevollmächtigter) iſt derjenige, der auf Grund 
eines ihm erteilten Auftrags für Rechnung und auf den 
Namen ſeines Auftraggebers für dieſen Geſchäfte abſchließt. 
Der Vertreter verliert ſeine Eigenſchaft als Vertreter dadurch 
noch nicht, daß er ſeinem Auftraggeber den Namen des Dritten, 
mit dem er abgeſchloſſen hat, nicht nennt. 


. Über Geſchäfte, die ohne Dazwiſchentreten eines Dritten durch 


briefliche oder telegraphiſche Korreſpondenz zwiſchen einem 
Orte des Inlandes und einem Orte des Auslandes zuſtande 
gekommen ſind (§ 6 Abſ. 3 des Reichsſtempelgeſetzes) hat der 
im Inlande wohnhafte Kontrahent eine zum halben Betrage 
verſteuerte Note auszuſtellen, mag es ſich dabei um ein Kaufs— 
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oder Verkaufsgeſchäft oder um die Ausführung des Auftrags 
zu einem ſolchen Geſchäft handeln, und mag der Auftrag 
von dem Inländer nach auswärts oder von dem Ausländer — 
an das inländiſche Haus gegeben ſein. 

In gleicher Weiſe bleibt der inländiſche Kontrahent zur 
Ausſtellung und Verſteuerung der Schlußnoten verbunden, 
wenn das Geſchäft durch eine im Inland wohnhafte Perſon 
(einen Remiſier) eingeleitet iſt, die das Geſchäft abſchließende 
Erklärung aber durch ein Telegramm oder durch einen Brief 
des inländiſchen Kontrahenten an den ausländiſchen oder des 
ausländiſchen an den inländiſchen zuſtande gekommen iſt. 

In gleicher Weiſe bleibt der inländiſche Kontrahent ver— 

pflichtet, wenn die das Geſchäft abſchließende Erklärung des 
auswärtigen Kontrahenten an den inländiſchen Kontrahenten 
gerichtet iſt, einer inländiſchen Zwiſchenperſon überſendet und 
von dieſer dem inländiſchen Kontrahenten lediglich weiter— 
gegeben wird. Es iſt dabei insbeſondere zu beachten, daß 
mehr als die Tätigkeit eines bloßen Boten vorliegt und das 
Geſchäft daher zum vollen Stempelbetrage zu verſteuern iſt, 
wenn für den Abſchluß des Geſchäfts oder auch (beim Kom— 
miſſionsgeſchäft) des Abwickelungsgeſchäfts die weſentliche 
Willenserklärung des ausländiſchen Vertragsteils an den in— 
ländiſchen Agenten gerichtet iſt und dieſer ſie durch eine von 
ihm ausgehende beſondere Mitteilung an den inländiſchen 
anderen Vertragſchließenden weitergibt (vgl. Urteil des Reichs— 
gerichts vom 3. Januar 1905, dorthin mitgeteilt durch Ver- 
fügung vom 16. Februar 1905 — III. 1872 —). 
. Sit das Geſchäft durch einen im Inland wohnhaften Ver— 
mittler zuſtande gekommen, ſo iſt von dieſem eine Schlußnote 
auszuftellen, in der die Namen des inländiſchen und des aus⸗ 
ländiſchen Kontrahenten benannt ſind. 

Die von dem Vermittler auszuſtellende Schlußnote iſt 
zum vollen Betrage zu verſteuern, wenn die das Geſchäft 
abſchließende Erklärung im Inland abgegeben iſt, zum halben 
Betrag, wenn dieſe Erklärung durch briefliche oder telegraphiſche 
Korreſpondenz zwiſchen einem Orte des Inlandes und einem 
Orte des Auslandes zuſtande gekommen iſt. 

. Sit das Geſchäft durch einen Kommiſſionär zuſtande gekommen, 
jo iſt gemäß § 7 Abſ. 3 des Reichsſtempelgeſetzes die Abgabe 
ſowohl für das Geſchäft zwiſchen dem Kommiſſionär und dem 
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Dritten als auch für das Abwickelungsgeſchäft zwiſchen dem 
Kommiſſionär und dem Kommittenten zu entrichten, bei Ge— 
ſchäften zwiſchen Inland und Ausland alſo eine halb- und 
eine vollverſteuerte Schlußnote auszuſtellen. 

Es iſt für die Steuerpflicht ohne Belang, ob der Zwiſchen⸗ 
händler ſich als Kommiſſionär oder als Makler bezeichnet. 


„Iſt ein Geſchäft durch den Vertreter eines ausländiſchen Hauſes 


im Inlande abgeſchloſſen, ſo iſt eine vollverſteuerte, auf den 
Namen des inländiſchen und ausländiſchen Kontrahenten 
lautende Schlußnote auszuſtellen. Zur Ausſtellung dieſer 
Schlußnote it gemäß § 8 Ziffer 2 und § 9 des Reichs⸗ 
ſtempelgeſetzes der im Inlande wohnhafte Kontrahent zunächſt 
verpflichtet. 


. Betreffs der Frage, wann vermittelte Geſchäfte als im Inlande 


oder im Auslande zuſtande gekommen anzuſehen ſind, hat 

bei den Reviſionen folgendes zur Richtſchnur zu dienen: 

a) Im Inlande zuſtande gekommen und deshalb zum vollen 
Betrage zu verſteuern iſt das Geſchäft wenn der Vermittler 
im Anftrage eines auswärtigen Kontrahenten dem Inländer 
hier einen Kaufs- und Verkaufsantrag macht, ſobald die 
Annahme dieſes Antrags ihm von der Gegenpartei hier 
mündlich oder ſchriftlich erklärt wird. 

b) Durch briefliche oder telegraphiſche Korreſpondenz zuſtande 
gekommen und deshalb zum halben Betrage zu verſteuern 
iſt das Geſchäft, wenn der hieſige Vermittler im Auftrage 
des Inländers einem auswärtigen Hauſe einen Kaufs— 
oder Verkaufsantrag macht oder ihm den Auftrag zur Aus— 
führung eines Kaufs- oder Verkaufsgeſchäfts übermittelt, 
ſobald ihm die Annahme des Kaufs- oder Verkaufsantrags 
oder die Ausführung des Auftrags von dem auswärtigen 
Hauſe brieflich oder telegraphiſch mitgeitelt wird (S 164 
Abſ. 3 des B. G. B.).“ 


IV. Verkehr mit Rußland. 


Einfuhr ruſſiſcher Futtermittel. 
Mitte April ſandte der Deutſche Handelstag folgendes Rund— 
ſchreiben an ſeine Mitglieder: 
„Die Handelskammer zu Magdeburg richtete am 1. Februar DES 
an den Deutſchen Handelstag das folgende Schreiben: 
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„Der deutſche Landesprodukten-Großhandel iſt zur Befriedigung 
des inländiſchen Bedarfs an Hülſenfrüchten auf den Bezug aus den 
Balkanſtaaten und Ungarn angewieſen. 

Die üblichen Bedingungen, unter denen ſich dies Importgeſchäft 
abwickelt, ſind, wie uns berichtet wird, leider derart, daß das Riſiko 
von den Verſendern faſt ganz auf den deutſchen Empfänger abgewälzt 
wird. Dies iſt um ſo weniger gerechtfertigt, als die deutſchen Landes— 
produkten-Großhandlungen faſt durchweg wohlfundierte, leiſtungsfähige 
Firmen ſind, die ihre Verpflichtungen prompt erfüllen, während es 
den Abſendern oft an Mitteln, noch öfter faſt am guten Willen gebricht. 

Nach dem herkömmlichen Kontrakt pflegen z. B. Hülſenfrüchte 
aus Rumänien zu folgenden Bedingungen importiert zu werden: 

Zahlung von °/,, des Kaufpreiſes bei Vorzeigung des Fracht— 

briefes (der mit der Eiſenbahn vorausgeſandt wird). 
Der deutſche Empfänger hat danach den größten Teil des Wertes der 
Ware ſchon bezahlt, ehe er ſie prüfen kann. Das iſt ungerecht, aber der 
Einzelne iſt dagegen machtlos, und ſelbſt die ſorgſame Prüfung der 
ausländiſchen Firmen, mit denen Verbindungen angeknüpft werden, 
bietet keine Sicherheit. Kann doch jeden Tag ein Wechſel der Firmen— 
inhaber und damit der Bonität der Firmen eintreten. 

Es wiederholt ſich hier alſo die Erfahrung, die der deutſche Ge— 
treidehandel beim Bezug von Roggen aus den Ländern des Schwarzen 
Meeres gemacht hat. 

Im Hinblick darauf, daß Sie die Verhandlungen über den 
Deutſch-Niederländiſchen Vertrag für Teilladungen von dem Schwarzen 
Meer uſw. durch Einigung der deutſchen Importeure zum Abſchluß 
gebracht haben, fragen wir daher ergebenſt bei Ihnen an, ob Sie nicht 
geneigt ſein würden, die deutſchen Landesprodukten-Großhandlungen, 
die am Bezug von Hülſenfrüchten aus Ungarn und den Balkanſtaaten 
beteiligt ſind, zuſammen zu rufen, um wenn möglich auch für dieſen 
Zweig des Imports deutſche Kontrakte durchzuholen, die den deutſchen 
Importeur gegen Nachläſſigkeit und böſen Willen der ausländiſchen 
Lieferanten beſſer, als das jetzt der Fall iſt, ſchützen. Vorerſt bitten 
wir Sie ergebenſt, uns mitzuteilen, ob bei Ihnen etwa grundſätzliche Be— 
denken gegen unſeren Antrag obwalten ſollten.“ 

Nachdem inzwiſchen noch ein Schriftwechſel mit der Handels- 
kammer zu Magdeburg ſtattgefunden hat, richteten wir nunmehr an die 
Mitglieder des Deutſchen Handelstags die Bitte, feſtzuſtellen, ob in 
den beteiligten Kreiſen ihres Bezirks der Wunſch nach Ausarbeitung 
eines der Magdeburger Anregung entſprechenden Vertrags und die 
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Bereitwilligkeit, ihn gegebenen Falles durchzuſetzen, vorhanden iſt. 
Wir bitten, uns das Ergebnis der Ermittlung bekannt zu geben und 
hinzuzufügen, ob Sie an der Ausarbeitung eines Vertrags mitzuwirken 
bereit ſein würden. Schließlich verfehlen wir nicht zu bemerken, daß 
die Magdeburger Handelskammer die Angelegenheit vorläufig vertrau— 
lich behandelt ſehen möchte.“ 

Wir erwiderten darauf unter dem 1. Mai: 

„Wenn wir auch nur geringes Intereſſe an einem Vertrag für 
den Einkauf von Hülſenfrüchten aus Ungarn und den Balkanſtaaten 
haben, da hier im Laufe des Jahres wohl nur wenige Waggons von 
dort bezogen werden, ſo möchten wir doch die Gelegenheit benutzen, 
darauf hinzuweiſen, daß unſer Handel mit ruſſiſchen Futtermitteln noch 


ſchlechter geſtellt iſt, denn hier hat der deutſche Empfänger gegen Aus- 


händigung des Frachtbriefduplikats den vollen Kaufpreis zu zahlen, 
ohne in der Lage zu ſein, die Qualität der Ware vorher zu prüfen. 
Dabei beweiſt das Duplikat nur, daß die Ware an der betreffenden 
ruſſiſchen Station aufgeliefert iſt, während es bei dem ſtändigen Wagen— 
mangel in Rußland noch Wochen, ja ſeit Beginn des Krieges noch 
Monate dauert, ehe die Ware von der Station abgerollt wird. Wie 
bei dem Einkauf von Hülſenfrüchten aus Ungarn uſw. kommen auch 
bei dem Import ruſſiſcher Futtermittel faſt durchweg gut geſtellte, 
leiſtungsfähige deutſche Firmen in Frage, die aber einzeln den be— 
ſtehenden Kaufbedingungen gegenüber machtlos ſind. Vielleicht ließe 
ſich eine Anderung herbeiführen, wenn der Deutſche Handelstag die 
Angelegenheit in die Hand nehmen und zunächſt eine Verſammlung 
der beteiligten Handelsvertretungen einberufen würde, wobei als 
Intereſſenten außer der unterzeichneten, hauptſächlich noch die Handels— 
vertretungen zu Breslau, Danzig, Königsberg, Poſen, Berlin, Glogau 
und Dresden in Frage kämen. Wir können uns allerdings nicht ver— 
hehlen, daß gerade bei dem ruſſiſchen Futtermittelgeſchäft der Ver— 
wirklichung eines dem deutſchen Kaufmann günſtigen Vertrags be— 
deutende Schwierigkeiten im Wege ſtehen, denn die ruſſiſchen Händler, 
welche die Futtermittel aufkaufen, ſind meiſt ſo wenig bemittelt, daß 
ſie bei ihren Einkäufen immer nur eine kleine Anzahlung machen 
können und daher gezwungen ſind, nach Auflieferung der Ware ſofort 
den Duplikatfrachtbrief einer Bank zur Verwertung zu übergeben. 
Auch die ruſſiſchen Müller befinden ſich ſelten in ſo günſtiger finanzieller 
Lage, um lange auf den Kaufpreis warten zu können, ja es iſt ſogar 
vielfach üblich, den ruſſiſchen Müllern und Händlern erhebliche Vor— 
ſchüſſe zu geben. Trotz der entgegenſtehenden Schwierigkeiten würde 
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es doch vielleicht möglich ſein, eine Beſſerung zu erzielen und das 
Riſiko der deutſchen Futtermittelhändler zu ermäßigen, wenn nur ſämt⸗ 
liche deutſche Importeure zur einer Einigung zu bringen wären. 

Die Verminderung dieſes Riſikos iſt um ſo wünſchenswerter, als 
der Import ruſſiſcher Futtermittel noch mit anderen verluſtbringenden 
Mißſtänden zu rechnen hat. Für die meiſten ruſſiſchen Futtermittel⸗ 
ſendungen die über Thorn eingehen, iſt der erſte Beſtimmungsort die 
ruſſiſche Grenzſtation Alexandrowo. Will jedoch der Empfänger oder 
deſſen Vertreter die Ware in Alexandrowo vorgeführt erhalten, ſo er— 
höhen ſich die Grenzübergangsgebühren auf das Doppelte (von etwa 
2 auf 4 Rubel für den Waggon), ganz abgeſehen davon, daß die 
Wagen meiſt mehrere Kilometer von der Station entfernt aufgeſtellt 
werden. Man muß daher auf die Vorführung der Wagen verzichten 
und erreicht es nur durch ein gewiſſes Entgegenkommen des Stations- 
vorſtandes, daß aus den einzelnen Sendungen Proben genommen 
werden dürfen. Eine einigermaßen gründliche Probenahme iſt aber 
nicht möglich, da es ſich meiſt um eine große Anzahl, oft bis zu 100 
Wagen, handelt und für die Probenahme oft nur ½ Stunde zur Ver— 
fügung ſteht, und jo ſtellt es ſich häufig erſt bei der Umjadung der 
loſe in Thorn ankommenden Futtermittel heraus, daß ſie verdorben 
ſind oder daß die Ware überhaupt nicht die in dem Frachtbrief ver— 
merkte iſt, alſo z. B. ſtatt Rübkuchen die minderwertigen Hedrichkuchen 
verladen ſind. Von Thorn aus ſind aber die Reklamationen den 
ruſſiſchen Bahnen gegenüber viel ſchwerer zu führen, als wenn man 
bereits in Alexandrowo ein Protokoll über die ungenügende Sendung 
aufnehmen laſſen kann, und ſo hat die ungenügende Probenahme 
häufig beträchtliche Verluſte zur Folge. 

Einen weiteren Übeljtand bildet die Verwiegung in Alexandrowo. 
Die ausgehenden Wagen ſollen dort ſämtlich verwogen werden, jedoch 
findet tatſächlich entweder überhaupt keine oder doch nur eine ſehr 
oberflächliche Verwiegung ſtatt, und es wird meiſt das auf früheren 
Stationen feſtgeſtellte Gewicht einfach beſtätigt. Es iſt vorgekommen, 
daß bei in Alexandrowo nachgewogenen Wagen das volle Gewicht 
feſtgeſtellt wurde, während ſie ſich bei ihrer Ankunft in Thorn als 
halb⸗ oder ganzleer erwieſen. Trotzdem der deutſchen Eiſenbahnver— 
waltung, allein ſchon aus unſern zahlreichen Beſchwerden, die Unzu— 
länglichkeit der Verwiegung in Alexandrowo bekannt iſt, übernimmt 
ſie die Wagen mit dieſem Wiegeſtempel, unterſtützt alſo das rechts— 
widrige Verfahren der Ruſſen, weigert ſich aber, wenn Fehlmengen in 
Thorn ermittelt werden, Erſatz zu leiſten, indem ſie ſich auf die Erklärung 
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der Verfrachter, alle mit der Verfrachtung in loſer Schüttung ent— 
ſtehenden Gefahren tragen zu wollen, beruft. Vergebens haben wir 
bisher beantragt, daß die Verwiegung in Alexandrowo ſtets in Gegen— 
wart eines deutſchen Eiſenbahnbeamten ſtattfinden ſolle, und ſo er— 
wachſen dem deutſchen Handel fortgeſetzt große Verluſte, die ſich jähr— 
lich auf mehrere hunderttauſend Mark belaufen dürften. 

Wir wollten mit vorſtehender Schilderung nur andeuten, mit 
welchen Schwierigkeiten unſer Futtermittelhandel zu rechnen hat. Viel— 
leicht würde bei einer Zuſammenkunft der Intereſſenten auch dieſer 
Punkt verhandelt und ein gemeinſames Vorgehen beſchloſſen werden 
können. 


Wir würden daher dem Deutſchen Handelstag dankbar ſein, wenn 
zunächſt durch eine Umfrage bei den oben genannten Handelsver— 
tretungen feſtgeſtellt werden würde, ob Geneigtheit vorhanden iſt, in 
der beregten Angelegenheit zu gemeinſamer Verhandlung zuſammen— 
zutreten.“ 

Auf eine Anfrage des Deutſchen Handelstags erklärten ſich die 
Handelskammern zu Berlin, Breslau und Poſen und die Alteſten der 
Kaufmannſchaft zu Berlin bereit, zu einer gemeinſamen Verhandlung 
zuſammenzutreten. Wir baten darauf den Deutſchen Handelstag, dieſe 
Körperſchaften und die Handelskammer zu Sagan, ferner aber auch 
das Königliche Preußiſche Miniſterium der öffentlichen Arbeiten, das 
Kaiſerlich Ruſſiſche Kommunikationsminiſterium und die Direktion der 
Warſchau-Wiener Eiſenbahn zu einer gemeinſamen Beſprechung der 
Angelegenheit einzuladen. Der Deutſche Handelstag wandte ſich zu— 
nächſt unter dem 5. September an den Herrn Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten von dem Ende Januar folgende Antwort einging: 

„Der von der Handelskammer in Thorn beklagte Übelſtand, daß 
die deutſchen Empfänger gegen Aushändigung des Frachtbrief Duplikats 
den vollen Kaufpreis zu zahlen haben, ohne vorher die Ware prüfen 
zu können, iſt ein Handelsgebrauch, auf deſſen Anderung die Eiſenbahn 
keine Einwirkung hat. 

In Bezug auf die Verwiegung der Futtermittelſendungen und die 
Probeentnahme in Alexandrowo laſſe ich dem Deutſchen Handelstag 
den von der Königlichen Eiſenbahndirektion in Bromberg hierüber er— 
ſtatteten Bericht im Auszuge zugehen. 

Danach wird nunmehr die beim Eingang der Sendungen in 
Alexandrowo ſtattfindende Verwiegung von deutſchen Beamten über— 
wacht. 
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Es kann nach den ruſſiſchen Geſetzen und Verordnungen an ſich 
keinem Zweifel unterliegen, daß die Warſchau-Wiener Bahn verpflichtet 
iſt, bei der Neuaufgabe der Güter mit neuem Frachtbrief das Gut 
(auch Wagenladungsgut) zu verwiegen und dies durch Aufdrücken des 
Wiegeſtempels zu beſcheinigen. Wenn ſie zwar das letztere tut, aber 
das erſtere unterläßt, ſo beruft ſie ſich hierbei auf den Umſtand, daß 
das Gut bei der Ankunft auf dem Bahnhofe Alexandrowo von ihr 
verwogen und dann nach Ziehung der Probe plombiert ſei. Sie zieht dabei 
aber anſcheinend nicht in Betracht, daß das Gut bis zur Wiederaufgabe 
auf Gefahr des Empfängers auf dem Gleiſe des Außenbahnhofs ſteht 
und trotz der Plombierung der Gefahr der Beraubung ausgeſetzt iſt, 
ſo daß immerhin die Möglichkeit vorliegt, daß inzwiſchen eine Beraubung 
ſtattgefunden hat und durch den Aufdruck des Gewichtsſtempels dann ein 
Gewicht beſcheinigt wird, das unter Umſtänden nicht mehr dem bei der 
Ankunft feſtgeſtellten Gewicht entſpricht. Die Bemühungen der König⸗ 
lichen Eiſenbahndirektion in Bromberg, die Warſchau-Wiener Eiſenbahn zu 
einer Anderung dieſes Verfahrens zu bewegen, ſind erfolglos geblieben. 

Die Unzulänglichkeit der Probeentnahme in Alexandrowo iſt 
ſchon früher von deutſchen Futtermittelhändlern betont worden. Auf 
ihren Antrag ſind deshalb von der preußiſchen Staatseiſenbahnver— 
waltung Einrichtungen dahin getroffen, daß die von Rußland 
mit direkter Kartierung bis zur deutſchen Beſtimmungsſtation durch— 
laufenden Sendungen von Kleie und Leinkuchenſchrot in Thorn ohne 
Unterbrechung der direkten Abfertigung zur Sackung und Probeent— 
nahme geſtellt werden, und daß ferner die mit Frachtbriefen auf Thorn 
aufgegebenen Futtermittelſendungen, die dort nach Sackung und Probe— 
entnahme mit neuem Frachtbrief weitergehen, von Thorn nach der Be⸗ 
ſtimmungsſtation zu ermäßigten Frachtſätzen befördert werden, die die 
Mehrkoſten der Umkartierung in Thorn gegenüber der direkten Ab⸗ 
fertigung im allgemeinen wieder ausgleichen. Von der Einrichtung 
wird zumeiſt in der Weiſe Gebrauch gemacht, daß die Sendungen zu— 
erſt bis Alexandrowo, von dort bis Thorn und dann bis zum ent— 
gültigen Beſtimmungsort aufgegeben werden. Nach vorläufiger Probe⸗ 
entnahme in Alexandrowo erfolgt eine zweite in Thorn, und auf 
Grund der letzteren die Dispoſition des Händlers. Wie der Handels— 
tag aus vorſtehenden Darlegungen entnehmen wolle, iſt ſeitens der 
preußiſchen Staatsbahnverwaltung alles geſchehen, um den Handel 
mit ruſſiſchen Futtermitteln zu erleichtern. Es iſt kaum anzunehmen, 
daß ein Vorgehen der intereſſierten Handelskammern günſtigere Ergeb- 
niſſe zeitigen würde. 
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Sollte dennoch der Deutſche Handelstag, wie in der Eingabe an— 
gedeutet, weitere Verhandlungen für angezeigt halten, ſo würde von 
einer Beteiligung von Vertretern meines Miniſteriums abzuſehen ſein. 
Ich bin jedoch auf Wunſch bereit, die Königliche Eiſenbahndirektion in 
Bromberg anzuweiſen, die ihr zu bezeichnenden Deutſchen Handels— 
kammern und die beteiligten ruſſiſchen Eiſenbahnen zu gemeinſamer 
Beratung der Angelegenheit zuſammenzurufen.“ 

Der in dieſem Schreiben erwähnte Auszug aus dem Bericht der 
Eiſenbahndirektion zu Bromberg lautete: 

„Weiter rügt der Handelstag die Erſchwerung der Vorführung 
der Wagen in Alexandrowo ſowie die Unmöglichkeit, ſachgemäß Proben 
zu entnehmen. 

Wir haben die Warſchau-Wiener Bahn in Warſchau am 12. Oktober 
Nr. E. 584 um Aufklärung erſucht, eine Antwort aber bisher nicht 
erhalten. Von der Station Ottlotſchin ſind daher durch den täglich 
in Alexandrowo dienſtlich beſchäftigten Zolldeklaranten über das Ver— 
fahren bei der Vorführung zwecks Entnahme von Proben Ermittlungen 
angeſtellt. Danach werden die in Alexandrowo eingegangenen Wagen 
Futtermittel, welche der Regel nach auf Alexandrowo als Beſtimmungs— 
ort im Frachtbriefe geſtellt ſind und ſpäter ohne Ausladung zur Neu— 
aufgabe gelangen, nach Verwiegung auf der Gleiswage auf Gleiſe 
geſtellt, deren äußerſtes Ende 1 km von dem Gebäude der Güterab— 
fertigungsſtelle Alexandrowo entfernt iſt. 

Hier können die Intereſſenten mit Erlaubnis des Güterexpeditions- 
vorſtehers Proben in Gegenwart eines Eiſenbahnbeamten entnehmen. 
Die hierfür erhobene Gebühr von 15 Kop. ſtellt lediglich eine Privat- 
entſchädigung an den Güterexpeditionsvorſteher dar. Auf dieſen Gleiſen 
ſtehen die Wagen meiſtens mehrere Stunden; zu gründlicher Be— 
ſichtigung und zur Entnahme von Proben dürfte daher wohl in den 
meiſten Fällen genügend Zeit vorhanden ſein. 

Die ſchließlich unter Nr. 3 erhobenen Klagen über ungenaue 
oder verſäumte Verwiegung der Wagen in Alexandrowo ſind wieder— 
holt der Gegenſtand ausführlicher ſchriftlicher und mündlicher Verhand— 
lungen mit der Warſchau-Wiener Bahn geweſen. 

In erſter Linie richten ſich die Beſchwerden der Thorner Kauf— 
leute gegen die Verwiegung der Wagen darauf, daß die Gewichtsfeſt— 
ſtellung nach Eingang in Alexandrowo nicht zuverläſſig ſei, weil die 
meiſt in der Nacht eingehenden Wagen, oft ohne von den im gleichen 
Zuge befindlichen Wagen losgekuppelt zu ſein, auf der Gleiswage 
ebenfalls bei Nacht verwogen würden. 
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Dieſe Gewichtsfeſtſtellung in Alexandrowo ſei aber gerade für 
den Handel mit Futtermitteln von größter Wichtigkeit, weil für die 
Ware das in Alexandrowo angekommene Gewicht dem Primaverſender 
bezahlt werde. Zur Abſtellung dieſer Unzuträglichkeiten haben wir 
auf die erneuten Vorſtellungen der Thorner Handelskammer hin neuer— 
dings zwei Weichenſteller 1. Klaſſe ſtationiert, welche ſeit dem 1. De⸗ 
zember d. Is. der Verwiegung der in Alexandrowo von Rußland ein⸗ 
gehenden Kleie Olkuchen⸗ und Getreideſendungen abwechſelnd beizu— 
wohnen und über vorkommende Unregelmäßigkeiten der Güterab- 
fertigungsſtelle Thorn Meldung zu machen haben. 

Die Warſchau-Wiener Bahn hat zwar bereits früher ihr grund— 
ſätzliches Einverſtändnis mit dieſem Verfahren erklärt, jedoch unſern 
erneuten Vorſchlägen — wahrſcheinlich infolge der Unruhen in Ruß— 
land — ihre Zuſtimmung noch nicht erteilt. Da bis heute die Teil— 
nahme unſerer Beamten am Wiegegeſchäft nicht beanſtandet worden 
iſt, glauben wir annehmen zu können, daß das Verfahren auch von 
der Warſchau-Wiener Bahn gebilligt wird. Trotz dieſer Maßnahmen 
glauben wir, daß Beraubungen der Sendungen nach wie vor ſtatt⸗ 
finden werden; denn nach der Verwiegung und Probeentnahme ſtehen 
die Wagen unter Plomben der Güterabfertigungsſtelle Alexandrowo 
oft bis zu 48 Stunden auf Riſiko der Intereſſenten und werden trotz 
der Plomben, welche abgeſchnitten und durch neue erſetzt werden, beraubt. 

Weitere pekuniäre Nachteile erwachſen ferner dem deutſchen 
Händler mit Futtermitteln durch die Aufdrückung des Wiegeſtempels 
auf die neuen Frachtbriefe der nach Deutſchland ausgehenden Sendungen 
ohne verherige nochmalige Verwiegung der Wagen. 

Wir haben die Warſchau-Wiener Bahn erſt kürzlich auf das in 
in Alexandrowo geübte Verfahren aufmerkſam gemacht und ihr vor— 
gehalten, daß hierdurch wider beſſeres Wiſſen eine amtliche Meldung 
beſtätigt werde, die tatſächlich für den neuen Frachtvertrag nicht vor— 
genommen worden iſt. Darauf iſt uns die Mitteilung zugegangen, 
daß die Warſchau⸗Wiener Bahn eine neue Verwiegung der ohne Um— 
ladung von Alexandrowo weitergehenden Sendungen weder für er— 
forderlich erachtet noch eine Haftung für in Thorn ermittelte Fehl— 
mengen übernimmt. Wenn danach ohne Zahlung neuer Wiegegebühren 
nur eine Verwiegung in Alexandrowo zu erreichen iſt, ſo iſt die jetzt 
beſtehende und unter diesſeitige Kontrolle geſetzte Verwiegung der 
Wagen bei Eingang in Alexandrowo für die Intereſſenten die 
wichtigere, da ſie auf Grund derſelben für die Beförderung innerhalb 
Rußlands Entſchädigung beanſpruchen können. 
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Die zweite Verwiegung der von Alexandrowo neu aufgegebenen 
Wagen wird im übrigen den Intereſſenten wenig nutzen. Da auch 
auf Grund dieſer die Warſchau-Wiener Bahn die Fehlbeträge gegen die 
erſtere Verwiegung nicht erſtatten würde, weil inzwiſchen die Wagen, 
über welche die Empfänger erſt nach Beſichtigung der Proben zu 
disponieren wünſchen, auf ihr Riſiko geſtanden haben.“ 

Wir erklärten uns mit dem Vorſchlag des Herrn Miniſters ein— 
verſtanden. Die Königliche Eiſenbahndirektion zu Bromberg wird nun 
die Einladungen demnächſt ergehen laſſen und wir hoffen, daß dieſe 
Verhandlungen ein erſprießliches Reſultat haben werden. 

Wir haben natürlich unſere Hoffnung nicht allein auf dieſe Ver— 
handlungen geſetzt, ſondern gleichzeitig verſucht, auf anderen Wegen 
den geſchilderten Mißſtänden zu ſteuern. Schon in unſerem letzten 
Jahresbericht teilten wir (Seite 82) mit, daß wir die Bromberger 
Eiſenbahndirektion gebeten hatten, die Verwiegung der nach Preußen 
beſtimmten Wagenladungen in Alexandrowo durch preußiſche Eiſen— 
bahnbeamte kontrollieren zu laſſen. Nach vieler Mühe iſt es der Direktion 
gelungen, dies Anfang Dezember durchzuführen, doch blieb der erwartete 
Erfolg aus. Dies hatte wohl in einem heimlichen Widerſtand der 
ruſſiſchen Eiſenbahnbeamten ſeinen Grund. Dieſe ſcheinen einmal die 
preußiſchen Beamten nicht zu allen Verwiegungen herangezogen und 
ihnen ferner nicht die Möglichkeit gegeben zu haben zu prüfen, ob auch 
das ermittelte Gewicht in die Frachtbriefe eingetragen wurde. Wir 
baten deshalb, daß uns zur Nachprüfung die Wiegeliſten der preußiſchen 
Beamten zur Verfügung geſtellt würden, was auch bereitwilligſt ge— 
ſchehen iſt. Die Prüfung ergab nun, daß tatſächlich die in dieſen Liſten 
vermerkten Gewichte zum Teil von den in den Frachtbriefen einge— 
tragenen Gewichten nicht unerheblich abwichen. Von ſeiten der Brom— 
berger Eiſenbahndirektion wurde uns jedoch zugeſagt, daß man eine 
Anderung anſtreben wolle. 


verſpätung der aus Nußland kommenden 


Wagenladungen. 

Anfang September ſchrieben wir an die Eiſenbahndirektion zu 
Bromberg: 

„Durch Aushang an der Danziger Börſe iſt folgendes, an die 
Königliche Eiſenbahndirektion Danzig gerichtetes Telegramm des Chefs 
der ruſſiſchen Reichseiſenbahnverwaltung bekannt gemacht worden: 

„Zwecks Beſchleunigung der Verſendung nach Danzig iſt Südweſt— 
bahnen vorgeſchrieben, vorhandene Güter Danziger Richtung 400 
Wagen 4. und 5. Kategorie in gemeinſchaftlicher Reihenfolge verſtärkt 
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zu expedieren, unabhängig von anderen Richtungen, bis dieſelben zeitlich 
ausgeglichen ſind mit Gütern Königsberger Richtung. Falls Hinder- 
niſſe in der Richtung Warſchau — Mlawa eintreten, wird die Verſendung 
zeitweilig über Grajewo nach Danzig ſtattfinden laut publizierte Tarif 
Skornik 1762 für Getreide und Nummer 1764 am 26. Auguſt erfolgen- 
den ergänzenden Publikation über Anwendung für jegliche Güter.“ 

Wir geſtatten uns darauf hinzuweiſen, daß für Thorn die Ver— 
hältniſſe mindeſtens ſo ſchlecht liegen, wie für Danzig, denn an der 
ruſſiſchen Südweſtbahn lagern große Mengen für Alexandrowo — Thorn 
beſtimmte Futtermittel, die angeblich wegen Wagenmangel mit der 
Weichſelbahn, mit der ein Austauſch des rollenden Materials ſtatt— 
findet, nicht abgelaſſen werden können. Wir haben ſchon in den 
erſten Monaten dieſes Jahres wiederholt Veranlaſſung genommen, 
uns wegen Benachteiligung der Station Alexandrowo gegenüber 
anderen Grenzübergängen bei dem Kommunilationsminiſterium in St. 
Petersburg zu beklagen. Von dort erhielten wir Mitte März nad): 
ſtehendes Telegramm: „Transporte von Kleie und Olkuchen nach 
Alexandrowo werden nach der Reihe mit möglichſter Beſchleunigung 
expediert werden. Irgendwelchen Vorzug gegen andere Transporte 
iſt als geſetzwidrig unzuläſſig.“ Trotzdem dauerten und dauern jetzt 
noch die Verſpätungen fort — zwar ſind dieſe nach wie vor bedeutender 
als bei anderen Grenzorten. Da eine erneute Eingabe ebenfalls er— 
folglos geblieben iſt, ſo bitten wir die Königliche Eiſenbahndirektion 
ergebenſt, für unſere Intereſſen eintreten zu wollen und mit der 
Ruſſiſchen Eiſenbahnverwaltung in Unterhandlung zu treten, um auch 
für Mlexandrowo— Thorn zu erreichen, daß einmal die an der Südweſt— 
bahn lagernden Sendungen nach Alexandrowo ſchneller expediert 
werden, und daß ferner falls Hinderniſſe in der Richtung Warſchau — 
Alexandrowo ſich zeigen, die Verſendung nach Thorn zu den gleichen 
Frachtſätzen über Grajewo oder Mlawa ſtattfindet. Natürlich könnte der 
hieſige Futtermittelhandel von dieſer Vergünſtigung nur dann Gebrauch 
machen, wenn ihm beim ſofortigen Weitertransport nacherfolgter Umſackung 
ebenſo wie bei den jetzt von Alexandrowo kommenden Kleieſendungen, 
die Tranſitfracht Alexandrowo — Thorn vergütet wird. 

Da die Angelegenheit dringend iſt, würden wir der Königlichen 
Eiſenbahndirektion für möglichſt umgehende Anknüpfung der fraglichen 
Verhandlungen dankbar ſein. Falls dortſeits vorher eine mündliche 
Darlegung der Verhältniſſe für notwendig erachtet wird, ſind wir gerne 
bereit, Delegierte nach Bromberg zu ſenden, und bitten wir um baldige 
Benachrichtigung.“ 
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Als darauf die Direktion mitteilte, daß ſie nur dann mit Ausſicht 
auf Erfolg vorgehen könne, wenn durch Vorlage von Frachtdokumenten 
aus neueſter Zeit der Nachweis erbracht würde, daß die Sendungen 
von den Südweſtbahnen nach Alexandrowo bedeutend ſpäter abge— 
ſandt würden, als nach den übrigen Grenzübergängen, ſchrieben wir: 

„Der Königlichen Eiſenbahndirektion erwidern wir ergebenſt, daß 
wir es nicht für erforderlich halten, den Nachweis zu führen, daß die 
Sendungen der Südweſtbahnen nach Alexandrowo bedeutend ſpäter 
abgeſandt werden als nach den übrigen Grenzübergängen. Es ſteht 
jedenfalls feſt und geht auch aus dem von uns mitgeteilten Telegramm 
des Chefs der ruſſiſchen Reichseiſenbahnverwaltung hervor, daß die 
Weichſelbahn der Südweſtbahn nicht die für die Transporte nötigen 
Wagen zur Verfügung ſtellen kann und infolgedeſſen ein großen Teil 
der für die Weichſelbahn beſtimmten Sendungen der Südweſtbahn nicht 
abgelaſſen wird, wodurch natürlich auch die nach Alexandrowo beſtimmten 
Transporte getroffen werden. Wir ſind überzeugt, daß die ruſſiſche Eiſen— 
bahnverwaltung die beregten Mißſtände auch ohne weiteres zugeben wird, 
und meinen nur, daß wir von den ruſſiſchen Bahnen das gleiche Ent— 
gegenkommen verlangen können wie Danzig. Wir bitten daher die 
Königliche Eiſenbahndirektion nochmals ergebenſt, unverzüglich dafür 
einzutreten, daß die an der Südweſtbahn lagernden nach Alexandrowo — 
Thorn beſtimmten Sendungen über Grajewo nach Thorn geleitet 
werden, wenn die direkte Leitung über die Weichſel- und die Warſchau— 
Wiener Eiſenbahn wegen Wagenmangels nicht ſtattfinden kann.“ 

Darauf erhielten wir nachſtehenden Beſcheid: 

„Der geehrten Handelskammer erwidern wir ergebenſt, daß für 
den Thorner Handel hauptſächlich Alexandrowo als Empfangsſtation 
für Kleie in Betracht kommt. 

Die Sendungen, die mit direktem Frachtbrief nach Thorn be— 
fördert werden, ſpielen demgegenüber nur eine ganz untergeordnete 
Rolle. Für die nach Alexandrowo adreſſierten Sendungen iſt aber 
die Beförderung über Grajewo überhaupt ausgeſchloſſen, da es ſich bei 
dieſen Sendungen nur um den inneren ruſſiſchen Verkehr handelt. 

Richtig iſt es, daß die Weichſelbahnen ſeinerzeit gerade infolge 
des außerordentlichen Andranges von Gütern nach Danzig nicht in der 
Lage geweſen ſind, die Sendungen der Südweſtbahnen prompt zu 
übernehmen. Nachdem indes dieſer Maſſenverkehr nach Danzig von 
den Weichſelbahnen abgelenkt iſt, werden die Weichſelbahnen auch in 
der Lage ſein, die übrigen Sendungen ordnungsmäßig zu übernehmen 
und weiterzubefördern. 
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Aus diejem Grunde dürften auch ohne beſondere Maßnahmen 


ſeitens der ruſſiſchen Aufſichtsbehörde die beklagten Übelſtände, wenn 
nicht ſchon jetzt, ſo doch in nächſter Zeit beſeitigt ſein. 


Sollte dieſes wider Erwarten nicht der Fall ſein, ſehen wir 
weiterer Mitteilung ergebenſt entgegen. Wir glauben indeſſen nicht, daß 
die ruſſiſchen Bahnen bei dem großen Umweg über Grajewo und bei 
den überaus geringen Anteilen, welche ihnen bei dieſer Umleitung ver— 
bleiben würden, auf die Beförderung über Grajewo nach Thorn ein— 
gehen würden.“ 

Darauf trugen wir durch eine Deputation unſere dieſen Gegen— 
ſtand betreffenden Wünſche, ſowie eine Reihe anderer Anträge Mitte 
November dem Herrn Präſidenten der Bromberger Direktion mündlich 
vor und ergänzten dieſen Vortrag durch nachſtehende Eingabe vom 
9. Dezember: 

„Am 21. v. Mts. hatten unſere Deputierten, die Herren Stadtrat 
Dietrich und S. Rawitzki, die Ehre, dem Herrn Eiſenbahndirektions— 
Präſidenten verſchiedene, auf den ruſſiſch-deutſchen Eiſenbahnverkehr 
bezüglichen Wünſche vorzutragen. Darunter befanden ſich auch die 
folgenden Anträge: 

1. Falls bei Wagen, die von ruſſiſchen Stationen aus über 
Alexandrowo nach deutſchen Stationen geleitet werden 
ſollen, die Überführung über Alexandrowo aus irgendwelchen 
Gründen nicht angängig iſt, ſollen die Wagen ihren Weg 
über Mlawa oder Grajewo nehmen, ohne daß eine Fracht— 
erhöhung eintritt. 

2. Bei der Umladung von Holz in Warſchau von der breit— 
ſpurigen auf die ſchmalſpurige Bahn ſollen ſtets volle 
Wagenladungen zu 10000 kg hergeſtellt werden, damit ſich 
eine erneute Umladung in Alexandrowo erübrigt. 

Dem Wunſche des Herrn Präſidenten gemäß geſtatten wir uns, 
die Anträge ſchriftlich zu wiederholen und zu begründen. Was zunächſt 
die Umleitung der Wagen über Mlawa und Grajewo anbetrifft, ſo 
iſt dieſer Antrag, wenn auch nicht in der jetzigen Verallgemeinerung, 
bereits Gegenſtand einer Eingabe, die wir der Königlichen Eiſenbahn— 
direktion unter dem 5. September 1905 einreichten, geweſen. Damals 
handelte es ſich um eine nach unſerer Meinung vorübergehende Not- 
lage. Wir ſind aber inzwiſchen zu der Überzeugung gelangt, daß es 
leider nur zu häufig auch in der Zukunft unmöglich ſein wird, Güter 
aus dem inneren Rußland über Alexandrowo zu erhalten. Wir würden 
deshalb der Königlichen Eiſenbahndirektion zum großen Danke ver— 
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pflichtet ſein, wenn Wohldieſelbe mit der ruſſiſchen Eiſenbahnverwaltung 
ein Abkommen treffen wollte, wonach in allen Fällen, in denen eine 
Verſendung der von innerruſſiſchen Stationen nach Thorn abgelaſſenen 
Wagen über Alexandrowo nicht möglich iſt, die Wagen über Mlawa 
oder Grajewo nach Thorn geleitet werden, und zwar zu dem gleichen 
Frachtſatz, wie bei Leitung über Alexandrowo zu zahlen wäre. 

Wir glauben beſtimmt, daß die ruſſiſchen Eiſenbahnen trotz der 
niedrigen Frachtenteile, die ihnen dann zufallen würden, darauf 
eingehen werden, da es ſchließlich doch im Intereſſe Rußlands und der 
ruſſiſchen Eiſenbahnen liegt, den bedeutſamen Futtermittelexport über 
Thorn nicht zu verlieren, während doch bei Fortdauer der bisherigen 
Mißſtände jedenfalls ein erheblicher Rückgang dieſer Ausfuhr zu er— 
warten wäre. 

Wenn die Königliche Eiſenbahndirektion in dem geehrten Schreiben 
vom 18. September — 1 E 576 — erwähnt, daß für den Thorner 
Handel hauptſächlich Alerandrowo als Empfangsſtation für Kleie in 
Betracht kommt, ſo trifft dies zwar zu, ſchließt jedoch nicht aus, daß 
ſpäter die Intereſſenten, ſobald die Verſendung über Alexandrowo 
Schwierigkeiten verurſacht, die Sendungen nach Thorn abfertigen. 
Wie wir bereits in unſerm Schreiben vom 5. September ausführten, 
könnten aber die Händler von der Umleitung über Mlawa oder Grajewo 
nur dann Gebrauch machen, wenn ihnen die Umſackung der Kleie in 
Thorn und Weiterſendung innerhalb 24 Stunden die Tranſitfracht 
Alexandrowo — Thorn vergütet würde. 

Bei dem zweiten Antrag, der die Umladung von Holz in Warſchau 
zum Gegenſtand hat, handelt es ſich um geſchnittene Hölzer, Mauer— 
latten uſw., die mit Wagen der breitſpurigen Bahn in Warſchau an- 
kommend, dort auf die Wagen der Warſchau-Wiener Eiſenbahn um— 
geladen werden. Hierbei geſchieht es häufig aus Bequemlichkeit, um 
nämlich die Hölzer nicht hoch aufſtapeln zu müſſen, daß der Inhalt 
eines Wagens auf mehrere Waggons verteilt wird. Wenn die 
Sendungen von innerruſſiſchen Stationen direkt nach deutſchen Be— 
ſtimmungsſtationen gehen, hat dieſe Art der Umladung keinen Nach— 
teil für die Empfänger zur Folge, da die Fracht alsdann nach der An— 
zahl der von der ruſſiſchen Verſandſtation abgegangenen Wagen be— 
rechnet wird. Die meiſten Holzſendungen gehen aber zunächſt nach 
Alexandrowo, wo ſie umkartiert und nach den deutſchen Beſtimmungs— 
ſtationen weitergeſandt werden. In Alexandrowo muß aber bei der 
Wiederaufgabe des Holzes das Ladegewicht der Wagen ausgenutzt 
werden, und es iſt deshalb notwendig, die auf mehrere Wagen ver— 
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teilten Hölzer wieder auf einen Wagen zu laden, was für jeden 
Waggon 2—3 Rubel koſtet. 

Wir bitten daher die Königliche Eiſenbahndirektion ergebenſt, 
auch wegen dieſes Punktes ſich mit der ruſſiſchen Eiſenbahnverwaltung 
in Verbindung zu ſetzen, damit dieſe darauf ſieht, daß bei der Um— 
ladung von Holz in Warſchau die Wagen der Warſchau-Wiener Eiſen— 
bahn voll beladen werden. 

Wir erhielten darauf Ende Dezember folgenden Beſcheid: 

„Wie ſchon in unſerm Schreiben vom 18. September d. Is. 
1. E. 576 hervorgehoben, würde die beantragte Umleitung der für 
Thorn beſtimmten Kleieſendungen auf die Grajewoer Route — der 
Weg über Mlawa kann nicht in Betracht gezogen werden, da dieſer 
Bahnweg zurzeit nicht einmal zur Beförderung der für Danzig be— 
ſtimmten Sendungen ausreicht — nach den für derartige Umleitungen 
getroffenen Vereinbarungen lediglich auf Koſten der ruſſiſchen Bahnen 
erfolgen. 


Dieſelben 
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Diejelben würden aber, wie aus den nachſtehenden Beiſpielen 
erſichtlich: 

— 2 
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hierbei gegenüber dem Tarifbildungs- und vorgeſchriebenen Leitungs- 
wege über Alexandrowo ſo erheblich geringere Anteile erhalten, daß 
ſie einem ſolchen Antrag nicht zuſtimmen werden. Außerdem ijt aber, 
da eine ſolche Umleitung nach den internen ruſſiſchen Beſtimmungen 
von der jedesmaligen Genehmigung des Verkehrsminiſteriums abhängig 
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it, der Erfolg der ganzen Maßnahme, ſelbſt wenn ſich die ruſſiſche 
Aufſichtsbehörde hierzu wider Erwarten bereit erklären ſollte, mindeſtens 
ſehr zweifelhaft. 

Daß dieſe Befürchtung keine grundloſe iſt, wollen Sie aus Nach— 
ſtehendem erſehen: 

Infolge der Verkehrsſtockungen auf den ruſſiſchen Weichſeleiſen— 
bahnen — Übergang Mlawa — erklärte ſich die ruſſiſche Aufſichts— 
behörde Ende Auguſt d. Is. damit einverſtanden, den Danziger Verkehr, 
falls und inſoweit er nicht über Illowo befördert werden könne, zu 
den beſtehenden Frachtſätzen über Grajewo zu leiten, machte indeß die 
Umleitung über Grajewo von der jedesmaligen Genehmigung des 
Verkehrsminiſteriums abhängig. Dieſe Beſchränkung hatte aber zur 
Folge, daß die ganze Umleitungsbeſtimmung für den Verkehr nach 
Danzig illuſoriſch wurde. Lieferte beiſpielsweiſe ein Verfrachter auf 
einer ruſſiſchen Station Getreide nach Danzig auf, ſo wurde ihm geſagt, 
daß die Annahme nur mit Lagerung auf unbeſtimmte Zeit erfolgen 
könne. Sammelten ſich die Güter an, ſo fragte die Station bei ihrer 
Direktion und dieſe in St. Petersburg an, ob eine Umleitung über 
Grajewo ſtattfinden dürfe. Bevor die Antworten eingingen, verging 
eine längere Zeit, bis die Abladeſtation entſprechende Anweiſung 
erhielt. 5 
Auf dieſe Weiſe kam es, daß in der ganzen Zeit vom 7.—16. 
November d. J. in Danzig nur 2 Wagen Kleie über Proſtken ein— 
trafen, trotzdem auf den ruſſiſchen Stationen große Mengen für Danzig 
aufgeſpeichert lagen. 

Hinſichtlich des zweiten Punktes in Ihrer Eingabe haben wir 
uns mit der Direktion der Warſchau-Wiener Eiſenbahn in Verbindung 
geſetzt und dieſelbe um Abhilfe ſowie um Mitteilung von dem Ver— 
anlaßten erſucht. 

Über den Erfolg werden wir Ihnen weitere Nachricht zugehen 
laſſen.“ 

Dieſer letzte Punkt iſt noch nicht erledigt, da wir zunächſt noch 
Material beibringen ſollen, aus dem hervorgeht, daß die Umladung in 
Warſchau wirklich in der von uns geſchilderten Weiſe vor ſich geht. 

Auch an den Herrn Handelsminiſter haben wir uns in Angelegen— 
heit der für unſern Handel bedrohlichen Verſpätungen der ruſſiſchen 
Sendungen gewandt und zwar in folgender Eingabe: 

„Eurer Exzellenz haben kürzlich unſere Delegierten die Schwierig— 
keiten ſchildern dürfen, unter denen der Handel mit ruſſiſchen Futter— 
mitteln, der für das wirtſchaftliche Leben Thorns von großer Bedeutung 


üt, zu leiden hat. Wir ſprechen Ew. Exzellenz unſern gehorſamſten 
Dank aus für die Geneigtheit, auf diplomatiſchem Wege Schritte dahin 
tun zu wollen, daß die ruſſiſchen Eiſenbahnen von dem Kaiſerlich⸗ 
Ruſſiſchen Kommunikationsminiſterium energiſch angewieſen werden, 
für einen beſchleunigten Transport der nach Deutſchland beſtimmten 
Futtermittelſendungen Sorge zu tragen. 

Aus anliegender Aufſtellung der auf Alexandrowo rollenden 
oder für Alexandrowo auf ruſſiſchen Stationen lagernden Futtermittel 
wollen Ew. Exzellenz erſehen, daß Wagen, die bereits im Auguſt v. Is. 
der Bahn aufgeliefert wurden, noch nicht in Alexandrowo angelangt 
ſind. Dieſe langſame Beförderung iſt aber nicht neueren Datums, 
ſondern beſtand, wenn auch in geringerem Grade, ſchon immer. Sie 
hat ſich aber während des ruſſiſch japaniſchen Krieges und nach dieſem 
zu einer wahren Kalamität ausgewachſen, die den Fortbeſtand unſeres 
Futtermittelhandels ernſtlich bedroht, denn es wird unſern Futtermittel— 
händlern immer ſchwerer, ihren Lieferungsverpflichtungen nachzukommen. 
Außerdem erleidet aber der Handel noch beſondere Schäden. Da die 
Duplikatfrachtbriefe bei ihrem Eintreffen hier ſofort bezahlt werden 
müſſen, entſtehen nicht unbedeutende Zinsverluſte, auch kommen die 
Waren, was bei dem langen Lagern nicht anders zu erwarten iſt, 
häufig verdorben an und ſchließlich bleiben durch die unregelmäßigen 
Lieferungen, wobei zeitweiſe faſt gar nichts ankommt, während ſich die 
Transporte zu andern Zeiten wieder häufen, Konjunkturverluſte nicht 
aus. 

Der Hauptgrund der langſamen Lieferung iſt ohne Zweifel der 
auf den ruſſiſchen Bahnen ſtändig herrſchende Wagenmangel. Beſonders 
ſtark ſcheint dieſer auf der Weichſelbahn zu ſein, und dies trifft dann 
gerade die für uns in Betracht kommende Grenzſtation Alexandrowo 
am ſchärfſten, denn die Südweſtbahn, auf deren Stationen die meiſten 
Futtermittelſendungen liegen, läßt Transporte nach der Weichſelbahn, 
die von dieſer in Warſchau der Warſchau-Wiener Bahn übergeben 
werden, nur ſoweit ab, als ihr von der Weichſelbahn Wagen zur Ver⸗ 
fügung geſtellt werden. Die weitere Folge dieſes Mißſtandes iſt die, 
daß viele Transporte, die urſprünglich über Alexandrowo — Thorn nach 
Deutſchland gehen ſollten, über Brody geſandt werden, von wo lie 
dann über die öſterreichiſchen Bahnen nach dem Königreich Sachſen 
und der Lauſitz geleitet werden. Dadurch gehen den preußiſchen 
Staatsbahnen beträchtliche Frachtenmengen verloren. 

Wir haben in dem letzten Jahr das Kaiſerlich-Ruſſiſche Kom: 
munikationsminiſterium wiederholt gebeten, Abhilfe zu treffen, doch ſind 


Br 


unſere telegraphiſchen und ſchriftlichen Eingaben ohne ſichtlichen Erfolg 

geblieben, trotzdem eine beſchleunigte Beförderung ſowohl im ruſſiſchen 

7 als auch im deutſchen Intereſſe liegt. Für den Thorner Futtermittel 

handel iſt es aber eine Lebensfrage, daß die Transporte über Alex— 

4 androwo in normalen Friſten eintreffen und daß auch Alexandrowo 

nicht ſchlechter als andere Übergänge geſtellt werde. Wir bitten daher 

Ew. Exzellenz gehorſamſt und dringend, hochgeneigteſt allen Einfluß 
aufzubieten, um hier eine baldige Beſſerung zu erreichen.“ 

Unter dem 12. April erwiderte der Herr Handelsminiſter: 

„Der Herr Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, welchem 
ich Abſchrift des Berichts der Handelskammer ſowie die Auſſtellung 
über die nach Alexandrowo beſtimmten, nicht beförderten Eiſenbahn— 
ſendungen habe zugehen laſſen, teilt mit, daß ſeit Februar d. Is. eine 
Beſſerung in den Eiſenbahnverhältniſſen Rußlands eingetreten ſei und 
er daher annehme, daß die Ausführungen der Handelskammer nicht 
mehr dem jetzigen Stand der Angelegenheit entſprechen. 

Ich erſuche die Handelskammer, mit Rückſicht hierauf, die Ange— 
legenheit und insbeſondere die vorerwähnte Aufſtellung einer noch— 
maligen Prüfung zu unterziehen und mir das Ergebnis mitzuteilen.“ 

Wir ſind z. Zt. im Begriff, das gewünſchte Material zu ſammeln. 
Nach den bisherigen Ermittelungen iſt die eingetretene Beſſerung nur 
ganz geringfügig. 

Follfreie Wiedereinfuhr von 
Getreideſäcken. 

Einige an unſerm Bezirk grenzende ruſſiſche Zollkammern 
weigerten ſich im Februar und März 1906, Säcke, in denen Getreide 
ausgeführt war, zollfrei wieder nach Rußland zurückgehen zu laſſen. 
Es iſt uns gelungen, durch dankenswerte Vermittlung des hieſigen 
ruſſiſchen Konſuls die Aufhebung dieſer Weigerung herbeizuführen. 


V. Unterrichtsweſen. 


Naufmänniſche Fortbildungsſchulen 
und Schifferſchule. 


| Nachſtehend bringen wir die uns zur Verfügung gejtellten Be— 
| richte über den Verlauf des letzten Schuljahres. 


1. Die kaufmänniſche Jortbildungsſchule in Thorn. 


a „Das Schuljahr 1905/06 begann mit 63 Schülern; durch Neuauf— 
nahmen ſtieg die Zahl auf 73. Von dieſen gehörten der Klaſſe I 19, 
} II 20, III 22 und IV 12 an. Am Ende des Schuljahres zählte die 
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Anſtalt in der J. Klaſſe 10, in der II. 13, in der III. 25 und in der 
IV. 16 Schüler, ſo daß die Geſamtzahl 64 betrug. Da von dieſen 
4 zur Entlaſſung kamen, wurden 60 Schüler in das neue Schuljahr 
übernommen. 

Der Wechſel im Schülermaterial iſt während des Berichtsjahres 
ſehr ſtark geweſen. Das beweiſt die Bruttofrequenz der Klaſſen; dieſe 
betrug für I 22, für II 24, für III 37 und für IV 26, jo daß insgeſamt 
der Schule 109 Schüler angehört haben. Zur Aufnahme kamen 47; 
die Anſtalt verließen 49; nur 40 haben das ganze Jahr hindurch der 
Schule angehört. Dieſer ſtarke Wechſel erſchwert die Arbeit der Lehrer 
in nicht geringem Maße, da die ſpäter Eintretenden nachgefördert 
werden müſſen. Naturgemäß erfuhren die III. und IV. Klaſſe die 
größten Anderungen in ihrer Zuſammenſetzung, und ſo erklärt es ſich, 
daß hier die Verſetzungen nicht gerade günſtig ausgefallen ſind. Denn 
während aus der II. Klaſſe alle Schüler in die I. aufſteigen konnten, 
mußten in der III. von 25 ſchon 4 und in der IV. von 16 gar 8 zu⸗ 
rückbleiben. Trotzdem iſt das Geſamtergebnis der Verſetzungen recht 
befriedigend, da 78 %/, gegen 73, 72 und 75% in den Vorjahren die 
Reife für die höhere Klaſſe erreichten. 

Weniger Günſtiges iſt über den Schulbeſuch zu berichten. Die 
Verſäumniſſe beliefen ſich auf etwa 7 %,. Es iſt zwar einzuräumen, 
daß ein nicht unerheblicher Teil dieſer Verſäumniſſe wohl begründet 
war, beſonders durch Krankheiten, aber es haben auch mehrere Straf- 
anträge wegen ungerechtfertigter Verſäumniſſe geſtellt werden müſſen; 
in allen Fällen iſt eine Beſtrafung erfolgt. Bedauerlich iſt es, daß 
auch wegen tadelhaften Betragens Beſtrafungen und zwar in 8 Fällen 
haben erfolgen müſſen. Die Urſache für dieſe Erſcheinung iſt nicht 
etwa in einer größeren Strenge der Lehrer zu ſuchen, ſondern allein 
darin, daß die neu aufgenommenen Schüler wie in wiſſenſchaftlicher, 
ſo auch in ſittlicher Hinſicht viel zu wünſchen übrig laſſen. 

Im November fand auf Veranlaſſung des Herrn Handelsminiſters 
eine Reviſion der Schule durch den jetzigen Direktor der Staatlichen 
Gewerblichen Fortbildungsſchule Herrn Profeſſor Opderbecke ſtatt. 

Die Lehrmittel wurden durch eine Karte von Deutſchland und 
eine von Europa vermehrt. Die Lehrer- ſowie die Schülerbibliothek ſind 
durch Neuanſchaffung bereichert worden. 

Der Schillergedenktag, der Sedantag, der Geburtstag des Kaiſers, 
ſowie die Silberhochzeit Ihrer Kaiſerlichen Majeſtäten wurden durch 
Schulfeiern feſtlich begangen. Am 4. April dem letzten Schultage, 
fand die übliche Schlußfeier ſtatt, bei der unter anerkennenden und zu 
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weiteren tüchtigen Arbeiten anfeuernden Worten Herr Stadtrat Laengner 
im Namen des Kuratoriums 5 guten, fleißigen Schülern zur Aus— 
zeichnung je ein Exemplar des im Teubnerſchen Verlage erſchienenen 
Werkes „Der Deutſche Kaufmann“ als Geſchenk überreichte.“ 


2. Die Kaufmänniſche Jorthildungsſchule in Culm. 


„Das Schuljahr 1905 begann am 27. April und wurde in feier— 
licher Weiſe eingeleitet. x 
Über die Frequenz während des Jahres nachſtehende Überſicht: 


Schülerzahl Daene TEE Schülerzahl 
Quartal [am Anfang | Zugang | Abgang am Schluß 

1. 38 3 5 36 

II. 36 3 4 35 

III. 35 3 6 32 

IV. 32 4 13 23 


Ob dieſer Rückgang ein rein zufälliger iſt, oder ob ſich darin ein— 
tretende ungünſtige Verhältniſſe ſpiegeln, wird die Zukunft lehren. 
Jedenfalls muß hier dem lehaften Bedauern darüber Ausdruck ge— 
geben werden, daß die jungen Leute, wenn ſie das 17. Lebensjahr 
vollendet haben, bis auf wenige Ausnahmen ſofort der Schule ent— 
zogen werden. Es iſt in hohem Maße wünſchenswert, daß die Schul— 
pflicht wenigſtens bis zum Ende desjenigen Halbjahres ausgedehnt 
werde, in welchem der Schüler 17 Jahre alt wird. 

Die Anſtalt wurde im Schuljahre 1905 im ganzen von 50 Lehr— 
lingen beſucht. Von denſelben waren: 15 (30 9/0) hieſige, 35 (700%) 
auswärtige; 26 (52 ¼ aus der Stadt, 24 (48 %) vom Lande; 
22 (44 %) ev, 17 (34 %) kath., 11 (22 %) moſ.; 13 Polen; von 
letzteren waren 8 der deutſchen Sprache gut, 4 genügend, 1 mangelhaft 
mächtig. 

Am 8. Mai fand eine Schillerfeier ſtatt. Die Feſtanſprache wurde 
ergänzt durch den Vortrag hervorragend ſchöner Stellen aus den Werken 
des großen Dichters. 

Der Sedantag, der Geburtstag unſeres allverehrten Kaiſers und 
die Silberhochzeit Ihrer Majeſtäten, des Kaiſers und der Kaijerin, 
wurden als vaterländiſche Feſt⸗ uud Ehrentage am 31. Auguſt bezw. 
25. Januar und 26. Februar durch Feſtrede und Deklamation gefeiert. 

Herr Lehrer v. Conradi wurde am 28. Juni zu einer militäriſchen 
Übung eingezogen. Aus dieſem Grunde mußten die Klaſſen an 2 Tagen 
kombiniert werden. 
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Auch in dieſem Jahre gewährte die Handelskammer Thorn unſerer 
kaufmänniſchen Fortbildungsſchule materielle Unterſtützung; für dieſelbe 
ſei auch hier herzlicher Dank geſagt. 

Die Anſtaltsbibliothek zählt im ganzen 243 Bände. 

Am 3. April fand der feſtliche Abſchluß des Schuljahres ſtatt. 
Bei der Feier wurden 5 Schüler, die ſich durch Wohlverhalten und 
Strebſamkeit hervorgetan hatten, durch Prämien, gute Bücher aus— 
gezeichnet.“ 


3. Die kaufmännifhe Jortbildungsſchule in Briefen. 


„Die Schülerzahl hatte im verfloſſenen Jahr ihren Höhepunkt 
erreicht, nämlich 60 überſchritten; es gehörten 38 der J. und 23 der 
II. Klaſſe an. Es war unmöglich, dieſe auch nur annähernd gleich— 
mäßig auf die beiden Klaſſen zu verteilen. Schon im Herbſt mußte 
eine Nachverſetzung ſtattfinden, bei der 6 Zöglinge, die gar nicht das 
Ziel der II. Klaſſe erreicht hatten, der J. Klaſſe überwieſen werden. 
Es iſt traurig, daß unſere Geſchäftsinhaber noch immer Lehrlinge auf— 
nehmen, die nicht einmal richtig leſen, geſchweige ſchreiben und rechnen 
können. Wenn die betreffenden Kaufleute einen Blick hinter die 
Kuliſſen tun würden, ſie würden ſtaunen, was dieſe viel verſprechenden 
Lehrlinge ihnen aus der Taſche wirtſchaften. Unſere Schüler rekrutieren 
ſich meiſtenteils aus der gewöhnlichen ein- und zweiklaſſigen Landſchule. 
Es darf alſo nicht wundernehmen, wenn das der Anſtalt geſteckte Ziel 
nicht ganz erreicht wird. Die Einrichtung einer Vorſchulklaſſe wäre 
ſehr erwünſcht. Das Kuratorium unſerer Schule ſteht dem diesbezüg— 
lichen Antrage des Leiters wohlwollend gegenüber und gedenkt nach 
den Herbſtferien bei der Königlichen Regierung um Einrichtung einer 
Vorſchulklaſſe vorſtellig zu werden. — An öffentlichen Schulferien iſt 
außer den beiden patriotiſchen Gedenktagen die Feier der Silberhoch— 
zeit unſeres erlauchten Kaiſerpaares zu erwähnen. Bei letzterer fand 
die Verteilung der Feſtſchrift „dem Kaiſerpaar im Silberglanze“ an 
10 würdige Schüler ſtatt. Desgleichen wurden am Schulſchluſſe am 
31. März nach einer kurzen Anſprache ſeitens des Leiters 6 fleißige 
und gehorſame Schüler mit wertvollen Prämien bedacht. Betrübend 
war es für den Leiter, gegen 2 widerſpenſtige und den Unterricht 
ſtörende Schüler Strafantrag ſtellen zu müſſen. Mit Stolz können 
wir auf unſere von den Schülern fleißig benutzte, 209 Nummern 
zählende Bibliothek blicken, die im verfloſſenen Jahr um 20 Bände 
vergößert wurde. In ihr findet man Werke der bedeutendſten 
Schriftſteller. 
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Eines Tages ſei noch beſonders erwähnt, es iſt der 27. Juni v. Is. 
Am genannten Tage konnten wir dank der Unterſtützung des Kuratoriums 
unſerer Schule den alltäglichen Staub von unſeren Füßen ſchütteln 
und in die „weite Welt“ wandern. Das Ziel unſerer Reiſe war 
unſere liebe Nachbarſtadt Thorn. Bereitwilligſt hatte die Handels— 
kammer zu Thorn uns die nötigen Ratſchläge erteilt. Ihr haben wir 
es wohl am meiſten zu verdanken, daß wir für weniges Geld in kurzer 
Zeit (8 Uhr morgens bis 8 Uhr abends) ſo viel beſichtigen konnten. 
Ich darf wohl ſagen, nichts iſt unſerem Blick verſchloſſen geblieben. 
Leider flogen die angenehmen und gut ausgenützten Stunden ſo ſchnell 
dahin, und es hieß: „Wieder in den ſtaubigen Laden zurück!“ Wie 
freudig die Mitteilung von dem Ausfluge aufgenommen wurde, das 
verriet das leuchtende Auge und die ſtaattliche Zahl (46) der Teilnehmer. 
Die Mühe der ſie begleitenden Lehrer wurde belohnt durch das wirk— 
lich muſterhafte Betragen der Schüler.“ 


4. Die Schifferſchule in Thorn. 

„Der Kurſus dauerte vom 8. Januar bis zum 3. März, im ganzen 
acht Wochen. An demſelben nahmen zwölf Schiffer teil, welche in 
einer Klaſſe unterrichtet wurden. Der Unterricht fand an den Wochen— 
tagen, nachmittags von 6—8 Uhr, in der erſten Gemeindeſchule jtatt. 
An den 45 Unterrichtstagen, welche der diesjährige Kurſus aufzuweiſen 
hat, ſind 8 Stunden im Schiffbau, 16 Stunden im Schiffsdienſt, 
16 Stunden in der deutſchen Sprache, 8 Stunden in Geographie, 
8 Stunden in Geſetzeslehre, 16 Stunden im Rechnen, 8 Stunden in 
Handelslehre, 7 Stunden im Samariterdienſt und 7 Stunden in 
Maſchinenlehre unterrichtet worden. Der Schulbeſuch beträgt 92,5 0%. 
Am 5. März fand die Elbſchifferprüfung ſtatt, an der acht Zöglinge 
teilnahmen. 
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VI. Innere Angelegenheiten, 
wahlen. 
Nachſtehend bringen wir das Ergebnis der Handelskammerwahlen 
im Jahre 1905: 


0 je 2 Es ſchieden aus Grund an 1 | Ergebnis 
Ablauf der 
Wahl⸗ 
Culm [Dr. Henatſch periode I 20. 11. [Guſtav Peters 
5 W. Schultze 1 II 20. 11.] Wiederwahl 
Thorn [Stadtr. Schwartz 55 I 27. 11 5 
5 P. Laengner 5 I 27 115 > 
75 Bankdir. Aſch Pr II 2 115 5 
7 Otto Gukſch 5 ll W. I. * 
Brieſen] Jacob Meyer Tod II 23. 11. [M. Michalowitz 


Sekretariat. 
Von Ende Juni bis Ende Oktober wurde Herr Referendar Scheda 
als Volontär bei der Kammer beſchäftigt. 


Anſtellung von Probenehmern für 
Nohzucker und Melaſſe. 


Ende Juni iſt die Kammer der Vereinbarung über die öffentliche 

Anſtellung der Probenehmer für Rohzucker und Melaſſe beigetreten. 
Vereidigung. 

In unſerer Plenarverſammlung vom 2. Dezember wurde Herr 
Dr. Ernſt Rogner in Thorn von uns auf die von den amtlichen Handels— 
vertretungen erlaſſenen Vorſchriften als Handelschemiker vereidigt und 
öffentlich angeſtellt. 

Antrag auf Abänderung des Wahlſtatuts. 

Der kaufmänniſche Verein zu Löbau hatte unter dem 2. März 
den Antrag geſtellt, daß die Wahlen zur Handelskammer im Kreiſe 
Löbau nicht mehr ausſchließlich in Neumark, ſondern abwechſelnd in 
Löbau und Neumark ſtattfinden ſollten, damit auch die Löbauer Kauf— 
mannſchaft in die Lage verſetzt werde, einen Vertreter aus ihrer Mitte 
zu wählen. Die Kammer lehnte dieſen Antrag in der Vollverſammlung 
vom 20. Juni ab. 

Ankauf des alten Reichsbanfgebäusdes. 


Ende Dezember hat die Kammer das alte Reichsbankgebäude, 
Seglerſtraße 1, für den Preis von 60000 Mark erworben. Die Über: 
ſiedlung findet Anfang Juli ſtatt. 
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Die Page der einzelnen Geschäftszweige. 
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Der Winter 1904/05 war im ganzen milde und brachte wenig 
Schnee. Da aber das Erdreich feucht war, kamen ſowohl Saaten als 
auch neuer Klee gut durch den Winter. Der Sommer war ziemlich 
feucht, und während der Ernte hinderte häufiges Regenwetter die Ein— 
bringung der Früchte. Den Futtergewächſen war das Wetter günſtig, 
auch ſind dieſe meiſt ohne größeren Schaden geborgen worden. Sie 
gaben einen mittleren bis guten Ertrag, denn Kleefelder brachten bei 
zwei Schnitten etwa 30, Wieſen etwa 25 Zentner für den Morgen. 
An einzelnen Stellen, namentlich in den Niederungen, wurde noch er— 
heblich mehr erzielt. 

Die Frühjahrsbeſtellung der Körnerfrüchte war normal, doch 
wurde das Wachstum durch das kalte und regneriſche Wetter nachteilig 
beeinflußt, und die Ernte kann nicht als günſtig bezeichnet werden. 
Namentlich in der Roggenernte verurſachte der Regen viel Auswuchs, 
auch erhielt dadurch das Korn ein geringes ſpezifiſches Gewicht. Bei 
Roggen ſtellte ſich der Ertrag im günſtigſten Fall auf 10 Zentner, 
auf minderwertigen Böden oft nur auf 4—5 Zentner, und der Durch⸗ 
ſchnittsertrag eines Morgens wird ſich wohl höchſtens auf 6—7 Zentner 
ſtellen. Bei Weizen ſtellt ſich der Durchſchnittsertrag eines Morgens 
auf höchſtens 8 Zentner. Auswuchs zeigte ſich bei dieſer Frucht weniger, 
doch war das ſpezifiſche Gewicht der Körner ebenfalls recht gering. 
Gerſte, die durch Auswuchs nicht viel gelitten hat, brachte auf den 
Morgen im Durchſchnitt 10 Zentner. Brauware war ſeltener als im 
Vorjahre, da die Gerſte häufig nicht geruchfrei war und infolge der 
Näſſe die Farbe verlor. 

In Hafer war die Ernte gut, denn da dieſe Frucht in unſrer 
Gegend wenig gebaut wird und meiſt nur auf abfallenden Böden, ſo 


Ernte. 


viehzucht. 
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iſt der Durchſchnittsertrag von 8 Zentnern als befriedigend anzuſehen. 
Auf guten Böden brachte der Hafer 14 Zentner und darüber. 

Kartoffeln und Zuckerrüben brachten recht gute Erträge. Vielfach 
wurden 100—140 Zentner Kartoffeln auf dem Morgen geerntet und 
der Durchſchnittsertrag mag mit 80 Zentnern nicht zu hoch gegriffen 
ſein. Bei Rüben mag der Durchſchnitt etwa 180 Zentner betragen 
haben. 

Die Kühe lieferten bei ſtarkem Weidegang gute Milcherträge 
und auch die Aufzucht war günſtig, ſo daß Wirtſchaften, die ſie be— 
treiben, bei den hohen Viehpreiſen gute Ergebniſſe aufwieſen. Der 
Einkauf für Maſtrindvieh war ſehr teuer und es wurden z. B. für 
magere Stiere hier 30—38 Mark für 100 Pfund Lebendgewicht gezahlt, 
wenn die Tiere erwünſchte Formen hatten. Die Verkaufspreiſe 
ſchwankten bei erſtklaſſiger Ware zwiſchen 36—40 Mark. Dabei hätten 
die Mäſter wenig Verdienſt gehabt, wenn nicht die zu Futterzwecken 
eingekauften Kartoffeln ſehr billig zu beſchaffen geweſen wären. Der 
Geſundheitszuſtand war im allgemeinen gut. Es zeigten ſich allerdings 
Fälle von Milzbrand, wodurch die Domäne Kunzendorf einen großen 
Teil ihres Rindvieh- und Pferdebeſtandes verlor. 

Die große Näſſe des vergangenen Jahres hat den Schafen beim 
Weidegang wenig geſchadet. Wie wir ſchon wiederholt melden mußten, 
gehen die Schafbeſtände bei uns mehr und mehr zurück. In den 
letzten Jahren haben ſich allerdings einige Beſitzer wieder kleine Zucht— 
herden angeſchafft, hierzu angereizt wohl in erſter Linie durch den ge— 
ſtiegenen Wollpreis. Die Maſt brachte im Berichtsjahr nichts ein, 
denn während ſich der Einkaufspreis für Lämmer auf 30—36 Pfennige 
für das Pfund ſtellte, erzielte man beim Verkauf nur 28—34 Pfennige, 
jo daß durch den Zuwachs kaum die Futterkoſten gedeckt werden 
konnten. 

Schweine litten erheblich unter der Schweineſeuche und dem Rot— 
lauf, und es wurden dadurch Viehbeſtände von 200—400 Stück voll- 
ſtändig vernichtet. Die Preiſe waren das ganze Jahr hindurch recht 
hoch. Für magere Schweine mußten dauernd 60 Mark und darüber 
für 100 Pfund Lebendgewicht gezahlt werden, während die Preiſe für 
fette Schweine zwiſchen 46 und 58 Mark ſchwankten. 


viehhandel. Über den Viehandel vermögen wir leider keine Überſicht geben, 


da uns nur ein einziger Bericht und zwar aus Brieſen zugegangen iſt, 
der ſich dazu noch nur auf Schweine bezieht. In dieſem Bericht wird 
ausgeführt, daß der Handel mit Schweinen ſehr ſchlechte Reſultate er— 
gab, da die Schweine zu unreif und zu jung auf den Markt kamen. 
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Dazu ſtanden die Preiſe hier im Verhältnis zu denen in Berlin und 
anderen Hauptabſatzplätzen ſo hoch, daß kein nennenswerter Verdienſt 
übrig blieb, zumal da die Unkoſten und der Gewichtsverluſt zu groß 
waren. 


Das Getreidegeſchäft in den Monaten Januar bis Juni 1905 
kann als befriedigend bezeichnet werden, da die Ernte des Jahres 1904 
gutes Material in großer Menge gebracht hatte. Die neue Ernte 
brachte an Menge wohl ein gutes Drittel weniger, auch hatte die 
Qualität unter der anhaltenden Regenperiode der Monate Juli und 
Auguſt ſchwer gelitten. 


Weizen war allerdings, nachdem er vor der Ernte viel Regen 
gehabt hatte, bei gutem Wetter geborgen worden. Die anfänglich 
ſchönen Qualitäten litten jedoch ſtark bei dem in Staken geſetzten Weizen 
durch die ununterbrochene Regenzeit, und infolgedeſſen kam der Weizen 
vielfach in einer derartigen Beſchaffenheit an den Markt, daß er ab— 
ſolut nicht mahlfähig war und zu Lager genommen werden mußte. 
Der Abſatz war von vorne herein ſchlank bei hohen Preiſen, wobei 
wohl in erſter Linie die Ausſicht auf höhere Zölle den Preiſen einen 
feſten Halt gab. Nachdem aber die Zollerhöhung mit dem 1. März 
eingetreten war, zeigte ſich, hauptſächlich infolge der großen Mengen 
vor Toresſchluß aus Polen eingeführten Getreides eine beträchtliche 
Preisabſchwächung, die allerdings ſchon gegen Ende März einer neuen 
Preisſteigung Platz machte, da die Mühlen ſich kaufluſtig zeigten. 

In Roggen war in den erſten beiden Quartalen großer Abſatz 
zu guten Preiſen über Danzig nach Skandinavien. Da die neue Roggen— 
ernte gerade in die Regenperiode fiel, iſt nur ſehr wenig trockener 
Roggen zum Verſand gekommen. Die neue Frucht zeigte durchſchnitt— 
lich nur ein holländiſches Gewicht von 116—117 Pfund, und es gab 
nur wenig Ware ohne Auswuchs. Die Preisbildung ging gleichen 
Schrittes mit der von Weizen. Von der neuen Ernte hat Danzig 
weniger erhalten, als von der vom Jahre 1904, da die hieſigen Mühlen 
gute Abnehmer waren. Man glaubt jedoch, daß Danzig noch größere 
Mengen des letztjährigen Roggens ankaufen werde. 


Gerſte hat auf dem Halm durch Regen viel an Farbe eingebüßt, 
iſt aber quantitativ gut geerntet worden. Der Abſatz war ausge— 
zeichnet. Nach Rußland und auch nach Weſtdeutſchland ſind beträcht— 
liche Mengen abgeſtoßen worden; das Hauptabſatzgebiet war aber im 
Berichtsjahr Sachſen, wohin etwa ein Drittel der Ernte auf dem 
Waſſerwege geſandt worden iſt. Im großen und ganzen war das 
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Geſchäft bei guten Preiſen glatt, trotzdem man urſprünglich der 
Meinung war, der Regen werde ein ſchwieriges Gerſtengeſchäft zur 
Folge haben. Allerdings konnte die im Winter in Kähne eingeladene 
Gerſte nur teilweiſe zu den erhofften Preiſen Abnehmer finden. Einen 
Teil mußte man billiger abgeben, und ohne Verluſt wird es dabei 
auch nicht immer abgegangen ſein. Bis Ende März war aber immer 
noch Weſtdeutſchland guter Käufer für Gerſte, die es über Danzig be- 
zog, und es dürften daher alle Vorräte bis auf diejenigen, die mit 
ſtarkem Geruch behaftet ſind, geräumt ſein. Königsberg hatte beſonders 
die feineren Qualitäten in größeren Poſten aufgenommen. 


Es ſind übrigens im Berichtsjahr noch größere Mengen guter 
Gerſte aus Polen eingeführt worden. Dieſes Geſchäft dürfte jedoch 
von jetzt ab bei dem hohen Zoll und den ungünſtigen Ausfuhrbe- 
ſtimmungen ausgeſchloſſen ſein, jo daß man Braugerſte aus Polen 
nur noch als Tranſitwaren handeln wird. 

Daß die Gerſte unſrer Gegend nicht geringer iſt, als die von 
den mittel- und ſüddeutſchen ſowie auch von den großen Berliner 
Brauereien bevorzugten Thüringer und Saale-Gerſten, geht ſchon 
daraus hervor, daß die Hauptabnehmer unſrer Gerſte vielfach Thüringer 
Mälzereien ſind. Auch Oſtpreußen, das doch in Königsberg und 
Braunsberg große und renommierte Brauereien beſitzt, deckt den größten 
Teil ſeines Geſamtbedarfs in hieſiger Gegend. Allerdings wäre unſeren 
Landwirten gleichmäßigere Ausſaat und beſſere Reinigung der Gerſte 
zu empfehlen, damit unſere Gerſten den anderen gegenüber nicht minder— 
wertiger erſcheinen. 

In Futtergerſte war das Geſchäft gering, da Gemenge und Kartoffeln 
als Viehfutter hinreichend geerntet waren. 


Hafer war in guter Qualität und Quantität geerntet worden. 
Die Preiſe ſetzten normal ein und ſtiegen dann nicht unerheblich unter 
dem Drucke der drohenden Zollſteigerung. Für den Artikel iſt auch 
jetzt noch gute Meinung vorhanden, da die Beſitzer viel Hafer ver— 
füttert haben und dieſer daher allmählich knapp werden dürfte. 

Durch die ſtarken Ankäufe der Königl. Anſiedlungskommiſſion 
verſchwinden hier mehr und mehr die großen Güter und damit auch 
ein Teil des Getreide-Großhandels, denn die neuen Anſiedler verkaufen 
ſehr wenig Getreide, und das wenige ſowie auch ihr ganzer Bedarf 
an Futterartikeln, künſtlichem Dünger und Sämereien wird durch die 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften gehandelt, ſo daß der deutſche Kauf— 
mann ſchwer geſchädigt wird. 
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Das Geſchäft war in dem erſten Halbjahr befriedigend, litt aber Getreide, 
im zweiten Halbjahr und im Beginn des neuen Jahres unter den müllerei. 
ſchlechten Qualitäten des eingeernteten Getreides. 

Weizenmehl fand bis zur neuen Ernte im großen und ganzen einen 
verhältnismäßig guten Abſatz, und bei ziemlich regelmäßigen Zufuhren 
von Weizen war das Geſchäft befriedigend, da die Preiſe großen 
Schwankungen nicht unterworfen waren. Die Preislage für Noggen 
ſtieg im Laufe des Frühjahrs und Sommers um etwa 12—15 Mark 
pro Tonne, was eine Folge des ſtarken Exportes in dieſer Brotfrucht 
war. Der Abſatz von Roggenmehl verbeſſerte ſich im Laufe des 
Jahres ebenfalls, wobei jedoch das Mahllohn ſtets unter dem eigent- 
lichen Niveau verblieb. 

Die neue Ernte brachte, wie bereits erwähnt, ſchlechte Qualitäten 
mit Auswuchs und geringem ſpezifiſchen Gewicht, was eine erheblich 
geringere Ausbeute und mangelhafte Backfähigkeit des Roggenmehls 
zur Folge hatte. Trotzdem war das Geſchäft ſeither nicht ſchlecht. 
Der geſamte Markt ſtand unter dem Einfluß der mit dem 1. März d. Is. 
zu erwartenden erhöhten Getreidezölle, Berlin hatte eine Preisſteigerung 
von 15 Mark für Weizen und 25 Mark für Roggen gebracht, und es 
herrſchte andauernd rege Kaufluſt und Deckungsbegehr bis auf die 
fernſten Termine. Es fiel daher nicht ſchwer, jedes Quantum zu ver⸗ 
hältnismäßig guten Preiſen zu verkaufen, und diejenigen Mühlen, 
welche jene Zeit wahrgenommen haben, konnten für gute Beſchäftigung 
ihres Werkes ſorgen. Der Rückſchlag blieb freilich nicht aus, denn 
trotz der ungünſtigen Transportverhältniſſe — die Schiffahrt war noch 
lange nicht eröffnet — warf Rußland und Ruſſiſch-Polen eine ſolche 
Menge Weizen, Roggen und Gerſte noch vor Inkrafttreten der neuen 
Handelsverträge, alſo zu den niedrigen Zollſätzen, über die Grenze, 
daß die Intereſſenten, Mühlen wie Getreidehändler, ihre Not hatten, 
die Maſſen unterzubringen. Die Folge davon war ein nicht unerheblicher 
Preisſturz, den namentlich Roggen erlitt, während die Weizenpreiſe 
weniger davon betroffen wurden, und der Abſatz für Mehl ſtockte bei- 
nahe 4 Wochen lang vollſtändig. Ende März hat ſich der Bedarf 
wieder etwas geregt und, wenn auch die Preiſe gedrückt blieben, ſo 
ließ ſich doch wieder verkaufen. 

Da die Qualitäten der letzten Ernte einen Export des hieſigen 
Getreides in größerem Maße ausſchließen, wird der Vorrat wohl noch 
bis zur neuen Ernte ausreichen, obwohl ſich inländiſcher Weizen infolge 
des von Jahr zu Jahr geringeren Anbaues ſchon knapp macht. In 
früheren Jahren konnte man ſich hier durch den Bezug ruſſiſchen 
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Weizens aushelfen, was jetzt aber durch die neuen höheren Zölle aus— 
geſchloſſen iſt. 

Beſondere Folgen des erhöhten Getreidezolles haben ſich bisher 
noch nicht bemerkbar gemacht, nur muß die Tatſache erwähnt werden, 
daß ſeit dem 1. März Getreide aus Rußland nicht hereingekommen iſt 
und auch vorläufig nichts zu erwarten ſein dürfte. Von einſchneiden— 
der Wirkung iſt der Fortfall des Zollkredits, was ſich namentlich ſpäter 
bei Bezahlung hoher Zölle noch empfindlich bemerkbar machen wird. 

In Hülſenfrüchten und Gerſte fand ein lebhafter Saatenhandel 
ſtatt. Da außer Weißklee hier nichts in Kleeſämereien geerntet wurde 
und auch bei dieſem der Ertrag nur gering war, ſo war das Kleege— 
ſchäft groß. Es konnte recht viel Rotklee an die Beſitzer verkauft 
werden, und auch in anderen Saaten fand ein lehafter Umſatz ſtatt. 
Die Preiſe ſetzten für Rotklee gut ein und ſtiegen während der Ein— 
kaufszeit noch, um dann bei Eintritt in die Saatzeit ſelbſt wieder ab— 
zuflauen. Grünklee war recht teuer und auch Thymothee ging im 
Preiſe in die Höhe. 

Der hieſige Futtermittelmarkt war im verfloſſenen Jahre faſt noch 
mehr von den ruſſiſchen Verhältniſſen abhängig, als im Laufe des 
Jahres 1904, während des ruſſiſch-japaniſchen Krieges. Damals mußte 
man wegen der Beförderung von Militär und Kriegsmaterial mit dem 
Wagenmangel auf ruſſiſchen Bahnen rechnen, und in dieſem Jahre 
hoffte man, die großen Schwierigkeiten im Transport überwunden 
zu haben; dieſe Annahme iſt aber furchtbar getäuſcht worden. 

Bei Beginn des Berichtsjahres waren die Preiſe für Kleie ent— 
gegen der früheren Feſtigkeit etwas gedrückt, namentlich war Weizen— 
kleie infolge ſtärkerer Zufuhren zeitweiſe ſchwer verkäuflich. Die während 
des letzten Teils des Jahres 1904 auf den ruſſiſchen Bahnen einge— 
lagert geweſenen großen Mengen von Futtermitteln kamen etwas 
reichlicher heran und übten einen fühlbaren Druck auf die Preiſe aus, 
der jedoch nicht von langer Dauer war, weil im Frühjahr ſich wieder 
Verkehrsſchwierigkeiten verbunden mit Streiks eingeſtellt hatten, wodurch 
eine gewiſſe Feſtigkeit im Preisſtande hervorgerufen wurde. Wenn 
zwar nach Eröffnung der Schiffahrt die Waſſerzufuhren aus Polen 
einen ſolch erheblichen Umfang angenommen hatten, daß der Markt 
verflaut wurde, ſo erweckte doch das mit großer Trockenheit beginnende 
Frühjahr Befürchtungen für die Ernte in Futtergetreide, zumal da man 
noch die traurigen Folgen der Dürre des Jahres 1904 im Gedächtnis 
hatte; es trat mehr Kaufluſt hervor, und die Preiſe konnten ſich für 
einige Zeit merklich erholen. Glücklicherweiſe war die Befürchtung 


grundlos; es trat ſehr bald äußerſt fruchtbares Wetter ein, und als 
gegen Mitte des Jahres die viele Monate aufgeſpeichert geweſenen 
Maſſen aus Rußland in etwas höherem Maße befördert wurden, 
trat von neuem nicht nur ein Preisrückſchlag ein, ſondern die Luſt— 
loſigkeit im Geſchäft wurde ſo intenſiv, daß die hier eingetroffenen 
Waren kaum Käufer fanden und zum größten Teil zu Lager gehen 
mußten. Dieſe Lage wurde noch verſchärft durch häufige Niederſchläge 
während der Erntezeit, wodurch nicht unerhebliche Mengen von Ge— 
treide ſo beſchädigt worden ſind, daß ſie nur noch zu Futterzwecken 
dienen konnten. Ganz plötzlich änderte ſich das Bild, als in Rußland 
unvorhergeſehen Arbeiter-, Bahn-, Poſt- und Telegraphenſtreiks eintraten, 
wodurch jede Verbindung mit unſerm Nachbarlande aufgehoben wurde. 
Eine Zeit lang war der Verkehr vollſtändig unterbrochen, und als der 
Bahnſtreik aufhörte, blieben längere Zeit hindurch die Zufuhren von 
entfernteren Stationen noch aus; man war hier oft nur auf den Be— 
zug aus Polen angewieſen, der aber zu gering war, um die Nachfrage 
decken zu können. Die Preiſe zogen nun von neuem an und konnten 
ſich bis zum Schluß des Jahres auf anſehnlicher Höhe behaupten. 
Die hier geſchilderte Geſchäftslage bezieht ſich in der Hauptſache auf 
den Artikel Kleie, während Olkuchen aller Art faſt während des ganzen 
Berichtsjahres in feſter Stimmung geblieben ſind und die Preiſe hierfür 
faſt ununterbrochen anzogen. Der Grund hierfür lag in den mangel— 
haften Zufuhren, was ganz beſonders von Sonnenblumenkuchen gilt, 
die infolge Mißernte in Sonnenblumen außerordentlich knapp heran— 
kamen, ſo daß trotz außergewöhnlich hoher Preiſe die Nachfrage bei 
weitem nicht befriedigt werden konnte. Beim Jahresſchluß waren für 
Olkuchen aller Art Notſtandspreiſe zu verzeichnen. 

Wie aus obigem hervorgeht, hängen die hieſigen Geſchäftsver— 
hältniſſe ganz von den Transportverhältniſſen der ruſſiſchen Bahnen 
ab. Der anhaltende Wagenmangel auf denſelben hat ſich ſchließlich 
zu einer Kalamität verdichtet, die das Schlimmſte für den hieſigen 
Platz befürchten läßt. Trotz unausgeſetzter Vorſtellungen bei unſern 
und ruſſiſchen maßgebenden Behörden blieb der bisherige Wagen— 
mangel auf den ruſſiſchen Bahnen nicht nur chroniſch, ſondern ver- 
größerte ſich dauernd, ſo zwar, daß auf vielen Strecken die vor einem 
halben Jahr aufgelieferten Güter noch lagern und in vielen andern 
Teilen Rußlands Waren zur Weiterbeförderung überhaupt nicht ange— 
nommen werden. Die eingelagerten und nicht beförderten Mengen 
ſind der Unbill der Witterung ausgeſetzt und kommen, wenn ſie 
endlich befördert werden, zum größten Teil in verdorbenem Zuſtande 
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hier an, ſo daß deutſchen Empfängern, welche die Waren bei Auflieferung 
auf der Bahn, voll bezahlen müſſen, jährlich Hunderttauſende von 
Mark Verluſte entſtehen. Hierzu tritt noch die Unmöglichkeit, die ge— 
kaufte Ware für beſtimmte Termine weiter zu verkaufen, ſo daß die 
Käufer gezwungen ſind, viele Monate hindurch in Spekulationen zu 
treten oder aber, wenn ſie Deckung gefunden haben, in den ſeltenſten 
Fällen imſtande find, wegen der Unregelmäßigkeit der Transporte, 
ihren Verpflichtungen gerecht zu werden. Unter ſolchen Umſtänden 
halten ſich die deutſchen Händler, ſoweit irgend tunlich, von größeren 
Abſchlüſſen in Rußland jetzt mehr und mehr zurück, und es iſt un— 
erklärlich, daß Rußland, das ſo ſehr um Hebung ſeines Exportes 
beſorgt iſt, nicht Mittel und Wege findet, die geſchilderten, überaus 
traurigen Zuſtände zu beſeitigen. 

Wolle iſt von Beginn des Jahres ab zu guten Preiſen fortge— 
gegangen, und da die Auktionen gegen das Vorjahr noch ganz er— 
hebliche Steigerungen brachten, ſo trat auch bei uns eine feſte Stimmung 
ein, und der Einkauf verteuerte ſich. Es iſt anzunehmen, daß auch 
weiterhin insbeſondere gute, ausgeglichene Ware hohe Preiſe bringen 
werde. In unſerem Bezirk werden allerdings faſt nur noch Schmutz— 
wollen gehandelt, und da in den Anſiedlungsgütern die Schäfereien 
ganz eingegangen ſind, ſo bleibt für den Handel, zumal da die Land— 
wirte vielfach ihre Wolle direkt an den Fabrikanten abſetzen oder ſie 
zur Auktion nach Berlin ſchicken, nur ſehr wenig übrig. 

Der Handel in Düngemitteln bewegte ſich in der Zeit vom April 
1905 bis März 1906 ungefähr in denſelben Grenzen, wie in der gleichen 
Zeit des Jahres. Die Preiſe für Thomasſchlackenmehl und Super— 
phosphat ſind ein wenig, diejengen für Ehili-Salpeter ſtark höher ge— 
gangen. Die Preiſe der verſchiedenen Kalidüngeſalze blieben unver— 
ändert, doch beſtehen hierbei die in den früheren Berichten erwähnten 
ungünſtigen Verhältniſſe für den Handel uneingeſchränkt fort. 

Eine Einbuße im Abſatz von Düngemitteln hatte unſer Handel 
dadurch zu erleiden, daß wieder mehrere Güter, die ihren Bedarf durch 
ihn zu decken pflegten, in den Beſitz der Anſiedlungs-Kommiſſion 
übergingen, welche letztere bekanntlich ihre Einkäufe nur durch Raiff- 
eiſen macht. 

Eine Wirkung der mit 1. März d. Is. in Kraft getretenen 
Handelsverträge auf den Verkehr in künſtlichen Düngemitteln war bis— 
her noch nicht zu bemerken. 

Die Rübenernte geſtaltete ſich wegen des ſchlechten Wetters außer— 
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einfrieren werde, was jedoch glücklicherweiſe nicht eintraf. Der Ertrag, 
war ſehr gut, und es mögen im Durchſchnitt wohl 180 Zentner vom 
Morgen an die Fabriken abgeliefert worden ſein, jedoch wurde durch 
die großen Schmutzmaſſen, die den Rüben anhafteten, die Verarbeitung 
erſchwert. Die gute Rübenernte, die eine gewaltige Zunahme der 
deutſchen Zuckerproduktion zur Folge hatte, hat den Zuckerpreis auf 
etwa die Hälfte des im vorangegangenen Jahre gezahlten herab— 
gedrückt. 

Die Culmſee'er Zuckerfabrik hat während des Sommers den Auf— 
bau ihrer Fabrik beendet und ihren Betrieb am 3. Oktober eröffnet. 
Von der Fabrikleitung iſt uns über die letzte Kampagne folgender 
Bericht zur Verfügung geſtellt worden: 

„Die Kampagne begann am 3. Oktober 1905, dauerte bis 6. 
Januar 1906; verarbeitet wurden in Summa 3951000 Zentner Rüben, 
pro Tag 47036 Zentner gegen im Jahre 1903/04 3442 480 Zentner 
reſp. pro Tag 50438 Zentner. 

Der Zuckergehalt der Rüben betrug 15,15 9% 

gegen 14,89 9% 

Die Ausbeute an 1. Produkt 13,32 % 
2. Produkt 1,26 % 
14,58 7% 

gegen 1903/04 14,209 9% 

Gewonnen wurde demnach 526316 Ztr. 1. Produkt 
und 49816 Ztr. 2. 5 
die höchſte Produktion ſeit Beſtehen der Fabrik. Angebaut waren 
21196 Morgen, mithin betrug die Ernte pro Morgen im Durchſchnitt 
186 Zentner. Über den finanziellen Ertrag dieſer Kampagne ſind 
ſichere Zahlen noch nicht zu geben, da noch 160000 Zentner 1. Produkt 
unverfauft lagern. Zu guten Preiſen vorverkauft wurden 108000 
Zentner, laufend in der Kampagne 238000 Ztr. Für dieſe bisher 
verkauften 346316 Ztr. wurden im Durchſchnitt 9,00 Mark erzielt. 

Wie hoch das Lager noch verwertet wird, iſt noch unbeſtimmt; 
momentan koſtet 1. Produkt nicht ganz 8,00 Mark, auf Steigerung iſt 
bei den großen Weltbeſtänden an Zucker kaum zu rechnen! 

Das 2. Produkt wurde im Durchſchnitt verkauft mit 6,97 Mark 
pro Zentner. Es iſt hiernach leider nur auf eine Verwertung eines 
Zentner Rüben von 80 höchſtens 85 Pfg. zu rechnen, bei freier Rück— 
gabe der entfallenden Schnitzel und Übernahme ſämtlicher Frachten für 
Rüben und Schnitzel durch die Fabrik und bei Einſetzung mäßiger 
Betriebskoſten. 
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Die Neuanlagen bewährten ſich nach jeder Richtung hin vorzüg— 
lich. Die Verarbeitung ging glatt und wurde nur durch ſehr hohen 
Schmutzgehalt der Rüben erſchwert und verzögert. 

Die Aufwendungen für den Neubau dürften ſich, ſoweit bisher 
zu überſehen, etwa 300 000 Mark höher belaufen als ſ. Zt. die Brand— 
entſchädigung betrug. Hierbei iſt nicht zu verkennen, daß mancherlei 
Verbeſſerungen eingeführt ſind. 

Der Rübenanbau für die nächſte Kampagne wird ziemlich derſelbe 
ſein wie im vorigen Jahre, d. h. ca. 21000 Morgen.“ 

Das Jahr 1905 eröffnete mit hohen Kartoffel- und Stärkepreiſen 
und ſchließt mit Preiſen für Kartoffeln um zirka die Hälfte niedriger, 
während Stärke 10—11 Mark weniger als am Anfang des Jahres 
notierte. Die Nachfrage war das ganze Jahr hindurch lebhaft, und 
die Preisdifferenzen ſind lediglich durch verſchiedenen Ernteausfall zu 
erklären. Beſonders rege war die Nachfrage nach fertiger Ware bei 
Beginn der neuen Kampagne im September v. Is. Durch abſoluten 
Mangel an Fabrikat zu dieſer Zeit konnten ſich die hohen Preiſe der 
vorjährigen Kampagne bis auf einige Mark trotz einer zu gewärtigen— 
den, großen Ernte behaupten, ſo daß auch für neue Ware, ſofern die— 
ſelbe zeitig im September an den Markt gebracht werden konnte, 
lohnende Preiſe erzielt wurden. Nachdem der dringendſte Bedarf ge— 
ſtillt war, trat eine empfindliche Baiſſe Anfang Oktober ein, die ſich 
aber ſchon Mitte des Monats infolge von viel Fäulnis der Kartoffeln 
korrigierte, und die Preiſe für Kartoffelſtärke haben ſich dann bis Ende 
des Jahres behauptet. 

Seit Anfang des Jahres 1906 iſt die Konjunktur rückgängig. Die 
Haltbarkeit der Kartoffeln hat ſich, nachdem die zur Fäulnis neigenden 
Sorten bei Zeiten abgeſtoßen worden, gebeſſert. Dieſer Umſtand, ver- 
bunden mit der Tatſache, daß die Kartoffelernte bedeutend größer 
war als anfangs angenommen, hat einen beſtändigen Rückgang der 
Preiſe zur Folge gehabt. Die Fabriken enthalten ſich tunlichſt des 
Angebots; anderſeits iſt wenig Nachfrage, wodurch ſich die Stimmung 
nicht beſſert. Es iſt daher auf einen weiteren Rückgang der Preiſe für 
Kartoffelſtärke und Mehl zu rechnen. 

Von dem Inhaber der Spritfabrik W. Sultan in Mocker iſt uns 
folgender Bericht zugegangen: 

„In dem Bericht über das Geſchäftsjahr 1903/04 habe ich die 
Verhältniſſe dargelegt, welche die Zentrale für Spiritus-Verwertung 
veranlaßten, bei Beginn des Brennjahres 1904/05 den Abſchlagspreis 
für den Spiritus der ihr verpflichteten Brennereien auf 57 Mark zu 
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erhöhen. Die Produktion entſprach bis zum Frühjahr 1905 den Vor⸗ 
ausſetzungen, welche zur Feſtſetzung des hohen Preiſes zwangen. In 
den Monaten Dezember 1904 bis März 1905 wurden im Reiche etwa 
14 Millionen Liter Spiritus weniger hergeſtellt, als in der gleichen 
Zeit des Vorjahres. Deſſen Geſamtproduktion war aber kleiner geweſen, 
als der Bedarf des Jahres, ſo daß der Mehrbedarf aus den vor— 
handenen Beſtänden gedeckt werden mußte. 

Im Gegenſatz zu den Verhältniſſen in den anderen Teilen des 
Reiches war die Produktion in den Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen 
und Pommern größer, als im Jahre 1903/04. 

Die Brennereien dieſer Provinzen haben bei ihrer günſtigeren 
Kartoffelernte aus den hohen Spirituspreiſen erhebliche Gewinne ziehen 
können, während Brennereien anderer Provinzen aus ihrer eigenen 
Kartoffelernte vielfach nicht genügendes Material hatten, um das 
Kontingent herſtellen zu können. 

Im Frühjahr 1905 gewann die landwirtſchaftliche Spiritus- 
erzeugung ein reichlicheres Rohmaterial aus den Kartoffelvorräten, als 
nach allen Erfahrungen früherer Jahre angenommen werden konnte. 
Es war nur ein ganz geringfügiger Teil der überwinterten Kartoffeln 
verfault und ihr Stärkegehalt — der ſonſt beträchtlich zurückgeht — 
hatte von ſeinem hohen Stande kaum eingebüßt. 

Die geſamte Produktion aus landwirtſchaftlichen Brennereien im 
Reiche zeigte zum Schluſſe eine Mindererzeugung gegen das Vorjahr 
von 14 Millionen Liter, und wenn man die in den Provinzen Oſt— 
preußen, Weſtpreußen und Pommern erzeugte Mehrmenge von faſt 
18 Millionen Liter nicht berückſichtigt, ſo ergibt ſich für die übrigen 
Betriebe eine Minderproduktion von etwa 32 Millionen Liter. 

Die Ausdehnung der Produktion im Frühjahr und in den 3 
durch günſtigere Ernten bevorzugten Provinzen geſtattete es, im Monat 
Mai die Verkaufspreiſe um 5 Mark und den Abſchlagspreis auf 50 
Mark herabzuſetzen. 

Der Abſatz zu Trinkzwecken im Jahre 1904/05 ging auf etwa 
221 Millionen Liter (gegen 233 Millionen Liter des Vorjahres) zu— 
rück, und erheblich auch der Verbrauch von denaturiertem Branntwein. 

Die Beſchäftigung der Spritfabriken war deshalb im Jahre 
1904/05 ſo gering, wie in keinem früheren ſeit dem Beſtehen der Zen— 
trale für Spiritus⸗Verwertung. 

Die Kartoffelernte des Jahres 1905 ließ eine größere Produktion 
erwarten. Der Abſchlagspreis für Rohſpiritus wurde deshalb — nad) 
dem 92 % des Kontingents aller landwirtſchaftlichen Kartoffel 
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brennereien zu einer Produktionsbindung ſich verpflichtet hatten — im 
Herbſt 1905 auf 42 Mark feſtgeſetzt. 

Die Verkaufspreiſe für Trinkbranntwein konnten wieder herab— 
geſetzt und für denaturierten Branntwein um 10 Pfennig für das 
Liter ermäßigt werden. Der Trinkverbrauch zeigte in dem laufenden 
Jahre infolgedeſſen eine Vermehrung und auch der Verbrauch von 
Spiritus zu techniſchen Zwecken nimmt wieder zu. 

Im Laufe des Winters 1905/06 begannen die Verhandlungen, 
welche eine Erneuerung der Syndikatsverträge herbeiführen ſollen, deren 
jetzige Dauer am 1. Oktober 1908 endet.“ 

Das Jahr 1905 war für das Deſtillationsgewerbe nicht günſtig. 
Die Preiſe für Sprit, die ſchon im voraufgegangenen Jahre recht hoch 
waren, wurden ſeitens der Zentrale für Spiritus-Verwertung infolge 
ungünſtiger Kartoffelernte-Ausſichten ins Ungemeſſene geſteigert. Noch 
nie ſind für Sprit ſo andauernd hohe Preiſe gezahlt worden, und die 
Folge davon trat auch bald zutage. Der Konſum in allen Brannt— 
weinſorten ging rapide zurück, und die Konkurrenz im Gewerbe wurde 
naturgemäß ſehr ſtark. Daß unter dieſen Umſtänden der Verdienſt für 
die Likörfabriken, die nicht in der Lage waren ihre Preiſe für fertige 
Fabrikate den geſteigerten Rohmaterialienpreiſen entſprechend zu erhöhen, 
gering war, liegt auf der Hand. 

Im Maj erſt, fühlte ſich der Spiritusring veranlaßt, die Preiſe 
um 5 Mark zu ermäßigen, doch konnte das an der ganzen Geſchäfts— 
lage nichts mehr ändern. Ein weiterer ungünſtiger Faktor im 
Deſtillations-Gewerbe war die nicht unerhebliche Steigerung der Zucker— 
preiſe. Es iſt übrigens intereſſant feſtzuſtellen, daß die Steigerung 
der Preiſe ſowohl für Spiritus wie für Zucker im weſentlichen auf der 
unrichtigen Beurteilung der Kartoffel- und Rübenernte baſierte. 

Zu Ende des vorigen Jahres gingen die Preiſe infolge einer 
ſehr guten Kartoffelernte erheblich zurück, und da dieſe Verhältniſſe 
auch noch im Anfang dieſes Jahres anhielten, ſo dürfte, wenngleich 
der Konſum jetzt noch immer ſehr ſchleppend iſt, die Ausſicht auf Er- 
folg günſtiger ſein. 

Hatte die Holzeinfuhr im Vorjahre unter den äußerſt ſchlechten 
Waſſerverhältniſſen ſehr zu leiden, wodurch zirka 20 % der gejamten 
Produktion im Urſprungslande zurückbleiben mußten, ſo ergibt ſich für 
dieſes Jahr ein um ſo günſtigeres Reſultat. 

Es gingen bereits im Frühjahre zirka 600000 Stück Rundhölzer 
durch direkten Einkauf an deutſche Händler und Mühlenbeſitzer zu 
guten Preiſen auf den ruſſiſchen Ablagen über; eine beinahe ebenſo 
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große Anzahl Rundhölzer kam dann noch unverkauft herunter, jo daß 
im Berichtsjahre über 1000000 Rundhölzer eingeführt wurden. Die 
Holzeinfuhr begann bereits am 17. April und endigte am 30. No- 
vember. In dieſer Zeit wurden 2285 Traften, gegen 1485 Traften 
im ſelben Zeitraum des Vorjahres, eingeführt, mithin ergibt ſich ein 
Mehr von 797 Traften. 

Durch die im Juli d. Is. plötzlich auftretende Cholera unter den 
Flößern erhöhten ſich die Flößereikoſten infolge der durch die Be— 
hörden getroffenen Schutzmaßregeln um zirka 25 %; auch wurde 
die Abfertigung auf der deutſchen Grenze durch die ärztliche Kontrolle 
ſehr verzögert, wodurch eine nicht unweſentliche Störung im Geſchäft 
eintrat. 

Die Preiſe, die erzielt wurden, waren zu Anfang der Saiſon 
ziemlich hoch und haben ſich auch weiterhin gehalten oder doch nur 
wenig geändert; nur gegen Ende des Geſchäfts gingen die Preiſe für 
mittlere und untergeordnete Hölzer um zirka 10 9% zurück. 


Da die Verhältniſſe im Brahemünder Hafen infolge der Er— 
weiterungsbauten jedoch ſehr ungünſtig lagen, wodurch auch die 
Weiterverflößung von Schulitz ab mit großen Schwierigkeiten verknüpft 
war, ſo haben ſich verſchiedene Holzhändler genötigt geſehen, ihre 
Transporte, oberhalb der ruſſiſchen Flußläufe anzuſtellen, wodurch 
zirka 80 bis 100000 Rundhölzer dem Weichſelmarkt im Berichtsjahr 
überhaupt entzogen wurden; ferner waren im Dezember noch zirka 100 
Traften in den Hafen einzuſchleuſen, wovon jedoch täglich nur 6 bis 
8 Traften geſchleuſt werden konnten, ſo daß es bis Mitte Dezember 
dauerte, ehe ſämtliche Hölzer in den Hafen hineinkamen. Verſchiedene 
Traften ſind in der Drewenz zur Überwinterung angeſtellt worden. 


Die Wirren in Rußland haben dem Holzgeſchäft im Jahre 1905 
keinen Schaden zugefügt, doch werden die Folgen für den diesjährigen 
Holzverkauf nicht ausbleiben. Die ruſſiſchen Händler hatten unter der 
tritiihen Lage des Geldmarktes viel zu leiden und konnten aus 
Mangel an Barmitteln nicht genügend Einkäufe machen, und von den 
deutſchen Käufern wurden angeſichts der drohenden Lage bis Mitte 
Februar nur ganz unbedeutende Abſchlüſſe vollzogen. Seit Ende 
Februar haben allerdings die Abſchlüſſe der deutſchen Käufer einen 
ziemlich beträchtlichen Umfang angenommen. Da jedoch auch der 
ſchneearme Winter das Heranſchaffen der Hölzer an die Waſſerſtraßen 
erſchwerte, ſo dürfte die diesjährige Einfuhr auf der Weichſel wohl 
nur / des vorjährigen Quantums betragen. 


Der ungefähre Wert der bei Schillno über die preußiſche Grenze 
aus Rußland und Galizien eingeführten Hölzer beziffert ſich lt. nach— 
ſtehender Schätzung wie folgt: 


Stückzahl Holzart | 
1003 320 Rundkiefern .. . 28,— 28092 960,— 
872 426 Mauerlatten und Ballen e eee 2011777781, 
451 475 Slesge rg 2 2 708 850,.— 
64 827 en 0,7... 1,60 97 240,50 t 
534276 tief. Schwellen I. und I. . . . 2,70 1442545,20 | 
10289 „ Tramwayjchwellen J. und II. 2,50 25 722,50 
7243 Bretter und Bohlen . . . 2,50 18 107,50 
h 69 954 Rundtannen . .. 18,.— 1259 172,.— 
16113 Balken und Mauerlatten .. 10,— 161 130,— | 
249 383 Rund⸗Elſen 186. 3 990 128,.— 
2 912 „chn 18 46592, 
669 C 5352, — 
1481 CCE 11107,50 
126 r 1260,.— 
169 „ Weißbuchen . . . 12.— 2028, 


12 725 EF 381 750,— 
154107 eich. O Schwellen a ZN 724 302,90 
| 28 805 Plançons und U) Eigen. . 18,— 458 490, — 
8875 Kreuzhölzer .. . 17 750,— 
| 248 936 eich. Schwellen J. und ll. 3 995 744, — 
| 6 166 „ MWeihenjchwellen . . . . . 5— 30 825, — 
| 85 110 „ Arammauimmwellen... 2, 170 232, — 
| CCC 525,— 
4180 „ Blamiſee 275 3135,.— 
1 80 „ Speichen 10 14332,10 
790 „ Schwellen. 2, 1580.— . 
Mark 52438 612,20 
Nach Liepe a. d. Oder gelangten von dieſem Quantum bis * 
Schluß der Saiſon folgende Hölzer: ® 
| Stüdzahl Holzarten | 
299 838 Rundkiefern 


203 647 kief. Mauerlatten und Balken uſw. 
2 „ Gleeper 
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40 651 kief. Schwellen 
86426 „ Riegelhölzer 
21 696 Rundtannen 
8571 tann. Mauerlatten und Balken 
41358 Rund⸗-Elſen 


69 „ Eſchen 
57 „ Eſpen . 
200 „ Birken 


1340 „ Eichen 
281 eich. Plangons und ( Eichen 
2105 „ Schwellen. 
Gezahlt wurden nachſtehende Preiſe: 
Für Rundholz: 


Rund-Kiefern . ... pro Kubikfus 70—90 Pfg. 
„ Dannen gn 5 5260 „ 
na. . 7 70-90 „ 
pen eN 5 55—56 „ 
een Vaaae A 75—90 „ 
„ ⸗Weißbuchen „ 8 70—85 
een ee 5 1001,35 Mt. 
. Mate 1 60-75 Pfg. 
„ Bille 5 m 45. 
Für Ra n 1h 5 75 
Ruſſiſche Mauerlatten . . . pro Kubikfus 1,05 —1,15 Mk. 
Galiziſche ” n „ „ 70—80 Pfg. 
t N 80-90 „ 
Timber , 1 1,10 Mk. 
ich Schwellen ns Stuck 4,40 Mk. 
Kief. 5 eee a 2,65—2,85 „ 
Plansons . . N 2,30 —2,75 „ 


Was zunächſt die Schnedemühlen in Thorn anbetrifft, jo hatten 801; 
ſie im vergangenen Jahr einen ziemlich günſtigen Geſchäftsgang. ſchneide— 
Der Umſatz und die erzielten Preiſe waren einigermaßen zufrieden- mühlen. 
ſtellend. In Thorn und Mocker waren einige größere Privat- und 
auch fiskaliſche Bauten herzuſtellen, und es konnte ein Teil Bauholz 
und Bretter hier am Platze verkauft werden. Nachfrage nach außer— 
halb war auch vorhanden, doch wurde von hier nach Provinz Poſen, 
Königr. Sachſen und Berlin wenig abgeſetzt. Die umliegenden An— 
ſiedler deckten ebenfalls wie früher ihren Bedarf in Thorn. Gute 
Tiſchlerbretter in Kiefer, Eiche und Erle brachten gute Preiſe. Ejchen, 


I 

Buchen- und Pappelnſchnittmaterial war dagegen garnicht unterzu— 
bringen. Der Holzverkehr auf der Weiſel war ſehr rege und betrug 
annähernd das doppelte Quantum wie 1904. Trotzdem waren die 
Preiſe bis Schluß der Flößerei hoch. Zu bedauern iſt, daß die hieſigen 
Auswaſchplätze durch die Uferbahn ſo ſehr eingeengt ſind. Auch hat 
die Kgl. Fortifikation ihr Gelände am Pilz zum Holzablagern gekündigt. 
Dieſe Erſchwerung beim Auswaſchen und Auffahren verſchlingt einen 
großen Teil des Nutzens. 

Bei einigermaßen großem Waſſerſtande, wie wir ihn z. B. im 
Februar und März hatten, entſtehen große Unkoſten, da man im Fall 
der Not Fuhrunternehmern und Auswaſchleuten jeden verlangten 
Preis für ihre Leiſtungen zahlen muß. Was das I. Quartal 1906 
anbetrifft, ſo zeigt ſich hier rege Bauluſt und verſpricht das Jahr für 
einigermaßen Hoffnung. Im Tiſchlereibetrieb war 1905, ſowie auch 
J. Quartal 1906 ſtets leidlich Beſchäftigung; doch herrſchte zuweilen 
Mangel an Tiſchlergeſellen, weshalb die Löhne erhöht werden mußten. 

Auch die übrigen Schneidemühlen des Bezirks teilen mit, daß ſie 
faſt das ganze Jahr hindurch gut beſchäftigt waren, wobei allerdings 
die Preiſe für Schnittmaterial nicht immer im Einklang mit den ge— 
ſtiegenen Rohholzpreiſen ſtanden. Ein großes Dampfſägewerk in 
Lautenburg klagt darüber, daß nicht genügend Rundholz aus den 
anliegenden Oberförſtereien hätte beſchafft werden können, weil die 
Forſtverwaltung große Mengen Rundholz freihändig an auswärtige 
Firmen abgegeben habe. Die dortigen Betriebe hätten deshalb nicht 
ausreichend ausgenutzt werden können, zumal da die geographiſche 
Lage einen Bezug von Rundholz aus Rußland nicht geſtatte. 

Aus Brieſen iſt uns noch folgender, etwas abweichender Ge— 
ſchäftsbericht, der von allgemeinem Intereſſe ſein dürfte, zugegangen: 
„Das Schneidemühlen- bezw. Holzgeſchäft hatte 1905 nicht den Umfang 
und den Umſatz wie 1904, namentlich war dies beim Platzgeſchäft ſehr 
bemerkbar. Der Grund dürfte in dem Eingreifen zweier neuer Kon— 
kurrenz-Geſchäfte am Platze zu finden fein, ſowie in dem Nachlaſſen 
der Anſiedlungstätigkeit in hieſiger Gegend. Ein Ausgleich für den 
Umſatz erfolgte hauptſächlich durch Abernahme größerer Domänenbauten 
außer Submiſſion. Hierdurch gab es auch im Baugeſchäft reiche 
Tätigkeit bei beſcheidenem Nutzen. 

Eine Offertenbeteiligung bei Submiſſionsbauten erſcheint immer zweck— 
loſer, da man hierſelbſt bei Zurückſtellung jeglichen Nutzens keine Aus— 
ſicht mehr auf Erfolg hat, denn bei der enormen Preistreiberei bei 
Holzeinkäufen und dem fortwährenden natürlichen Aufbeſſern der 
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Arbeitslöhne auf Grund der allgemeinen Teurungsverhältniſſe kann 
ein geſundes und haltbares Verhältnis gar nicht beſtehen. 

Der Holzeinkauf 1905/06 kalkuliert ſich im Durchſchnitt ganz er⸗ 
heblich teurer als im Jahre 1904/05; hielten ſich doch die Preiſe durchweg 
für beſſere Stammhölzer auf 25 —30 Mk. pro fm. im Walde. Hier⸗ 
gegen läßt ſich ein Abſatz in Schnittwaren nach außerhalb bei einiger— 
maßen im Verhältnis zum Einkauf und Unkoſten ſtehenden Preiſe 
namentlich mit Engros-Händlern bis jetzt noch nicht erzielen. 

Ein großer Nachteil für die geſamte Schneidemühlen-Induſtrie 
iſt der ſehr ſpäte Einſchlag der Submiſſionsſchläge, wofür die Über⸗ 
weiſung ſeitens der Forſtbehörde durchweg erſt gegen Mitte Februar 
erfolgt. Es wird dann Anfang bis Mitte März, ehe überhaupt mit 
dem Einſchnitt des guten, teuren Holzes begonnen werden kann, eine 
Zeit, wo der Winter-Einjchnitt, der doch bezweckt und von Baubehörden 
gefordert wird, eigentlich längſt beendet ſein müßte. Es iſt dieſer 
ſpäte Einſchnitt ein ſehr großer Nachteil für die Qualität und Haltbar- 
keit des Holzes, namentlich wenn der Einſchnitt des friſchen Holzes 
bei einem derartig warmen Wetter erfolgen muß, wie dem diesjährigen. 
Die Submiſſionsſchläge müßten bis Mitte, ſpäteſtens Ende Dezember 
des laufenden Forſtjahres beendet, mindeſtens aber müßte bis dahin 
ein Teil der Hölzer übergeben werden, damit mit der Abfuhr ſchleunigſt 
begonnen werden kann, um einen wirklichen Wintereinſchnitt zu er— 
möglichen. 

Zur möglichſten Beſchwerung des Holzgeſchäftes bezw. der Holz— 
verladung auf den Eiſenbahnſtationen trat dieſes Jahr der 
Königliche Eiſenbahnbetriebsinſpektor zu Thorn für eine direkte Boden- 
ſpekulation ein, indem die jährliche Lagerplatzpacht auf Bahnhof 
Schirpitz für zur Verladung kommende Rundhölzer von bisher 
M. 0,13 auf M. 0,30 pro Quadratmeter geſchraubt wurde, mit 
der Begründung, daß ſpeziell der Lagerplatz in Schirpitz ein ſehr 
günſtiger ſei. Jede Bitte um Reduzierung blieb erfolglos. 

Gerechterweiſe dürfte für Verladung von zur weiteren Bearbeitung 


beſtimmten Rohhölzern eine Berechnung von Lagerplatzgeld nicht noch 


eintreten. Es läßt ſich ſpeziell beim Langholz gar nicht vermeiden, 
daß dasſelbe am Bahnhof abgeladen wird, um beim Eingang der be— 
ſtellten Waggons gleich verladen zu werden. Handelt es ſich um 
einen größeren Poſten zumeiſt aus Königlichen Forſten gekauften 
Stammholzes, das auf einer Station zur Verladung kommen ſoll, — 
im Vorjahr in Schirpitz über 100 Waggons — ſo wird naturgemäß 
auch der Bahnhof trotz täglicher Verladung auf einer gewiſſen Stelle 
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bis zur Beendung der Verladung mit Holz belagert ſein, namentlich 
wenn die angeforderten Waggons ſehr unregelmäßig oder garnicht 
eingehen, wie vorzugsweiſe auf kleinen Stationen wie Schirpitz. Anders 
liegt der Fall bei Pachtung von Plätzen für Handelsprodukte, die da— 
mit regelmäßig oder periodenweiſe beanſprucht werden, die mit Waren 
belagert ſind, die direkt von hier aus zum Verkauf kommen ſollen; 
hier iſt natürlich eine Lagerplatzpacht richtig. Für direkt zur Verladung 
kommende Waren die am Bahnhof lagernd auf die Waggons warten, 
dürfte eine weitere Belaſtung auf Lagerplatzmiete gerechterweiſe nicht 
erfolgen. 


Bemerkenswert iſt, daß die hieſige Elektr. Kleinbahn infolge der 
unerwartet günſtigen Finanzergebniſſe durch Beſchluß des Kreisaus— 
ſchuſſes den Gütertarif weſentlich erhöhte, eine Maßnahme, die aller— 
dings den Taſchen der Herren Aktionäre noch reichlicheren Gewinn zu— 
führen, den Verdienſt der Geſchäfts- und Gewerbetreibenden aber aus 


Dankbarkeit der zuteil gewordenen Unterſtützung um ein weiteres 
ſchmälert.“ 


Die Faßreifeninduſtrie in Culm war im Jahre 1905 gut be— 
ſchäftigt, ja die Nachfrage nach Reifen in allen Größen, weiß und 
grün, war ſo lebhaft, daß man die Beſtellungen nicht alle übernehmen 
konnte, trotzdem die Preiſe nicht unerheblich in die Höhe gingen. Es 
fehlt aber an Material, da vom Strombaufiskus hunderte Morgen von 
Weiden für die Herſtellung von Faſchinen gebraucht werden. 


Der Bierabſatz war im Frühjahr normal, im Sommer ſogar recht 
lebhaft und nur der Herbſt brachte mit ſeiner kühlen, naſſen Witterung 
einen geringeren Abſatz als im Vorjahre. Das Jahresergebnis wird 
von den berichterſtattenden Brauereien als nicht zufriedenſtellend be— 
zeichnet, da die Betriebe mit teuren Vorräten in das Berichtsjahr ein⸗ 
getreten ſeien. Die neue Hopfenernte war nun allerdings recht gut, 
ſo daß die Hopfenpreiſe um etwa 100 Mark für den Zentner herab- 
gingen und damit einen normalen Stand erreichten, dagegen fiel die 
Gerſtenernte wenigſtens qualitativ nicht befriedigend aus. Es kamen 
des naſſen Erntewetters wegen nur wenig ſchöne Gerſten an den 
Markt; auch war das ſpezifiſche Gewicht recht gering. 

Auch in dieſem Jahr wiederholen ſich die Klagen über die 
kommunale Bierſteuer, die als ungerecht und drückend empfunden wird. 
Dazu kamen noch die Beunruhigungen wegen der bevorſtehenden 
Gerſtenzollerhöhung und der Brauſteuerreform. Man ſieht infolge- 
deſſen dem neuen Geſchäftsjahr mit geringen Hoffnungen entgegen, 
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zumal da des milden Winters wegen die Eisgewinnung recht beſchwer⸗ 
lich und koſtſpielig geweſen iſt. 

Zur weiteren Beleuchtung der Geſchäftslage unſerer Brauereien 
drucken wir nachſtehend den Bericht der Höcherlbräu A. G. in Culm 
ab: „Die Verhältniſſe geſtalten ſich immer ſchwieriger, die Konkurrenz 
unterbietet ſich im Preiſe, ſo daß man zu Zugeſtändniſſen gezwungen 
iſt, welche den heutigen Verhältniſſen, — höheren Löhnen, erhöhtem 
Getreidezoll uſw. — nicht entſprechen. Wir waren daher im abge— 
laufenen Geſchäftjahr 1905 nicht in der Lage, die bis dahin zu Aus⸗ 
ſchüttung gelangte Dividende zu verteilen, mußten vielmehr den Satz 
von 5 % auf 4 9% ermäßigen. 

Der Bierabſatz und der Ertrag im laufenden Geſchäftsjahr be— 
wegen ſich in den Grenzen des Vorjahrs. Die geplante Brauſteuer⸗ 
erhöhung erſchwert den Geſchäftsgang und die Erträge im hohen 
Maße, weil die Steuer nicht hoch genug iſt, um ſie auf den Konſumenten 
abzuwälzen. Der Brauer kann ſie nicht tragen, der Konſument auch 
nicht, folglich trifft ſie einzig und allein den ſchon an und für ſich 
hochbelaſteten und zu 90 9% zahlungsunfähigen Gaſtwirt. Daß wir 
die Mehrbelaſtung nicht tragen können, liegt klar auf der Hand, denn: 
Wir zahlen jetzt 60000 Mk. Brauſteuer, künftig bei gleichem Umſatz 
130000 Mk, folglich 70000 Mk. mehr, jetzt zahlen wir 80000 Mk. 
Dividende und würden künftig nur 10000 Mk. zu dieſem Zwecke übrig 
bleiben, welcher Betrag durch Betriebsbeſchwerniſſe auch noch abſorbiert 
werden wird. Wir würden künftig alſo keine Dividende verteilen können, 
wenn wir die Brauſteuer zahlen ſollten.“ 

Über den Weinhandel ſind uns nur zwei kurze Berichte zuge— 
gangen, aus denen hervorgeht, daß im Weingeſchäft gegenüber dem 
Vorjahr keine weſentlichen Anderungen eingetreten ſind. Die Abſatz— 
ſchwierigkeiten haben weiter zugenommen. 

Der Umſatz im Jahre 1905 kann als zufriedenſtellend bezeichnet 
werden trotz der geſtiegenen Konkurrenz. Das Ergebnis entſprach aller- 
dings nicht ganz dem erhöhten Umſatz, da die Preiſe ermäßigt werden 
mußten und die Koſten für Reklame geſtiegen ſind. Ferner ſind auch 
die Löhne im Berichtsjahr weiter in die Höhe gegangen. In den 
Monaten Auguſt bis Oktober wurde der Abſatz in Weſtpreußen etwas 
beeinträchtigt, da wegen der Choleragefahr vielfach die Märkte und 
Meſſen ausfielen. In den Monaten vor Weihnachten waren die 
Fabriken ganz außerordentlich lebhaft beſchäftigt. Trotz vermehrter 
Konkurrenz ſtieg der Abſatz nicht nur in den alten Gebieten, ſondern 
es wurden auch neue erſchloſſen. Die Gründe hierfür werden darin 


Wein⸗ 
handel. 


Honig⸗ 
kuchen⸗ 
induſtrie. 
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zu ſuchen fein, daß trotz der gedrückten Preiſe diesſeits an der Lieferung 
einer guten Qualität feſtgehalten wurde. Auch mag der ungünſtige 
Ausfall der Obſternte zur Vermehrung des Konſums an Honigkuchen 
beigetragen haben. Die Preiſe für Mehl hatten bis zum Herbſt eine 
mittlere Höhe, folgten dann aber den ſteigenden Getreidepreiſen. Be— 
ſonders fühlbar war die Steigerung bei Roggenmehl. Umgekehrt 
waren die Preiſe für Zucker- und Kartoffelfabrikate bis zu dem Zeit⸗ 
punkte, wo die neue Ernte auf die Preisbildung ihren Einfluß geltend 
zu machen begann, ſehr hoch, um dann erheblich zu fallen. 

Die Preiſe für inländiſchen Honig waren normal. Die Arbeiter— 
zahl erfuhr eine Erhöhung und die Löhne wurden gleichfalls erhöht. 
Durch einen Agitator aus Bromberg wurden die Arbeiter zeitweilig 
aufgeregt und zu maßloſen Forderungen hinſichtlich Verkürzung der 
Arbeitszeit angeſtachelt. Die Einigung kam ſchließlich auf mittlerer 
Linie zuſtande. 

Für die Arbeiterinnen hatte der Handelsminiſter in dieſem Jahr 
durch die Königliche Regierung nur eine Überarbeit für 30 Tage vor 
Weihnachten geſtattet. Das Zurückgehen auf das frühere Maß von 
40 Tagen iſt unerläßlich, wenn nicht der Honigkucheninduſtrie, die als 
Saiſoninduſtrie hauptſächlich von ihrem Umſatz vor Weihnachten lebt, 
eine große Schädigung zugefügt werden ſoll. 

Der neue Handelsvertrag mit Rußland hat unſerer Honigkuchen— 
induſtrie leider nicht die gewünſchte Erleichterung gebracht. Die Zölle 
ſind ſo hoch geblieben, daß an eine irgendwie nennenswerte Aus— 
dehnung des Exports nicht gedacht werden kann. 

Bonbon; Das Geſchäftsjahr 1905 wurde im hohen Maße durch die erheb- 

und lichen Preisſchwankungen des Zuckers ungünſtig beeinflußt. Der kleine 

“of Gewinn, der beim Anziehen des Zuckerpreiſes zu verzeichnen war, 

; abe, wurde durch den Verluſt beim Rückgang der Konjunktur überreichlich 

aufgewogen. Bei dem Preisſturz des Zuckers war nun jeder Fabrikant 

bemüht, ſeine Zuckerabſchlüſſe durch den Verkauf von Ware möglichſt 

ſchnell zu realiſieren, und dadurch entſtand ein derartiger Wettbewerb, 

daß im Engros-Geſchäft ohne Nutzen gearbeitet werden mußte. Seit 

kurzem iſt eine kleine Beſſerung dieſer Zuſtände eingetreten, weil ſich 

die Mehrzahl der Bonbonfabrikanten Nord-Oſtdeutſchlands zu einer 
Preisvereinigung zuſammengeſchloſſen haben. 

Das Detailgeſchäft zeigte eine geringe Vermehrung des Umſatzes, 
auch in den Monaten Januar bis März 1906. 

Infolge der jetzt allgemein teuereren Lebenshaltung mußten höhere 
Arbeitslöhne bewilligt werden. 
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Wenn das Jahr 1905 im allgemeinen ein lebhafteres Geſchäft Leder und 
brachte, ſo blieb es doch in bezug auf Rentabiltät gegen die Vorjahre rohe 
zurück, da die alten Übelſtände: langer Kredit und Mißverhältnis . 
zwiſchen der Steigerung der Preiſe ſeitens der Gerber und Leder⸗ 
fabrikanten und der Steigerung, die ſeitens der Händler erzielt werden, 
ſich noch verſchärft haben. 

Die Preiſe für alle Lederſorten, ſowohl Oberleder als Unter⸗ 
und Geſchirrleder (Sattlerleder) gingen weiter in die Höhe; für einzelne 
Artikel, z. B. Fahlleder und Kipſe derart, daß ein Handel darin kaum 
noch lohnte. 

Schafleder für Futterzwecke waren jo teuer, daß die Marktſchuh— 
macher vielfach zu Erſatzmitteln, Leinwand und Spalte, griffen. 

Rohe Häute hatten bis zum Schluß des Jahres ſteigende Tendenz. 

Nur ſchwere Bullenhäute von 70 Pfd. aufwärts blieben im Preiſe ge— 
drückt, da dafür der Abſatz nach Ruſſiſch-Polen fehlte. 

In der Schuhfabrikation war das ganze Jahr gut zu tun, doch Schuß 
konnte der Bedarf gedeckt werden, ohne daß Überſtunden gemacht fabri⸗ 
wurden. Es wurden auch durchſchnittlich etwas höhere Preiſe bewilligt. r 
Da aber die Schuhwarenhändler teils höhere Preiſe nicht erzielen 
konnten, teils nicht wollten, weil ſie mit ihren alten Lagerbeſtänden 
rechneten, ſo kamen ſie in ihren Verhältniſſen zurück und die Folge 
war die, daß das Jahr 1905 außergewöhnlich viel Zahlungseinſtellungen 
und Verluſte brachte. 

Im Herbſt 1905 wurden Schaftſtiefeln ſehr geſucht, doch konnte 
der Bedarf hierin nicht ganz befriedigt werden, weil die Anfertigung 
von Schaftſtiefeln ſeitens der Schuhmacher weſentlich zurückgegangen 
iſt. Dieſe finden dabei, namentlich bei den geſtiegenen Lederpreiſen, 
keine Rechnung mehr. 

Die Holzſchuhfabrik in Culm klagt über Rückgang des Abſatzes 
und Schmälerung des Verdienſtes durch die hohen Holz- und Leder— 
preiſe. 

Der Ziegelabſatz der Ziegeleien bei Thorn war im vergangenen Ziegeleien. 
Jahr ziemlich zufriedenſtellend, jedenfalls belangreicher als in den 
früheren Jahren. Die Bautätigkeit war am Orte ſelbſt, wie auch im 
Kreiſe und den benachbarten Städten gleich rege; beſonders umfang— 
reiche Lieferungsaufträge erteilte wiederum die Königliche Anſiedlungs— 
Kommiſſion. Die Preiſe konnten ſich daher, wenn auch nur um ein 
geringes, befeſtigen. Die Anſprüche an die Kreditgewährung haben 
ſich allmählich auf ihr richtiges Maß zurückführen laſſen. Die Lager— 
beſtände haben ſich bei den umfangreichen Verkäufen und Verladungen 
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zuſehends gelichtet. Weitere große Bauten ſind für das neue Baujahr 
ſicher, demnach eröffnen ſich für den Ziegelmarkt auch weiter befriedigende 
Ausſichten. 

Im vergangenen Jahr wurden hier für das Tauſend Ziegel ab 
Ziegelei gezahlt: 
. ERROR SLONZIEHBIN 
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Drainröhren begegneten reger Kaufluſt, wenn auch zu recht 
mäßigen Preiſen. 

Auch die Ziegeleien in den übrigen Kreiſen unſeres Bezirks waren 
ziemlich gut beſchäftigt und haben ihre Beſtände annährend verkauft. 
In Culm klagt man allerdings über die zunehmende Konkurrenz der 
Kalkſandſteinfabriken, deren Produkte übrigens auch bei Thorner Bauten 
vielfach in Anwendung kamen. 

Über die Ziegelfabrikation in Neumark erhielten wir folgenden 
Bericht: „Die Produktion von Mauerſteinen und Dachſteinen war im 
verfloſſenen Jahr auf allen hieſigen Werken infolge der naßkalten 
Witterung eine geringere als ſonſt. Der Abſatz in Mauerſteinen war 
befriedigend, die Preiſe blieben in gleicher Höhe auf 23—24 Mark im 
Durchſchnitt per Tauſend. Die Beſtände waren am Ende des Jahres 
gering. Für Dachſteine war der Abſatz im vorigen Jahr mäßig; es 
blieben mehr Beſtände als in ſonſtigen Jahren zurück. Ebenſo war 
für Drainröhren nur eine geringe Nachfrage. 

Arbeitskräfte waren ausreichend vorhanden, die Löhne haben 
auch bei dieſem Geſchäftszweig eine Erhöhung erfahren. 

Trotz der außerordentlich günſtigen Verkehrswege in unſerem 
Kreiſe — es dürfte unſer Kreis wohl die meiſten ausgebauten Wege 
in der Monarchie haben — ſind unſere Ziegeleien doch nicht in der 
Lage den Bedarf zu decken, da der Transport mit Fuhrwerk über eine 
gewiſſe Grenze hinaus zu teuer iſt. Der weitere Ausbau einer 
Eiſenbahnverbindung von Neumark nach Löbau und von dort zum 
Anſchluß an die bereits behördlicherſeits beſchloſſene Eiſenbahnſtrecke 
Oſterode —Soldau, würden für einen erheblichen Teil unſerer Kreis— 
eingeſeſſenen in wirtſchaftlicher und kommerzieller Beziehung von ganz 
erheblichem Vorteil ſein, nicht zum wenigſten auch für unſere Ziegelei— 
induſtrie. 
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Sehr beeinträchtigt wird unſere Induſtrie auch durch die viel- 
5 fachen und berechtigten Klagen über den Mangel an guten und ſoliden 
’ Hypothekeninſtituten, die gegen einen billigen, den Zeitverhältniſſen 
entſprechenden Zinsfuß auch in den kleinen Städten Gelddahrlehne zur 
erſten Stelle hergeben. Trotz des nicht zu verkennenden wirtſchaftlichen Auf— 
ſchwunges der kleinen Städte und der ſteigenden Tendenz der Grund— 
ſtückspreiſe ſind Beleihungen durch gute und erſtklaſſige Hypotheken— 
banken ausgeſchloſſen und von anderen nicht unter 4½ 9% zu haben. 
Sehr anerkannt zu werden verdient es, daß hier die Kreisſparkaſſe 
helfend eintritt und auch ſtädtiſche Grundſtücke mit erſtſtelligen Hypotheken 
beleiht. Es dürfte hierbei vielleicht auch den Staatsbehörden zur Er— 
wägung anheim gegeben werden, der Frage der Errichtung eines 
ſtädtiſchen Pfandbriefinſtituts für unſere Provinz näher zu treten und 
einem dringenden Bedürfnis für die kleinen Städte abzuhelfen.“ 

Das Berichtsjahr 1905 ſetzte mit dem großen Streik der Kohlen- Eisen“ 
arbeiter im rheiniſch-weſtfäliſchen Kohlenrevier ein. Die Folgen dieſes Eiſen: 
Streiks für die Arbeiter einerſeits und für die Grubenbeſitzer und Dell e 
von der Kohle abhängenden Induſtrien anderſeits ſind öffentlich Nohlen. 
genügend erörtert, ſo daß ſich ein näheres Eingehen hierauf erübrigt. 

Nachdem der Streik, zu deſſen Beilegung auch der Staat einge— 
griffen hatte, beendet, wurde die Nachfrage nach Kohlen ſo ſtark daß 
das Kohlenſyndikat die Beteiligungsziffern der Gruben nicht nur 
weſentlich erhöhen, ſondern auch eine Preisaufbeſſerung vornehmen 
konnte. Hand in Hand mit dem Beginn der guten Konjunktur auf 
dem Kohlenmarkt ſetzte auch eine ſtärkere Nachfrage auf dem Eijen- 
und Trägermarkt ein. Den Anlaß hierzu gab Amerika, das einen der— 
artig ſtarken Inlandsbedarf zeigte, daß ſich die amerikaniſche Eiſen— 
industrie, um dieſem erhöhten Inlandsbedarf genügen zu können, vom 
Auslandsmarkt mehr und mehr zurückziehen konnte und ſo der 
deutſchen Induſtrie für den Export einen größeren Spielraum ver— 
ſchaffte. Dieſe Situation wurde denn auch von der deutſchen Induſtrie 
voll ausgenutzt, und die Entwicklung des Exportgeſchäfts nahm zu 
erhöhten Preiſen im Laufe des Jahres ganz enorme Dimenſionen an. 

Eine weitere Anregung für die Belebung des Eiſenmarktes bot 
der ruſſiſch japaniſche Friede, von welchem nicht nur die amerikaniſche 
und engliſche, ſondern auch die deutſche Induſtrie große Beſtellungen 
von Rußland und Japan vorausſetzten. 

Nicht unerwähnt darf ferner bleiben, daß auch die neuen deutſchen 
Handelsverträge, die durchweg, mit Giltigkeit vom 1. März 1906 ab, 
die Erzeugniſſe der deutſchen Eiſeninduſtrie mit höheren Zollſätzen be— 
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laſtet, den Anlaß zu großen Beſtellungen des Auslands in Deutſch— 
land gaben. Dieſe Beſtellungen mußten ſämtlich noch vor dem In— 
krafttreten der neuen höheren Tarife, alſo noch vor dem 1. März 1906, 
ausgeführt werden und waren jo umfangreich, daß ſie im vollen Um- 
fang kaum erledigt werden konnten. Wird nun noch berückſichtigt, 
daß neben all dieſen günſtigen Momenten ſeit Mitte des Berichts— 
jahres ſich auch eine ziemlich ſtarke Nachfrage des Inlands bemerkbar 
machte, ſo iſt es erklärlich, daß die deutſche Eiſeninduſtrie in einer über— 
aus günſtigen Verfaſſung in das Jahr 1906 hinüberging. 

Daß bei dieſer Situation Preiserhöhungen nicht ausbleiben 
konnten, iſt ſelbſtverſtändlich. Allerdings ſetzte die Erhöhung nicht 
mit einem derartig ſchnellen Tempo ein, wie in der Hochkonjunktur 
1899/1900. Immerhin waren die Notierungen auf allen Gebieten der 
Eiſeninduſtrie Ende 1905 höher, als zu Anfang desſelben. So hat 
der Stahlwerksverband Ende des Berichtsjahres den Preis für Träger 
um 5 Mark per Tonne erhöht, und inzwiſchen ſind bereits zwei weitere 
Erhöhungen um je 5 Mark per Tonne gefolgt. 

Ahnliche Preisaufbeſſerungen wurden auch für Stabeiſen und 
Eiſenbleche vorgenommen. Die Nachfrage bleibt trotzdem unverändert 
ſtark und der Beſchäftigungsſtand der Träger- und Eiſenwerke hat eine 
derartige Höhe erreicht, daß die Aufträge teilweiſe monatelang auf Er— 
ledigung warten müſſen. 

Die Preisentwicklung auf dem Metallmarkt war im Laufe des 
Jahres 1905 eine geradezu ſtürmiſche. Beſonders für Zinn und Kupfer 
erreichten die Notierungen eine Höhe, wie kaum zuvor. Es betrug die 
Steigerung für Zinn mehr als 100 Mk. per 100 kg und für Kupfer 
etwa 40 Mk. per 100 kg. Wenn dieſe große Aufwärtsbewegung viel— 
leicht auch zum Teil auf eine Mache amerikaniſcher Hauſſeſpekulanten 
zurückzuführen ſein mag, ſo iſt immerhin der Bedarf in Zinn und 
Kupfer ſeitens der Elektrizitäts- und Schiffsbauinduſtrie derartig ange— 
wachſen, daß die Preisſteigerung in dieſen Metallen wohl auch teil— 
weiſe dieſem Umſtand entſprungen ſein mag, zumal die Produktion 
nicht in gleichem Umfang zugenommen hat, wie der Verbrauch. 

Aus den vorhin geſchilderten Verhältniſſen geht alſo hervor, daß 
das Jahr 1905 für die deutſche Eiſen-, Kohlen- und Metallinduſtrie 
mit ſehr günſtigen Ausſichten für die Zukunft abgeſchloſſen hat. Wie 
lange dieſe günſtigen Verhältniſſe andauern werden, iſt natürlich eine 
andere Frage. Zweifler behaupten, daß der Höhepunkt der Konjunktur 
bereits erreicht, wenn nicht gar überſchritten iſt. Demgegenüber muß 
aber betont werden, daß die Werke zum Teil bis Ende 1906 ausver— 
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kauft ſind, daß die Spezifikationseingänge eine volle Beſchäftigung der 
Werke auf viele Monate hinaus gewährleiſten und daß ſich in Roh— 
ſtoffen wie Erzen uſw. ein Mangel bemerkbar macht. Von dieſem Ge— 
ſichtspunkt aus betrachtet, kann man wohl annehmen, daß die Konjunktur 
noch auf längere Zeit von Beſtand ſein wird, was nicht nur im Intereſſe 
der Induſtrie, ſondern auch im Intereſſe des Handels durchaus zu 
wünſchen wäre. 

Was die Lage des Eiſengeſchäfts am Platz Thorn anbetrifft, 
ſo muß zugegeben werden, daß die günſtige allgemeine Konjunktur 
auch dem Thorner Eiſen- und Kohlenhandel zugute kam. Allerdings 
konnten die Preiserhöhungen im Jahre 1905 noch nicht zum Aus— 
druck kommen, da dieſe hauptſächlich erſt Ende des Jahres in Kraft 
traten. Immerhin war die günſtige Stimmung auf den Umſatz nicht 
ohne Einfluß. 

Um auf die einzelnen Artikel der Branche näher einzugehen, ſo 
geſtaltete ſich das Geſchäft für den Thorner Groß- und Kleinhandel 
wie folgt: 

Der Umſatz hierin bewegte ſich zu Anfang des Jahres ungefähr 
in den Grenzen des Vorjahres. Gegen Mitte des Jahres ſetzte eine 
ſtärkere Nachfrage ſeitens der Provinzkundſchaft ein, hervorgerufen durch 
die günſtigen Situationsberichte aus dem Induſtriebezirk einerſeits, 
anderſeits infolge des guten Beſchäftigungsſtandes der Maſchinenfabriken 
und durch die beſſere Aufnahmefähigkeit der Landwirtſchaft. Gegen 
Ende des Jahres konnte eine kleine Preisaufbeſſerung für Stabeiſen 
vorgenommen werden. 


Die regere Privat-Bautätigkeit, nicht nur in Thorn ſelbſt, ſondern 
auch in der Provinz, rief in dieſem Artikel eine lebhaftere Nachfrage 
hervor. Auch die Neubauten des Militärfiskus in Thorn und Graudenz 
erforderten einen ziemlich großen Trägerbedarf. — Der Umſatz hatte gegen 
das Vorjahr auch eine Zunahme aufzuweiſen. — Der Preis erfuhr gegen 
Ende des Berichtsjahres eine Erhöhung von 5 Mark pro Tonne. 

Auch in dieſem Artikel iſt der Umſatz infolge der flotten Be— 
ſchäftigung der Maſchinenfabriken bei beſſeren Preiſen geſtiegen. 


Stabeiſen. 


Träger. 


Bleche. 


Der Thorner Detailhandel in dieſen Artikeln hatte unter den Kteineifen, 
ruſſiſchen Wirren zu leiden. Es blieben viele Käufer aus Rußland, die waren, 
ſonſt ihre Einkäufe in Küchen- und Wirtſchaftsgeräten uſw. in Thorn Naus und 


beſorgten, aus, beſonders während der Zeit, als die Bahnverbindungen 
in Rußland unterbrochen waren. Der Umſatz in dieſen Artikeln dürfte 
daher gegen das Vorjahr auch zurückgeblieben ſein. 


Küchen, 


Koblen. 


Metalle. 
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Das Kohlengeſchäft hatte für den Thorner Kohlenhandel inſofern 
eine Belebung aufzuweiſen, als infolge des unterbrochenen Bahnver— 
kehrs in Rußland große Mengen ſchleſiſche Kohlen via Thorn auf dem 
Waſſerwege nach Rußland verfrachtet wurden. Der Begehr ſeitens 
der ruſſiſchen Kohlenverbraucher war beſonders kurz vor Schluß der 
Weichſelſchiffahrt ſo ſtark, daß die Thorner Kohlenhändler die verlangten 
Mengen nicht heranzuſchaffen vermochten, zumal die ſchleſiſchen Gruben 
auch von anderer Seite für Rußland ſtark in Anſpruch genommen 
wurden, ſo daß ſchließlich eine Knappheit in Kohlen eintrat. — Der Be— 
darf in Hausbrandkohle war in Anbetracht des milden Winters nicht 
ſehr groß. Die Einkaufspreiſe waren durchgängig höher als im Vor— 
jahre. Leider behielten die Verkaufspreiſe ihren alten Stand, ein 
Zeichen, daß der Thorner Kohlenhandel ſich im allgemeinen in ſehr 
ungünſtiger Lage befindet. 

Für Thorn kommt mangels einſchlägiger Induſtrie hauptſächlich 
nur der Artikel Zinkblech in Frage. Hierin war das Geſchäft infolge 
der vorhin angedeuteten regen Bautätigkeit ziemlich lebhaft. Auch 
dieſes Metall blieb von der Hauſſe auf dem Metallmarkt im Jahre 1905 
nicht verſchont. Die Zinkpreiſe hatten eine Höhe erreicht, wie ſchon ſeit 
undenklichen Zeiten nicht. Wer von den Thorner Metallhändlern ſich 
rechtzeitig noch zu billigen Preiſen eingedeckt hatte, dürfte mit den 
Zinkblechgeſchäft zufrieden ſein. 

Nachſtehend geben wir eine Zuſammenſtellung der Preiſe für 
die wichtigſten Artikel der Eiſen- und Metallbranche, wie ſolche Ende 
1905 von dem Thorner Großhandel notiert wurden: 


Stabeiſen . Mk. 13,50, gegen Mk. 13,— im Vorjahr 
T Träger eee eee eee „ 1480 1 
ehe „ 15. „ „ 80 5 
Feinbleche Dr RE a DB EN U 5 
BLEI 2 1 RT BET RB 
NER et ee Mi Dre SONDER „ 275,.— „ 5 
Zinkbleche ra 5 „ 58,— „ 7 


alles per 100 kg, frei Waggon Thorn. 

Zum Schluß müſſen wir noch einen Umſtand erwähnen, der für 
den Eiſengroßhandel im Oſten von großer Bedeutung iſt. Wir meinen 
hiermit die herrſchenden Kreditverhältniſſe. Dieſe ſind wohl nirgends 
ſo ungünſtig, als hier im Oſten. Ein großer Teil der Provinzkund— 
ſchaft nimmt Kredite in Anſpruch, die mit der Bonität des betreffenden 
Kreditnehmers nicht im Einklang ſtehen. Verluſte, die einen großen 
Teil des Verdienſtes abſorbieren, bleiben denn auch für den Großhandel 
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nicht aus. Nur zu oft kommt es vor, daß auf Grund falſcher Vor- 
* ſpiegelungen ſich kreditunwürdige Elemente Kredite verſchaffen und es | 
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wird daher gewünſcht, daß das Konkursgeſetz, das für die jetzigen Zeit- 
verhältniſſe ſowohl von namhaften Juriſten wie auch von der kredit— 
gebenden Kaufmannſchaft als unzureichend angeſehen wird, verſchärfte 
Strafbeſtimmungen erhielte. 

Von den Detailgeſchäften wird uns berichtet, daß der Umſatz ge— 
ſtiegen und das Ergebnis als befriedigend angeſehen werden kann. 
Der Umſatz hat ſich in einzelnen Monaten gegen das Vorjahr ver— 
doppelt. Er iſt allerdings, nachdem ſich die Ausſichten auf eine brillante 
Ernte infolge des anhaltenden Regenwetters als trügeriſch erwieſen, 
wieder etwas zurückgegangen, doch kann man immerhin von einem 
flotten Geſchäft im Berichtsjahr ſprechen. 

Tandwirtſchaftliche Maſchinen. In den erſten Monaten des Be- Mafchinen- 

rihtsjahres war zwar der Abſatz etwas ſchleppend, wie immer um bau. 
dieſe Zeit, doch machten ſich die Folgen der guten Ernte des vorher— 
gehenden Jahres in einer etwas geſteigerten Nachfrage bemerkbar. 
Da dann im Verlauf des Frühjahres die Witterungsverhältniſſe Aus— 
ſicht auf eine gute Ernte gaben, geſtaltete ſich der Verkauf landwirt— 
ſchaftlicher Maſchinen recht lebhaft. Die Ernte enttäuſchte zwar und 
die Beſtellungen gingen etwas zurück, doch waren während der Sommer— 
monate die Fabriken mit der Erledigung der zahlreich eingegangenen 
Aufträge ſtark beſchäftigt. Am Schluß des Jahres ging der Umſatz 
etwas zurück, doch muß das Geſchäft im ganzen als gut bezeichnet 
werden. 
Eifenkonftrußtion. In dieſem Artikel waren die Fabriken von 
Anfang an gut beſchäftigt. Es gingen zahlreiche Aufträge ein, die 
| nur mit großer Anſtrengung und zum Teil durch Überjtunden erledigt 
werden konnten. Dieſer ſtarke Beſchäftigungsgrad hielt das ganze 
Jahr hindurch an, und zum Schluſſe des Berichtsjahres lagen bereits 
wieder Aufträge bis Mai Juni vor. 

Eiſengießerei. Auch die Gießereien, die ſchon den ganzen Winter 
hindurch voll beſchäftigt waren, blieben dies auch weiterhin, und auch 
hier konnten trotz vorgenommener Betriebsvergrößerungen die Auf— 
träge nur mit Überſtunden bewältigt werden. Infolge Erhöhung der 
Roheiſenpreiſe mußte in Rohgußwaren eine Preiserhöhung von 5 % 
zum 1. Januar 1906 vorgenommen werden. Dies ließ zwar die ſehr 
ſtarke Nachfrage etwas zurückſtauen, doch haben ſich die Abnehmer 
bald an die höheren Preiſe gewöhnt, und es liegen auch in dieſem 
Artikel ſchon wieder zahlreiche Lieferungsaufträge vor. 
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Der Geſchäftsgang des Jahres 1905 war durch verſchiedene un— 
günſtige Einflüſſe mehrfach beeinträchtigt. So waren es die anhaltend 
hohen Preiſe für Alkohol, Ather und die daraus bereitenden Eſſenzen 
und Tinkturen, die den Nutzen ſo ſehr verringerten. 

Dann lag längere Zeit die Geſchäftsverbindung durch wieder— 
kehrende Streiks der Eiſenbahnbeamten in Rußland darnieder, ſo daß 
Thorn tagelang vom benachbarten Reiche gänzlich getrennt war. 
Großen Nachteil brachte auch dem Drogenhandel das Verbot für die 
Flößer, die Innenſtadt zu betreten. 

Die in Ausſicht ſtehenden bedeutenden Zollerhöhungen in ver— 
ſchiedenen Chemikalien und Vegetabilien gaben Veranlaſſung die Läger 
noch vorher bedeutend zu komplettieren. 

Die meiſten Metallverbindungen wie Zinkweiß, Bleiweiß, Blei— 
mennige, Kupfervitriol uſw. erreichten wegen der hohen Rohmetallwerte 
ganz abnorme Preiſe. 

Weiter ſtieg amerikaniſches Terpentinöl, und der japaniſche Artikel 
Kampher im Preiſe. N 

Im Kolonial- und Materialwarenhandel war das vergangene 
Jahr reich an Überraſchungen und Täuſchungen. Während im Anfang 
des Jahres die Zuckerpreiſe ſehr hoch waren, trat plötzlich eine ſo be— 
deutende Ermäßigung ein, daß alle Händler große Verluſte erlitten. 
Dieſe Verluſte hätten nicht einen ſo großen Umfang angenommen, 
wenn nicht der übermäßige Kauf auf ſpätere Lieferungen die hieſigen 
Händler veranlaßt hätte, die Ware zu billigeren Preiſen zu verkaufen, 
als die damaligen Preiſe der Raffinerien waren. Die Preiſe für Reis, 
Kaffee, Linſen, Bohnen erfuhren durch ſchlechte Ernten, die für Heringe 
durch ſchlechte Fänge ziemlich bedeutende Erhöhungen. Ebenſo ſtiegen 
die Preiſe für Petroleum und Maſchinenöl, doch mußte amerikaniſches 
Petroleum im Preiſe nachgeben, weil die öſterreichiſche Ware in großen 
Poſten eingeführt wurde. Ruſſiſches Maſchinenöl ging durch die 
Unruhen in Rußland enorm in die Höhe, doch mußten die Preiſe 
wieder nachlaſſen, als amerikaniſche Ole zur Aushilfe in den Ver— 
brauch kamen und der Zoll von 10 Mk. auf 6 Mk. nach dem neuen 
Tarif ermäßigt wurde. Der Artikel Schmalz iſt ſteten Veränderungen 
unterworfen, da die Amerikaner je nach Gutdünken die Preiſe erhöhen 
oder erniedrigen. Die Sauerkohl- und Gurkeneinlegereien in Culm 
machen ſtete Fortſchritte, trotzdem im vergangenen Jahr die Liegnitzer 
und Magdeburger Fabriken zu billigen Preiſen Offerten ſandten. 

Im ganzen hat das vergangene Jahr den hieſigen Kaufleuten 
faſt durchweg wenig Freude bereitet, da der Handel mit Rußland faſt 


vollſtändig ſtockte und man mit dem Preiſe ſtark herabgehen mußte, 
um nur die gekaufte Ware loszuwerden. 


Das Geſchäftsjahr 1905 war durchweg ein gutes zu nennen. 


Land- wie Stadtbevölkerung waren in dieſem Jahr kaufkräftiger. 
Erſtere hatten höhere Preiſe für ihre Erzeugniſſe erzielt, bei der letzteren 
waren namentlich die Arbeiter in lohnender Beſchäftigung. 

Von nicht zu unterſchätzendem Vorteil für die Thorner Detailge— 
ſchäfte war auch der dauernde Aufenthalt vieler ruſſiſcher Familien am 
hieſigen Platze. 

Geſchädigt wurden die Geſchäfte allerdings durch die bereits er— 
wähnte Nichtzulaſſung der Flößer nach der Stadt. 

Auch das erſte Vierteljahr 1906 hielt ſich auf der befriedigenden 
Höhe des gleichen Zeitraumes im Vorjahr. 

Störend für den Ein- wie Verkauf war die ſtetige Preisſteigerung 
aller Produkte, namentlich von Wolle und Baumwolle. Es hielt ſchwer 
die damit verbundenen höheren Preiſe für die fertigen Waren zu er— 
zielen. 

Viel geklagt wurde darüber, daß die Lieferungen der Fabrikanten 
aus Greiz, Gera und Mühlhauſen i. E. ſich infolge des Streiks erheb— 
lich verzögerten. 

Daß der Kundſchaft namentlich in den kleinen Städten unſeres 
Bezirks häufig ein viel zu ausgedehnter Kredit gegeben werden muß, 
wobei Verluſte nicht ausblieben, iſt eine alte, auch diesmal wiederholte 
Klage. Hier kann nur geſchloſſenes Handeln der Kaufmannſchaft eine 
Beſſerung bringen. 

Infolge andauernd ſteigender Rohmaterialpreiſe, denen ein Sinken 
der Fabrikatpreiſe gegenüber ſtand, hat ſich im abgelaufenen Jahr die 
Fabrikation von Hausſeifen als ſehr unlohnend erwieſen, zumal auch 
noch die Arbeiter infolge der erhöhten Lebensmittelpreiſe genötigt waren, 
erhöhte Arbeitslöhne zu fordern und durchzuſetzen. 

Die Rentabilität der Seifenfabriken iſt durch das Migßver— 
hältnis der Rohmaterialpreiſe zu den Fabrikatpreiſen äußerſt gering ge— 
worden. Die Ausſichten für das laufende Jahr ſind noch trübere, da 
die Preiſe für Leinöl, Palmkernöl, Talg und Baumwollſaatöl inzwiſchen 
ganz erheblich weiter geſtiegen ſind. 

Vereinzelte Anſtrengungen aus Fabrikantenpreiſen, Erhöhungen 
der Seifenpreiſe zu erzielen, ſind ohne nennenswertes Reſultat geblieben, 
da einige kleinere Fabrikanten die Preiſe drückten. Eine Beſſerung 
wäre nur durch einen Zuſammenſchluß der beteiligten Fabriken zu erzielen. 
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Sehr läſtig erweiſt ſich das vor einiger Zeit in Kraft getretene 
Fleiſchbeſchaugeſetz bei der Verzollung von Talg für die Seifenfabrikation. 
Erleichterungen wären hierbei durchaus erwünſcht. 

Das verfloſſene Geſchäftsjahr ſtand bis zum Auguſt unter dem 
Zeichen des ruſſiſch-japaniſchen Krieges und vom Oktober bis zum 
Jahresſchluß unter dem Zeichen der inneren ruſſiſchen Unruhen und 
der wiederholten, auch für das Ausland fühlbaren Streikbewegungen. 
Der Verkehr nach Rußland war ſelbſtverſtändlich, ſoweit die Grenze in 
Alexandrowo in Frage kommt, wieder bei uns ſchwächer als in dem 
dem Krieg vorangegangenen Jahre; dagegen war im Gegenſatz zum Jahre 
1904 über größere Zahlungseinſtellungen im Kreiſe der Lodzer, 
Warſchauer, Moskauer, ſowie der ſonſt in Frage kommenden Provinz— 
Kundſchaft nicht zu klagen. Die ganz ſchwachen Elemente waren eben 
im Jahre 1904 ausgeſchieden, und es machte ſich allgemein ein ernſtes 
Beſtreben, trotz der ſchwierigen Zeiten den Zahlungsverpflichtungen 
nachzukommen, bei der ruſſiſchen Induſtrie und dem ruſſiſchen Handel 
bemerkbar. 

Unter dem Bahn- und Poſtſtreik hatten alle Intereſſenten ſehr 
zu leiden: Wochenlang war der Verkehr mit Rußland entweder voll— 
ſtändig abgeſchnitten oder auf ein Minimum reduziert, und die 
Schwierigkeiten des Verkehrs machten ſich um ſo fühlbarer, als dadurch 
die vor dem Inkrafttreten des neuen Handels-Vertrages zu erwarten— 
den großen Warenlieferungen nicht rechtzeitig in Auftrag gegeben und 
effektuiert werden konnten, und es zeigte ſich ſpäter auch, daß in der 
zweiten Hälfte Januar und im Februar d. Is. nur durch äußerſte An— 
ſtrengung an allen Grenzpunkten mit beſonderen Mehrkoſten ein Teil 
derjenigen Sendungen erledigt werden konnte, die bei ruhiger Ent— 
wicklung in viel höherem Maße wohl monatelang den normalen 
Geſchäftsbetrieb weſentlich erhöht hätten. 

Der ſchwankende, ſich meiſtens nach unten bewegende Kurs der 
ruſſiſchen Rente iſt auch ein gewichtiger Faktor, der zur Schädigung 
der Branche beigetragen hat, umſomehr als der ruſſiſche Finanzminiſter, 
der trotz des tiefen Standes der Rente dieſelbe als Zollkaution mit 
pari annahm, hierin eine Anderung eintreten ließ, indem er trotz zahl— 
reicher, ihm von den Spediteuren und den verſchiedenen Börſenkomitees 
zugegangener Proteſte den Annahmekurs bei den ruſſiſchen Zollämtern 
am 15. Januar cr. um 15 % herabſetzte. 

Das Speditionsgeſchäft im Jahr 1905 hat aber außerdem durch 
den ſeit Jahren beklagten, im Vorjahr aber erheblich zugenommenen 
Übelſtand des Waggonmangels auf ruſſiſchen Bahnen gelitten. Bahn— 
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ſeitig übernommene, infolge des Waggonmangels aber nicht verladene 
Sendungen an Futtermitteln blieben zum Teil ½ Jahr aus und trafen in 
vollkommen verdorbener Beſchaffenheit hier ein. Infolgedeſſen ſchränkten 
die hieſigen Importeure ihren Einkauf von Futtermitteln in Rußland 
ſehr ein, die Zufuhren werden daher geringer. 

Sehr bedeutend war der Holzverkehr auf der Weichſel. Es 
paſſierten im Vorjahr 2285 Traften die Grenze. Die ſtrengen ſanitären 
Vorſchriften zur Verhütung einer Einſchleppung der Cholera hemmten 
den Verkehr ſehr empfindlich und verurſachten den Intereſſenten be— 
deutende Koſten, denn ſämtliche Strohhütten wurden verbrannt und 
mußten durch neue erſetzt werden, und für die Unterſuchung der Flößer 
wurden hohe Sanitätsgebühren erhoben. 

Auch der Güterverkehr auf der Weichſel war den Sommer über 
ziemlich lebhaft und im Herbſt infolge großer Zuckerverladungen ſehr 
ſtark. Während im Frühjahr und Sommer an der Uferbahn verhält— 
nismäßig geringe Umladungen erfolgten, zeigten ſich dort im Herbſt 
bei ſtärkerem Verkehr die Gleisanlagen als unzulänglich, was zu be- 
deutenden Verkehrsſtockungen führte. Der geringe Verkehr im Frühjahr 
und Sommer iſt auf die teuren Überführungsgebühren und die unge— 
nügenden Hebekranvorrichtungen (der elektr. Kran trägt nur 750 kg) 
zurückzuführen. 

Der ſonſtige Umſchlagverkehr in Thorn iſt ſehr gering, da durch 
Einführung des Stückgut-Staffeltarifs der Sammelverkehr faſt ganz 
aufhörte. 

Dem Jahresbericht der Elektrizitätswerke Thorn für 1905 ent⸗ 
nehmen wir folgendes: 

„Das Jahr 1905 hat den Erwartungen entſprechend einen ſehr 
befriedigenden Fortſchritt gebracht. Auf allen Gebieten unſerer Er— 
werbstätigkeit iſt eine Beſſerung zu verzeichnen, die in der Abgabe von 
Licht und Kraft ſo bedeutend war, daß unſere Anlagen an der Grenze 
ihrer Leiſtungsfähigkeit anlangten. 

Der Straßenbahn-Verkehr hat ſich ſowohl in der Zahl der be— 
förderten Perſonen als auch in den Einnahmen um 4 % gehoben. 
Die Geſamteinnahmen, einſchließlich der Nebeneinnahmen aus der 
Reklameverpachtung uſw., betrugen 1905: 114 124,89 Mk. gegen 
109 460,78 Mk. i. V. Die Mehreinnahme war daher 4664,11 Mk. 
An dieſen Summen iſt die Thorner-Linie beteiligt mit 93 459,46 Mk. 
Einnahmen und 3869,69 Mk. Zuwachs, die Mocker-Linie mit 20 665,43 
Mark Einnahmen und 794,42 Mk. Zuwachs. Zum erſten Mal iſt auch 
auf der Mocker-Linie eine Verkehrs-Zunahme zu verzeichnen. Im 
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übrigen verweilen wir auf die nachſtehenden Zahlenangaben, welche 
über den Verkehr des Jahres Aufſchluß geben. 


J. Verſiehrsnachweis. 


Anhänge Normal⸗ 0 - 4 
Mot Beförderte 
Jahr otorwagen 4 55 er 9 Einnahmen“) 
km km km M 
1902 416 387 17 323 433 710 | 1063 699 | 102 452,97 


1903 425 285 8 565 433850 | 1041 494 | 102 956,66 
1904 427 342 12 557 439 899 1079395 | 107 926,94 
1905 425 872 13 057 438 929 | 1123805 | 112.723,54 

) nur aus dem Fahrverkehr. 78. 


II. Fahrtennachweis. 


Jahr] 10 Pfg. | 20 Pfg. 5 Schüler] Poſt | Militär [Extrawg.] Freif. 
1902 834503] 6137170 615129336 | 7408| 9789 2155712 
1903| 979533] 10236 | 12 568122 8121 9 411 630 407 5 748 
19041023435 9 844 26] 27 547 [11 619 3 | 1001 | 5749 
19051066466 11072“ — 32 166] 8 377. — 257 5458 


Die Bahnſtrecke hat ſich im Berichtsjahr nicht verändert. Dagegen 
ſind zwei neue Strecken in Angriff genommen worden, von denen die 
eine im Frühjahr 1906 eröffnet werden wird. Dieſe neue Strecke ver— 
bindet den Endpunkt der Thorner-Linie an der Ziegelei durch die 
Ulanenſtraße und Mellienſtraße mit der Schulſtraße zu einer Schleife. 
Die Thorner-Linie wird hierdurch um 875 m verlängert. 

Die zweite Erweiterung iſt für die Culmer Chauſſee geplant. 
Für dieſe Strecke, welche 1,5 km Länge erhalten wird, ſind ſchon zwei 
neue doppelmotorige Wagen beſchafft worden, welche von Helios-Köln 
ausgerüſtet worden ſind. Außerdem wurde zur Aufnahme dieſer 
Wagen die Wagenhalle vergrößert, und während des Baues des 
Culmer Chauſſee-Durchbruchs auf dieſer Strecke das neue Gleis ſchon 
eingebettet. Gegen den Weiterbau dieſer Linie haben ſich leider nicht 
vorauszuſehende Hinderniſſe eingeſtellt, dadurch hervorgerufen, daß mit 
der Oberpoſtdirektion eine Einigung wegen der erforderlichen Abänderung 
der Reichstelegraphen-Leitungen nicht erzielt werden konnte. Wir 
hoffen, mit Unterſtützung des hieſigen Magiſtrats im Laufe des neuen 
Jahres den Bau zu vollenden. 
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Ein drittes Projekt, die Moder-Linie aus dem Culmer Tor heraus 
zu nehmen und durch den neuen Walldurchbruch zu legen, hat leider 
nicht die Billigung der ſtädtiſchen Körperſchaften erhalten. 


Im Laufe des Jahres wurde der Beſchluß gefaßt, die Oberleitung 
gänzlich zu erneuern und, unter Beſeitigung des Rollenſtromabnehmers 
nach dem Syſtem Dickinſon, das Schleifbügelſyſtem einzuführen. Mit 
dem Umbau konnte erſt im November begonnen werden. Dieſe Maß— 
nahme wird ſich in der Zukunft als recht vorteilhaft erweiſen. Eine 
Betriebsunterbrechung iſt beim Umbau nicht eingetreten. 


Im Licht- und Kraftgeſchäft iſt ein kräftiger Aufſchwung zu ver- 
zeichnen. Die Anſchluß-Anmeldungen liefen flott ein und gaben 
unſerer Inſtallationsabteilung andauernd reichliche Beſchäftigung. 
Dieſer Fortſchritt iſt um ſo mehr für die geſunde Weiterentwicklung 
des Werkes bedeutſam, als das Berichtsjahr nicht hinter dem Vorjahr 
zurückgeblieben iſt, in welchem der Anſchlußwert durch die Zurechnung 
der elektriſchen Einrichtung des neuen Stadttheaters ſprunghaft in die 
Höhe ging. Die Zahl der Abnehmer hat ſich um 46 9% erhöht, und 
der Anſchlußwert iſt um 31 9% gewachſen. Die an unſere Anſchluß— 
nehmer nutzbar abgegebenen Kilowattſtunden haben ſich um 50 9% 
vermehrt. Dieſe Zunahme verteilt ſich im gleichen Verhältnis auf Licht 
und Kraft. Auch die Anzahl der angeſchloſſenen Motore iſt wiederum 
erheblich geſtiegen, ſie hat ſich um 50 % vergrößert, und für das neue 
Jahr liegen auch wieder mehrere Neuanmeldungen größerer Kraft— 
anlagen vor. Die nachſtehenden Zuſammenſtellungen ergeben das Nähere 
über die Entwicklung des Licht- und Kraftunternehmens. 


III. Betriebsnachweis. 


Kilor Davon In 
Kilowattſtd. erzeugt e 
Kohlen⸗Verbrauch für x gegeb. für| der 
Jahr nsgeſamt gn und hangen 
. ; Licht und raft ilowatt⸗ 
Fahrdienſt tund 
t N Kraft Kilowattſtd. 5 


1902 1 226,57 22 162,66 259 222 115 5170374 739 71238 62 
1903 1 209,71 |17 047,09|252 360 128 430 | 380 790 | 93 706 73 
1904 1 253,73 17 209,94 1255 722 158 094413 817129 863 82 
1905 1316,48 18 605,16264 150 248 693512 843192 960 78 
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IV. Anſchluß nachweis. 


Jahr] Zähler Abnehmer Glühlamp. Bogen: | Mo- | Kilowatt - Wert 
| lampen toren | insgef. | + 
1902 95 87 13 %, | 2220 66 23 | 252,1 | 22%, 


1903| 140 | 127 46 9% | 3000 83 | 47 | 331,6 32 9% 
1904| 172 | 151 19 % | 4609 | 103 | 76 [5045 | 51% 
1905| 260 | 220 | 46 % | 6006 | 123 [113 659,0 | 31% 


V. Stromabgabe. 


Verſtauſte Kilowattſtunden für Mark Einnahmen für 


Jahr 


2er Licht | Kraft | öff. Bel. Zuſammen“)] Licht | Kraft Zuſammen 

1902| 37 710 21 341 1600 60 651 | 22 775 3 600 26 375 

1903] 49 490 32 630 | 1433 83 553 | 29 827 5921 | 35 748 

1904| 62128 | 53 605 | 1394 117 128 | 32 037 9648 41 685 

1905 | 95 164 78 909 1394 175467 | 43 740 14 144 | 57 884 
) Ohne den Eigenverbrauch. 


Die maſchinellen Einrichtungen des Werks haben ſich nicht ver— 
ändert. Für das Keſſelhaus wurde ein ſelbſttätiger Rauchgasprüfer 
angeſchafft. Für die mit ſehr kurzem Riemenzug betriebenen Puffer— 
Dynamos wurden Riemenſpannrollen mit Kugellauf-Lager konſtruiert. 
Infolge der geſteigerten Stromabgabe wurden die Hauptzähler und 
die Stromabgabe-Amperemeter verſtärkt. Das Leitungsnetz iſt ebenfalls 
wieder erweitert worden. Unterirdiſch wurden neu angeſchloſſen: die 
Coppernicusſtraße und Grabenſtraße bis zur Reichsbank, kurze Strecken 
am Neuſtädtiſchen Markt und in der Brückenſtraße. Am Altſtädtiſchen 
Markt wurde ein neuer Verteilungskaſten eingebaut und auf der Süd— 
ſeite bis zum Artushof Kabel verlegt. In der Neuſtadt wurde die 
Albrechtſtraße angeſchloſſen. Oberirdiſch wurde eine neue Strecke in 
Mocker von der Lindenſtraße durch die Spritſtraße zur Zentral-Molkerei 
in der Wilhelmſtraße, dann in Thorn die Parkſtraße und eine Ver— 
ſtärkung der Leitung für die Bromberger-Vorſtadt neu verlegt. Die 
Freileitungs-Holzmaſten mußten zum Teil ausgewechſelt oder angeſchuht 
werden. Im Inſtallationsgeſchäft wurde ein um 47 9% größerer Um— 
ſatz erzielt. An größeren Anlagen wurden die Zentral-Molkerei und 
das neue Reichsbankgebäude von uns eingerichtet. 


1616(1(—— — — . ———— 
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Der Überſchuß aus dem Gejamtbetrieb beträgt laut der Gewinn: 
und Verluſtrechnung 81 270,09 Mk. Er hat ſich gegen das Vorjahr 
um 32 ½ % erhöht, d. i. um 19850,94 Mk. 


Überweiſung an die Erneuerungs- Rücklage. . . 18 000,00 „ 
An die geſetzliche Rücklage: 81 270,09 Mk. 
abzüglich 30 500,00 „ 
5 % von 50 770,09 Mk.. 2538,50 Mk, 
40% Dividende auf das Aktienkapital von 1200000 Mk. 48 000,00 „ 
Übertrag auf neue Rechnung... 5 231,59 „ 
Sate t wie oben 81 270,09 Mk. 


Nachſtehende Daten über den Betrieb der Stadtbahn Brieſen Stadtbahn 
entnehmen wir dem Verwaltungsbericht des Kreisausſchuſſes zu Briefen: Briefen. 
„Die am 1. April 1898 dem öffentlichen Verkehr übergebene 
Stadtbahn Brieſen hat ſich in ihrem 7. Betriebsjahr ganz beſonders 
günſtig entwickelt. 


In der Betriebsführung ſelbſt iſt in dem Geſchäftsjahr 1904/05 
eine Anderung nicht eingetreten. Der Verkehr iſt aber erheblich ge— 
ſtiegen und vollzieht ſich auch weiter in fortgeſetzter Steigerung, und 
wenn auch bis jetzt die Betriebsmittel und Bahnhofsanlagen genügt 
haben, ſo wird doch in einiger Zeit auf eine Erweiterung der letzteren, 
namentlich der Ladegleiſe Bedacht genommen werden müſſen. 


An Einnahmen ſind im Berichtsjahr ae 

a) im Perſonenverker. .. e 1.1088,10 SU 

ee ene 5,4... DETIBIN, 

c) an ſonſtigen Einnahmen . . .... 706,31 „ 
zuſammen 42456,51 Mk. 

dieſen Einnahmen ſteht eine Geſamt— 

ausgabe an a gegen⸗ | 
über von . . 22 759,18 Mk. ö 


jo daß ein Überſchuß verbleibt von .. 19697,33 Mk. 
Im Jahre 1904 betrugen die Einnahmen 36542,56 Mk. 
i u OT 7 | 


der Überihuß ao. 2 u... 13 794,04 Mk. 


Die Einnahmen aus dem Perſonenverkehr een ſich wie folgt 
zuſammen: 


Wir ſchlagen die folgende Aufteilung des Überſchuſſes vor: 
Überweiſung an die Tilgungs- Rücklage. . 12 500,00 Mk, 
' 
* 


—— — — — — 


Beför derte Perſonen 5 Hunde] Gepäck 
= 2 [Summe 3 
Einfache IL Kl.] Einfache III. Kl. 3 a k 41 — Militärfahrſch ES 3 Der a 
Monat 5 | en z 5 Bi 255 Ein⸗ 5 Ein⸗ 85 Ein⸗ Summa 
ei: Ein- =: Ein- 25] ein E 8 em. |@ 8 Ein- S8. en nah⸗ = nahme 
nahme. es nahme [SS /nanme | Ses nahme Ses nahme ß me 
gel sel e e 18 5 s 
Ma K S ale In a N MA Aal Mm A 
| | | | | | 
1904 April 631189 3055491109 80 240) 18 — 711 34.800263] 26 3017394 1878 20 2 — 20 639 63 90 144230 
Mai 618 185 40 574911149 801120) 9—| 673 3 255] 2550741501398 10/13 130 732 7320 147260 
Juni 584175 2005592 1118400 —1——1 532 21660 2700 27 — 697801342 200 100 1— 1799 799011423110 
Juli 7130213090 591001182 —-1200 9 — 360 135003400 34 — 7443/1452 40015 150 708 70800152470 
Auguſtſ533159 9005302 1060 400 600 4501180 en 196] 1960[7271 1298 20 16) 160646 64,60 136440 
Sept. 528158 405568 111360] 60] 450] 360 nn 132] 13206648[1301,70| 13] 13006191 61901364 90 
Oktob. 669 200 700606 101212200 60] 450/1290 59 90 188] 1808082681496 10] 12] 1204897 89 70 1587 — 
Novb. 5540166 20ʃ5655[1131— 60] 450) 786 3780 184] 1840072391357 900 5 — 500746 746001433 — 
Dez. 525157 50152151043 — 60] 4150| 380 1710 266] 2660ʃ6446(1248 700 11] 1100483] 480300129810 
1905 Jan. 6581974004888 977,60] 180] 135001756 82170 176] 1760765861288 80 4]—140/666| 66 6011355,80 
Febr. 6381914004855 971 — 60 450 8360631 — 1164] 1640655301214 30 3— 306 160 6160127620 
März 813243 90 5502 1100 40 240] 18 — 720 36.— 216] 2160749101419 900 9]— 900692] 69 2001490 — 
Summa [7464| 223920165846 (13 169 20 1260| 945019584 428 60 2650| 265 — 86 804] 16 100 50 113 | 7.30] 82431824130] 17.032 10 
| | | | 
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An Gütern ſind befördert: 


Monat Stücgut 1 Stüdgut en 
To. To. 

1904 April 37 877 118 2165 
Mai 39 684 133 2593 
Juni 45 656 135 2325 
Juli 36 452 | 156 | 3129 
Auguſt 35 823 150 3476 
September 59 393 164 3643 
Oktober 48 470 165 2702 
November 43 1557 161 2731 
Dezember 43 1364 105 2405 

1905 Januar 34 1045 103 2761 
Februar 32 1297 116 2962 
März 48 1214 185. 3055 

Summa | 499 |10832 | 1691 33947 
Geſamt-Verkehr: Direkter Verſand 11331 To. 


Direkter Verſand Direkter Empfang 


„ Empfang 35638 „ 
Summa 46969 To. 


Die 
10 


Die beförderten Güter ſetzen ſich in Tonnen wie folgt zuſammen: 


eee eee Beförderte Maſſengüter 


Dienſtgut Zahl 
m der zurück⸗ =] 
Monat Ei und 88 2 8 un e Be E | | E 
EES a onnenn 8 8 S = = 
ua 8 gejamt | Kilometer $ 5 2 8 28 2 = 5 S = 
üdgut 238 a ee a = ri S 2 | 
8 GSS GSG & S 
| . Bl 
1904 April | 155 | 3042 | 3197 102 203 242 1010 15 909 574 al — — | 
Mai 172 3277 3449 — 493 482 64 62 786 558 56 — | 
Juni 180 2981 3161 10 185 492 75 17 771 703111. — 8 
Juli 192 3581 3773 128 286 569 — 380 792 783.1222. — | 
Auguſt 185 4299 4484 160 531 285 — 369 298 11531111] —| — 
September 223 | 4036 4259 220 860 477 — 1399 242 918 78 — — 
Oktober 213 3172 3385 — 757 411198 631) 511 1003 121 168| — 
November | 204 | 4289 | 4493 — 602 292330 749 338 926 46 285/185 
Dezember | 148 3768 3916 131| 521 455137 234 316, 1031 10 700255 
1905 Januar 137 3806 3943 100 693 507 — 58 848 13621154 — — 
Februar 148 4259 4407 135 460 406 15 6271173 915 36 * 
März 233 4269 4502 A ee ET 229 404 306 17 466) 954 652 78 — — 
Zuſammen] 2190 44779 46969 — Jufammen | 2190 44779 46900 [ 3,280 12150005 4924 9575007 7938 10578]965]523]440 3,280 [121506005 49249375007 7938 10578 96505230440 


— 154 058,320 
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Die Einnahme aus dem Güterverkehr ſetzt ſich, wie folgt, zuſammen: 
—— —ñ—6—ÿ— — — - 
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1904 April 43080 

Mai 45195 

| Juni 448045 
| Juli 483 90 
Auguſt 456.45 

September 565 70 

Oktober 531040 

November 524/25 

Dezember 419.60 

1905 Januar 361095 

Februar 41595 

März 630.10 


Einnahmen im Güterverkehr 


Monat Eil und] Wagen- 
Stückgut] ladungen 


* 
1206 60 
1259 30 
1189/05 
1456 20 
1756.95 
193185 
1733 

163545 
1405 10 
139720 
1597.60 
1605,60 


Fracht 


für 


Sonſtige 


Ein⸗ 


Poſtgut nahmen 


NM -\d 


81/25 


M 0 
38 80 
4340 
49120 


3265 
30.20 


50 00 
22.20 
43,90 
42,35 
52.10 


Summe 


AM 4 
1676,20 
1754.65 
1768 20 
1972/75 
2243,60 
2602,35 
2312140 
2210/30 
1928015 
1803.05 
2055 90 
236905 


Zuſammen | 572050 18173 90 32550 470701 24696 60 

A. Die Abrechnung mit der Oſtdeutſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft 

über die Einnahmen und Ausgaben der Stadtbahn Brieſen für das 
Berichtsjahr geſtaltet ſich wie folgt: 


Die Einnahmen betrugen 
Die Ausgaben betrugen 


Hiervon ab: 


2 


424 
227 


56,51 ME. 
591 


Mithin Überſchuß 19697,33 Mk. 


a) der Oſtdeutſchen Eiſenbahn— 
Geſellſchaft für die Betriebs— 


leitung 10 % . 


b) zum Erneuerungsfonds laut 


Regulativ 


1969,73 Mk. 


2043,60 


c) für Auslagen aus dem Er— 


neuerungsfonds 


d) für die Verzinſung und Til- 
gung des Anlagekapitals 
3½ + ½ % = 4% von 


17931 


I 


7 


198000 Mk. — 7920,00 Mk. 121 
Mithin bleiben verfügbar 


12,64 Mk. 


7584,69 Mk. 


10* 
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Von dieſer Summe erhält der Kreis für das zu— 
rückgezahlte Kapital von 43 173,32 Mk. N 4 0 | 
Zins- und Tilgungsquote mit . N 6,76 Mk. | 


1 726 
bleiben 5857,93 Mk. 
Davon ſtehen zu: 
a) der Oſtdeutſchen Eiſenbahn— 
Geſellſchaft 5a = . 2440,73 Mk. 
b) dem Kreiſe Briefen ¼ 2 = 3417,08 „ 
Wie vor 5857,76 Mk. 
B. Dem Staate gegenüber, welcher dem Kreiſe zu dem Bau der 
Stadtbahn eine Staatsbeihilfe von 49500 Mk. = ¼ des urjprüng- ! 
lichen Anlagekapitals von 198000 Mk. gewährt hat und hierfür ver- 


tragsmäßig einen Anteil an den Überſchüſſen erhält, ſtellt ſich die 
Abrechnung wie folgt: 


hmnahme wie v oer. ger e 
b) Ausgabe wie vor Ye REN 
Überſchuß 19697,33 Mk. 
Hiervon ab: | 
a) 10 % der Oſtdeutſchen 
Eiſenbahn-Geſellſchaft .. 1969,73 Mk. 
b) zum Erneuerungsfonds laut 
Regulatiza . . 2043,60 Mk. 4013,33 Mk. 


bleiben 15 684,00 Mk. 


Dieſer Überſchuß iſt erzielt worden von einem Anlagekapital von 
241 173,32 Mark. 


Von dem Gewinnüberſchuß von 15 684,00 Mk. entfallen: 
a) auf das urſprüngliche An— 


lagekapital von. . . 198 000,00 Mk. = 12876,35 Mk. 
b) auf das weitere Anlage— 
kapital von.. 43 173,32 Mk. = 2807,65 Mk. 


Wie vor 241.173,32 Mk. — 15 684,00 Mk. 
Da der Staat ſich nur mit einem Viertel des 
Anlagekapitals von 198000 Mark . ID jo er- 
hält derſelbe vertraglich J von ... .. 2876,35 Mk. 
— 3219,09 


Mithin bleiben 9657,26 Mk. 


— — — 
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Hiervon ab: 
Die Verzinſung pp. des Anlage— 


kapitals von . 198 000,00 Mk. 
nach Abzug der Staatsbei— 
hilfe von 49500,00 Mk. 
148 500,00 Mk. 
CCC 


bleiben 3717,26 Mk. 
Hiervon ab: 


½ der Betriebsführerin mit... 1858,63 Mk. 

bleiben 1858,63 Mk. 
Hiervon erhält wiederum der Staat / — . 464,66 Mk. 
während der Reſt dem Kreiſe zufällt mit. . 1393,97 Mk. 
Der Staat erhält ſonach . . 3219,09 Mk. 


+ 464,66 Mk. 
zuſammen 3683,75 Mk. 
Zur Deckung vorſtehenden Betrages von . . . 3683,75 Mk. 
ſtehen dem Kreiſe zur Verfügung: 
a) die Zinſen uſw. von 
43 173,32 Mk. zu 4 % = 1726,98 Mt. 
b) der Überſchuß aus der Ab— 
rechnung mit der O. E-G. 3417,03 Mk. 
c) die Zinſen von dem Reſt 2 
des Staatszuſchuſſes mit 
5690,40 Mk. angelegt bei der 
Kreisſparkaſſe zu 3½ % . 198,80 Mk. 5342,76 Mk. 
Mithin bleibt Gewinn des Kreiſes 1659,01 Mk. 


Der 8 5 . N eine 
Hohe von . SET TIOBZTOT AUT 


Aus dem Gefökftsherict der Kleinbahn Culmſee —Melno fürgreinbapn 
das Rechnungsjahr 1. Juli 1904 bis 30. Juni 1905 iſt folgendes zu culmſee — 
erſehen: melno. 


l. Verwaltung. 

Am 22. Oktober 1904 fand eine ordentliche General-Verſammlung 
ſtatt. Dieſelbe genehmigte für das Geſchäftsjahr 1903/04 die Bilanz 
und Gewinn- und Verluſtrechnung und nahm ſtatutengemäß eine Neu— 
wahl des Auſſichtsrats vor. 


Es wurden in den Auſſichtsrat neu- bezw. wiedergewählt. 
1. Herr Geheimer Regierungsrat von Conrad-Graudenz als Vorſitzender 
2. Landrat Volckart-Brieſen als jtellvertretender Vorſitzender 

3. „K Landeshauptmann klinze Danzig 

4. „Reg ⸗Aſſeſſor Dr. Axel v. Rappard-Marienwerder 


5. „ Landrat Höne-Culm als 
6. „K Landrat Dr. Meister-Thorn Mit⸗ 
7. „ Regierungsbaumeijter Reh- Berlin glieder. 
8. „K Oberbürgermeiſter Dr. Kersten-Thorn | 

9, „KErſter Bürgermeiſter Kühnast-Graudenz ) 


Der Auflichtsrat hat im Berichtsjahr 3 Sitzungen abgehalten und 
zwar am 14. Juli 1904 in Danzig, am 10. September und 22. Oktober 
1904 in Culmſee. Außerdem fand eine Sitzung bezw. Streckenbereiſung 
der Betriebskommiſſion am 25. Mai 1905 ſtatt. 

Im Vorſtande iſt ein Wechſel nicht eingetreten. 


ll. Bauausführung. 

Das Perſonengleis am Bahnhof Culmſee wurde verlängert, wo— 
durch für die Fahrgäſte ein bequemer Übergang von und nach dem 
Staatsbahnhof geſchaffen worden iſt. Außerdem wurden die Gleis— 
anlagen der Halteſtellen Bildſchön und Hermannsdorf den Verkehrs— 
bedürfniſſen entſprechend erweitert. 


Ill. Betrieb. 

Der Perſonenverkehr hat eine erhebliche Steigerung aufzuweijen, 
indem befördert wurden 72 831 Perſonen gegen 58 832 im Vorjahr. 
Der Güterverkehr dagegen hat gegen das Vorjahr einen Ausfall er— 
litten. Es wurden befördert 84 542 To. gegen 85 744 To. im Vorjahr. 

Die Einnahmen betrugen 130 110,01 Mk. gegen 134 631,84 Mk. 
im Vorjahr. 

Die Ausgaben betrugen 93 212,97 Mk. gegen 94 356,07 Mk. 
im Vorjahr. 

Die Ausgaben ſind hinter den vorjährigen um ca. 1100 Mk. 

zurückgeblieben. Es haben die Koſten für die Bahnunterhaltung her— 
abgemindert werden können, weil der Bahnkörper, beſonders die Dämme, 
von Jahr zu Jahr eine feſtere Lage annehmen. 

Um die Betriebsausgaben für die Folge weiter herabzumindern, 
ſoll eine neue vierte Maſchine beſchafft werden, weil bisher durch die 
Anmietung einer Maſchine und die große Inanſpruchnahme der eigenen 
Maſchinen erhebliche Koſten entſtanden. 


2 * 


— 


— = 


— ä 2 — 


2 11 
Über das dritte Geſchäftsjahr (1. Juli 1904 bis 30. Juni 1905) Kleinbahn: 
der Kleinbahn-Aktien-Geſellſchaft Thorn-Leibitſch iſt folgender Ver- Aktien- 


waltungsbericht veröffentlicht worden: 2 1 


Am 10. Dezember 1904 hat eine Sitzung des Auſſichtsrats und Leibitſch. 
die Generalverſammlung ſtattgefunden. 


An Stelle des ausgeſchiedenen Mitglieds des Aufſichtsrats Herrn 
Regierungsaſſeſſors von Halem — jetzt Landrat in Schwetz — wurde 
Herr Regierungsaſſeſſor von Rappard-Marienwerder gewählt. 


Durch Loſung ſchieden aus dem Auſſichtsrat aus: 
Herr Landrat Dr. Meister, 
„ Regierungsaſſeſſor von Rappard, 
„ Stadtrat Kriwes. 
Dieſelben wurden einſtimmig wiedergewählt. 


Die Generalverſammlung hat am 10. Dezember 1904 dem Vor— 
ſtand und dem Aufjichtsrat unter Feſtſetzung einer Dividende von 
3½ % für das am 30. Juni 1904 abgelaufene Geſchäftsjahr Ent— 
laſtung erteilt. 


Die Auszahlung der Dividende mit 16 660 Mark iſt erfolgt. 


Zu den Beſchlüſſen des Aufſichtsrats vom 10. Dezember 1904 iſt 
zu bemerken: 

1. Die Angelegenheit bezüglich des gegen die Oſtdeutſche Eiſenbahn— 
geſellſchaft zu Königsberg erhobenen Anſpruchs wegen Erſtattung 
der Koſten für Kies iſt noch nicht zur Erledigung gekommen. Die 
Sache liegt zur nochmaligen Prüfung dem Auſſichtsrat vor. 

. Die Königliche Eiſenbahndirektion hat für Rechnung der Oſtdeutſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft für den Lokomotivſchuppen in Leibitſch eine 
Waſſerkufe und eine Karrenauswaſchſpritze angeſchafft und nunmehr 
von der Herſtellung eines hochgelegenen gegen Froſt geſchützten 
Waſſerbehälters abgeſehen. 

3. Im Intereſſe der Verwaltung und der Erhaltung des Bahneigen— 
tums iſt unter Zugrundelegung der Schlußvermeſſung ein vollſtändiger 
Plan der ganzen Bahnſtrecke in 5 Abzeichnungen hergeſtellt worden. 
Beſchluß des Aufſichtsrats vom 10. Dezember 1904. 

Die Koſten hierfür betragen 442 Mark, bewilligt waren 600 Mark. 

4. Dem Beſchluß des Auſſichtsrats entſprechend, wird der Reſt des Bau— 
geldes mit den aufgelaufenen Zinſen in der Bilanz wie folgt nach— 
gewieſen: 


DD 


Aktiva 6. Kautionskonto . 5317,72 Mark 
das Sparkaſſenbuch Nr. 5104 der Spurkaſſe 
des Landkreiſes Thorn iſt bei der Königlichen 
Regierungshauptkaſſe hinterlegt. 
7. Effektenkonto 
23 000 Mark 3½ % ee en 
FF 22 797890 


ae 28 115,52 Mark 

Dieſer Betrag, die aufkommenden Zinſen und etwaige Zu— 

ſchreibungen ſollen zur Deckung der Koſten für den ſpäteren Umbau 
der Bahnhofsanlagen in Mocker Verwendung finden. 

5. Die von den Kreiſen Land und Stadt Thorn für den Erwerb des 
Grund und Bodens für die Kleinbahn Thorn — Leibitſchaufgewendeten 
Koſten betragen bis jetzt. .. „ lee ee 
hierzu der Wert der unentgeltlich überwieſenen 
Flächen von 3,08,41 ha nach dem Durchſchnittsſatze 
von 300 Mark für 25 ar berechne. 3 700,92 „ 

zuſammen 42 210,93 Mark 

Der Betrag erſcheint in der Bilanz. Nach endgültiger Abrechnung 

des Grunderwerbs wird ſich der Betrag noch um einige hundert 
Mark erhöhen. 


Nach der von der Königlichen Eiſenbahndirektion Bromberg vor— 
gelegten Betriebsrechnung für die Zeit vom 1. Juli 1904 bis 30. Juni 
1905, deren Prüfung nach den vorgelegten Belegen und den abge— 
ſchloſſenen Verträgen ſtattgefunden hat, betragen 

die Einnahmen 


a) aus dem Perſonen- und Gepäckverkehr . . 7643,32 Mark 
b) aus dem Güterverkeᷣr. 40 040,80 „ 
e) ſonſtige Einnagmmmeen . . 1456,94 „ 


zuſammen 49 141,06 Mark 
die Ausgaben: 
a) an die Staatsbahnverwaltung . 19 710,68 Mark 


b) ſonſtige Unkoſten .. 3 303,35 „ 
c) zum Rejervefonds . . . . 1 406,28 „ 
d) zum Erneuerungsfonds . . 2 954,37 „ 


e) zum Spezialreſervefonds .. 115,77 


27 490,45 Mark 
bleiben 21 650,61 Mark 


ss. JE 
hierzu kommen: 
Vortrag aus dem Vorjahre. 1054,72 „ 
c RE 943,85 „ 


Überſchuß 23 649,18 Mark. 


Es wird vorgeſchlagen: 
1. eine Dividende von 4½ % — 21 420 Mark zu gewähren, 
2. den Betrag von 1000 Mark dem Fonds für den demnächſtigen 
Umbau der Bahnhofsanlagen zu Mocker zuzuſchreiben, 
U 3. den Betrag von 1229,18 Mark für das Geſchäftsjahr 1905/06 vor- 
zutragen. 


Statiltik, | 


— 7 
’ 
Geldverkehr, 
Reichsbank. 
Der Bankzinsfuß war im Jahre 1905 
vom 1. Januar bis 9. Januar: 
5 9% für Wechſel, 6 % für Lombard Darlehne, 
vom 10. Januar bis 13. Februar: 
4 % für Wechſel, 5% für Lombard Darlehne, 
vom 14. Februar bis 24. Februar: 
3½ % für Wechſel, 4½ % für Lombard Darlehne, 
vom 25. Februar bis 10. September: 
3 9% für Wechſel, 4% für Lombard Darlehne, 
vom 11. September bis 2. Oktober: 
4 „% für Wechſel, 5 % für Lombard Darlehne, 
vom 3. Oktober bis 3. November: 
€: 5 9, für Wechſel, 6 % für Lombard Darlehne, | 
ö vom 4. November bis 10. Dezember: 
5½ % für Wechſel, 6½ % für Lombard Darlehne, i 
11. Dezember bis 31. Dezember: 


6 % für Wechſel, 7 % für Lombard Darlehne, 

im Durchſchnitt des ganzen Jahres 3,817 % für Wechſel und 4,817 % 

für Lombard-Darlehne gegen 4,222 % und 5,222 % im Vorjahr. 

Die Geſamt-Umſätze bei der Reichsbank haben im Jahre 1905 | 


= 


betragen: 
bei der Reichshauptbant . . . ... 96307 071 100 Mk. 
bei den Reichsbankanſtalten . .. 154 959 982 200 „ 


zuſammen 251 267 053 300 Mk. 
gegen 221 589 600 900 Mk. im Jahre vorher. 


Der Abſchluß der Thorner Reichsbankſtelle (mit den Unteran— 
ſtalten Culm, Culmſee, Gollub und Lautenburg) weiſt nach: 


1904: 1905: 
Giro⸗Verkehr Einnahme . . 138 720 687 Mk. 155 623 508 Mk. 
„„ „ Ausgabe 138 819716 „ 155 518 129 „ 
Giro-Übertragungen Zugang . 52 533 303 „ 57 992 333 „ 
1 5 Abgang . 46 860 740 „ 52 420 597 „ 
Platzwechſel Zugang... 26 187371 „ 28 025 418 „ 
x Abgang.. . 26146322 „ 27 367 074 „ 
Verſandwechſ el 6621534 „ 6 605 530 „ 
Einzugswechſel Zugang . ... 13 876 074 „ 13 282 777 „ 
5 Abgang 14184 188 „ 18 131 263 „ 
Lombard Darlehne ausgeliehen 3 790 900 „ 5 167 500 „ 
„ zurückgezahlt 3 828 900 „ 5 070 400 
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Der geſamte Geſchäftsumſatz der Reichsbankſtelle betrug 
401 036 900 Mk. gegen 362 031 400 Mk. im Jahre 1904. 

Norddeutſche Creditanſtalt. Aktienkapital 12 500 000 
Mark (10 000 000), Umſatz 1967 234 248 Mk. (1 490 951 710). Der 
Bruttogewinn betrug 2153040 Mk. (1625809). Der Reingewinn 
1 363 634 Mk. (926 015) und die Dividende 7 % (6½ 90). 

Culmſee'er Volksbank J. Scharwenka & Co. Aktien— 
kapital unverändert 210000 Mk. Die Reſerven betrugen Ende 1905: 
39 730 Mk. (36003), Wechſel wurden angekauft im Betrage von 
2 341 949 Mk. (2 460 132). An Depoſiten wurden eingezahlt 630 436 
Mark (537 306). Am Schluß des Jahres betrug der Depoſitenbeſtand 
520 009 Mk. (441 122), der Wechſelbeſtand 482 588 Mk. (537 585). 
Dividende 9% (8 %). 

Vorſchuß-Verein zu Thorn, e. G. m. u. H. Angekaufte 
Wechſel im Betrage von 2850085 Mk. Reingewinn 11932 Mk. 
Mitglieder-Guthaben 299 653 Mk. Dividende 6 9. Reſervefonds 
102 258 Mk. Spezial-Rejervefonds 33 505 Mk. Zahl der Mitglieder 786. 

Vorſchuß-Verein zu Culmſee, e. G. m. u. H. An⸗ 
gekaufte Wechſel im Betrage von 1415 805 Mk, eingezahlte Depoſiten 
108 262 Mk. Mitglieder-Guthaben Ende 1905: 59683 Mk. Mit⸗ 
glieder 302. Reingewinn 5 962 Mk. 

Vorſchuß-Verein zu Brieſen, e. G. m. u. H. Ange⸗ 
kaufte Wechſel im Betrage von 3359 711 Mk, eingezahlte Depoſiten 
288 933 Mk. Guthaben der Mitglieder Ende 1905: 194579 Mk. 
Reſervefonds 30 768 Mk., Spezial-Reſevefonds 7857 Mk. Mitglieder- 
zahl am Ende des Jahres 506. Dividende 6 9%. 


Volksbank zu Schönſee, e. G. m. u. H. Mitglieder 
anteile 19659 Mk. Depoſitenbeſtand 316547 Mk. Wechſelbeſtand 
235 494 Mk. Reinertrag 2541 Mk. Dividende 10 %. 

Spar- und Vorſchuß-Verein zu Strasburg Weitpr, 
e. G. m. u. H. Depoſitenbeſtand 284 710 Mk. Wechſelbeſtand 371 176 
Mark. Mitglieder-Guthaben 47 414 Mk. Gewinn 7741 Mk. Mit- 
gliederbeſtand Ende 1905: 330. 

Vorſchuß-Verein zu Neumark, e. G. m. u. H. Um⸗ 
ſatz 32 542 812 Mk. Angekaufte Wechſel im Betrage von 2520 882 
Mark. Guthaben der Mitglieder 475 121 Mk. Reſervefonds 139 243 
Mark. Reingewinn 40584 Mk. Dividende 6 /. Mitgliederzahl 
Ende 1905: 531. 


Sparkaſſen im Jahre 1905. 


—— —— —— ͥ ͥ — — — — —'— ͥ ꝓ́ãi—l — — —— —I—y[m. — 
2 Eingezahlte ückge⸗ X 
Städtiſche Sparkaſſen . zahlte Spor. er Enlagen ann 
zu 1905 einlagen 1905] Ende 1905 bücher 
M NM M Ende 1905 
Thorn 2 262 794,— | 1 964 343,— | 5 853 201,— 10 391 
Culm 576 042, 540 075, — 652 006, — 1.056 
Briejen 599 061,— 614 142,- 1 409 322, — 1 808 
Kreis-Sparſtaſſen 
zu 
Thorn 1 227 086,— | 1 063 175, — | 1 882 885, — 4404 
Culm 1911184, — | 1 671 728,- 3 954 956, 5410 
Briefen 884 986,— | 750 894,—| 1 810 571,-— 2258 


Strasburg 790 221,— 555 621,—| 2 588 032, 3205 
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Uachweiſung 


über den Umfang des Telegrammverkehrs bei den in den Kreiſen 
et Stadt und Land, Culm, Brieſen, Strasburg und Löbau ge— 
legenen Poſt- und Telegraphenanſtalten. 


Telegramme Telegramme 
Name der Anſtalt auf- ange Name der Anſtalt aufe | ange 
gegeben | kommen gegeben kommen 
St. St. St. St. 
Poſtämter l. Poſtagenturen. 
5 (Weſtpr.) ee Sen Blotto (Kr. Culm) 70 272 
Culmſee 7202 | 7307 Soden . 
Strasburg (Wpr.) 6850 | 6292 Kol ie B inst 105 101 
Thorn 2 (Bahnhof) 10441 3982 Eil nie B. "2 3 8 80 
Thorn 3 (Zweigſtelle) 3987 — N ( 10 f anzig) 993 320 
Thorn (Schießplatz) 1198| 942 eaten it 1 
Deutſch-Brzozie 81 152 
Poſtämter II. Elgiszewo 36 | 59 
6 0 
Goßlershauſen (Wpr.) 35140 1946 Denon, a 1 1 05 
Laut enburg (Wpr.) 3856 | 3442 [ Gelens 215 | 210 
Löbau (Mpr.) 4128| 3259 || Großkruſchin 194 | 268 
Neumark (Wpr.) 4135 4183 0 119 259 
= Gramtſchen (Wpr.) 198 | 210 
Poſtämter II. Heimſoot (Kr. Thorn) 403 544 
Biſchofswerder (Wpr.) 2 | 573 169 [ Hermansruhe 114 147 
Damerau (Kr. Culm) 641 471 er. Stranung aur g 
Gollub 2741 2452 Hofleben (Kr. Briefen Wpr.) 211 284 
Gorzno 435 461 a 1 = 
0 er rr auern 68 | 21 
Son N 18% 586 Rielpin (Ar. Lobau Wpr)| 91 | 141 
Konojad (Wpr.) 445 337 Kleinczyſte 291 10 
Kornatowo (Kr. Culm) [1110 865 Kleintrebis 199334 
Leibitſch 413 516 Kgl. Neudorf (Wpr.) 161 262 
Mocker (Wpr.) 1231| 2232 Jokotzko 2 
Montowo (Kr. Löbau) 880 579 ( Lipnitzn (Bz. Danzig) 183 354 
Naymowo 291 455 Lippinken ei 
Ottlotſchin 2874 691 Liſſewo 100 7 
Podgorz 3480 5315 Lonkorsz 2 
Schönsee (Wpr.) I 2106 1920 Lulkau 273 | 289 
Schönſee (Wpr.) 2 998 | 478 Malken (Wpr.) 108 | 185 
Tauer (Wpr.) 605 623 ee a, 1 1 
x 846 roczuo (Wpr. 2 
Unislaw (Kr. Culm) 846 680 Nee 105 Won 222 96 
3 A euhof (Bz. Danzig) 97 | 201 
Telegraphenämter |. Neuzielun 328454 
Thorn 60031 | 61067 ||| Niezywienc 137 | 120 
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Telegramme Telegramme 
Name der Anſtalt aufe ange⸗ Name der Anſtalt auf- ange⸗ 
gegeben kommen | gegeben | kommen 
St. St. 9 
| 
Ditaszewo (Kr. Thorn) 372 438 Blandau 87 103 
Oſtaszewo (Kr. Löbau) 56 133 Broſowo 41 96 
Oſterbitz (Kr. Brieſen) 157 201 Colmansfeld 3 4 
Oſtrowitt (Kr. Löbau) 410 469 ||| Dombrowken (Bz. Dzg.) 61 53 
Penſau (Kr. Thorn) 293 262 [ Goral 34 61 
Pfeilsdorf (Culmerland) 350 442 Griebenau 36 51 
Plutowo (Kr. Culm) 216 | 122 [ Groß Lunau 62 137 
Podwitz (Kr. Culm) 113194 ||| Groß Orſichau 53 89 
Pokrzydowo 187 159 Groß Plowenz 156 | 269 
Polniſch-Brzozie 148 | 195 Groß Wallitz 39 59 
Radosk 396 | 412 Hohened 121 112 
Rentſchkau 281 472 Kalduneck 15 27 
Nheinsberg (Kr. Briefen ®pr.) | 232 404 Kaldus 42 83 
Roſenthal (Bz. Danzig) 151 | 397 Kazanitz 42 46 
Roßgarten 158 255 Kie wo 53 46 
Rumian 179 260 Neugut 42 126 
Scharneſe 110 139 Nußdorf (Wpr.) 30 54 
Schillno (Kr. Thorn) 215 200 ( Rybno 78 175 
Schöneich (Wpr.) 92116 Schönſee (Kr. Kulm) 19 45 
Schönwalde (Kr. Thorn) 70 117 Siegfriedsdorf 32 132 
Schwarzenau (Wpr.) 286 378 Villiſaß 22 57 
Schwirſen (Wpr.) 248 507 Wawerwitz 68 207 
Siemon 141 268 2 
Starlin 115 229 [ Telegraphenhilſſtellen. 
Stephansdorf (Wpr.) 107 276 ] Forſterei Adl. Brinst*) 4 4 
Swierzynko 117 121 Eichhorit*) 2 2 
Szezuka 171 4% [„ Grünheide“) 81:24 
Thorniſch Papau (Wpr.) | 160. |. 172 „ Heydekrug“) 3 4 
Watterowo 127 140 „ Kienheide ) 3 2 
9 (Wpr.) 315 | 190 ” —_ Kloniowo*) 3 4 
Wrotz 289 362 nn N 5 5 
Wrotzlawken (Kr. Thorn) | 379 630 e (Jr 0 a 
Zajonskowo 108 | 76 Forſterei Rehberg“) = — 
Ibiczno 80 | 118 Rudak 14 48 
Zielen (Kr. Brieſen Wpr.)] 104 188 Sarnau 41 | 185 
Zlotterie (Kr. Thorn) 89 | 119 [ Schloſſau (Kr. Strasburg | 106 | 119 
i Wpr.) 
Poſthilſſtellen mit ; SCH N au 
Telegraphenbetrieb. Steiuau (Kr. Thorn) 30 55 
Bahrendorf 75 105⁵ 


) am 4. 11. 1905 eröffnet. 


Verkehr bei den hauptſächlichen Poſtämtern des Handelskammerbezirks. 


* - 
Briefjendungen Pakete ohne | Pakete mit Wertangabe | Briefe kei mit Nachnahme⸗ 
Poſtamt Wertangabe Eingegangen Aufgegeben Eingegangen Aufgegeben Pakete 
Eingeg. Aufgegeb. Eingeg. Aufgegeb. | * \ Wertbetr. | Wertbetr. Wertbetr. 9 Aufgegeb. 
St.. 6. | St. St. St. el. St. St. 4 St. | St. 
Thorn 1 5986188 4558502 312144 147431 4309 — 15511 — 11073 — 6840 — 401 280 — 
Thorn 2 285064 419172 40811 14053 128 55 — | 214 — 227 576 960 
Mocker 255424 213564 10391 4842 69 30700 33 52800 335 | 670000 163 | 1833 375 1600 104 
Podgorz 450360 180960 9407 6863 280 | 706960 | 14 | 96500 1221 6050730 632 760350 | 604 820 
Eulmjee 771292 573824 43826 21660 ET 289 — 1231 — 2185 — 4600 — 
Culm 902850 695604 68372 34616 397 1368588 285 5615400 2029 2591212 1571 1813292 12959“) — 
Brieſen 612984 531908 49497 | 304 == 217 | — 1908 | 2857 — 11352 — 
Gollub 438516 369512 25134 12106 163 120400 251 340200 1139 1609885 1261 1820600 6412) — 
Neumark 391768 328259 30981 15362 225. — 176 |. — 1189 — 1832 — 8245) — 
Löbau 318136 345644 31522 17271 1111 | 139 | — 976 — | 1285 — 8172) — 
Strasburg 851344 824382 58021 30673 413 78400 | 430 — 2018 ' 4942132 2361 — 4132 | 988 
2 Lautenburg | 246610) 246168 23004| 11113 170 79400 194 | 428609 1263 | 2327897 | 1459 |2712548 | 2094 | 176 
— *) Nachnahmepakete und Nachnahmebriefſendungen. 
8 2 e f ir | Mit der 
eigenen ee keene, | dee, | getimpenummem | "or 
Poſtamt 5 9 1 3 4 Eingegangen Eingezahlte Ausgezahlte abgereiſte 
Egges. ulgene. Eingeg. Aufgsge 2 * 4 bete 80 * Eingeg. Abgeſandt Perſonen 
Thorn 1 — — — — 4536 — 174319 N 171353 | 9434144 | 1047306 2977928 | 
Thorn 2 1626 | 120 — — 136 -- 15153 645945 22038 530730 117000 — — 
Mocker 2800 728 93288 5096 302 42172 9500 346471 11453 | 392966 50284 — — 
Podgorz 1902 280 502070 76320 179 69210 8486 505455 6776 399576 12720 9250 — 
Culmſee 6274 — — — 1221 — 47385 3234427 26490 1044113 406116 9317 — 
Culm — — | — 1415 = 60812| — 43985 563108 | 151216 | 1094 
Brieſen — — — — 2072 —— 49273 3740518 23857 1627115 3 366444 100380 | — 
Gollub — — 151710 — 747 113920 20083 1291639 10863 630051 | 124176 | — 
Neumark 1135 — 33721 2405343 17350 1079201 177398 | 64662 — 
Löbau — — | — — 1413 — 32454 2496720 22549 773108 220662 12090 — 
Strasburg 12220 13572 388856 61828 2227 503046 53412 4049625 34579 1476018 398450 | 48830 | — 
Lautenburg | 4029 2607 186730 15760 758 147563 26275 1994615 12211 825052 168948 8072 52 


Verkehr auf der Weichſel. 
Im Jahre 1905 haben Thorn paſſiert: 
1. Von Rußland ſtromab: 


640 beladene Kähne .. gegen 509 im Vorjahre. 


54 leere Kähne 8 82 
10 beladene Güterdampfer TIER 9 
104 Schleppdampferr 121 
— Perſonendampfer 1 
RD eiten 7 1499 


2. Nach Rußland ſtromauf: 

406 beladene Kähne . .. gegen 374 i 
143 leere Kähne 3 123 
g beladene Güterdampfer r 12 

2 leere Güterdampfſer — 

86 Schep dampfte 102 
3 Perſonendampfſrrr 3 


3. Aus dem Inlande ſtromab: 

ee hne gegen 197 i 
103 leere Kähne . . . u 150 
147 beladene Güterdampfer er 96 
24 leere Güterdampfeee . 13 
36 Schhleppdampfer . . . 2... 33 
r 15 


4. Aus dem Inlande ſtromauf: 
150 beladene Kähne . gegen 137 i 
54 leere Kähne N 


180 beladene Güterdampfer 
3 leere Güterdampfer . 

33 Schleppdampfer . f 7 5 

4659 Waſſerfahrzeuge inkl. Holztraften . gegen 3668 im Vorjahre. 


Von . ſind in Thorn 
ganz 3 ſtromab: 


Zucker N „ 5565 Kähne 7 Dampfer. 
Zucker und Mehl 3 i a — 3 
o RA 8 1 5 
Weizen r e — 7 
Roggen und Weizen en e . — 1 
Gerte . 9.52 1 5 
Gerſte, Roggen und Weizen 1 5 — 5 
Gerſte und Zucker. a W = 5 
Mehl, Zucker und Ratofelmeht 1 75 -- re 
Melaſſe - ac 2 5 = 5 
Mehl und Kactofehnegt RR > R 
Mehl e 8 8 
Kartoffelmehl re AR . 5 
Hafer und Erbjen . 1 5 — 5 
Wein und Mehl b | 5 
Mehl und Faßdauben I, B 
Erbſen . . 8 er 
Hafer und Gerſte . 2 275 — 5 
Olkuchen 332 1 5 7 
Rundjtämme . . 5 
Branntwein und Eiſen . | 5 55 
.. ĩ ᷣͤ NS 352216 — 6 
N n — 5 
Feld⸗ und Rundſteine et rd N. 
iet ĩͤ 8 1 5 — 5 
Fh air Ba nal 1 = 5 
Biene d N - 5 
Bretter und Metall i h - 5 
eee Güter 190 88 5 
ccc 2 1 
. o 4 — 5 
en A N - 4 
lt FV 9 A 
501 und Gerſte 1 3 — 5 
Hülſenfrüchte und Mehl! 1 u 
Mehl und Branntwein. — „ 1 5 
Zucker und Branntwein ER, | 7 
ee RE Re rg 1 5 


— * 
VVV 9 & 
ar Bonnie. TVT 5 7 
e , 1 15 
„ Branntwein und altes Eiſen. — „ 4 7 
ole en 3 1 5 
„ Weizen, Wein und Eiſenwaren 3 1 T 
r 1 5 
„ Zucker und Ol. e 2 N 
„ Gerſte und Kartoffelmehl „ 1 N 
CCC 1 5 
i Pernrbetetes Gen uns 5 15 
F N. 1 5 
„ Mehl und Felle 2521. | A 
197 Kähne 147 Dampfer. 
2. ganz befrachtet ſtromauf: 
mit Roggen .. 5 8 Kähne — Dampfer. 
„ Häute und duch ohol 8 B — 5 
„ a We HE = 5 
rr a ET FR 1 1 — 1 
c S  | ie ar — 5 
TCC 1 x — 0 
ccc 8 = 4 
raue eg N, 0 oe 1 5 
„ verſchiedene Güter . Der 2 5 


38 Kähne 3 Dampfer. 
3. ganz ER ſtromauf: 


mit Pflaſterſteinen .. 36 Kähne 14 Dampfer. 
„ Heringe ; EP ir 1 5 
I Salz 8 ” I 77 
„ Eiſenwaren und Pflaſterſteine Ä 4 1 5 
„ Pflaſterſteine und Wein . 1 2 5 
„ Eiſenwaren . BEER 2 1 5 
„ Mühlenfabrikate und Sone 1 1 a 
5 5 R 1 N 
„ Eiſen und Roheifen EN er REINE 1 5 
PC — 7 
„ EN — h 
27 se SS N a > — 5 
„ RNoheiſen . 1 5 — 55 


* „ Heringe und Häute . „ 


mit Eiſen 

Ne 

Maiskuchenmehl 

Mais : 5 

verſchiedene Güter . 15 4 
150 Nähne 180 Dampfer. 

4. ganz er ſtromab: 
1 g . . 171 Kähne Dampfer. 
Kleie und lungen 4 
Steine r 
Faſchinen . : 
Gerſte und Kleie 
Rübkuchen 3 
Kleie, Olkuchen und Gerſte 
R a 
Weizen und Gerſte 
Därme und verſchiedene Güter 
Brennholz d 
Bretter . 
Weiden i 
Weizen und Roggen 4 ; 
Roggenkleie und Re : 
Gerſte . : 
Roggen 
Erbſen und Kleie 5 
Roggen und Gerſte 0 
Weizen, Gerſte und Erbſen. 
Weizen, Gerſte, Erbſen und Lupinen 
Roggen, Weizen und W 
Umzugsgut 
Kaviar . 
Därme . 
PP Re AR REN 17.» 
verſchiedene Güter og in 
288 Kähne Dampfer. 


oo 


4 
2 
1 
1 
4 
3 
1 
1 
2 
1 
1 

1 

8 
7 
1 

1 
1 

1 
0 
1 
1 


Nachweiſung 


der im Jahre 1905 in Thorn auf der Weichſel eingegangenen und 


verladenen Güter. 


Bezeichnung der Güter. 


A. Eingang. 


dg a 
Salpeter, Salz und Schwefelſäure 
. Roh: und Brucheiſen i 

. Berarbeitetes Eiſen aller Art 

. Zement, Traß und Kalt 
. Erde, Lehm, Sand, Kies und Kreide . 
5 Andere Erze . 
Flachs, Hanf, Hede und Werg a 
Weizen und Spelz 

. Roggen . 

Hafer 

. Gerite ; . 
Anderes Getreide und alen füge 8 
Dat: 
. Objt, friſches und ‚geltodnetes 

. Ölas und Glaswaren . . 

Häute, Felle, Leder und behwer 
Weiche Schnittware . BER 
Weiche Brennholzſcheite. 

. Reilig und Faſchinen 

21. 
. Holzwaren und Möbel 


Faſtage, Fäſſer, Kiſten und Säcke 


Zu Berg. 


Tonnen 
ä 1000 Kilogr 


169,69 
1,65 
340,— 
1722,30 
0,24 
80,83 
18,48 
13,36 
54,86 
425,29 
0,29 
0,10 
342,68 
2,40 
52,75 
45,29 


120,94 
44,29 


Zu Cal. 


Tonnen 


ä 1000 Kilogr. 


2174,66 
951,41 
30,64 
1019,69 
72,93 


nn —— 


EU * 
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Bezeichnung der Güter. 


23. Inſtrumente, . und RR 19,55 
r . 15,32 
e Wanntweiun n 43,49 
M . 508,32 
27. Heringe und Fiche e 
28. Mehl und 8 e e 
20% Melliss EEE ER 483,76 
as 1 162,48 
31. Kaffee, Kaffeeſurrogate und A 2 15 262,80 
32. Zucker, Melaſſe und Syru ß. . | 1145,10 
33. Fette, Ole und Fette 1157,36 
34. Petroleum uud andere Mineralöle 279 346,56 
35. Weine, Steine und Steinwaren . | 5706,56 
/ ͤ ir Salze 
oss | 110,— 
38. Teer, Pech, Harze aller Art, Asphalt. . 70,30 
39. Mauerſteine und Flieſen aus Ton, Dach— 
ziegel und Tonröhren: . 65,85 
40. Wolle, roh . - . 29,68 
41. Alle ſonſtigen Gegenſtände n 
Insgeſamt [26823,67 
B. Abgang. 
eie ©. u 2 ee. 20,32 
2. Roheiſen und Brucheiſen — 
3. Verarbeitetes Eiſen aller At — 
4. Erde, Lehm, Sand, Kies und Kreide .. — 
F ( Re — 


Weine 22 De — 
igen J 114697 
e a a „ale — 
Gerſte * — 
Anderes Getreide und Sütfenfeite ee — 
Narto fen 3 — 
2. Glas und Glaswaren — 


Zu Berg. 


Tonnen 
à 1000 Kilogr. 


Zu Tal. 


Tonnen 
à 1000 Kilogr. 


3,26 


14842,49 


3,29 
3229,41 
25532,12 


281,35 
118,95 
2926,99 
136,85 
428,07 
554,26 
881,65 
931,42 
364,29 
0,70 
6,11 


Bezeichnung der Güter. e 
Tonnen Tonnen 
A 1000 Kilogr. | à 1000 Kilogr. 
13. Häute, Leder, Felle und 1 Bean 43,84 20,51 
14. Harte Stämme N ER — 141,.— 
1 Weihe Sümmmeee er — 150,— 
16. Weiche Schhnittware . . . 2.» — 1267,95 
17. Reiſig und Faſchinen .. ER - 200, — 
18. Faſtage, Fäſſer, Kiſten und Säde BER — 1833 
19. Holzwaren und Möbel . = 3,50 
20. Inſtrumente, 9 und wat 12,72 2,50 
21. Branntwein x — 1118,89 
22. Wen „ a = 64,78 
23. Heringe aud) Fiſche 5% EIERN 210,— 2,92 
24. Mehl und Mühfenfabritate BEER > 55,— | 6977,73 
25. Neis EEE 27,81 — 
26. Kaffee, Raffeefurrogate und Kakao BR — 0,16 
27. Zucker, Melaſſe und Syrup . . . . . — 16530,94 
28. Fette, Ole und Fette 833 14,58 208,54 
29. Petroleum und andere Mineralöle * — 156,58 
30. Steine und Stein waren . 1,78 | 1187,70 
ö nn = 
32. Role a .ä 2 210,— — 
33. Teer, Pech, Harze aller Art, Asphalt 8 212,53 — 
34. Mauerſteine und Flieſen aus Ton, Dad): 
ziegel und Tonröhren . 42,25 860, — 
35. Wolle, roh RN NEE — 6,76 
36. Alle ſonſtige Gegenſtände RO 315,68 | 1787,84 
Insgeſamt | 4682,48  |37332,20 


* 
) 
1 
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Uachweiſung 
der im Jahre 1905 auf den Stationen Thorn, Thorn —Uferbahn und 
Mocker abgeſandten und eingegangenen Güter. 


Hauptbahnhof Uferbahn Mocker 
Bezeichnung der Güter Verſand Empfang | Verſand Empfang | Verſand | Empfang 
To. To. To. To. To. To. 
Abfälle 113 25 = 8 5 — 
Baumwolle, Baumpotiabfälle 194 276 134,5 — 35 
Bier ß 83,5 4775| 10 | 8595| 68 864 
Blei, Mennige 5 855 5 38,5 11,5 — 13 — 3 
Borke (Lohe), Gerbſtoffe SR 11 — 317 
Braunkohlen, rohe 0, — — — — — 
Braunkohlenbrikettss - - 103 176,5 — 150 — = 
Zement, n und 
Matten N 74 487 17 653 16,5 | 1046,5 
1 Dee 222 125 35 — — = 
Da 15,5 94,5 9,5 10 — 213,5 
Künſtliche Düngemittel ER 67 123,51 60,5 40 1072,5 | 1175 
Natürliche Düngemittel. .. — — 13 — 258,5 | 1135,5 
Roheiſen, Rohſtahll - — 7 — 10,5 9 257,8 
Altes Eiſen, Brucheiſen. .. 981 34 104 — 235,5 441 
Eiſen und Stahl, lee 8 674 813 [2387 34055 714,5 W 
Eiſenbahnſchienen .. ; 219 462 388,5 36,5 — 12 
Eiſerne Eiſenbahnſchwellen. ; 14 10 — 
Achſen und Bandagen 48,5 16,5 2,5 = = 
Maſchinen und Maſchinenteile 1160 1258 16,5 44,5 | 341 490,5 
Eiſerne Röhren und Gäulen . 109 199,5] 58 248 = 52,5 
Eiſen⸗ und Stahldraht 169,5 580 29 331 — — 
Eiſen⸗ und Stahlwaren. . | 1697 857 492,5 | 896 — 179 
Sonſtige Metallwaren . . . 105,5 — 52 - = 
Eiſenerz ohne Schwefellies . 17 — — — — 
Erde, Lehm, Mergel. 3,5 20,5 5 — er 
Kies, Sand, Grand. 51,5 353 — — 5 22 
Ton, Tonerde, Porzellanerde . 92 32,5 — — 30 40 
Sonitige F 35 10 10 — — - 
Aupfereng, Kupferſteine .. — 22,5 - 
Übrige Erze und Schlacken 8 12,5 — - = — — 
Fiſche, Heringe. 5 77 57 132,5 36 67 45 
Flachs, Hanf, Hede, Weg. - 66 47,5 = 
Fleiſch und Speck. > 9 0,5 | 171,5 96 = > 
Garne und Twiſte 288,5 203 2,5 — — 
Weizen und e 1 168,5 152 487 1, 5 99 10906 
Roggen | 342 1027 241,5 | 9973,5 
N .) ® 291 1292 | 541,5 | 446,5 | 404 | 1898,5 
Geite . . 3887 | 4341 | 554,5 |1545,5 | 980 334,5 
Hirſe, Buchweizen, Sütfenfrüchte 1161,5 | 1624,5 | 859 294 112 375 
Mais (Kukuruzz » 1,5 — 151,5 10 — — 
M = 60 — 70 — 110 


168 
8 Hauptbahnhof Uferbahn Mocker 
Bezeichnung der Güter Verſand Empfang | Verſand Empfang | Verſand Empfang 
To. To. To. To. To To. 
Lein⸗ und Olſamen 2,5 5 
Andere Sunn egen 24805 267 9 79,5 f 2 
Glas und Glaswaren 85 302 121 53 a 295 
Häute, Felle, Leder, Pelz . 107 93 278,5 Ba ze 29,5 
Nuke (Stamm) & Holz 62 611 24088 255 . 
utzho 2015 | 2164 [9457 1136 N A 
Brenn. und Grubenholz 149055 760 400 1200 5 50 1385 
Außereuropäiſches dels 115 30 61 5 * — aD 
ale 2 50 ee 2 2 
b 3 9,6 34,5 — 
affe, Kaffeeſurrogate, Tee . 2015 345 62 6 0 
Kalk, gebrannter 40,5 470 8 Er ir 
Kartoffeln 168˙ 304,5] 22 W e 
0 168 F 45 22 > 411 10686 
Knochenkohle, Beinſchwarz 9,5 10 2 2% 2 5 
Nieht m ie 366 | 2247 9,5 20 | 4 1,5 
ühlenfabri N 95 334,5 5 5 500 5 
Kleie, ohne Reielleie $ 76712 5 96208 16077 5 295 153705 1845 
a langen, Gemüſe : 190,5 6345 20 5 190 5 58775 1636 
1 692,8 267 90,5 „5 36 
Oltuchen und Öftuchenmep| 9450 5 3808 3206 I ens Hide 
e ee a € 300 328,5 11 8 13655 13402 
Petroleum, Mineralöle 371 753 r 2395 1 8 
Reis, Reismehl, Reiskleie 78 0,5 53 62 Er Sr 
Röhren von Ton und An 759 50 = 76 5 4 
Rüben, Zuckerrüben —. 78 3 hd 66 
Rübenſchnitze, Zutterrüben . 15 15 700, 5 95,5 2 2065 
Rübenſyrup, Melaſſe. I 90 
Salpeter, ehen 0,5 15 85 288 2 = ons 
St a 88 53 95855 2 17 5 
Schiefer 2 be 10 393 — 137 
Schwefelſäure — — 5 > 2 2 
Soda, rohe 11 6 5 % ; 
Soda, kauſtiſche . 2 85 10 
Spiritus — 183 = 20,5 56,5 95 
Spirituosen, Branntwein, hi 251 63 43 e 
Stärke, Kartoffelmehl . . 21 103 10 23 17 9 
Steine, einfach glatt behauen 104 224,5 43,5 15 2 5 
Steine, gebrannte Ziegel uſw. 16204, 1031˙ 175 . 511 5450 9000 
Se 975 204, 9 5 ! 511 | 5435,5 1909 
laſterſtein ; ö 3034, M 510 — 
ara 18 Nen ; . 3034,51 240 En 10405 | — 
Steinplatten, Bordſtein 0 — 6 = 315% . 555 
Steinkohlen 8 . : a ul 906,5 40265 2915 10 5 1 15 
Steinkohlenbritetts 10˙ 125 5 I Ba BR 
Steinkohlenkoks ? r 114 60 240 5 5 ns 
Tabak, roh, Tabatsrippen 5 — 2 10 = 2 en 
Fabrizierter Tabak, Zigarren . — 3 — 8 R 
Teer, Pech, Harz, Alp alt. 34,5 15,5 27 10 | 7 
Tonwaren, Porzellan. 57 233 22,5 62 0 905 
Torf, Torfſtreu, Holzkohlen 5 6 a 22 ee 
Weine, Apfelwein, Moſt 66 1055 34,5 34 55 8 
81 aller Art, tieriſch . 468,5 518,5 399 11 245 5 
Zink in Platten und Blöcken 20,5 5 4 50,5 N 
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Hauptbahnhof Uferbahn 


Mocker 


Bezeichnung der Güter Verſand Empfang | Verſand Empfang] Verſand Empfaug 
To To. To. To. To. To. 
| 

Jucker db — 200 200,5 134355 — 8645 

Zune ene 2955 29 — 121,51 — 71 

Spediteur-Sammelgut . . . 42,5 82,5 11 17 — — 
Butter, Eier, Käſe, Brot . . 4 837,5 6 — 192 1,5 

Bücher, Druckſachen 7 12, — — — = 
Farben (gebrauchte) 641 452,5 631,5 3 1862 485,5 

arben, Farberde . 6,5 fi — — — — 
Holzwaren, neue 3 fee, 5,5 123,5 11 18 — 6 
DEN II 5 — — — — 104,5 180,5 
an: „ 16 27 2,5 100,5 69,5 
äckſel ujw. . Ä 12 - 1637,5| 146,5 
Manufakturwaren . Ir 2. 7 ö 25 

Mineralwaſſer -. > 5,5 44 

Gips, gebrannt u. gemahlen 5 19 — — 15,51 — 65,5 
Übrige Güterarten °. . . .| 3061 5512 1309,5 | 728 | 1082 842,5 
Insgeſamt |122562 177679,5 141632  |55065,5 55735 |103158,5 
. nn . ee 

300241,5 96697,5 158893,5 

Viehverſtehr. Stück Stück Stück Stück 
Pferde, Fohlen, Eſel . 636 319 85 115 
Ochſen, Stiere 235 162 5 47 
N a Ste ur 307 252 524 1508 
Kälber 8 9 37 71 159 
Schafe, Lämmer 320 271 686 1521 
Schweine ] 51862 54076 342 2996 
Ferkel ; 10281 4833 846 168 
Geflügel und ſonſtiges Vieh . | 339219 | 293774 20904 27 


Perſonenverkehr. 
Es reiſten ab vom Hauptbahnhofe . 
„ „ „ „ Stadtbahnhofe. 
„ „ „5 „ Moder 


285 281 Perſonen. 


226 146 
35 921 


* 


* 
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Verkehr auf der Uferbahn im Jahre 1905. 


Veladene Waggons 
Monat gingen Zuſammen 
en us 
, 398 179 577 


ee er 346 165 511 
N ir or, 398 255 653 
I BER Eee re 359 450 809 
% e e 388 354 742 
a he a 315 387 702 
BU er 367 250 617 
IN en 474 362 836 
SCH ee N er 443 341 784 
Dee ee u Miet. 917 391 1308 
SIOVEMDEr 3. .. 4 7 1 1173 554 1727 
Denen a 663 239 902 

Im ganzen | 6241 [ 3927 10168 


Machweiſung 

derjenigen Getreideſendungen, die im Jahre 1905 über Gollub und 
Leibitſch von Rußland eingegangen und unter Begleitſchein-Kontrolle 

nach Thorn abgefertigt ſind. 

über Gollub: über Teihitſch: 
Januar — — 
Februar — — 
März == 20,2 Tonnen Erbjen. 
April — a 
Mai 20,2 Tonnen Weizen. 
Juni — — 
Juli — — 
Auguſt — —— 
September — 10,1 Tonnen Gerſte. 
Oktober — 20,1 Tonnen Gerſte. 
November — d — 
Dezember — 10,1 Tonnen Gerſte. 


4 
* 
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Mitglieder der Handelskammer im Jahre 1905. 


Aus dem Stadt- und Landkreiſe 
Thorn. 

E. Dietrich, Präſident. 

5. Nawitzki, Vizepräſident. 

H. Aſch. 

C. Verendes. 

A. Vorn. 

O. Gukfd. 

J. Houtermans. 

A. Kittler. 

V. Taengner. 

M. Noth. 

Herm. J. Schwartz ſen. 

D. Wolff. 


Aus dem Kreife Culm. 
Dr. Henatſch. 
28. Schultze. 

Aus dem Kreife Briefen. 


N. Vauer. 
J. Mayer (+ 8. 2. Durch Erſatz⸗ 


wahl vom 23.11. M. Michalo witz). 
Aus dem Kreiſe Löbau. 

C. Cohn. 
C. Tandshut. 

Aus dem Kreiſe Strasburg. 
C. Majewski. 
E. Wagner. 

Sekretär E. Voigt. 


Mitglieder der Sachverſtändigen⸗Kommiſſionen im Jahre 1905. 


— 


für Getreide, Hülſenfrüchte, Sämereien und Saaten: 


G. Gerſon, M. Mallon, §. Nawitzſti, Ot. Reichel und D. Wolff. 
2. für Manufaktur, Kurz, Glas⸗ und Galanteriewaren: 
Max Cohn, Adolph Leyfer, Adolph Lewin, J. R. Puttkammer. 


und Georg Sternberg. 


3. für Kolonialwaren, Ole, Chemikalien, Spiritus und Weine: 
Hugo Claaß, Herm. Dann, Leopold Hirſchberg, Albert Sand, 


und N. Nütz 


> 


S. Wiener und D. Wolff. 


für Leder, Wolle und Rohprodukte: 


5. für Eiſen, Stahlwaren, Zement, Kohlen und Kalk: 
E. Dietrich, A. Nittweger, J. Zährer. 


6. für 


olz: 
T. Gafioromski, Joh. Houtermans, H. Illgner. 


7. für Ziegeln, Tonwaren und Steine: 
J. Groſſer, E. Hittenfeld und Joh. Schnibbe. 
Vereidigter Handelsmakler: Vaul Engler (Thorn). 
Vereidigte Holzmeſſer: Daniel Wanzel (Thorn) u. Nobert Hellwig (Thorn). 
Vereidigter Wäger: Manfred KHider (Thorn). 
Vereidigte Probenehmer für Zucker und Melaſſe: 
Fr. Preuß (Culmſee), I. Springer (Culmſee), Wilh. Kauffmann 
(Thorn) und Dagobert Gerſon (Thorn). 
Vereidigter Dispacheur: Dagobert Gerſon (Thorn). 
Vereidigter Handelschemiker: Dr. Ernſt Rogner (Thorn). 
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